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Beginn: 9:03 Uhr.  

 
 
 

Eröffnung 

 
 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! Hiermit eröffne 
ich die 103. Sitzung des Landtages von Sachsen-
Anhalt der siebenten Wahlperiode und begrüße 
Sie auf das Herzlichste.  

 

Ich stelle die Beschlussfähigkeit des Hohen Hau-
ses fest.  

 

Sehr geehrte Damen und Herren! Der Abg. Herr 
Frank Bommersbach hat heute Geburtstag. 

 

(Beifall) 

 

Im Namen des Hohen Hauses sowie persönlich 
gratuliere ich dazu recht herzlich und wünsche 
alles Gute. 

 

(Zuruf) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir setzen 
nunmehr die 49. Sitzungsperiode fort und begin-
nen die heutige Beratung mit dem sogenannten 
Prioritätenblock, dem die Tagesordnungspunk-
te 3, 23, 4 und 5 zugeordnet worden sind.  

 
 

Ich rufe auf 

 
 
 

Tagesordnungspunkt 3 

 

Beratung 

 

a) Sichere Auskofferung der Giftschlamm-
grube Brüchau angehen 

 

Antrag Fraktionen CDU, SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN - Drs. 7/6127 

 

Alternativantrag Fraktion AfD - Drs. 7/6154 

 
 

b) Jetzt sofort und konsequent handeln - Gift-
schlammgrube Brüchau vollständig ent-
sorgen und renaturieren 

 

Antrag Fraktion DIE LINKE - Drs. 7/6081 

 
 
 

Einbringerin zu a) wird die Abg. Frau Frederking 
sein.  

 

(Unruhe) 

 

- Ich möchte Sie bitten, den Geräuschpegel zu 
senken. Nach meiner Information sind auch Ver-
treterinnen und Vertreter der Bürgerinitiative im 
Hohen Haus anwesend und möchten gern den 
Verlauf unserer Debatte verfolgen. Deswegen 
mein Appell, den Geräuschpegel zu senken, da-
mit die Debatte verfolgt werden kann. - Frau Kol-
legin Frederking, Sie haben das Wort. Bitte schön. 

Dorothea Frederking (GRÜNE):  

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Ab-
geordnete! Es ist genau so, wie die Präsidentin es 
dargestellt hat: Die Bürgerinitiative „Saubere Um-
welt & Energie Altmark“ ist im Haus. Viele Bürge-
rinnen und Bürger aus der Altmark haben vorhin 
auf dem Domplatz für die Beseitigung der Gift-
schlammgrube Brüchau demonstriert.  

 

(Zurufe) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Frau Frederking, einen kleinen Moment bitte. Der 
Ton ist wohl zu leise. - Können Sie diesen bitte 
etwas lauter machen? - Kollegin Frederking, ein-
fach etwas näher an das Mikrofon gehen; das war 
der Hinweis aus der Regie. Bitte, Sie dürfen fort-
fahren. 

 
 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Heute ist wirklich ein historischer Tag; so kann 
man das sagen.  

 

(Zustimmung) 

 

Ich möchte noch einmal zurückblicken. Stellen Sie 
sich vor, in Ihrer Nachbarschaft ist ein See - um-
zäunt, abgesperrt und überwacht, umsäumt mit 
Grün, Büschen und Bäumen. Doch was idyllisch 
anmutet, enthält ein gefährliches Giftgemisch. 
Niemandem wird zugestanden zu wissen, was 
sich darin genau befindet, ob die Grube dicht ist 
oder ob Gifte ins Grundwasser gelangen. Un-
wohlsein sowie die Angst um Gesundheit und 
Umwelt machen sich breit. Wenn angesprochene 
Missstände auch noch von einigen zuständigen 
Behörden nicht ernst genommen werden, dann 
sind Unmut und Resignation groß.  

 

Mit dieser Situation mussten die Menschen in 
Brüchau, einem kleinen Ort in der Einheitsge-
meinde Kalbe (Milde) in der westlichen Altmark, 
über Jahrzehnte leben. Direkt vor ihrer Haustür 
befindet sich eine ehemalige Tongrube, in die ein-
fach Schadstoffe gekippt wurden.  

 

Doch seit der Veröffentlichung der Untersu-
chungsergebnisse im Abschlussbericht zur Ober-
tagedeponie Brüchau mit Stand vom 13. Mai 2020 
gibt es erneut eindeutige Fakten zum Deponiein-
halt, zu den Schadstoffen im Sandboden unter der 
Deponie sowie im Grundwasser sowie zur Be-
schaffenheit und zur Dichtigkeit der Deponie.  

 

Der nun vorliegende Abschlussbericht bestätigt 
das, was viele schon vorher gesagt haben, was 
der Altmarkkreis Salzwedel, die Stadt Kalbe, die 
Bürgerinitiative „Saubere Umwelt & Energie Alt-
mark“ und die Menschen vor Ort aus vorherigen 
Gutachten, Messergebnissen, eigenen Beobach-
tungen und Augenzeugenberichten schon lange 
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wissen: Die Giftgrube ist undicht und das Inventar 
ist gefährlich für Mensch, Umwelt, Tiere und das 
Grundwasser. 

 

(Beifall) 

 

Die Grube kann nicht an Ort und Stelle bleiben. 
Nur mit der vollständigen Auskofferung und siche-
ren Verbringung des Grubeninventars in Depo-
nien an anderen Standorten können die Men-
schen vor Ort wieder ohne Angst und Sorgen um 
ihre Gesundheit leben. Nur dann werden die Ge-
fährdungen für die Umwelt und die Kontamination 
des Grundwassers gebannt sein. Genau deshalb 
wollen wir mit dem Antrag erreichen, dass konkret 
geplant wird, wie das funktionieren kann.  

 

Die aktuellen Untersuchungsergebnisse werden 
von allen Seiten anerkannt. Endlich gibt es eine 
Basis für eine Aktualisierung der Gefährdungsab-
schätzung und eine Neubewertung von Schlie-
ßungsvarianten wird möglich. Endlich werden die 
Schlussfolgerungen gezogen, die man schon 
lange hätte ziehen können.  

 

In unserem Antrag nennen wir als Zielbestimmung 
eine Vorzugsvariante: Auskofferung des Deponats 
und Weiterverbringung in zugelassene Deponien 
an anderen Standorten. Das ist eine von drei 
Schließungsmöglichkeiten, die Neptune Energy 
als Betreiberfirma aufzeigt. Es ist die Variante, die 
die Menschen, die Behörden und die Politikerin-
nen der Altmark seit Langem und immer wieder 
fordern. Dieser muss jetzt nachgegangen werden, 
damit die Auskofferung und der Abtransport des 
Deponats so schnell wie möglich beginnen kön-
nen.  

 

Die beiden anderen Varianten sind a) die Umlage-
rung auf dem Gelände in eine neue Deponie und 
b) die Abdichtung der Fehlstellen in der Geschie-
bemergelschicht. 

 

Schauen wir noch einmal zurück. Bei der Oberta-
gedeponie Brüchau handelt es sich nicht um eine 
Deponie im Sinne des Kreislaufwirtschaftsgeset-
zes, 

 

(Zustimmung) 

 

vielmehr ist sie eine Anlage zur Ablagerung von 
bergbaulichen Abfällen, die nach der Allgemeinen 
Bundesbergverordnung einzuordnen ist.  

 

Deshalb ist auch das Landesamt für Geologie und 
Bergwesen zuständig.  

 

Bei der Grube handelt es sich um eine regelrechte 
Giftschlammgrube, bestehend aus einem Cocktail 
aus gefährlichen chemischen Substanzen. Rund 
die Hälfte des ursprünglichen Kerndeponats ist an 
den Seiten schon mit Boden abgedeckt worden. 
Es ist also schon verfestigt worden. Das sieht 
man im östlichen und westlichen Bereich.  

Die Einlagerung in diese Grube erfolgte im Zeit-
raum von 1972 bis 2012. Neben bergbaulichen 
Abfällen aus der Erdgasförderung - dazu zählen 
Gesteins- und Bodenaushub, Rückstände aus der 
Gasreinigung und aufkonzentrierte Reinigungs-
schlämme aus Rohren und Armaturen - wurden in 
der ehemaligen Tongrube bis zum Jahr 1990 
auch bergbaufremde Abfälle eingelagert, unter 
anderem Pflanzenschutzmittel, Teerreste und 
Galvanikschlämme. 

 

Dass das dort eingelagert wurde, wird jetzt auch 
im Abschlussbericht bestätigt. Das Schadstoffin-
ventar weist eine ganze Reihe an Chemikalien, 
Chlorid, Sulfat, Arsen, Barium, Blei, Kupfer, 
Quecksilber, polyzyklische aromatische Kohlen-
wasserstoffe, Mineralölkohlenwasserstoffe, Ben-
zol, Herbizide und Organochlorpestizide. Allein 
die polyzyklischen aromatischen Kohlenwasser-
stoffe sind besorgniserregende Stoffgruppen. Sie 
können krebserregend und erbgutverändernd 
sein. Einige bleiben lange in der Umwelt und wer-
den dort kaum abgebaut, wiederum andere sind 
sehr giftig für Menschen und andere Organismen. 

 

Beim Deponat wurden sowohl der feste Teil am 
Rande, also das, was ich eben beschrieben habe, 
dieser abgedeckte Teil, als auch die Flüssigkeit 
untersucht. Überall zeigt sich, dass es keine Ho-
mogenität bei den Schadstoffen und deren Men-
gen gibt. Vor der Endlagerung müssen die Schad-
stoffe auch unterschiedlichen Deponieklassen zu-
geordnet werden.  

 

Untersucht wurden auch der gewachsene Sand-
boden unterhalb der Deponie und das Grundwas-
ser. Auf der Seite 118 des Berichts ist zu lesen, 
dass von den ermittelten Bodenbelastungen und 
dem aufkonzentrierten Sickerwasser eine Gefähr-
dung für das Schutzgut Grundwasser ausgeht. 
Ein Eintritt von Schadstoffen in das Grundwasser 
hat bereits stattgefunden.  

 

Es ist ja nicht so, dass mit dem Abschlussbericht 
vom 13. Mai erstmalig Untersuchungsergebnisse 
vorliegen, die die Gefährdungen und Bedrohun-
gen, die von der Giftschlammgrube in Brüchau 
ausgehen, zeigen würden. Aus der Vergangenheit 
existieren bereits zahlreiche Gutachten und konti-
nuierliche Messungen des Grundwassers, unter 
anderem zu finden in den Kleinen Anfragen, die 
ich bereits seit dem Jahr 2015 gestellt habe. 

 

Mehrere Gutachten weisen nach, dass die Grube 
nicht dicht ist. Ich zitiere aus einem Schreiben des 
Staatlichen Amtes für Umweltschutz Magdeburg 
vom September 2000: Durch die bisher durchge-
führten Untersuchungen ist nachgewiesen, dass 
die natürliche Abdichtung der Deponie nicht den 
Austrag von Schadstoffen verhindert.  

 

Mit dem aktuellen Bericht wird die Undichtigkeit 
eindeutig belegt. Man ist immer wieder davon 
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ausgegangen, dass eine durchgängige Geschie-
bemergelschicht mit einer Mächtigkeit am Gru-
benboden von mindestens 0,7 m eine natürliche 
Barriere darstellt und eine Basisabdichtung zum 
darunter liegenden Sandboden sicherstellt. Im 
Stichprobenverfahren wurden allerdings drei Stel-
len ohne Geschiebemergel entdeckt. Weitere 
Sondierungen hatten Stellen mit einer Mächtigkeit 
von weniger als 0,3 m ergeben. Die Barriere funk-
tioniert nicht. Das zeigt sich auch an den Konta-
minationen im Grundwasser.  

 

Es ist gut, dass nun alle beteiligten Behörden auf-
grund der jahrelangen Proteste und der seriösen 
fachlichen Auseinandersetzungen die Erkenntnis-
se ernst nehmen. 

 

(Zustimmung) 

 

An dieser Stelle möchte ich auch all denjenigen 
danken, die sich mit großem Engagement für eine 
Beseitigung der Grube einsetzen. Insbesondere 
möchte ich der Bürgerinitiative „Saubere Um-
welt & Energie Altmark“ danken. 

 

(Zustimmung) 

 

Ich möchte betonen, dass bei allen Protesten 
gegen die Grube immer ein fachlicher Diskurs 
stattgefunden hat. Diesen haben der Bürgermeis-
ter Herr Ruth aus Kalbe und ich durch die von uns 
initiierten Kalbe-Runden gefördert, an denen auch 
alle Vertreterinnen und Vertreter der maßgeb-
lichen Behörden beteiligt waren. 

 

Es gibt inzwischen eine große Bereitschaft, das 
Problem anzugehen. Lange hieß es, von der Gru-
be gehe keine Gefahr aus. Deshalb wurde die 
Notwendigkeit der Auskofferung und Verbringung 
der Schadstoffe nicht verfolgt. Immer wenn das 
vorgeschlagen wurde, also doch auszukoffern und 
die Schadstoffe zu verbringen, gab es reflexartige 
Reaktionen mit einer Reihe von Fragen: Geht das 
überhaupt? Wo gibt es geeignete Deponien? 
Unter welchen Vorkehrungen muss das gemacht 
werden? Sind Einhausungen oder Überdachun-
gen erforderlich? Wie müssen die Mitarbeitenden 
geschützt werden? Kann etwas in die Luft ent-
weichen? Müssen Stoffe aus dem Schadstoffge-
misch getrennt und aufbereitet werden, bevor sie 
endgelagert werden können?  

 

Man denke dabei an die neue Quecksilber-
Richtlinie, die besagt, dass Quecksilber unter 
Tage gelagert werden muss. Man kann sich vor-
stellen, dass eine Anforderung an das Deponat 
aus Brüchau darin bestehen wird, dass man 
Quecksilber abtrennt.  

 

Es gab Fragen wie: Wie kann der Transport funk-
tionieren? Wie viele Lkw sind das usw. usw.? - 
Alles berechtigte Fragen, aber viel berechtigter ist 
es, diesen Fragen endlich nachzugehen. 

 

(Zustimmung) 

Das ist auch das, was die Betroffenen erwarten. 
Sie haben ein Recht darauf, nachdem sie jahre-
lang hingehalten wurden.  

 

Weitere Verzögerungen darf es nicht geben. Des-
halb fordern wir im Kern unseres Antrages, dass 
unverzüglich ein genehmigungsfähiger Plan für 
eine zügige und sichere Beseitigung der gesam-
ten Giftschlammgrube erarbeitet wird. Dazu ge-
hört auch, dass der Abtransport und die sichere 
Endlagerung an anderen Standorten sowie die 
Maßnahmen zur Renaturierung und zum Gewäs-
serschutz einschließlich der Reinigung des kon-
taminierten Grundwassers recherchiert werden. 

 

Genehmigungsfähig bedeutet, dass die Variante 
auch machbar sein muss. Es ist für uns selbstver-
ständlich und logisch, dass die endgültige Ent-
scheidung zur Schließung erst nach der Bepla-
nung und dem Nachweis der Machbarkeit erfol-
gen kann. Wichtig ist auch, dass Abtransport und 
Endlagerung nicht zu neuen Gefährdungen von 
Mensch und Umwelt führen. Es ist also zu klären, 
welche Sicherheitsvorkehrungen getroffen werden 
müssen. 

 

Neben diesen technologischen Randbedingungen 
werden auch die Kosten ermittelt werden. Für die 
endgültige Stilllegung werden die Betreiberfirma 
10 % und das Land über die Landesanstalt für Alt-
lastenfreistellung 90 % bezahlen, wobei die Kos-
ten nicht zum entscheidenden Argument werden; 
denn das haben wir in einem anderen Landtags-
beschluss schon festgehalten.  

 

(Zustimmung)  

 

Dennoch sei an dieser Stelle auch zur Einordnung 
einmal erwähnt, dass seit dem Jahr 1994 für den 
Rückbau der Erdgasanlagen 256 Millionen € über 
die Landesanstalt für Altlastenfreistellung ausge-
geben worden sind.  

 

(Zustimmung)  

 

Wenn man das einmal hochrechnet, dann stellt 
man fest, dass rund 10 Millionen € pro Jahr aus-
gegeben worden sind. 

 

Mit dem Arbeitsauftrag in unserem Antrag kom-
men wir in großen Schritten dem Ziel des Rück-
baues mit Ausbaggerung und Verbringung des 
Grubeninhaltes näher, damit endlich alle Gefähr-
dungen für die Menschen und für die Umwelt be-
seitigt werden.  

 

Deshalb bitte ich Sie: Stimmen Sie unserem An-
trag zu. - Vielen Dank. 

 

(Zustimmung) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank für die Einbringung, Frau Abg. Fre-
derking. Ich habe zwei Wortmeldungen. Als Erster 
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hat sich Herr Abg. Lieschke gemeldet. - Sie haben 
das Wort. Bitte. 

 
 

Matthias Lieschke (AfD): 

 

Frau Frederking, die AfD-Fraktion hat sich im 
Wirtschaftsausschuss des Themas Brüchau ange-
nommen und dort einen Selbstbefassungsantrag 
gestellt. Schon immer war klar: Es ist unsicher, ob 
die Grube dicht oder nicht dicht ist.  

 

Sie haben vorhin in Ihrer Rede gesagt, dass Sie 
seit dem Schreiben aus dem Jahr 2015 eigentlich 
wissen, dass die Grube undicht ist. Sie haben 
mehrfach die Gelegenheit gehabt, den Anträgen 
der AfD-Fraktion, die jedes Mal die Auskofferung 
beantragt hat, zu folgen. Warum haben Sie zu der 
Zeit nicht zugestimmt, also in den Jahren 2017, 
2019? Ich möchte mich jetzt nicht auf das genaue 
Datum festlegen.  

 

Ging es darum, dass dies von der AfD ist und es 
Ihre politische Entscheidung ist, unserem Antrag 
nicht zustimmen zu können? Oder geht es eher 
darum, den Bürgern zu folgen und im Interesse 
der Bürger zu handeln? Denn wir hier im Hohen 
Hause müssten bei einem so wichtigen Thema 
alle an einem Strang ziehen.  

 

Wir haben Gefährdungen der Bürger vor Ort, 

 

(Zustimmung) 

 

und Sie als GRÜNE waren nicht bereit, sich dafür 
einzusetzen und den Interessen der Bürger nach-
zugehen. Wie stehen Sie jetzt dazu? 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Frau Abg. Frederking, bitte. 

 
 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Wenn Sie mich persönlich ansprechen - das 
haben Sie gerade getan -, dann muss ich Sie ei-
nes Besseren belehren. Ich war nicht nur bereit, 
sondern ich habe das seit dem Jahr 2015 zusam-
men mit den Menschen vor Ort auf die politische 
Agenda gehoben. Damals haben wir schon Ver-
anstaltungen durchgeführt. Damals haben wir 
Kleine Anfragen gestellt und darüber aufgeklärt, 
was in der Grube qualitativ ist.  

 

Wir haben uns vom Landesamt für Geologie und 
Bergwesen zuarbeiten lassen, was sich in der 
Grube befindet. Dort befindet sich unter anderem 
Quecksilber. Es gibt mehrere Belege dafür, dass 
die Grube undicht ist. Einen Beleg des Staatlichen 
Amtes für Umwelt aus dem Jahr 2000 habe ich 
zitiert.  

 

Wir haben hier im Landtag vor rund zwei Jahren 
abgestimmt, dass die Grube untersucht wird, also 
das Deponat. Es sollte festgestellt werden, was 

genau darin ist, in qualitativer und auch in quanti-
tativer Hinsicht, also in welchen Mengen das darin 
ist und wo sich was befindet.  

 

Wenn Sie mir zugehört haben, dann haben Sie 
auch bemerkt, dass die Ergebnisse zeigen, es ist 
nicht homogen. Also, an einigen Stellen gibt es 
mehr Schwermetalle und an anderen Stellen gibt 
es mehr Chlorid. Das wird auch Auswirkungen auf 
den konkreten Plan haben, wenn es darum geht: 
Wie wird das Deponat entfernt? Muss es aufberei-
tet werden? Muss man da vielleicht eine kleine 
chemische Anlage bauen, um die Schadstoffe zu 
trennen?  

 

Wir haben immer gesagt, wir müssen wissen, was 
genau darin ist, wie viel ist genau darin und wo ist 
es, damit man weiß, wie es behandelt und wohin 
es verbracht werden muss.  

 

Ich gehe davon aus, dass das Deponat nicht nur 
auf eine Deponie verbracht wird, sondern dass es 
so sein wird - im Unterbrechungsbericht wird auch 
dargestellt, dass es mehrere verschiedene 
Schadstoffkategorien sind -, dass es in unter-
schiedliche Deponieklassen kommt. Aus dem 
Grund ist es wichtig, dass die Untersuchungen 
gemacht worden sind. Das sind die Vorarbeiten 
für den konkreten Plan. Diese Vorarbeiten waren 
nicht umsonst.  

 

Aber was wir wollen und wozu wir uns in diesem 
Antrag ganz klar bekannt haben, ist Folgendes: 
Jetzt ist die Zeit gekommen, der Auskofferung und 
Verbringung des Deponats nachzugehen. Und 
jetzt ist die Zeit gekommen, diesen Plan umzuset-
zen, damit es dann möglichst schnell zur komplet-
ten Beseitigung der Grube kommt. 

 

(Zustimmung) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Lieschke, weil Sie stehen bleiben, signalisie-
ren Sie eine Nachfrage. Aber ich bitte Sie, wirklich 
nur eine kurze Nachfrage zu stellen. 

 
 

Matthias Lieschke (AfD): 

 

Ja. - Frau Frederking, erst einmal danke für Ihre 
Rede Nr. 2, die Sie jetzt gehalten haben. Mit ist 
klar, dass meine Frage für Sie ein bisschen unan-
genehm ist. Meine Frage war eigentlich - - 

 
 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Ich habe Ihre Frage konkret beantwortet, ganz 
konkret. 

 
 

Matthias Lieschke (AfD): 

 

Meine Frage war eigentlich: Wie haben Sie über 
die Anträge bezüglich der Auskofferung abge-
stimmt? Meiner Kenntnis nach haben Sie gegen 
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unsere Anträge bezüglich der Auskofferung ge-
stimmt. Stimmen Sie mir da zu? 

 

(Zuruf von Cornelia Lüddemann, GRÜNE - 
Unruhe) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Frau Frederking. 

 
 

Matthias Lieschke (AfD): 

 

Es ist einfach zu beantworten. 

 

(Zuruf - Unruhe) 

 
 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Wir als Koalition haben mehrere Anträge ins Ple-
num eingebracht, mehrere Alternativanträge. Die-
sen Anträgen habe ich immer zugestimmt. 

 

(Zustimmung - Zurufe: Dagegen gestimmt! - 
Unruhe) 

 
 

Matthias Lieschke (AfD): 

 

Keine Auskofferung. Danke schön. 

 

(Zuruf: Bei jedem Antrag dagegen ge-
stimmt!) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
denke, wenn Sie hier vorn jemanden haben, der 
eine Frage gestellt bekommt, dann müssen Sie 
ihm auch die Gelegenheit geben, zu antworten. 
Sie können die Antwort nicht kritisieren, weil sie 
Ihnen nicht gefällt. - Wir haben eine weitere 
Wortmeldung. Herr Abg. Loth, bitte. 

 
 

Hannes Loth (AfD):  

 

Nachdem sich Frau Frederking jetzt - schallt das, 
hört man mich? - um die Antwort herum gewun-
den hat, möchte ich Folgendes festhalten: Frau 
Frederking, Sie haben mit Nein gestimmt zu den 
AfD-Anträgen, Sie haben mit Ja gestimmt zu den 
Koalitionsanträgen, die immer nur Alternativanträ-
ge und nicht weitreichend genug waren. 

 

(Zurufe) 

 

Aber ich möchte Ihnen noch eine Frage stellen. 
Seit 2016, Frau Frederking, haben Sie selbst ge-
wusst, was in der Grube ist. Sie haben eine Kleine 
Anfrage gestellt, die am 11. Februar 2016 veröf-
fentlicht wurde. Seitdem wissen Sie auch, was 
qualitativ darin ist. 

 

Sie wissen auch, dass die Grube seit dem Jahr 
2000 undicht ist. Das haben Sie vorhin selbst ge-
sagt. Sie haben am 22.  April 2017 den Antrag der 
AfD zum ersten Mal abgelehnt. Somit haben Sie 
jetzt drei Jahre weiter zugelassen, dass Giftwas-

ser von der Grube in das Grundwasser gelangt ist 
und die Leute weiter vergiftet. Das ist erst einmal 
eine Feststellung, die ich hier treffe. 

 

Sodann möchte ich Sie zur - wie haben Sie ge-
sagt? - Neubewertung von Schließungen fragen. 
Dazu haben Sie jetzt eine priorisierte Art der 
Schließung, die Auskofferung und die Abdeckung, 
genannt. Sie wissen aber ganz genau, dass sei-
tens des Altlastenfonds gesagt wurde, die gucken 
wohl nach dem Geld. 

 

Meine Frage ist: Wie wollen Sie sich dafür einset-
zen, dass jetzt Ihre Variante durchgesetzt wird 
und nicht die zweite, dritte, vierte oder sogar fünf-
te oder sechste, die es vielleicht auch noch geben 
wird? 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Frau Frederking, bitte. 

 
 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Herr Loth, wir wollen uns nicht einsetzen, sondern 
wir setzen uns ein, nämlich genau mit diesem 
Antrag. 

 

(Beifall) 

 

Dieser Antrag hat die ganz klare Zielbestimmung 
Auskofferung und Verbringung des Deponats in 
Deponien an anderen Standorten. Das ist genau 
das, was viele seit Langem gefordert haben, was 
die Menschen vor Ort wollen. Und dieser Variante 
wird jetzt nachgegangen. 

 

Ich stelle hier fest, dass die Untersuchungsergeb-
nisse, die in den vergangenen zwei Jahren erzielt 
worden sind, keine Zeitverschwendung waren in 
dem Sinne, dass dies nutzlos gewesen wäre. Viel-
mehr wiederhole ich das, was ich ganz konkret 
auf die Frage von Herrn Lieschke geantwortet ha-
be: Diese Untersuchungsergebnisse sind jetzt die 
Grundlage, weil wir ganz genau wissen, dass 
nicht nur Qualität, sondern auch Quantität aus-
schlaggebend sind. 

 

Ich wiederhole mich noch einmal: Wir wissen 
auch, wo welche Schadstoffe in welcher Konzen-
tration sind. Diese Vorarbeiten sind wichtig und 
Grundlage, um diesen genehmigungsfähigen Plan 
zu machen, der als Ziel die Auskofferung und Ver-
bringung des Deponats hat. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank. - Herr Loth, Sie haben noch eine 
kurze Nachfrage. Bitte. 

 
 

Hannes Loth (AfD):  

 

Frau Frederking, aus Ihrer Arbeit wissen Sie si-
cherlich auch oder können vielleicht abschätzen, 
wie lange es denn dauert, bis dieser Plan erstellt 
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ist und wann der erste Bagger dort anrollt, um die 
Grube auszukoffern. - Dies nur einmal so pau-
schal. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Frau Frederking. 

 
 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Ich gehe davon aus, dass das unverzüglich er-
folgt, wenn der Plan vorliegt. 

 

(Heiterkeit und Zurufe) 

 

Nach meiner Einschätzung wird das in wenigen 
Jahren der Fall sein. Weil bereits sehr viele Vorar-
beiten gemacht wurden, denke ich daran, dass 
das sogar nur noch Monate dauern wird. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Frau Frederking. Ich sehe keine 
weiteren Fragen. - Jetzt kommen wir zum nächs-
ten Einbringer. Den Antrag unter b) wird jetzt Herr 
Abg. Höppner von der Fraktion DIE LINKE ein-
bringen. - Sie müssen aber noch einen kleinen 
Moment warten. - So, Herr Abg. Höppner, Sie 
haben jetzt das Wort. Bitte. 

 
 

Andreas Höppner (DIE LINKE): 

 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Was 
ist das doch für eine ziemlich einschlagende Fest-
stellung! Es wurde schon gesagt, nun steht wohl 
endgültig fest: Die Giftschlammgrube Brüchau ist 
undicht und Giftstoffe gelangen schon seit Jahr-
zehnten in das Grundwasser bzw. in die Umwelt.  

 

Seit Jahren, eigentlich seit Jahrzehnten, behan-
deln wir dieses Thema. Und seit Jahrzehnten hat 
man die Gefährlichkeit der Grube einfach ignoriert 
bzw. abgewiegelt. 

 

(Beifall) 

 

Und ja - ich sage es an der Stelle auch noch ein-
mal ganz deutlich -, man hat auf Zeit gespielt. 

 

Eine ganze Reihe bzw. eine Vielzahl von Anträ-
gen, Anfragen, Selbstbefassungen gab und gibt 
es dazu. Ich weiß, dass einige unter Ihnen, meine 
Damen und Herren hier im Landtag, sicherlich das 
Thema Brüchau schon lange nicht mehr hören 
können. 

 

Doch der Beweis der Richtigkeit der andauernden 
Penetranz, insbesondere der Bürgerinnen und 
Bürger in der Westaltmark, der Bürgerinitiative 
Saubere Umwelt & Energie Altmark, der anlie-
genden Kommunen und auch einzelner altmärki-
scher Landtagsabgeordneter führte nun endlich 
zu dem hier vorliegenden Ergebnis und beweist: 
Die Giftgrube ist undicht, gefährlich und muss 
letztendlich komplett entsorgt werden. 

 

(Beifall) 

Seit 2018 - übrigens 28 Jahre bzw. jetzt 30 Jahre 
nach der Einheit - wurden nun endlich die um-
fangreichen Untersuchungen an der Giftmüllgrube 
Brüchau durchgeführt. So wurden entsprechend 
einem 2017 durch das LAGB zugelassenen Son-
derbetriebsplan bis Jahresende 2019 geophysika-
lische Messungen und geologische Erkundungen 
vorgenommen.  

 

Das Messstellennetz für die Grundwasserbepro-
bung wurde erweitert und auch der Deponieinhalt 
wurde wesentlich intensiver begutachtet. Die Gut-
achter beziffern nun das Gesamtvolumen des gif-
tigen Cocktails auf 100 000 m

3
 mit unterschied-

licher Verteilung, Tiefe und Breite auf dem Gelän-
de. 

 

Wichtig ist auch die Feststellung, dass es nicht 
nur, wie immer gesagt wurde, Anomalien im De-
poniegrund gibt, sondern das Ergebnis klar und 
deutlich lautet - ich zitiere aus dem Abschlussbe-
richt -: 

 

„Der das Deponat unterlagernde Geschie-
bemergel ist mindestens an einer Stelle 
komplett entnommen bzw. bereichsweise 
nur noch sehr gering mächtig (< 0,3 m) vor-
handen.“ 

 

Auch diese Aussagen im Bericht lassen mehr als 
aufhorchen. Das Sickerwasser weist bei der aktu-
ellen Untersuchung elf- bis 93-fache Überschrei-
tungen des GFS für die Parameter Chlorid, Sulfat, 
Cyanide, Arsen, Barium, Blei, Cadmium, Chrom, 
Kupfer, Nickel, Quecksilber, Zink, Phenolindex 
sowie PAK einschließlich Naphthalin auf. 

 

Bereits bei Untersuchungen 2005 waren Schwer-
metalle sowie MKW, LCKW und BTEX im Sicker-
wasser auffällig. Die ermittelte Sickerwasserfracht 
aus der Altablagerung beträgt für Chlorid rechne-
risch 6,6 bis 9,9 t pro Jahr. 

 

Und der Bericht fasst weiter klar zusammen - ich 
zitiere wieder -: 

 

„Zusammenfassend kann für das Schutzgut 
Grundwasser festgestellt werden, dass  

1. eine Grundwasserverunreinigung mit 
Chlorid im Sinne des Bodenschutzge-
setzes vorliegt, 

2. aufgrund des Schadstoffpotenzials im 
Boden - also Altablagerung - über den 
Wirkungspfad Boden und Grundwasser 
eine weitere Gefährdung zu besorgen 
ist und 

3. aufgrund der bereits vorhandenen Be-
lastungen mit Chlorid über den Wir-
kungspfad Grundwasser (belastet) - 
Grundwasser (unbelastet) eine weitere 
Ausbreitung erfolgen kann.“ 

 

Meine Damen und Herren! Es gab wirklich genü-
gend frühe Warnungen, Hinweise und Unterlagen 
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sowie Gutachten, die die Undichtigkeit und Ge-
fährlichkeit der Giftmüllgrube darlegten. 

 

An der Stelle kritisiere ich noch einmal wirklich 
deutlich, dass frühere Warnungen und Gefahren 
und Hinweise jahrzehntelang ignoriert wurden. 

 

(Beifall) 

 

Warum wurden erst jetzt diese Untersuchungen in 
dieser Qualität und in diesem Umfang durchge-
führt? Warum nicht schon 1990 oder 1991 oder 
1995, spätestens aber 2012? Meine Damen und 
Herren, ich glaube, man wollte man das Ergebnis 
so nicht haben und sehen. 

 

Man muss mittlerweile davon ausgehen, dass sich 
hier über die Jahre eine Art Verwaltungsmentalität 
herausgebildet hat und Behörden sowie auch die 
zuständigen Ministerien meist erst dann reagier-
ten, wenn Bürgerinnen und Bürger, Umweltver-
bände und Bürgerinitiativen problematische Er-
eignisse so an das Licht der Öffentlichkeit ge-
bracht haben, dass der Skandal nicht mehr igno-
riert werden konnte. 

 

Schuld müssen übrigens nicht einzelne Mitarbei-
ter sein, Schuld bzw. Verantwortung tragen und 
trugen vor allen Dingen in der Vergangenheit 
hauptsächlich die jeweiligen Ministerien, die hier 
als direkte Vorgesetzte die politische Ausrichtung 
bestimmen. 

 

Die Sache hat aus meiner Sicht also System, 
indem es immer noch heißt: Wirtschaft vor allem 
und zuerst, danach erst Umweltschutz bzw. 
Schutz der Bürgerinnen und Bürger. Dieses Sys-
tem, meine Damen und Herren, muss endlich 
fallen. 

 

(Beifall) 

 

Die Vorgänge um die Giftschlammgrube Brüchau 
stehen da übrigens nicht allein. Auch die Vorgän-
ge um die Bergbauanlage Teutschenthal sind 
hierfür bezeichnend. Der dortige Betreiber hätte 
zum Beispiel bereits Ende 2007 entsprechend 
den festgelegten immissionsschutzrechtlichen Be-
stimmungen des Landesamtes für Geologie und 
Bergwesen eine Halle für bestimmte immissions-
schutzrechtlich relevante Stoffe errichten müssen. 
Doch diese entstand nie und die stinkenden, in 
Teilen gefährlichen Stoffe wurden lange Zeit in 
einem Freilager, also offen, abgelagert. 

 

Das LAGB ist über viele Jahre nicht gegen den 
Weiterbetrieb des Freilagers eingeschritten, ob-
wohl offensichtlich war, dass die Lagerhalle ent-
sprechend den vorgegebenen rechtlichen Aufla-
gen durch die Betreiberfirma nicht gebaut wurde. 

 

(Beifall) 

 

Auch in Brüchau wurde bis 2012 immer weiter 
eingelagert; eigentlich muss man sagen: immer 
weiter eingekippt. 

Immer wieder gab es Untersuchungen und Gut-
achten zur Giftmüllgrube, natürlich mit Genehmi-
gung und unter Aufsicht des LAGB, aber auch in 
Verantwortung vorangegangener Landesregie-
rungen, Wirtschafts- und Umweltministerien. Nie 
ist man wirklich tiefgreifend den Hinweisen von 
Bürgerinnen und Bürgern, ehemaligen Beschäftig-
ten und den anliegenden Kommunen nachgegan-
gen. 

 

Mir stellen sich dabei übrigens viele Fragen, aber 
hauptsächlich eine: Warum wurde bei den voran-
gegangenen Untersuchungen gerade die Prüfung 
der Dichtheit der Grube, wie es jetzt endlich ein-
mal getan wurde, nie in Betracht gezogen, ge-
schweige denn so durchgeführt? 

 

Scheinbar gibt es dabei schon seit vielen Jahren 
Abläufe, zum Beispiel innerhalb des LAGB, die 
definitiv noch tiefgreifender zu hinterfragen sind. 
Haben wir da irgendwie einen Staat im Staate? 
Machen die, was sie wollen, was angenehm ist 
oder was in die Doktrin passt? Werden die durch 
niemanden kontrolliert? Warum haben vorange-
gangene Wirtschafts- und Umweltministerien 
diese Dinge ignoriert oder nicht zur Kenntnis ge-
nommen und nicht entsprechend zum Wohle bzw. 
der Gesundheit der Bürgerinnen und Bürger ge-
handelt? 

 

Ein weiteres Beispiel zur Arbeitsweise des LAGB 
und vorangegangener Landesregierungen und 
ihrer verantwortlichen Institutionen sind die Vor-
gänge um illegal abgelagerten Müll in Tongruben 
im Jerichower Land. 

 

Einige Landtagsabgeordnete unter Ihnen werden 
sich sicher noch daran erinnern: Im Jahre 2008 
gab es dazu einen Untersuchungsausschuss, um 
eine mögliche Verantwortung von Ministerien und 
anderen Behörden für diesen Skandal aufzuklä-
ren. Auch der damalige Arbeits- und Wirtschafts-
minister Reiner Haseloff musste dort aussagen 
und hat das alles irgendwie gar nicht so richtig 
mitbekommen oder gewusst. 

 

Das zuständige Landesamt für Bergbau und Geo-
logie hat nunmehr bereits bis Ende 2019 fast 
25 Millionen € ausgegeben, um die von den Ton-
gruben ausgehenden Umweltgefahren zu bannen. 
- Steuergelder übrigens, meine Damen und Her-
ren. 

 

Auch hier die Frage: Wer hat da tief und fest ge-
schlafen oder zumindest beide Augen sehr lange 
und intensiv zugedrückt? 

 

Meine Damen und Herren! Ich habe Ihnen eben 
kurz dargelegt, dass alles im Umwelt- und Abfall-
bereich in Sachsen-Anhalt nicht funktioniert. Mit 
dem Endbericht zur Giftschlammgrube Brüchau 
steht aus unserer Sicht auch fest, dass die be-
hördliche Überwachung über Jahrzehnte in Teilen 
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versagt bzw. zumindest ein deutliches Kompe-
tenzproblem hat 

 

(Beifall) 

 

und dass gerade das Wirtschafts- sowie das Um-
weltministerium als Fach- und Rechtsaufsichtsbe-
hörde nicht in der Lage waren, diesen Umstand 
zu erkennen und abzustellen.  

 

Der Grundsatz, die Überwachung von umweltge-
fährdenden Stoffen oder auch von Abfallströmen 
den Betreibern zu überlassen, ist ganz offensicht-
lich nicht in der Lage, Gefahren für Mensch und 
Umwelt zu verhüten. 

 

Was sich ändern muss, ist die Arbeit des LAGB. 
Dieses muss erkennen, dass es nicht ausreicht, 
die von den Betreibern gelieferten Papiere allen-
falls auf Plausibilität zu prüfen und dann abzuhef-
ten. Hier muss wieder mehr selbst untersucht 
werden, selbst gehandelt und, ja, auch Verantwor-
tung übernommen werden. 

 

Im Endbericht legt man sich leider noch nicht auf 
eine Komplettentsorgung der Giftmüllgrube fest, 
sondern es werden mehrere Varianten in Betracht 
gezogen. Dabei drängt sich einem schon wieder 
ganz stark der Eindruck auf, dass mal wieder das 
gemacht wird, was mit Blick auf den „Bergbau“ 
bzw. bei der Behandlung von Umweltschäden in 
der Vergangenheit hier im Lande eigentlich immer 
gemacht wurde, nämlich auf Zeit zu fahren. Insbe-
sondere zu verzögern oder auf Zeit zu fahren sind 
aber nun absolut keine Lösungen mehr und waren 
es auch nie. 

 

Leider passiert dies aber immer noch; denn wenn 
Sie unserem Antrag im Juni 2019 gefolgt wären, 
dann hätten Sie bereits ein Handlungs- und Ent-
sorgungskonzept inklusive nachvollziehbarer Zeit-
pläne für die vollständige Entsorgung und eine 
umfassende, verantwortbare und sicherheitsorien-
tierte Gefahrenbeurteilung erarbeitet und vorge-
stellt. Genau das, was wir letztes Jahr gefordert 
haben, wird jetzt im Endbericht aufgeworfen. 

 

Auch die Klärung möglicher Entsorgungswege 
hätte schon abgeschlossen sein können und man 
hätte sich bereits mit entsprechenden Spezialfir-
men austauschen können sowie Erfahrungen im 
Zusammenhang mit der Entsorgung solcher Gifte 
sammeln können. Leider ist auch insoweit nichts 
passiert. 

 

Wir hoffen, dass sich jetzt aufgrund der Ergebnis-
se des Endberichtes die Geschwindigkeit dras-
tisch erhöht und die Bürgerinnen und Bürger in 
und um Brüchau noch zu Lebzeiten erleben wer-
den, dass die Giftmüllgrube endgültig und voll-
ständig entsorgt wird. 

 

(Lebhafter Beifall) 

Was ist aber letztendlich übrig geblieben? Neben 
dem Umweltschaden gibt es auch einen riesigen 
gesellschaftlichen Schaden. Die Bürgerinnen und 
Bürger haben das Vertrauen in Regierungsinstitu-
tionen verloren. Sie glauben schon lange keinen 
Aussagen von Politikern, Ministern und auch Be-
treiberfirmen mehr - und das leider nach vielen 
Skandalen und Vorkommnissen in Sachsen-An-
halt sogar mit Recht und nachvollziehbar. 

 

Jetzt, meine Damen und Herren, haben Sie die 
Möglichkeit, einen ersten großen Schritt zu gehen 
und hier festzulegen bzw. darüber abzustimmen, 
dass die Giftmüllgrube in Brüchau komplett fach-
gerecht sicher entsorgt und der gesamte Bereich 
renaturiert wird. 

 

Vielleicht erleben wir Altmärker es tatsächlich 
noch, dass sich die Umgebung der Giftschlamm-
grube zu einem wunderschönen, natürlichen alt-
märkischen Kleinod entwickelt und sich so in das 
Gesamtgefüge der touristischen Erschließungen 
der schönen Altmark einfügt. Unsere nachfolgen-
den Generationen werden es uns sicher danken. - 
Und ich danke Ihnen. 

 

(Starker Beifall) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank für die Einbringung. - Ich habe zwei 
Wortmeldungen, und zwar zuerst Abg. Herr 
Schumann und danach Abg. Herr Lieschke. - 
Bitte, Herr Schumann, Sie haben das Wort. 

 
 

Andreas Schumann (CDU): 

 

Herr Abgeordneter, wir sind uns sicherlich darin 
einig, dass endlich etwas passieren muss. Auch 
wir bedauern es, dass so lange nichts Konkretes 
passiert ist. Dass jetzt endlich Druck entsteht und 
etwas passiert, ist sehr in Ordnung. 

 

Aber wenn Sie hier Kritik an unserem Ex-Wirt-
schaftsminister und jetzigen Ministerpräsidenten 
üben, dann muss ich Ihnen sagen: Auch Ihre Par-
tei hat acht Jahre lang Regierungsverantwortung 
getragen. 

 

(Wulf Gallert, DIE LINKE: Nein, das stimmt 
nicht! - Weitere Zurufe) 

 

- Ja. 

 

(Wulf Gallert, DIE LINKE: Herr Schumann, 
dazu gibt es ein Gerichtsurteil! Das sollten 
Sie lesen!) 

 

- Ja, genau. Aber die Verantwortung war trotzdem 
dabei. 

 

(Zuruf) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Höppner, Sie haben jetzt das Wort. 
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Andreas Höppner (DIE LINKE): 

 

Es wurde ja schon in den Raum geworfen: Ich 
wüsste nicht, dass die LINKE hier in Sachsen-An-
halt irgendwann einmal ein Ministerium geführt 
oder in direkter Verantwortung gestanden hätte. 

 

Wir weisen schon seit Jahrzehnten auf das hin, 
was dort läuft, und sind an diesen Sachen dran. 
Das ist ein großes Problem.  

 

(Unruhe - Zuruf: Nicht immer! - Weitere Zu-
rufe) 

 

Hätten wir Verantwortung gehabt, hätten wir frü-
her reagieren können. Leider reichte es nicht zur 
Mehrheit. Vielleicht ändert sich dies im nächsten 
Jahr, sodass wir die Dinge beschleunigen können. 

 

(Beifall - Zuruf von Daniel Roi, AfD - Weite-
re Zurufe) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Abg. Lieschke hat jetzt die Möglichkeit, seine 
Frage zu stellen. - Sie haben das Wort. Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

 
 

Matthias Lieschke (AfD): 

 

Ich möchte hier die Legendenbildung beenden, 
wie es vielleicht Herr Borgwardt sagen würde. Sie 
haben den Antrag aus dem Jahr 2019 erwähnt, 
mit dem Sie die Auskofferung beantragt haben. 
Ihnen ist schon klar, dass Sie den Text von uns 
abgeschrieben und ein paar Wörtchen geändert 
haben, um unserem Antrag nicht folgen zu kön-
nen?  

 

(Widerspruch) 

 

Dies nur, damit Sie aufhören mit dieser Legende, 
hier zu sagen: Wir waren die Ersten. Das stimmt 
so einfach nicht. 

 

(Zurufe) 

 

Danke schön. 

 

(Beifall) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Sie können darauf erwidern, müssen es aber 
nicht. Aber ich denke, das wollen sie. 

 
 

Andreas Höppner (DIE LINKE): 

 

Glauben Sie mir: Wenn ich abschreiben würde, 
dann würden Sie es nicht erkennen. So gut 
mache ich das. 

 

(Heiterkeit - Zurufe) 

 

Ich sage es ganz ehrlich. Wir haben uns selbst 
Gedanken gemacht, und das nicht erst in dieser 
Legislaturperiode, sondern schon weit davor. 
Schon damals gab es Initiativen und Anträge so-

wie Selbstbefassungen - Frau Frederking hat 
darauf hingewiesen -, die die Fraktion DIE LINKE 
eingebracht bzw. an denen sie sich beteiligt hat. 
Wir haben selbst immer wieder Fragen gestellt 
usw. usf. Damals gab es Ihre Partei noch lange 
nicht. Das war übrigens eine gute Zeit. 

 

(Zurufe) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Abg. Höppner. Ich sehe keine 
weiteren Wortmeldungen. 

 

Bevor wir in die Fünfminutendebatte der Fraktio-
nen einsteigen, hat für die Landesregierung der 
Minister Herr Prof. Willingmann das Wort. - Einen 
ganz kleinen Moment noch, Herr Professor; dann 
geht es auch gleich los. - Sie haben jetzt die Mög-
lichkeit zu sprechen und dürfen beginnen. Bitte. 

 
 

Prof. Dr. Armin Willingmann (Minister für Wirt-
schaft, Wissenschaft und Digitalisierung): 

 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren Abgeordneten! Ich hoffe, die Akustik 
funktioniert. 

 

Wir hatten uns zuletzt ziemlich genau vor einem 
Jahr hier im Hohen Haus mit der Problematik zur 
sachgerechten Stilllegung der bergbaulichen Ab-
fallentsorgungsanlage Brüchau befasst. Ich hatte 
Ihnen im vergangenen Jahr bestätigt, dass die 
von Ihnen im Jahr 2017 gefassten Beschlüsse 
durch die Landesregierung und durch das Verwal-
tungshandeln der Vollzugsbehörden beschlussge-
treu umgesetzt werden.  

 

Ja, wir können weit in die Vergangenheit zurück-
schauen und es ist berechtigt zu sagen, es ist 
viele Jahre lang nichts geschehen. Aber das gilt 
definitiv nicht für die letzten drei Jahre,  

 

(Zustimmung) 

 

in denen hier im Landtag darüber debattiert und in 
den Ministerien daran gearbeitet wurde, meine 
Damen und Herren. Das hängt übrigens auch ein 
Stück weit - insoweit dürfen Sie mich als Ziel-
scheibe benutzen - mit meiner Amtszeit zusam-
men.  

 

Nur, damit hier klar ist: In den letzten drei Jahren 
wurde jedenfalls nicht tief und fest geschlafen, 
Herr Höppner. Aber es ist ohne Frage ein Pro-
zess, der zu lange gedauert hat. 

 

Wir sind heute gehalten, uns erneut mit dem The-
ma zu befassen; denn die Untersuchungen zur 
Behebung der Wissensdefizite, die der Genehmi-
gung einer dauerhaften Stilllegungsvariante da-
mals entgegenstanden, sind abgeschlossen. Ich 
bedanke mich deshalb dafür, dass wir heute noch 
einmal die Gelegenheit bekommen, uns darüber 
auszutauschen. Ich bedanke mich auch für die 
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Unterstützung der Festlegung der weiteren Vor-
gehensweise. Wir wollen sehen, wie es ist. Ich 
versuche, es Ihnen zu erläutern. 

 

Zur Gefährdungslage haben wir - das wurde 
schon ausgeführt - neue Erkenntnisse gewonnen. 
Die Aussage des Zwischenberichts, die Anlage ist 
undicht, wurde bestätigt. Damit ist zu konstatie-
ren, dass das Grundwasser und die entsprechen-
de Bodenpassage durch den Austrag von Schad-
stoffen beeinträchtigt sind. Die Beeinträchtigung 
durch Chlorid und weitere deponiewürdige Stoffe, 
wie Barium, Strontium usw., ist aufgrund einer 
Schrägbohrung belegt.  

 

Um es deutlich zu sagen - niemand spielt dabei 
auf Zeit -: Damit ist das Schutzgut Umwelt ver-
letzt, und dieser Zustand muss beendet werden. 

 

(Beifall) 

 

Beim Beenden dieses Zustands müssen wir da-
rauf achten, dass jedenfalls keine Gesundheitsge-
fahren für die Menschen entstehen, die in direk-
tem Kontakt mit dem Deponat stehen oder im 
Falle der Beräumung damit zu tun bekommen. 
Das ist eine große Herausforderung für den Ar-
beitsschutz. 

 

Aufgrund der neuen Erkenntnislage ergaben sich 
Konsequenzen für die Schließungsvarianten. Das 
Unternehmen Neptune Energy hat den Endbericht 
zu den Untersuchungsarbeiten im Bereich der 
bergbaulichen Abfallentsorgungsanlage Brüchau 
gemäß dem Sonderbetriebsplan Aktualisierte Ge-
fährdungsabschätzung usw. am 15. Mai 2020 un-
serem Bergamt, dem LAGB, vorgelegt. Am 
18. Mai 2020 hat das Unternehmen den 224 Sei-
ten umfassenden Text und Anlagenteil der Unter-
lage mit einer entsprechenden Pressemitteilung 
über seine Internetpräsenz auch der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht. Das ist die Quelle, aus der 
Sie zitieren, und das ist auch richtig und gut so. 

 

Aus dem Abschlussbericht geht hervor, dass ne-
ben einer Oberflächenabdichtung nunmehr unter 
Einbeziehung der neuen Erkenntnisse aus dem 
Untersuchungsprogramm empfohlen wird, drei 
alternative Schließungsvarianten näher zu be-
trachten. Es handelt sich dabei erstens um die 
Abdichtung der Fehlstellen im Geschiebemergel 
mittels Wabenverfahren bei anschließender Lage-
rung des Deponats an gleicher Stelle und Ausfüh-
rung einer Oberflächenabdichtung, zweitens um 
die Errichtung einer neuen Lagermöglichkeit auf 
dem Gelände der bisherigen Abfallentsorgungs-
anlage nach dem aktuellen Stand der Technik und 
Umlagerung des Deponats vor Ort und drittens 
um die Auskofferung des Deponats und Weiter-
verbringung an zugelassene Deponien an ande-
ren Standorten. 

 

Das Unternehmen Neptune Energy und das von 
ihm beauftragte Ingenieurbüro schlagen als 

Nächstes nun eine Machbarkeitsstudie zur plane-
rischen Untersetzung der vorgelegten Varianten 
der möglichen Entsorgungswege und einen Va-
riantenvergleich inklusive Wirtschaftlichkeitsbe-
trachtung vor. Dann soll über eine Vorzugsvarian-
te entschieden werden. - So der Bericht. 

 

Meine Damen und Herren! Der Vorschlag des 
Gutachters zur weiteren Vorgehensweise über-
zeugt mich persönlich nicht. Nach erster Rück-
sprache mit dem zuständigen LAGB - dafür hat 
der Wirtschaftsminister Verantwortung - gehe ich 
fest davon aus, dass die neuen Varianten des 
Flickens der Basis in Kombination mit einer Ober-
flächenabdeckung oder der Umlagerung keine 
Varianten sind, die ernsthaft in Betracht kommen. 

 

(Zustimmung) 

 

Nach der Schließung des Ablagerungsbetriebs im 
Jahr 2012 sind nunmehr acht Jahre ins Land ge-
gangen, in denen untersucht und Varianten be-
trachtet wurden. Jetzt liegen alle Fakten auf dem 
Tisch und muss auch entschieden werden. 

 

Wenn die neuen Varianten den Anforderungen 
des § 22a der Allgemeinen Bundesbergverord-
nung, der hierfür maßgeblich ist, nicht genügen, 
dann ist keine weitere Abwägung erforderlich und 
die Conclusio lautet: Die Ablagerung ist zu ent-
sorgen, es ist auszukoffern. 

 

(Beifall) 

 

Wie es in diesem Verfahren - darauf haben wir 
uns verständigt, meine Damen und Herren - er-
forderlich ist, sind weitere Behörden zu beteiligen 
einschließlich der Stadt Kalbe (Milde) sowie des 
Altlastenfonds des Landes Sachsen-Anhalt, also 
der Landesanstalt für Altlastenfreistellung. Diese 
wurden zwischenzeitlich alle zur Stellungnahme 
aufgefordert.  

 

Dabei ist natürlich die Aussage der Landesanstalt 
für Altlastenfreistellung nicht ohne Bedeutung - 
das wurde hier von der rechten Seite bereits an-
gesprochen -; denn im Innenverhältnis zu Neptu-
ne trägt sie große Teile der anfallenden Sanie-
rungskosten - Frau Frederking, Sie haben zu 
Recht auf den Schlüssel hingewiesen - und das 
Unternehmen Neptune muss sich mit der LAF in 
Bezug auf das komplette Sanierungsgeschehen 
abstimmen. 

 

Nach dem bisherigen Ergebnis der Anhörung 
kommt für die LAF nur die Variante Abdichtung 
mit lokaler Vervollständigung des Geschiebemer-
gels als verhältnismäßige und aus dem Sonder-
vermögen Altlasten refinanzierbare Maßnahme in 
Betracht. Nach Ansicht der LAF müssten für da-
rüber hinausgehende Maßnahmen zusätzliche 
Mittel aus dem Landeshaushalt bereitgestellt wer-
den. 
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Nach dem bisherigen Prüfungsstand meiner 
Fachleute, LAGB und Fachebene des Ministe-
riums, scheidet bereits aus bergrechtlichen Grün-
den die von der LAF derzeit favorisierte Variante 
aus. Die unterschiedliche Bewertung beruht dabei 
auf unterschiedlichen Rechtsauffassungen. Ich 
will Sie damit an dieser Stelle nicht belasten. 

 

Zwischenzeitlich hat das LAGB - dieses ist erstzu-
ständig -auch bereits den Bergbauunternehmer 
dazu aufgefordert, in Erfüllung des Sonderbe-
triebsplanes für die Variante der vollständigen Be-
seitigung der Abfälle die Entsorgungsmöglichkeit 
und die Kosten dafür zu ermitteln. Die bisherigen 
Kostenschätzungen sind lediglich grobe Schät-
zungen, die nicht belastbar sind. Damit soll die 
Prüfung der finanziellen Umsetzbarkeit der Besei-
tigungsvariante zügig vorangebracht werden. 

 

Meine Damen und Herren! Das LAGB wird sich 
weiter intensiv mit dem Abschlussbericht und den 
aufgezeigten Varianten auseinandersetzen. Es 
hat das Bergbauunternehmen allerdings dazu auf-
gefordert, bis Mitte Juli eine konkrete Stilllegungs-
variante vorzulegen. 

 

Meine Damen und Herren! Wir haben hier eine 
rechtlich schwierige Situation, die dadurch ent-
steht, dass wir das bergrechtlich gebotene Zu-
sammenspiel haben zwischen den Unternehmen, 
die uns einen Vorschlag unterbreiten, und dem 
Prüfauftrag des Bergamts. Aber nach den lang-
wierigen Untersuchungen und vor dem Hinter-
grund des vorliegenden Kenntnisstands möchte 
ich hier noch einmal meiner Erwartung Ausdruck 
verleihen, dass nunmehr ohne weiteres Zuwarten 
zügig mit der Planung zur Auskofferung der Anla-
ge begonnen wird. Insoweit unterstütze auch ich 
den Antrag der Regierungskoalition. - Vielen 
Dank. 

 

(Beifall) 

 

 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Minister. Es liegen mir mehrere 
Wortmeldungen vor. Als Erster hatte sich der Abg. 
Herr Lieschke gemeldet. - Herr Lieschke, Sie ha-
ben das Wort. 

 
 

Matthias Lieschke (AfD): 

 

Herr Prof. Dr. Willingmann, ich bin mir sicher, 
dass Sie an der Misere der vergangenen Jahre 
nicht schuld sind, und ich glaube, wir sind mit 
Ihnen auch auf dem richtigen Weg. - Dies als ein 
kleines Lob von mir. 

 

Dank Ihres wissenschaftlichen Backgrounds usw. 
sind Sie aber vielleicht doch der Meinung, dass 
man sagen könnte, die Landesregierung und die 
Landesverwaltung haben während der vielen ver-
gangenen Jahre versucht, die Dichtigkeit der 
Grube darzustellen, das heißt, man hat immer 

versucht, Beweise dafür zu finden, dass die 
Grube dicht ist. Wäre eine andere Herangehens-
weise vielleicht besser gewesen, indem man ge-
sagt hätte, wir versuchen, die Undichtigkeit darzu-
stellen? Wie sehen Sie das? 

 

 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Minister, Sie haben das Wort. 

 

 

Prof. Dr. Armin Willingmann (Minister für Wirt-
schaft, Wissenschaft und Digitalisierung): 

 

Herr Abg. Lieschke, ich bin zunächst einmal froh 
darüber, dass wir hier im Jahr 2017 beschlossen 
haben, dass eine ergebnisoffene Prüfung stattzu-
finden hat und dass am Ende dieser ergebnisof-
fenen Prüfung jetzt ein Ergebnis herausgekom-
men ist, das viele nicht vorausgesehen haben; 
denn es wurde - fast muss man es so sagen - 
unterstellt - - 

 

(Zuruf von Robert Farle, AfD) 

 

- Ja, natürlich, Herr Farle, viele Dinge weiß man 
am Anfang schon und wundert sich dann darüber, 
dass das Ergebnis doch anders ist. 

 

Hier ist es eben so: Ich hatte den Eindruck, 

 

(Zuruf von Robert Farle, AfD) 

 

dass man insbesondere dem Bergamt unterstellt 
hat, auf eine ganz bestimmte Richtung hin unter-
suchen zu lassen. Ich möchte deutlich machen: 
Wir haben den Beweis dafür angetreten, dass das 
nicht der Fall ist. 

 

(Beifall) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch:  

 

Vielen Dank. - Ich werde jetzt in meiner Rednerlis-
te weiter vorgehen. Und zwar ist der nächste Red-
ner der Abg. Herr Harms, dann Herr Lange. 

 

(Zuruf) 

 

- Alles klar. Bleiben Sie ganz ruhig, ich habe mei-
ne Liste. - Herr Harms, Sie haben jetzt das Wort. 

 

 

Uwe Harms (CDU): 

 

Herr Minister, vielen Dank für Ihre bemerkenswer-
te Rede, die auch etliche Zwischentöne enthielt. 
Deshalb meine Nachfrage: War das die Stellung-
nahme der Landesregierung oder war das Ihre 
persönliche Meinung? 

 

 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Minister, bitte. 

 

 

Prof. Dr. Armin Willingmann (Minister für Wirt-
schaft, Wissenschaft und Digitalisierung): 

 

Bitte gestatten Sie mir, dass ich bestimmte Wer-
tungen auch persönlich vornehme. Aber ich spre-
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che hier vorn als ein Mitglied der Landesregierung 
und habe Sie auf einen zwischen zwei Fachbe-
hörden bestehenden Dissens aufmerksam ge-
macht. 

 

Dieser Dissens ist im Moment da. Ich fand es 
wichtig, dass wir an dieser Stelle Transparenz 
zeigen und deutlich machen, dass wir als Landes-
regierung auch miteinander umgehen, wenn wir 
unterschiedlicher Auffassung sind. Aber dieser 
Dissens muss natürlich aufgelöst werden; das ist 
gar keine Frage. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Eine kurze Nachfrage gewähre ich Ihnen. Bitte. 

 
 

Uwe Harms (CDU): 

 

Herr Minister, gehe ich richtig in der Annahme, 
dass Sie der verantwortliche Minister für die Arbeit 
des Landesbergamtes sind und die Umweltminis-
terin die Verantwortliche für das von Ihnen er-
wähnte andere beteiligte Problemkind ist? 

 

(Heiterkeit - Unruhe) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Minister, bitte. 

 
 

Prof. Dr. Armin Willingmann (Minister für Wirt-
schaft, Wissenschaft und Digitalisierung): 

 

Das ist die Ressortzuteilung. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch:  

 

Wir gehen in der Rednerliste weiter. Herrn Lange 
habe ich schon angekündigt. Dann sind Herr Abg. 
Gallert und Herr Abg. Daldrup an der Reihe. - Sie 
haben das Wort, Herr Abgeordneter. 

 
 

Hendrik Lange (DIE LINKE): 

 

Herr Minister, Sie haben auf den Dissens mit der 
Landesanstalt hingewiesen. Es ist ja so, dass 
Herr Stadelmann in allen Sitzungen, in denen er 
dabei war, immer die Verhältnismäßigkeit mit ins 
Feld geführt hat. Und „Verhältnismäßigkeit“ hieß 
für Herrn Stadelmann in dem Fall - und heißt es 
immer noch -: Welche Maßnahme führe ich durch, 
was kostet das und wen kostet das was? 

 

Insofern ist es schade, dass die zuständige Minis-
terin gerade nicht in der Bütt ist. Aber wir haben 
das Thema in zwei Wochen wieder im Wirt-
schaftsausschuss. Da haben wir schon gesagt, 
dass wir dort den Umweltbereich noch mit aufneh-
men wollen. 

 

Meine Frage ist: Stimmen Sie mir darin zu, dass 
auf Drängen und auf Antrag meiner Fraktion, der 
dann nachher von der Koalition übernommen wor-
den ist, der Landtag beschlossen hat, dass nicht 

die Frage des Geldes im Vordergrund steht, son-
dern das, was für die Menschen vor Ort genau die 
richtige Maßnahme ist? 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Minister, bitte. 

 
 

Prof. Dr. Armin Willingmann (Minister für Wirt-
schaft, Wissenschaft und Digitalisierung): 

 

Wir haben dieses Thema - Herr Lange, Sie haben 
das ganz richtig gesagt - in 14 Tagen im Aus-
schuss. Dann sind wir ein Stückchen weiter. In 
der Zwischenzeit wird es sicherlich auch weitere 
Gespräche, die bisher noch nicht möglich waren, 
zwischen den beteiligten Behörden geben. Übri-
gens ist auch das Anhörungsverfahren zu diesem 
ganzen Prozess noch nicht beendet. Dafür war 
eine längere Frist vorgesehen. Die Landtagssit-
zung kommt sozusagen in diesen Prozess mit 
hinein. 

 

Das Interesse des Wirtschaftsministers, aber auch 
das Interesse der Landesregierung besteht darin, 
dass wir in diesem Vorgang, der eine hohe Sensi-
bilität erfordert, möglichst sensibel, aber auch 
möglichst transparent mit den Dingen umgehen. 

 

Die Frage der Verhältnismäßigkeit ist eine 
Rechtsfrage. Herr Stadelmann weist darauf zu 
Recht hin. Sie wissen, dass man Rechtsfragen 
unterschiedlich beurteilen kann. Sie werden von 
mir keine Erklärung für die Landesanstalt für Alt-
lastenfreistellung bekommen, sondern ich habe 
Ihnen referiert, wie das Landesbergamt die Situa-
tion zurzeit einschätzt. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank. - Wie angekündigt hat jetzt der Abg. 
Herr Gallert das Wort. - Deswegen mache ich das 
immer schrittweise und kündige auch die Reihen-
folge an. - Bitte, Sie haben jetzt das Wort. 

 
 

Wulf Gallert (DIE LINKE): 

 

Wir sind beide Spezialisten für frühkindliche Pä-
dagogik. Das ist völlig in Ordnung, Frau Brake-
busch. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Ich denke, als Pädagogen nehmen wir uns beide 
nicht viel. 

 
 

Wulf Gallert (DIE LINKE): 

 

Herr Minister, mein Problem ist: Ich habe ein 
Déjà-vu. Es ist noch nicht allzu lange her, da ha-
ben wir um die Vorgänge bei der Grube Teut-
schenthal gerungen. Jetzt höre ich wieder, dass 
diese neue Studie, die dazu führt, dass wir eine 
eindeutige Position pro Auskofferung haben, 
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eigentlich keine so wahnsinnig neuen Erkenntnis-
se gebracht hat.  

 

Eigentlich ist seit dem Jahr 2015 klar, dass diese 
Grube undicht ist, dass Gifte in die Umwelt ent-
weichen. Trotzdem sind nie entsprechende Hand-
lungskonsequenzen gezogen worden. Wir alle, 
wie wir hier sitzen, wissen, dass auch diese Posi-
tion des Koalitionsantrages nicht vom Himmel ge-
fallen ist, sondern sehr umstritten war. 

 

Im Endeffekt sage ich noch mal - ich habe Sie das 
bei Teutschenthal gefragt; ich frage Sie das auch 
hier -: Welche Bewegungen, welche Vorgänge im 
LAGB und möglicherweise in anderen Institutio-
nen haben Ihrer Meinung nach dazu geführt, dass 
wir nur mit extremem externen Druck überhaupt in 
der Lage sind, Bewegung hineinzubringen, wenn 
in diesem Land in diesem Bereich schlampig mit 
Giftstoffen umgegangen wird? 

 

Da rede ich noch nicht mal von der Dickstoffver-
satzanlage Staßfurt. Aber es ist wirklich so: Die 
Intervalle werden immer kürzer. Die Dinge haben 
alle eine lange Entwicklung. Aber ich glaube, 
wenn wir hier nicht substanziell aufräumen, dann 
wird sich der nächste Landtag über den nächsten 
Skandal unterhalten. Dafür haben wir politische 
Verantwortung, auch Sie, Herr Willingmann, und 
zwar jetzt. 

 

(Beifall) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Minister, Sie haben das Wort. 

 
 

Prof. Dr. Armin Willingmann (Minister für Wirt-
schaft, Wissenschaft und Digitalisierung): 

 

Herr Gallert, Sie legen den Finger ja durchaus in 
eine richtige Wunde. Dennoch will ich versuchen, 
es etwas abzumildern. 

 

Erstens. Es ist verständlich, dass Sie versuchen, 
die ganzen Vorgänge zusammenzuschieben, und 
wenn Sie sagen, die haben alle irgendwie etwas 
miteinander zu tun. Darüber steht immer eine 
zuständige Behörde. 

 

In Sachen Teutschenthal habe ich Ihnen seiner-
zeit gesagt, dass wir, als bekannt wurde, dass es 
da tatsächlich ein jahrzehntelanges Versäumnis 
im Zusammenhang mit der Einhausung gab, das 
durch einen Sondervermittler aufklären lassen, 
einen externen Fachmann, der das beurteilen 
kann. Dieser externe Fachmann wird in 14 Tagen 
im Wirtschaftsausschuss vortragen. Wir sind an 
äußerster Transparenz interessiert. 

 

Es hat für mich keinen Zweck, darüber nachzu-
denken, was in den vergangenen 15 Jahren nicht 
funktioniert hat. Das muss jetzt funktionieren, zu-
mindest in den letzten drei Jahren. Dafür trage ich 
nicht nur die Verantwortung, sondern ich bin auch 

davon überzeugt, dass wir sie richtig wahrge-
nommen haben. 

 

Zweitens. Wir haben in Bezug auf Gefährdungs-
einschätzungen einfach unterschiedliche Auffas-
sungen gehabt; das ist so. Es ist doch wichtig, 
dass wir im Zusammenhang mit einem Erkennt-
nisprozess in der Lage sind, unsere Meinung zu 
revidieren. 

 

Hier steht kein Sturkopf, der Ihnen sagt: Wir hat-
ten schon immer recht und wir werden auch jetzt 
recht haben, wo wir widerlegt worden sind. Hier 
steht ein Minister, der Ihnen sagt: Dort, wo wir 
neue Erkenntnisse haben, müssen wir nach die-
ser neuen Erkenntnis handeln. 

 

(Beifall) 

 

Dann können wir natürlich noch ein bisschen da-
rüber resümieren, dass wir in der Vergangenheit 
nicht so gehandelt haben und dass Sie mög-
licherweise schon geahnt haben, dass es auch 
anders sein könnte. Aber wir haben hier ein Ver-
fahren festgelegt. Sehen Sie es mir nach, ich bin 
ein großer Fan davon, dass man sich, wenn man 
sich auf ein Verfahren verständigt hat, daran hält. 

 

Dieses Verfahren sah vor, eine Untersuchung 
durchzuführen und zu einem Ergebnis zu bringen, 
und zwar ergebnisoffen. Das ist geschehen. Das 
Ergebnis ist bekannt. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Minister. Wir haben noch eine 
Wortmeldung. Der Herr Abg. Daldrup steht bereits 
am Mikrofon. - Bitte. 

 
 

Bernhard Daldrup (CDU): 

 

Herr Minister, der Schutz der Bürger steht im Vor-
dergrund; das ist klar. Trotzdem ist die Verhältnis-
mäßigkeit ja auch im Ergebnis dessen, was man 
machen kann, eine wichtige Frage. 

 

Meine Frage ist: Die LAF hat einen Vorschlag ge-
macht, wie sie aus ihrer Sicht das Problem lösen 
könnte. Sie haben vorhin festgestellt, dass eigent-
lich nur die Auskofferung infrage komme. 

 

Bei der Auskofferung habe ich jetzt die Frage: In 
welchem Umfang kann bei der Auskofferung die 
LAF zur Bewältigung der Kostenfrage beitragen? 
Oder ist das eine reine landes- und damit eine 
haushaltspolitische Frage? 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Minister Willingmann, bitte. 

 
 

Prof. Dr. Armin Willingmann (Minister für Wirt-
schaft, Wissenschaft und Digitalisierung): 

 

Das festzustellen, Herr Daldrup, ist eine der wich-
tigen Aufgaben der nächsten Zeit. Wir müssen 
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natürlich klarstellen, wie hoch die Kosten für diese 
Auskofferung denn tatsächlich sind. Da schwirren 
gewaltige Summen im Raum herum. Nur müssen 
wir schauen, wie realistisch sie tatsächlich sind. 

 

Wir haben auch im Rahmen dieser Untersuchun-
gen zum Beispiel festgestellt, dass das Deponat 
oder das, was dort eingebracht wurde, in sehr 
unterschiedlichen Deponieklassen entsorgt wer-
den kann. Das ist bekanntermaßen mit sehr unter-
schiedlichen Kosten verbunden. Deshalb brau-
chen wir eine vernünftige Kostenabschätzung; 
das gehört mit zu dieser Machbarkeitsstudie. 

 

Um die will sich niemand drücken. Nur, ich möch-
te Sie bitten, nicht den dritten Schritt schon zu er-
warten, wo wir gerade den ersten gegangen sind. 
Wir haben das Ergebnis des Abschlussberichtes. 
Dieses Ergebnis wurde im Rahmen einer ersten 
Bewertung durch LAGB und LAF schon einmal 
gewürdigt. 

 

Dabei ist dieser Dissens zum jetzigen Zeitpunkt 
aufgetreten. Die sich daraus ergebenden Fragen, 
lieber Herr Daldrup, müssen umgehend geklärt 
werden; das ist gar keine Frage. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Möchten Sie das Wort ergreifen? - Ja. 

 
 

Bernhard Daldrup (CDU): 

 

Ich habe das nur deshalb gefragt, damit nicht eine 
neue Mär im Land verbreitet wird, die da heißt: Es 
ist alles kein Problem mit der Finanzierung; das 
übernimmt die LAF. Das hat Frau Frederking vor-
hin suggeriert. Das ist aber nicht der Fall. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Minister, bitte. 

 
 

Prof. Dr. Armin Willingmann (Minister für Wirt-
schaft, Wissenschaft und Digitalisierung): 

 

Ich habe Ihnen diesen Standpunkt vorgetragen. 
Es ist gar keine Frage, man kann das nicht weg-
wischen. Wenn dort Kosten entstünden, die tat-
sächlich die LAF überfordern, dann müssen wir 
uns überhaupt nichts in die Tasche lügen, dann ist 
das eine haushalterische Frage, dann wird das 
dieses Parlament zu entscheiden haben; das ist 
keine Frage. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Prof. Willingmann. Ich sehe 
keine weiteren Wortmeldungen. Deswegen: Herz-
lichen Dank. - Bevor wir in die Fünfminutendebat-
te einsteigen, wird noch einmal desinfiziert. Dann 
kann sich schon der nächste Redner bereithalten. 
Der Abg. Herr Harms wird für die CDU-Fraktion 
sprechen. - Sie haben jetzt die Möglichkeit dazu. 
Bitte, Herr Harms. 

Uwe Harms (CDU): 

 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Weil 
die Gewinnung von Rohstoffen aus dem Unter-
grund, das, was man „Bergbau“ nennt, eine sehr 
wichtige Aufgabe im Interesse der Allgemeinheit 
ist, gibt es in Deutschland seit etwa 200 Jahren 
das sogenannte Bergrecht und seit vielen Jahr-
zehnten nicht nur in Deutschland, sondern überall 
auf der Welt auch die Erkenntnis, dass es Berg-
baufolgelasten und Bergbaufolgekosten in nicht 
unerheblichem Umfang gibt. 

 

Frau Frederking hat schon darauf hingewiesen, 
dass die Landesaltlastenanstalt für das Bergbau-
projekt „Erdgasgewinnung in der Altmark“ bereits 
mehr als 200 Millionen € zur Verfügung gestellt 
hat und dass das noch nicht das Ende der Fah-
nenstange ist. 

 

Zum Glück, sage ich, leben wir gemeinsam inzwi-
schen in der Bundesrepublik Deutschland, die 
weltweit zu den Vorbildern gehört, wenn es darum 
geht, diese Lasten abzuarbeiten und zu tragen. 
Dafür bin ich und sind die direkt Betroffenen ge-
wiss dankbar. 

 

Natürlich, Herr Kollege Daldrup, sind auch unsere 
Möglichkeiten begrenzt. Wir wissen allerdings 
sehr wohl, dass Bergbaumaßnahmen Jahrzehnte 
dauern, manchmal auch darüber hinaus, und dass 
das Aufräumen immer dann nach den heutigen 
Umweltstandards zu geschehen hat. Auch das 
haben wir in vergangenen Landtagssitzungen ge-
klärt. 

 

Und, Herr Minister, ich teile Ihre Einschätzung. 
Die heutigen Standards lassen keine anderen 
Lösungen mehr zu. Nachdem man jahrzehntelang 
zur Kenntnis nehmen musste, dass unsere Exper-
ten, die zum Teil hoch bezahlt sind, das Problem 
nicht nur fahrlässig, sondern auch falsch einge-
schätzt haben, 

 

(Zuruf) 

 

müssen wir nun zur Kenntnis nehmen, dass die 
betroffenen Anwohner, die Bürgerinitiative und der 
Landkreis in der Erkenntnis weit voraus waren. 

 

Auch müssen wir uns fragen, wie wir in Zukunft 
bei der für uns so wichtigen Aufgabe Bergbau 
solche Problemlagen vermeiden können. Das ist 
eine politische Verantwortung, Herr Minister. Ich 
möchte Ihnen unsere Unterstützung dabei zusa-
gen, dass wir gern gemeinsam das Landesberg-
amt für diese wichtigen Entscheidungsprozesse 
stärken. 

 

Ich habe von „Inkompetenz des Landesbergam-
tes“ gesprochen und habe das seinerzeit auch be-
gründet. Ich denke, wir stehen in der gemeinsa-
men Verantwortung, auch mit Ihnen, Frau Um-
weltministerin, diese Kompetenzen auszugleichen 
und zu stärken. 
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Ich bedaure ausdrücklich, dass eine von mir in 
diesem Zusammenhang im Umweltausschuss im 
Dezember gestellte Frage, nachdem Sie sich dort 
etwa eine Stunde selbst gelobt haben, nach sechs 
Monaten von Ihnen trotz mehrfacher Nachfrage 
und Beschwerden meinerseits immer noch nicht 
beantwortet wurde. Das bedaure ich. 

 

Ich würde mir wünschen, dass Sie das dann in 
zwei Wochen im Wirtschaftsausschuss nachho-
len; denn ohne eine vernünftige Zusammenarbeit 
wird es nicht gehen. 

 

Alles in allem: Ja, Frau Frederking, ich danke 
Ihnen besonders für Ihre Einbringung, in der Sie 
sehr viel vorweggenommen haben. Es ist ein sehr 
mühsamer Weg gewesen. Wir haben heute so ein 
bisschen ein historisches Tagesgefühl gemein-
sam. 

 

Herr Höppner, auch Ihnen danke ich für Ihre Ein-
bringung. Sie haben auf die lange Liste der Ver-
antwortlichen hingewiesen. Nur eines haben Sie 
vergessen: Dieses besondere Bergbauprojekt - 
anders vielleicht als die Probleme in Bitterfeld - 
hat seinen Ursprung ganz konkret in einer Partei-
tagsentscheidung, die in der damaligen Zeit 
volkswirtschaftlich durchaus nachvollziehbar war. 
Es gab andere Möglichkeiten, auch in umweltpoli-
tischer Hinsicht. Das haben Sie vergessen zu er-
wähnen. 

 

Natürlich gab es auch Phasen, in denen Ihre 
Fraktion die Politik im Land mit zu verantworten 
hatte. Das ist auch in der heutigen Sitzung schon 
deutlich geworden.  

 

Ich möchte mich heute und hier - wir reden zum 
fünften Mal über diese schwierige Herausforde-
rung - bei Ihnen allen herzlich bedanken und 
möchte Sie darum bitten - oh, ich sehe, ich über-
ziehe meine Redezeit, Frau Präsidentin; 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Ja. 

 
 

Uwe Harms (CDU): 

 

vielleicht noch einen halben Satz -, dass Sie die-
sen kleinen Fortschritt, den wir heute erringen 
können, gemeinsam mit uns tragen und dem An-
trag, für den ich hier heute werbe, zustimmen. - 
Danke sehr. 

 

(Zustimmung) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Sie haben die 
Möglichkeit, vielleicht noch etwas weiter auszuho-
len; denn es gibt eine Wortmeldung von Herrn 
Lange. - Sie haben das Wort, Herr Abgeordneter. 

Hendrik Lange (DIE LINKE): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Herr Harms, 
stimmen Sie mir zu, dass es solche Bohr-
schlammgruben beispielsweise auch in Nieder-
sachsen gibt und dass es dort Beispiele für deren 
Entsorgung gibt, dass die Art der Deponierung 
also nicht nur im östlichen Teil der Bundesrepublik 
stattgefunden hat? - Das ist die eine Frage. 

 

Sie wissen, in welchen Zeiträumen die Diskussio-
nen um Brüchau immer wieder aufgeploppt sind. 
Von 2012 war heute schon einmal die Rede. Auch 
vor 2012 war es schon der Fall, als dann nachher 
die Stilllegung diskutiert wurde. 

 

Können Sie mir sagen, welche Minister welcher 
Parteien damals Verantwortung für das Landes-
bergamt hatten und welche Umweltminister wel-
cher Parteien damals Verantwortung hatten? Und 
stimmen Sie mit mir überein, dass die Bewegung, 
die jetzt zu verzeichnen ist, erst mit dieser Lan-
desregierung begonnen hat? 

 

(Zuruf) 

 

- Nein, nein, ich bin weit weg vom Lob. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Moment, Herr Harms. Ich wollte erst wissen, ob 
Herr Lange seine Frage beendet hat. 

 

 

Hendrik Lange (DIE LINKE): 

 

Ich habe die Frage beendet. 

 

 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Harms, jetzt haben Sie die Möglichkeit zu 
antworten. Bitte. 

 

 

Uwe Harms (CDU): 

 

Bekanntlich, Herr Lange, habe ich Ihnen hier im 
Hause noch nicht so oft zugestimmt. Ich möchte 
darauf hinweisen: Ich möchte mir nicht die Mühe 
machen, die lange Liste der Verantwortlichen 
namentlich aufzuzählen. 

 

(Zuruf) 

 

Da allerdings das Tolerierungsmodell angespro-
chen worden ist und mein Erinnerungsvermögen 
in Bezug auf diese Zeit nicht ganz so stark ist, 
weil ich diese Vorgänge außerhalb des Parla-
ments verfolgt habe, ich aber sehr wohl schon - 
ich sage einmal - Bürgerversammlungen zum 
Thema Brüchau besucht habe - dahin reichen 
meine Erinnerungen zurück -, wage ich vorsichtig 
die Behauptung, dass die Privatisierung und der 
Abschluss des Privatisierungsvertrages, der hier 
eine Rolle spielt, möglicherweise in diese Zeit des 
Tolerierungsmodells gefallen sein könnte. Aber ist 
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es ein bisschen müßig, wenn wir die heutige Re-
dezeit zu stark mit der Vergangenheit belasten. 

 

(Zuruf) 

 

Ich unterstütze den Minister ausdrücklich, wenn 
ich sage: Wenn wir erkennen, was wir tun müs-
sen, dann müssen wir es auch tun und einen Weg 
finden. In dem Sinne: Ich werbe auch um Ihre Zu-
stimmung zu dem Koalitionsantrag. - Danke. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank. Ich denke mal, Sie haben eher die 
Beschlussempfehlung gemeint. - Wir kommen zur 
nächsten Rednerin, Frau Funke für die AfD-Frak-
tion. - Sie können sich schon langsam auf den 
Weg begeben; denn das Pult wird gleich vorberei-
tet sein. - Frau Abg. Funke, Sie haben jetzt das 
Wort. Bitte! 

 
 

Lydia Funke (AfD): 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Hohes Haus! Seit 
die AfD das Thema im Jahr 2016 angefasst und 
auch ordentlich politischen Druck zu diesem The-
ma ausgeübt hat, reden wir heute zum fünften Mal 
darüber und ist die Obertagedeponie Thema im 
Parlament. 

 

Die Parteien, die bisher das, was jetzt ein Ab-
schlussbericht erneut bestätigt hat, abgelehnt ha-
ben, glänzen nun mit eigenen Anträgen, die Ge-
fahren in Dimensionen bestätigen, die es wohl 
früher nicht gegeben hat? 

 

(Zustimmung) 

 

Aber, sehr geehrte Damen und Herren von der 
Koalition und von den LINKEN, bloß weil Sie jetzt 
die Anträge stellen, wird es eben auch nicht richti-
ger. DIE LINKE glänzt nur mit einer Eigenschaft, 
nämlich mit Schnelligkeit. Aber vor lauter Hatz 
und Eile haben Sie vergessen, dass es im Ab-
schlussbericht um die Lösung ging. 

 

Die muss nicht erarbeitet werden, sondern es 
muss entschieden werden, was wir nun endlich 
tun wollen, und vor allem, wann es losgeht. Sie 
wollen nun erst einmal wieder Konzepte erarbei-
ten. Das kann nur weitere Jahre dauern. Das 
lehnen wir ab.  

 

Ich stelle fest: Während Ihnen in vergangenen 
Alternativanträgen noch die Tatsache der Krebs-
erkrankungen in der ansässigen Bevölkerung 
wichtig war, die es immer noch gibt, sollen jetzt 
die Gesundheitsinteressen der Bürger wesentlich 
stärker berücksichtigen werden. 

 

Statt jetzt sofort zu handeln, wie es in Ihrem An-
tragstitel steht, wird der Antrag zur lahmen Ente. 
Offenbar hat Sie die zweifelhafte statistische Re-
gisterauswertung des Gesundheitsministeriums 
befriedigt; uns jedenfalls nicht. 

Jetzt entdecken Sie eine Gefährdungserhöhung 
bei einer Gefahr, die bereits seit Jahren besteht 
und die Menschen und Umwelt bereits belastet 
hat. Das ist merkwürdig; denn nach dem zweiten 
und letzten Satz Ihrer Begründung sind keinerlei 
Verzögerungen mehr zu dulden. Ein derart in sich 
widersprüchlicher Antrag ist abzulehnen, meine 
Damen und Herren. 

 

(Zustimmung) 

 

Hier klaffen Anspruch und handwerkliche Ausfüh-
rung weit auseinander. Mit derartigen Papiermäu-
sen werden Sie Ihrem eigenen Anspruch, als 
Oppositionsfraktion die Koalition mit Themen vor 
sich herzutreiben, in keiner Weise gerecht. Rich-
tig, die AfD war es, wir haben sie vorangetrieben 
und deswegen ist überhaupt erst mal irgendetwas 
in dieser Sache passiert. 

 

Ähnlich geht es am Ende im Koalitionsantrag 
weiter. Es kann doch nicht sein, dass jetzt Lorbee-
ren und Blümchen für die außerordentliche Leis-
tung verteilt werden, dass nach 20 Jahren die da-
maligen Erkenntnisse der Gutachten und fortlau-
fenden Betriebsberichte bestätigt werden, nämlich 
dass die Grube undicht ist. 

 

Frau Frederking und Herr Höppner, warum ma-
chen Sie das jetzt und warum wurde überhaupt 
irgendetwas angefasst? Denn, wie gesagt, wir 
haben das so weit politisch vorangetrieben, dass 
erst einmal etwas getan wurde. Wollen Sie zu der 
Studie, die in Sachsen-Anhalt erschienen ist, jetzt 
erst einmal einen Bestätigungsbeschluss des 
Landtages zu deren Veröffentlichung herbeifüh-
ren, oder was soll das? 

 

Der Höhepunkt ist der Gefährdungsumfang, der 
vor vier Jahren für Sie noch gar nicht existierte; 
denn die böse AfD hatte sich ja das Thema Gift-
schlammgrube, ohne Sie um Erlaubnis zu fragen, 
populistisch angeeignet. Ich kann mich noch sehr 
gut daran erinnern. 

 

Wie kommen Sie eigentlich darauf, jetzt den Be-
griff „Giftschlammgrube“ zu verwenden, nachdem 
Sie jahrelang auf das Bergrecht und die besonde-
ren Rechtslagen verwiesen haben und sich 
krampfhaft an den harmlos klingenden Begriff der 
Obertagedeponie für Ablagerungen von bergbau-
lichen Abfällen geklammert haben, bei der das ja 
alles rechtens ist und auch rechtens verläuft?  

 

Und zeigen Sie uns bitte die Stelle im Abschluss-
bericht, die explizit darlegt, dass die Giftschlamm-
grube Brüchau Mensch und Umwelt in der Alt-
mark gefährdet, also ein klar definiertes Gebiet, 
das 4 700 km² umfasst. Haben Sie einmal darüber 
nachgedacht, was Sie mit dieser Fehlleistung 
eigentlich aussagen? - Also, ich überspitze das 
jetzt, weil Sie auch immer so gerne jedes Wort der 
AfD auf die Goldwaage legen: Jetzt hat also die 
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Obertagedeponie das gesamte Grundwasser der 
Altmark kontaminiert. Die Gesamtbevölkerung ist 
auf Gesundheitsgefährdung und -schäden zu 
überprüfen. 

 

Das wäre jetzt der Augenblick, dass Sie diesen 
Panikantrag zurückziehen. Der Landtag wird 
kaum einer derart unbewiesenen Übertreibung zu-
stimmen. Falls - und jetzt hören Sie genau hin - 
das aber so ist und Sie wieder wichtige Informa-
tionen besitzen und zurückhalten, die eine Ge-
samtgefährdung der Altmark beweisen, dann 
müssen wir uns intensiv um die Konsequenzen für 
die Verantwortlichen unterhalten; denn sie haben 
die Gefährdungslage vier Jahre toleriert. 

 

Abgesehen davon: Wie und mit wem wollen Sie 
auf einer Fläche von 4 700 km² Gefahren beseiti-
gen, wenn Ihr Landeslabor es nicht einmal schafft, 
die Beprobung von einigen Hausbrunnen fehler-
frei über die Bühne zu bringen? Wo sind denn nun 
eigentlich die Ergebnisse der Überprüfungen von 
Hausbrunnen, oder blieben die seit 2019 durch-
gehend ausgetrocknet? 

 

Was soll auch weiterhin diese gezirkelte Feststel-
lung, dass vom zuständigen Ministerium am 
6. Februar die Vorzugsvariante benannt wurde? 
Jeder hätte heute erwartet, dass Minister Willing-
mann bereits über den Stand der Angebotsauffor-
derung berichtet. Aber nein, der Herr Minister 
muss erst einmal klären, wer überhaupt das 
Sagen im Land hat. Dabei ist er es doch, der 
großspurig verkündete, Geld spiele keine Rolle 
oder der Altlastenfonds, der jetzt erst einmal an-
fängt zu rechnen, 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Frau Abgeordnete, bitte kommen Sie zum letzten 
Satz. 

 
 

Lydia Funke (AfD): 

 

der die wirtschaftlichen Entscheidungen in diesem 
Land trifft. 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bitte 
darum, unserem Alternativantrag zuzustimmen, 
weil der Antrag der Kenia-Koalition und auch der 
der LINKEN meines Erachtens inhaltslos ist. Wir 
haben von jeher davon gesprochen, was getan 
werden muss. Die Sachen haben sich bestätigt, 
und ich finde, 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Frau Abg. Funke, ich habe Sie um den letzten 
Satz gebeten. Das sind jetzt schon mehrere ge-
wesen. 

 
 

Lydia Funke (AfD): 

 

es ist eigentlich Zeit zu handeln. 

 

(Beifall) 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank. - Frau Frederking hat signalisiert, 
dass sie eine Kurzintervention machen möchte. 
Es sind ganz wenige, die es tatsächlich so prakti-
zieren, wie wir es selbst auch beschlossen haben. 
Sie ist an das Saalmikrofon gegangen und möch-
te von da aus eine Kurzintervention machen. Oder 
ist das nicht der Fall? - Doch, das ist korrekt. Bitte, 
Frau Frederking. 

 
 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Frau Funke, ich stelle fest, dass Sie 95 % Ihrer 
Redezeit darauf verwendet haben, sich in Vorwür-
fen anderen gegenüber zu ergehen und dass es 
nur in 5 % Ihrer Redezeit um die Herausforderung 
der Giftschlammgrube Brüchau ging. 

 

(Beifall - Zuruf) 

 

 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Frau Abg. Funke, Sie haben die Möglichkeit, da-
rauf zu erwidern. 

 

(Unruhe) 

 

Kleinen Moment. - Sehr geehrte Kollegen, Ihre 
Kollegin steht hier vorn. Lassen Sie ihr doch we-
nigstens die Möglichkeit, darauf zu erwidern. - 
Frau Funke, bitte. 

 
 

Lydia Funke (AfD): 

 

Vielen Dank. - Sehr geehrte Frau Frederking, die 
AfD war vor 2016 noch nicht im Landtag. Aber 
seitdem wir im Landtag sind, haben wir uns rigo-
ros auch um dieses Thema gekümmert. Wir 
waren vor Ort. Wir haben selbst Proben genom-
men, durch unsere Fraktion finanziert. 

 

Ich muss dazu sagen: Man merkt an der Aussage, 
die Sie jetzt getroffen haben, dass Sie wahr-
scheinlich nicht einen Antrag der AfD überhaupt 
gelesen oder verstanden haben, auch nicht die 
Begründungen, die wir dazu hineingeschrieben 
haben. 

 

Wir haben in unserem jetzigen Alternativantrag 
noch einmal auf alle Anträge, die wir gestellt ha-
ben, hingewiesen. Ich habe es vorhin klarzuma-
chen versucht: Sie legen immer jedes Wort der 
AfD auf die Goldwaage. Aber wenn Sie solche 
Anträge wie diesen jetzt abliefern, die völlig in-
haltslos sind, dann muss ich einfach so reagieren; 
es tut mir leid. 

 

(Beifall) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen mehr. 
Somit kommen wir zum nächsten Debattenredner. 
Für die SPD spricht der Abg. Herr Hövelmann. - 
Auch Sie, Herr Hövelmann, können schon lang-
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sam Richtung Pult gehen. Es wird gleich bereit 
sein. 

 

(Zuruf) 

 

- Vielen Dank. Diesen Luxus bekommt jeder, der 
hier vorne an das Pult tritt. - Herr Abg. Hövel-
mann, Sie haben jetzt das Wort. 

 
 

Holger Hövelmann (SPD): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Es ist schon gesagt 
worden: Vor drei Jahren, im Mai 2017, hat dieses 
Hohe Haus einen ersten Beschluss zu Brüchau 
gefasst. Die Hauptbotschaften waren damals: 
Erstens. Die Prüfung der möglichen Stilllegungs-
varianten muss ergebnisoffen erfolgen. Zweitens. 
Der Schutz der Bevölkerung, der Umwelt und des 
Grundwassers sind maßgeblich für die dann zu 
treffende Entscheidung über die Vorzugsvariante. 

 

Dem sind weitere Debatten in diesem Parlament 
gefolgt. Es gibt kaum ein Thema, mit dem wir uns 
so oft auch im fachlich zuständigen Ausschuss 
befasst haben, das so oft auf der Tagesordnung 
stand. 

 

(Zuruf) 

 

Dazu zählen natürlich auch Fachgespräche mit 
zahlreichen Gästen, einschließlich der örtlichen 
Bürgerinitiative, umfassende Akteneinsichtnah-
men, Abgeordnetenbesuche vor Ort und die Teil-
nahme an Gesprächsrunden vor Ort. Das ist 
schon ein Beleg dafür, wie ernst dieses Parlament 
das Thema tatsächlich nimmt. 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, heute 
kommen wir zu einer, wie ich finde, besonders 
wichtigen Zwischenpositionierung dieses Parla-
ments bei der parlamentarischen Behandlung des 
Themas Brüchau. Wir wollen mit dem Antrag der 
Koalitionsfraktionen erreichen, dass der Landtag 
feststellt, welche Schritte jetzt erforderlich sind. 

 

Die Feststellungen gehen zurück - das ist bereits 
angesprochen worden - auf die Ergebnisse des 
Erkundungsverfahrens, über das das Ministerium 
für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisierung 
den Ausschuss im Februar informiert hat. 

 

Ich vermute, dass nicht viele von uns überrascht 
sind, dass das Ergebnis lautet: Die Grube ist nicht 
dicht. Jedenfalls kann ich das für mich sagen. Ich 
war auch nicht davon überrascht, dass Minister 
Willingmann aufgrund dieser Erkundungsergeb-
nisse die Auskofferung der Grube als Vorzugsva-
riante bezeichnet hat. 

 

Von diesem Ergebnis führt eine gerade Linie zu 
dem Beschluss, den wir heute fassen wollen. Ich 
will auch sagen: Ich bin Herrn Willingmann aus-
drücklich dankbar für diese klare Position, die er 
heute eingenommen hat. „Nicht ein bisschen, son-

dern ganz klar“ - das ist die Botschaft und so 
muss es auch sein. - Vielen Dank dafür. 

 

Ich bin auch allen drei Koalitionsfraktionen ausge-
sprochen dankbar dafür, dass wir uns zu so einer 
klaren Positionierung haben durchringen können, 

 

(Zustimmung) 

 

dass wir gemeinsam diese Position tragen und 
dafür sorgen werden, dass nunmehr die nächsten 
Schritte konsequent eingeleitet werden.  

 

Umso erstaunlicher war es für mich jedenfalls, 
dass in dieser Phase ausgerechnet aus dem Ge-
schäftsbereich des Landwirtschafts- und Umwelt-
ministeriums eine Stellungnahme der Landesan-
stalt für Altlastenfreistellung kam, die neue Irrita-
tionen hervorruft.  

 

Aus dieser Stellungnahme geht hervor - auch das 
ist bereits gesagt worden -, dass aus der Sicht der 
Landesanstalt nur eine einzige Variante in Be-
tracht kommt, nämlich die Abdichtung der Grube, 
und zwar weil - die Begründung ist interessant - 
andere Varianten, wie die Auskofferung, aus fi-
nanziellen Gründen unverhältnismäßig sind.  

 

Ich will noch sagen, dass wir diese Gemengelage 
als Landtag jedenfalls nicht auflösen können. Frau 
Ministerin Dalbert, ich möchte Sie herzlich bitten, 
dafür zu sorgen, dass das innerhalb der Landes-
regierung geklärt wird.  

 

Der Landtag jedenfalls hat im Jahr 2017 eine 
klare Position eingenommen und hat diese auch 
beschlossen. Damals war die Position - ich hoffe, 
sie ist heute noch so -: Es wird ergebnisoffen 
untersucht. Es kommt auf die Untersuchungser-
gebnisse an, auf deren Basis wird entscheiden. 
Das war verbunden mit - ich zitiere aus dem Be-
schluss vom 4. Mai 2017 -:  

 

„Der Entscheidung sollen ausschließlich 
Sachargumente und das Wohl von Mensch 
und Umwelt zugrunde gelegt werden. Fi-
nanzielle Aspekte sind nachrangig.“ 

 

(Beifall) 

 

Daran sollten wir uns halten. Ich stelle fest, was 
die Untersuchungen ergeben haben, ist klar: Die 
Grube ist nicht dicht. Was der Landtag will, ist 
klar. Das werden wir durch den Beschluss heute, 
so hoffe ich, auch noch einmal untermauern. Was 
die Bevölkerung erwartet, ist ohnehin seit Langem 
nicht zu überhören.  

 

Jetzt, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
ist die Landesregierung gefragt, für Klarheit zu 
sorgen. Frau Ministerin, ich habe Sie auch direkt 
angesprochen, dafür zu sorgen, dass das ge-
schieht.  

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Auch 
wenn alle Fragen geklärt sind, wird die Sanierung 
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in Brüchau Zeit brauchen. Wer einen anderen Ein-
druck erweckt, der streut den Bürgerinnen und 
Bürgern Sand in die Augen. 

 

(Zustimmung) 

 

Ich bin überzeugt davon: Mit objektiven Anforde-
rungen des Entsorgungsprozesses können die 
Menschen vor Ort umgehen und leben, mit weite-
ren bürokratischen Verzögerungen nicht.  

 

Ich bitte daher um Zustimmung zum Antrag der 
Koalitionsfraktionen. - Vielen Dank. 

 

(Beifall) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Abg. Hövelmann. Ich habe eine 
Wortmeldung. - Herr Abg. Olenicak, Sie haben 
das Wort. 

 
 

Volker Olenicak (AfD): 

 

Sehr geehrter Herr Hövelmann! Ich habe schon 
mehrfach wahrgenommen, dass wahrscheinlich 
finanzielle Gründe vorliegen, die im Prinzip aus 
der Welt geschafft werden müssen, um eine voll-
ständige Entsorgung der Grube Brüchau zu ge-
währleisten.  

 

Mein Ansatz ist: Wir haben die Coronakrise, Gott 
sei Dank, alle oder die meisten wohlbehalten 
überstanden. Das hat das Land sehr viel Geld ge-
kostet, und wir haben auch Geld in die Hand ge-
nommen, um unsere Menschen im Land zu 
schützen. Warum sollten wir nicht dieselben Maß-
stäbe bei der Grube Brüchau ansetzen? 

 

(Zuruf) 

 

Wir sollten nicht immer finanzielle Probleme vor-
schieben, um die Sache weiter hinauszuzögern. 
Ich denke, auch hier ist das Leben der Menschen 
im Land bedroht, und wir sollten alle Anstrengun-
gen unternehmen und im Zweifelsfall Schulden 
aufnehmen, um diese Giftgrube endlich zu besei-
tigen. Sind Sie mit mir diesbezüglich einer Mei-
nung? 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Abg. Hövelmann, bitte. 

 
 

Holger Hövelmann (SPD): 

 

Vielen Dank. - Herr Olenicak, ich glaube, ich habe 
für meine Fraktion, und ich denke, das auch im 
Namen der gesamten Koalition gemacht zu 
haben, deutlich gemacht, wo die Prioritäten lie-
gen. Die Prioritäten liegen in einer sicheren Aus-
kofferung zum Schutz der Bevölkerung, der Um-
welt und der Natur. Die finanziellen Folgen, die wir 
zu tragen haben, müssen getragen werden. Wel-
che das sind, das wissen Sie heute nicht, das 

weiß ich heute nicht, aber wir sind uns darüber im 
Klaren, dass wir sie tragen müssen, und wir wer-
den sie tragen. 

 

(Beifall) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Hövelmann. Ich sehe keine 
weiteren Wortmeldungen. - Wir kommen zur 
nächsten Debattenrednerin. Für die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wird die Abg. Frau 
Frederking sprechen. Sie haben jetzt das Wort. 

 
 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Ab-
geordnete! Es ist klar geworden, wir wollen und 
müssen die endgültige Schließung der Gift-
schlammgrube Brüchau voranbringen. Das sind 
wir den Menschen und der Umwelt schuldig.  

 

Deshalb sollen jetzt unverzüglich die Auskoffe-
rung und der Abtransport des Grubeninhalts kon-
kret und detailliert beplant werden. Das ist der 
Auftrag, der in unserem Antrag steckt. Darum 
bittet die Bevölkerung seit Jahrzehnten, und das 
ist die logische Konsequenz aus der Tatsache, 
dass alle Grundlagen zum Schadstoffinventar und 
zur Grubenbeschaffenheit jetzt tatsächlich vorlie-
gen. 

 

Ein anderes Vorgehen und weitere Verzögerun-
gen wären nicht vermittelbar und nicht vertretbar. 
Deshalb kann ich es auch nicht verstehen, dass 
jetzt schon wieder reflexartig die Frage kommt: 
Wie viel soll das kosten? Mit dieser Frage werden 
wieder Bedenken formuliert, die nicht zielführend 
sind; 

 

(Zuruf) 

 

denn es ist ja gerade das Wesen dieses Plans, 
dass die Kosten ermittelt werden sollen. Das ist 
ein Teil des Plans. Es kommt dazu, wenn dieser 
Plan gemacht wird.  

 

Besonders wir GRÜNEN haben von Anfang an im 
gemeinschaftlichen Schulterschluss und im ge-
meinsamen Agieren insbesondere mit der Bürger-
initiative bisher die Abdeckvariante verhindern 
können. Doch viele Jahre sind ins Land gegangen 
ohne eine Perspektive auf eine endgültige Lösung 
- das zermürbt. 

 

Die Menschen in der Altmark wollen die Gifte ein-
fach nicht mehr vor ihrer Haustür haben. Ihnen 
jetzt anbieten zu wollen, dass eine Umlagerung 
des Deponats in einer neuen Lagermöglichkeit auf 
demselben Gelände erfolgen könnte, ist absurd. 
Diese von Neptune Energy genannte zweite Va-
riante ist für uns mehr als verfehlt - ganz unab-
hängig davon, dass eine neue Deponie ein langes 
Genehmigungsverfahren erfordern würde.  
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Auch die Variante, die Fehlstellen in der Geschie-
bemergelschicht auszubessern, bewerten wir als 
abwegig. Die identifizierten Fehlstellen sind im 
Stichprobenverfahren ermittelt worden. Es kann 
also noch viel mehr Fehlstellen geben, und den 
ganzen Grubenboden abdichten zu wollen, das 
wird technisch nicht funktionieren. Auch diese 
Variante kann keine ernsthafte Möglichkeit sein. 

 

(Zustimmung) 

 

Allein aus fachlichen Erwägungen kommt nur die 
Variante Auskofferung und Abtransport infrage. 
Auch wenn der Antrag der Fraktion DIE LINKE in 
die gleiche Richtung geht, ist unser Antrag der 
Koalitionsfraktionen konkreter und zielgerichteter, 
weil alle zu beplanenden Verfahrensschritte kon-
kreter benannt werden: das Herausholen des 
Giftcocktails, der Abtransport zu geeigneten De-
ponien an anderen Standorten, die Renaturierung 
des Geländes und die Reinigung des kontaminier-
ten Grundwassers. 

 

Aus diesem Grund meinen wir, dass es nicht er-
forderlich ist, jetzt den Antrag der LINKEN noch in 
den Ausschuss zu überweisen. Wir meinen ein-
fach, dass das Anliegen, das dort formuliert ist, in 
unserem Antrag enthalten ist, und sich der Antrag 
der LINKEN damit erübrigt. 

 

Erstmals wird von allen anerkannt, dass die 
Grube undicht ist. Alle sind sich einig: keine Ver-
zögerungen mehr. Genau darum ist es auch an 
der Zeit, ernst zu machen und einen genehmi-
gungsfähigen Plan zur vollständigen Beseitigung 
zu erarbeiten.  

 

Ich wiederhole es: Dieser Plan wird auch die Kos-
ten enthalten. Dann werden wir sehen, wie viel 
finanziert werden muss. Die Zeiten des Herumla-
vierens sind vorbei. Ziel muss sein, wie es heute 
auch auf dem Domplatz bei der Demo formuliert 
wurde: „Der Dreck muss weg! Entgiftung jetzt!“ - 
Vielen Dank. 

 

(Beifall) 

 

 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Frau Abg. Frederking. Ich sehe 
keine Wortmeldungen. - Somit kommen wir zum 
letzten Debattenredner. Für die Fraktion die DIE 
LINKE spricht der Abg. Herr Höppner. Sie haben 
das Wort, bitte, Herr Abgeordneter. 

 

 

Andreas Höppner (DIE LINKE): 

 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich 
danke allen Rednern für die Positionierung. Ich 
habe es auch so verstanden, dass Sie grundsätz-
lich dafür sind, dass diese Sache dort wegkommt, 
dass ausgekoffert, endgültig entsorgt und renatu-
riert wird.  

Aufgrund verschiedenster Redebeiträge muss ich 
noch einmal darauf hinweisen: Es ist natürlich 
hauptsächlich ein Problem aus der Vergangen-
heit. Das Problem hätte man wesentlich früher 
beseitigen können. Bereits im Jahr 1991 zum 
Beispiel gab es Bestandsaufnahmen und Gefähr-
dungsabschätzungen, bei denen feststellt wurde: 
Die Grube ist eigentlich undicht. Im Jahr 1993 gab 
es ein Sicherungs- und Sanierungskonzept und 
überall gab es indirekt Hinweise auf Undichtigkei-
ten. Dem ging man natürlich nicht nach und bis 
zum Jahr 2012 wurde weiter in die Grube hinein-
gekippt. 

 

Im Jahr 2000 übrigens stellte auch das Staatliche 
Amt für Umweltschutz Magdeburg fest: Das 
Grundwasser in deponienahen Bohrungen ist in 
seiner chemischen Beschaffenheit durch die De-
ponie beeinflusst. Das heißt nichts anderes, als 
dass die Grube undicht ist. Da kommt etwas he-
raus. 

 

Im Jahr 2001 schrieb man bzw. stellte zur weite-
ren Aktualisierung der Gefährdungsabschätzung 
fest: Im Zuge dieser Kontrolluntersuchungen sind 
permanente Beeinflussungen der Grundwasser-
beschaffenheit im unmittelbaren Abflussbereich 
der Deponie nachgewiesen worden.  

 

Und so geht das immer weiter: Vom Altmarkkreis 
und von überall her gab es diese Stellungnahmen 
in den Jahren 2003 und 2006, sogar von der 
Erdöl-Erdgas GmbH, dass immer noch Versicke-
rungen stattfinden bzw. dort etwas im Grundwas-
ser gefunden wurde. Trotzdem passierte nichts. 
Bis zum Jahr 2012 wurde diese Anlage weiter ge-
nutzt und es wurde dort immer weiter hineinge-
kippt.  

 

Ja, Herr Minister, ich gebe zu, in den letzten drei 
Jahren ist dort wesentlich mehr passiert. Es war 
auch eine Forderung von uns, klar festzustellen: 
Was ist wirklich darin? Wie müssen wir damit 
umgehen? Als gelernter Sicherheitsingenieur 
kann ich das einschätzen, habe das auch immer 
wieder eingebracht, wie das passieren kann und 
welche Gefährlichkeit das bei der Entsorgung 
darstellt.  

 

Das muss man klar sagen, das haben wir auch 
immer betont, dass das nicht von heute auf mor-
gen passieren kann und wird. Das wird ein etwas 
längerer Prozess bei dieser Entsorgung sein. Das 
muss man den Bürgerinnen und Bürgern auch 
klar so sagen. 

 

Wichtig ist, dass die Entscheidung getroffen wor-
den ist: Es kommt weg. Das passiert so und so 
unter diesen richtigen Bedingungen zum Schutz 
der Bürgerinnen und Bürger und der Umwelt.  

 

Na klar ist es doof, Herr Minister, wenn Sie den 
Giftmüll der letzten 30 Jahre und davor in Ihre 
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Verantwortung übernehmen müssen. Das ist 
immer doof, das ist richtig, aber dafür stehen Sie  

 

(Zustimmung) 

 

und haben die Verantwortung auf dem Tisch. 
Aber die Hauptlast der Verantwortung liegt natür-
lich weit davor. Ich erwähnte es, die liegt in den 
Festlegungen bzw. in der Ignoranz vorangegan-
gener Landesregierungen und Ministerien, die 
immer gesagt haben: Das ist alles nicht so 
schlimm in Brüchau. Das ist dicht, da können wir 
weiterarbeiten, darin können wir weiter verklap-
pen. Jetzt haben wir Highlife, das Thema auf dem 
Tisch. 

 

Zum Antrag der Koalition. Herr Hövelmann sprach 
von einer - ich zitiere - Zwischenpositionierung, 
und Herr Harms sagte dann: ein kleiner Fort-
schritt. Auch hier legen Sie sich nicht endgültig 
fest, dass es weg muss, das muss man klar 
sagen.  

 

Aber ich gebe zu, auch das ist ein weiterer großer 
Schritt in die richtige Richtung. Der muss aber 
auch wirklich umgesetzt werden, und das bitte 
schön nicht erst nach der Landtagswahl. Die end-
gültige oder wirkliche Entscheidung muss wesent-
lich davor passieren. Das ist ganz wichtig, sonst 
verlieren Sie weiter an Glaubwürdigkeit, sonst 
verlieren auch die Koalitionsfraktionen insgesamt 
an Glaubwürdigkeit gerade bei dem Thema.  

 

Das halte ich für wichtig. In diesem Sinne werden 
wir, da Sie unseren Antrag nicht so richtig über-
nehmen und abstimmen wollen - das verstehe ich 
gar nicht -, Ihrem Antrag zustimmen. - Danke 
schön. 

 

(Beifall) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Höppner. Ich sehe keine Wort-
meldungen.  

 

Ich habe nur einen Hinweis: Ich habe gerade ge-
sehen, dass sich der Abg. Herr Radke dort oben 
auf der Tribüne positioniert hat. Wir haben extra 
Bereiche vorgesehen, in denen die Fraktionen 
noch weitere Plätze haben. Deswegen würde ich 
Sie bitten, dort Platz zu nehmen, damit man auch 
das Abstimmungsergebnis ordentlich sehen kann. 
Ich werde heute genau hinschauen, wer oben auf 
der Tribüne sitzt.  

 

Vielleicht noch ein kleiner Hinweis: Ich habe ges-
tern eine sehr lange Zeit auf der Tribüne geses-
sen und muss sagen: Hochachtung für diejenigen, 
die dort oben sitzen müssen, das ist wirklich eine 
schwierige Angelegenheit.  

 

An dieser Stelle möchte ich einfach dafür werben, 
dass die Fraktionen, die ausweichen müssen auf 
andere Plätze, auch einmal rotieren. Denn das ist 

wirklich eine ganz schwierige Geschichte, wenn 
man lange dort oben sitzen muss.  

 

Ich werde auf jeden Fall auch bei den Abstim-
mungen genau hinschauen, was nämlich gestern 
gar nicht passiert ist. Diejenigen, die dort oben ge-
sessen haben, können das ganz bestimmt nach-
vollziehen. Schauen Sie einfach einmal, setzen 
Sie sich selbst mal oben hin. Dann wissen Sie, 
wie schwierig diese Zeit ist. Deswegen: Hochach-
tung und vielen Dank an die Abgeordneten, die 
nach dort oben ausweichen. 

 

Nichtsdestotrotz kommen wir jetzt zu einem wich-
tigen Punkt, und zwar treten wir in das Abstim-
mungsverfahren ein. Ich habe keinen Antrag auf 
Ausschussüberweisung vernehmen können. 
Deswegen stimmen wir direkt über den ersten An-
trag ab. 

 

(Unruhe) 

 

- Ich bitte doch etwas um Ruhe. Der Kollege Gal-
lert hat es gestern gut wie folgt formuliert: Bitte 
konzentrieren Sie sich, damit Sie auch wissen, 
was Sie abstimmen wollen bzw. abgestimmt 
haben. 

 

Wir kommen zum Abstimmungsverfahren zum 
Antrag in der Drs. 7/6127. Das ist der Antrag der 
Koalitionsfraktionen. Wer diesem Antrag seine Zu-
stimmung gibt, den bitte ich jetzt um das Karten-
zeichen. - Das sind alle Fraktionen, auch oben auf 
der Tribüne. Gibt es Gegenstimmen? - Gibt es 
Stimmenthaltungen? - Weder Gegenstimmen 
noch Stimmenthaltungen.  

 

Wir haben den Alternativantrag, der damit eigent-
lich erledigt ist, und wir haben den weiteren An-
trag von der Fraktion DIE LINKE vorliegen. Da Sie 
dem Antrag der Koalitionsfraktionen zugestimmt 
haben, ist dieser Antrag auch erledigt? 

 

(Zurufe) 

 

- Nein, ist nicht erledigt. Ich schaue deswegen ja 
auch in Ihre Richtung. - Dann lasse ich über die-
sen Antrag abstimmen. Wir stimmen jetzt über 
den Antrag der Fraktion DIE LINKE in der Drs. 
7/6081 ab. Wer diesem Antrag seine Zustimmung 
gibt, den bitte ich jetzt um das Kartenzeichen. - 
Das ist die Fraktion DIE LINKE. Wer stimmt da-
gegen? - Das sind die Koalitionsfraktionen und die 
AfD-Fraktion. Auf der Tribüne habe ich das jetzt 
nicht verfolgen können. 

 

(Zuruf) 

 

- Die haben genauso gestimmt. Gut. - Damit ist 
der Antrag aber abgelehnt. 

 

(Zuruf: Wer enthält sich?) 

 

- Nach Enthaltungen habe ich auch noch nicht 
gefragt. Herr Poggenburg, ich war noch gar nicht 
ganz so weit; das stimmt. - Wer enthält sich der 
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Stimme? - Ein fraktionsloses Mitglied enthält sich 
der Stimme. Damit ist der Tagesordnungspunkt 3 
erledigt. 

 

 

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt, 
und zwar zu.  

 

 

 

Tagesordnungspunkt 23 

 

Beratung 

 

Entwurf des Ersten Staatsvertrages zur Ände-
rung medienrechtlicher Staatsverträge (1. Me-
dienänderungsstaatsvertrag)  

 

Beschlussempfehlung Ausschuss für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie Medien - Drs. 
7/6141 

 

 
 

Hierzu gibt es eine Information der Landesregie-
rung gemäß § 1 Nr. 3 und § 4 des Landtagsinfor-
mationsgesetzes in Verbindung mit Abschnitt II 
Nrn. 1 und 2 der Landtagsinformationsvereinba-
rung. Hierzu liegt die ADrs. 7/EUR/29 vor.  

 

Berichterstatter hierzu wird der Abg. Herr Sturm 
sein. Sie haben das Wort. Bitte. 

 

 

Daniel Sturm (Berichterstatter): 

 

Vielen Dank. - Hohes Haus! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Der Entwurf des ersten Staatsver-
trags zur Änderung medienrechtlicher Staatsver-
träge wurde auf der Konferenz am 12. März 2020 
durch die Ministerpräsidenten der Länder mehr-
heitlich beschlossen, und es wurde in Aussicht 
genommen, den Staatsvertrag zum 17. Juni 2020 
zu unterzeichnen.  

 

Mit Schreiben vom 2. April 2020 hat die Staats-
kanzlei und Ministerium für Kultur dem Landtag 
den Entwurf des Ersten Staatsvertrags zur Ände-
rung medienrechtlicher Staatsverträge mit dem 
Hinweis übersandt, dass eine Stellungnahme Be-
rücksichtigung finden könnte, wenn sie der Lan-
desregierung bis zum 29. Mai 2020 zugeht. Unse-
re Landtagspräsidentin hat die LIV-Vorlage an 
den Ausschuss für Bundes- und Europaangele-
genheiten sowie Medien zur Beratung überwie-
sen. 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! Der Ausschuss 
für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie 
Medien hat über die Vorlage erstmalig in der 
36. Sitzung am 29. April 2020 beraten. Die Frak-
tionen waren sich einig, dem Landtag eine Be-
schlussempfehlung vorzulegen. Staatsminister 
Robra erklärte in diesem Zusammenhang, dass 
eine Stellungnahme des Landtages, die bis zum 
17. Juni 2020 um 9 Uhr vorliegt, von der Landes-
regierung berücksichtigt werden kann. 

In der 37. Sitzung am 5. Juni 2020 hat der Aus-
schuss den Verzicht auf die Abgabe einer Stel-
lungnahme mit 8 : 5 : 0 Stimmen beschlossen. 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Mit der 
Unterzeichnung des Ersten Medienänderungs-
staatsvertrags endet nicht das Verfahren zur Än-
derung medienrechtlicher Staatsverträge. Viel-
mehr beginnt dann das Ratifikationsverfahren. 
Der entsprechende Gesetzentwurf zum Ersten 
Medienänderungsstaatsvertrag ist dem Landtag 
zur Beratung und Abstimmung noch zuzuleiten. 

 

Im Namen des Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie Medien bitte ich 
um Zustimmung zur Beschlussempfehlung des 
Ausschusses in der Drs. 7/6141. - Vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Es gibt keine 
Wortmeldungen. - Bevor wir in die Fünfminuten-
debatte einsteigen, hat für die Landesregierung 
der Herr Staats- und Kulturminister Herr Robra 
das Wort. Bitte. 

 
 

Rainer Robra (Staatsminister und Minister für 
Kultur): 

 

Sehr verehrte Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Wir haben uns hier im Landtag schon 
vielfach inhaltlich mit den Fragen der Beitragsfest-
setzung für die Rundfunkanstalten in der Bundes-
republik Deutschland befasst. Ich denke, wir soll-
ten das im Laufe des Jahres auch weiter tun.  

 

(Zuruf - Heiterkeit) 

 

Es gilt jetzt, den Übergang vom exekutiven Vor-
verfahren zum parlamentarischen Hauptverfahren 
zu gestalten, und zwar in allen 16 Landesparla-
menten der Bundesrepublik Deutschland. Das ist 
in der Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts zum Verfahren der Beitragsfestsetzung so 
angelegt. 

 

Die Landesregierung sieht trotz der Vorbehalte 
gegen die Eins-zu-eins-Umsetzung der KEF-
Empfehlung durch die Anstalten ihre vornehmste 
Aufgabe zurzeit darin, den Zugang zu den Lan-
desparlamenten zu eröffnen. 

 

Die für die Intendantinnen und Intendanten, die 
auch hier im Parlament bei den Fraktionen schon 
zu Gast gewesen sind und sicherlich noch sein 
werden, neue Erkenntnis des aktuellen Beitrags-
festsetzungsverfahrens ist: Es entscheiden nicht 
die Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsiden-
ten, sondern es entscheiden die rund 1 800 Abge-
ordneten in den 16 Landesparlamenten. Deren 
Meinung zählt; denn sie sind die Repräsentantin-
nen und Repräsentanten der Wählerinnen und 
Wähler. Die Regierung ist gewählt, der Minister-
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präsident ist gewählt, die Minister sind ernannt. 
Aber nach meinem Verständnis vom Verfahren 
gehört das jetzt in die Landesparlamente.  

 

Deswegen wird, wenn heute keine andere Ent-
scheidung im Landtag von Sachsen-Anhalt fällt, 
die Landesregierung mit dem klaren Vorbehalt, 
dass das keine inhaltliche Identifikation mit der 
86-Cent-Empfehlung der KEF ist, aller Voraus-
sicht nach den Staatsvertrag ebenso unterschrei-
ben wie die anderen 15 Ministerpräsidentinnen 
und Ministerpräsidenten. Täte sie es nicht - das 
sage ich nur noch einmal zur Klarstellung -, wäre 
das Verfahren jetzt zu Ende. Keines der Parla-
mente könnte sich damit befassen. Der Lernpro-
zess der Intendantinnen und Intendanten, den ich 
jedenfalls wahrnehme, wäre unterbrochen. Das 
wäre für die Rundfunkanstalten und für das Ver-
hältnis der Rundfunkanstalten zu den Parlamen-
ten in Deutschland nicht gut. 

 

In diesem Sinne bitte ich, die Beschlussempfeh-
lung des zuständigen Ausschusses zu unterstüt-
zen.  

 

(Beifall) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Minister. Es gibt eine Wortmel-
dung. - Herr Abg. Gebhardt, bitte. Sie haben das 
Wort. 

 

 

Stefan Gebhardt (DIE LINKE): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Herr Minister 
Robra, Sie haben eben gesagt, der Ministerpräsi-
dent wird den Staatsvertrag unterschreiben, um 
das parlamentarische Verfahren möglich zu ma-
chen. Ich möchte Sie fragen: Wird es neben der 
Unterschrift des Ministerpräsidenten noch eine Er-
klärung geben, in der darauf hingewiesen wird, 
dass aktuell im Landtag von Sachsen-Anhalt kei-
ne Mehrheit für diesen Staatsvertrag in Sicht ist? 

 

 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Minister, bitte. 

 

 

Rainer Robra (Staatsminister und Minister für 
Kultur): 

 

Ja, mit Sicherheit wird es diese Erklärung geben, 
um eben auch keinen Zweifel daran zu lassen, 
dass damit ausschließlich die Tür für die parla-
mentarischen Befassungen in den 16 Landespar-
lamenten eröffnet werden soll und dass den Land-
tagen eben nicht das Wort abgeschnitten wird. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank. Ich sehe keine weiteren Wortmel-
dungen. - Somit steigen wir in die Fünfminutende-

batte ein. Mir wurde von der AfD noch kein Red-
ner benannt.  

 

(Zuruf) 

 

- Nein, das ist bei uns noch nicht angekommen. 
Sie haben noch niemanden gemeldet. Aber ich 
sehe es jetzt gerade. Sie können sich schon ein-
mal auf den Weg machen. Für die AfD-Fraktion 
wird Herr Kollege Rausch sprechen. Sie haben 
jetzt die Möglichkeit. Bitte. 

 
 

Tobias Rausch (AfD): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Sehr geehrte 
Kollegen Abgeordnete! Heute diskutieren wir über 
den Ersten Medienänderungsstaatsvertrag und 
über die Beschlussempfehlung in der Drs. 7/6141.  

 

Ja, meine Damen und Herren, von Sachsen-An-
halt gehen kritische Signale aus, die tatsächlich 
dazu führen können, dass der Rundfunkbeitrag 
eben nicht steigt, wie es die KEF in ihrem Bericht 
zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunk-
anstalten fordert.  

 

Die Rundfunkgebühren sollen doch tatsächlich um 
86 Cent steigen. Von Einsparungsmaßnahmen in 
den Funkanstalten kann hier keine Rede sein. 
Wer sich Intendanten mit astronomischen Gehäl-
tern leistet, wer sich Gehälter von Redakteuren 
mit außertariflicher Bezahlung leistet, der kann 
nicht - ich sage ausdrücklich: nicht - von Konsoli-
dierung sprechen, meine Damen und Herren.  

 

(Beifall - Zuruf) 

 

Die CDU-Fraktion im Landtag von Sachsen-An-
halt muss die Hosen runterlassen: Hält sie Wort 
oder lässt sie sich am Ende doch weichkochen? 
Steht die Union zu dem Landtagsbeschluss in der 
Drs. 7/2400, in der Sie selbst beschlossen haben, 
liebe Koalition - Zitat -: 

 

„Der Landtag bestätigt vorhergehende Be-
schlüsse, da sich an dem Grundsatz der 
Beitragsstabilität auch über das Jahr 2020 
hinaus nichts ändern soll. Vor dem Hinter-
grund der Reformdebatten zur zukünftigen 
Finanzierung des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks sollten Einsparpotenziale gene-
riert werden, sodass die Einnahmen von 
jährlich 8 Milliarden € ausreichend sind […]“ 

 

Im Ausschuss wurde darüber diskutiert, und es 
wurde festgestellt, dass die Einsparpotenziale 
nicht zu erkennen sind. Kurz gesagt: Der Beitrag 
soll stabil bleiben und nicht erhöht werden.  

 

Es bleibt abzuwarten, ob hier nicht im dritten oder 
vierten Quartal des Jahres gegen den Willen der 
Bürger und für eine Erhöhung votiert wird. Von 
SPD und GRÜNEN haben wir bereits signalisiert 
bekommen, dass sie der Erhöhung des Rundfunk-
beitrags um die geforderten 86 Cent zustimmen 
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würden. Somit unterlaufen Sie, die Kollegen der 
SPD und der GRÜNEN, Ihren eigenen Beschluss 
aus dem Jahr 2018. 

 

Eine INSA-Umfrage aus dem Jahr 2020, also aus 
diesem Jahr, bringt Folgendes zutage: Die abso-
lute Mehrheit von 68 % der Befragten findet die 
aktuelle Höhe des Rundfunkbeitrags schon heute 
zu hoch. Was wir brauchen, liebe Kollegen, ist 
keine weitere Erhöhung des Rundfunkbeitrags. 
Was wir brauchen, ist eine Reformierung des 
Rundfunks. Er muss sich auf seine Kernkompe-
tenzen begrenzen. Wir sagen: Grundfunk statt ab-
gehobenem Rundfunk.  

 

Und warum ist der Rundfunk abgehoben? Sehen 
Sie selbst: Das ist die Gehaltsliste der Intendan-
ten. Demnach bekommt Tom Buhrow zum Bei-
spiel ein Gehalt von fast 400 000 € im Jahr. Der 
Intendant des Bayerischen Rundfunks verdient 
380 000 € im Jahr. Unser Ministerpräsident ver-
dient 175 000 € im Jahr. Aber wir haben ja auch 
die Intendantin des MDR bei uns, Frau Wille. Sie 
ist Spitzenreiterin und verdient 100 000 € mehr als 
der Ministerpräsident. 

 

Und ganz interessant: Das durchschnittliche Ein-
kommen in Sachsen-Anhalt beläuft sich auf 
35 000 € pro Jahr. Darin sind die Spitzengehälter 
enthalten. Das bedeutet, das Medianeinkommen 
der tatsächlich normal arbeitenden Bevölkerung 
liegt bei ca. 27 000 €. Das heißt, Frau Wille be-
kommt das Zehnfache des durchschnittlichen Ar-
beiters.  

 

(Zuruf) 

 

Was wollen wir also? - Wir wollen eine Reformie-
rung des Rundfunks: Wahrnehmung der Kernauf-
gaben, objektive Berichterstattung, Bildungsfern-
sehen wie zum Beispiel „Terra X“ soll erhalten 
werden, keine Subvention für Privatserien wie 
„Babylon Berlin“, und nach dem entsprechenden 
Bundesverfassungsurteil, nach dem Besitzer von 
Zweitwohnungen dafür nicht mehr beitragspflichtig 
sind, ist der weitere vernünftige Schritt, die Ge-
bühren für Selbstständige und Unternehmen ab-
zuschaffen, meine Damen und Herren. 

 

(Beifall) 

 

Zum Abschluss bleibt festzustellen, dass die 
CDU-Fraktion im Landtag zeigen muss, ob sie es 
ernst meint oder ob sie eben doch nur ein zahnlo-
ser Tiger ist, meine Kollegen, ob Sie, außer schö-
ne Pressemitteilungen zu veröffentlichen, auch 
handeln oder ob Sie hier nur schön kritische 
Reden schwingen und dann am Ende des Jahres 
doch die Erhöhung durchwinken.  

 

Wir werden Ihr Verhalten genau beobachten und 
feststellen, ob Sie den nötigen Mut besitzen, Herr 
Kollege Kurze, diese Erhöhung nicht mitzutragen, 
oder ob Sie wieder einknicken, liebe Kollegen von 

der CDU. Mit der AfD-Fraktion - das kann ich 
Ihnen sagen - wird es keine Zustimmung zur Er-
höhung des Rundfunkbeitrags geben. - Ich danke 
Ihnen. 

 

(Beifall) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Abg. Tobias Rausch. Ich sehe 
keine Wortmeldungen. - Somit kommen wir zum 
nächsten Debattenredner. Für die SPD-Fraktion 
spricht der Abg. Herr Hövelmann. - Sie brauchen 
sich nicht zu beeilen. Gehen Sie gemächlich, 
dann ist auch das Redepult gesäubert. - Sie ha-
ben jetzt die Möglichkeit zu sprechen und gleich-
zeitig das Wort, Herr Abg. Hövelmann. 

 
 

Holger Hövelmann (SPD): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen! Lassen Sie uns zuallererst einmal 
über den Wert des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks reden. Der Wert eines öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks bemisst sich nicht nach dem Geld, das 
er kostet, sondern er bemisst sich nach dem Wert 
für das demokratische Gemeinwesen und danach, 
was er für diese Gesellschaft leistet. 

 

(Zuruf) 

 

- Diese Reaktion ist schön. Das ist so entlarvend. 
Herrlich! 

 

Übrigens: Ich war eben überrascht, dass die AfD-
Fraktion ihre Position so grundlegend geändert 
hat. Wenn ich mich recht entsinne, haben Sie vor 
anderthalb Jahren hier noch die Auflösung des 
Mitteldeutschen Rundfunks beantragt. 

 

(Zuruf) 

 

- Ja, ja. Wir können die Anträge gerne wieder 
herausholen. Insofern bin ich jetzt durchaus über-
rascht. 

 

(Zuruf) 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Aus der 
Sicht der SPD-Fraktion ist es gerade in Zeiten von 
Fake News und schwierigen Herausforderungen - 
das Thema Pandemie sei genannt - ausgespro-
chen wichtig, dass wir einen objektiven, einen gut 
recherchierenden, einen inhaltlich ausgewogenen 
und einen gut organisierten öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk haben. Uns kommt es darauf an - - 

 

(Zuruf) 

 

- Was soll denn das eigentlich? Meine Herren, ha-
ben Sie Interesse an der Position der anderen 
Fraktionen 

 

(Zurufe: Nein!) 

 

oder haben Sie das Interesse nicht? 



 Landtag von Sachsen-Anhalt - Stenografischer Bericht 7/103 - 12.06.2020 

 

29 

(Zurufe - Heiterkeit) 

 

- Mein lieber Herr Farle, ich glaube, der Vorwurf 
der Schwindelei ist viel provozierender als das, 
was ich hier vortrage. 

 

(Beifall - Zuruf von Robert Farle, AfD) 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Was in 
einer Gesellschaft passiert, in der es ein Medien-
system gibt, das ausschließlich von den wirt-
schaftlichen Interessen seiner Eigentümer gelenkt 
wird, das sieht man, wenn man einmal über den 
großen Teich nach Amerika schaut. Ich jedenfalls 
kann mir für Deutschland kein System wünschen - 
auch meine Partei und meine Fraktion tun dies 
nicht -, das vergleichbar ist mit dem, was in Ame-
rika stattfindet. Wir wollen eine objektive und se-
riöse öffentlich-rechtliche Rundfunklandschaft. 

 

(Beifall) 

 

Dies, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
entbindet natürlich den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk nicht vom Anwenden der Grundsätze 
von Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit. Natürlich 
steht er in einem öffentlichen Rechtfertigungs-
druck, den Bürgerinnen und Bürgern, den Bei-
tragszahlerinnen und Beitragszahlern gegenüber 
darzulegen: Was passiert mit den Einnahmen? 
Wofür werden sie verwendet? 

 

Dazu gehört natürlich Transparenz. Diese ist - da 
haben Sie einen Punkt angesprochen, der zutref-
fend ist - bei den Fragen der außertariflichen Ge-
hälter von Führungskräften, jedenfalls aus unserer 
Sicht, nicht in dem Maße gegeben, wie es not-
wendig wäre. Wir sind der Überzeugung, dass es 
richtig wäre, auch da eine Deckelung vorzuneh-
men, um dem ausufernden Vergütungssystem bei 
den Spitzenleuten im öffentlich-rechtlichen Rund-
funk Einhalt zu gebieten. 

 

(Beifall) 

 

Insofern sind wir an dieser Stelle gar nicht aus-
einander. Trotzdem sind wir auseinander, weil wir 
der Überzeugung sind, dass das nicht dazu führt 
und auch nicht dazu führen darf, dass wir das 
System des öffentlich-rechtlichen Rundfunks ins-
gesamt ins Wanken bringen. 

 

Deshalb hätte aus unserer Sicht eine Stellungnah-
me durchaus Sinn gemacht. Wir als SPD-Fraktion 
hätten uns auch gewünscht, eine Stellungnahme 
abzugeben. Sie haben mitbekommen - das wird in 
den Redebeiträgen auch noch deutlich werden -, 
dass es innerhalb der Koalition sehr unterschied-
liche Positionen zu diesem Thema gibt. Weil das 
so ist, ist die Abgabe keiner Stellungnahme alle-
mal die bessere Variante; denn dann kann das 
passieren, was Herr Robra bereits dargelegt hat, 
nämlich dass der Ministerpräsident für das Land 
Sachsen-Anhalt unterzeichnen kann und dass wir 

möglicherweise im Herbst noch Veränderungen, 
Bewegung bei den öffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten erleben werden, die genau die Kri-
tikpunkte, die wir ansprechen, aufgreifen. Darauf 
hoffe ich jedenfalls. 

 

Insofern bitte ich um Zustimmung zu der Be-
schlussempfehlung aus dem Ausschuss, dass wir 
keine Stellungnahme abgeben. - Vielen Dank. 

 

(Beifall) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Hövelmann. Ich habe zwei 
Wortmeldungen: erst der Abg. Herr Tobias 
Rausch und dann Herr Abg. Lange. - Sie haben 
das Wort. Bitte, Herr Rausch. 

 
 

Tobias Rausch (AfD): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Vielen Dank, 
Herr Kollege Hövelmann. Vorweg möchte ich 
sagen, dass ich Sie als redlichen Kollegen ken-
nengelernt habe. Das mit dem Schwindel war 
deswegen nicht auf Sie bezogen. Das wollte ich 
nur klarstellen. Das dürfen Sie jetzt nicht falsch 
verstehen. Ich schätze Sie, wie Sie hier vortragen 
und Ihre Meinung vertreten. 

 

Sie sagen ja auch, wir gingen zum Teil in die glei-
che Richtung. Das ist richtig, nämlich was die Ge-
hälter betrifft. Deswegen sage ich auch: Lassen 
Sie uns doch einmal eine ergebnisoffene Diskus-
sion führen. Sie können aber nicht sagen, wir 
hätten gefordert, den MDR aufzulösen. Solch 
einen Antrag hat es von der AfD nicht gegeben. 
Es hat einen Antrag gegeben, wonach wir die 
GEZ-Gebühr abschaffen wollen. Das heißt aber 
nicht, dass wir den öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
abschaffen wollen. 

 

(Zuruf - Lachen) 

 

Wenn Sie unser Programm richtig gelesen hätten, 
Herr Dr. Grube, und nicht so unqualifiziert dazwi-
schenreden würden, dann hätten auch Sie ver-
standen, dass wir einen Rundfunk fordern, der 
durch das allgemeine Steueraufkommen finanziert 
werden soll. Dann sollen die Sonderprogramme, 
ähnlich wie bei Streamingdiensten oder Pay-TV-
Sendern, dazugebucht werden. Dann entscheidet 
die freie Marktwirtschaft, was gewollt ist und was 
nicht. Dann kann der öffentlich-rechtliche Rund-
funk seinen Kernaufgaben nachkommen, nämlich 
der bundesweiten und regionalen Berichterstat-
tung. Zum Beispiel Sendungen wie „Babylon Ber-
lin“ usw., von denen die Leute gar nichts haben 
und deren Produktion unnötig viel Geld kostet, ge-
hören nicht zu diesen Kernaufgaben. Wir haben 
uns im Ausschuss bereits ausführlich darüber 
unterhalten. Das ist der Weg, über den wir einmal 
diskutieren müssen. 
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Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Rausch, kommen Sie bitte zum Schluss! 

 

 

Tobias Rausch (AfD): 

 

Meine Bitte, Herr Kollege Hövelmann, ist: Lassen 
Sie uns doch im Ausschuss einmal ergebnisoffen 
über die diversen Sachen diskutieren. Wir sollten 
aufhören, uns gegenseitig Sachen vorzuwerfen, 
die dann vermengt werden. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Abg. Rausch, ich habe Sie gebeten, zum 
Schluss zu kommen. - Danke. - Herr Hövelmann, 
bitte, Sie haben jetzt das Wort. 

 

 

Holger Hövelmann (SPD): 

 

Vielen Dank. - Nur zwei Bemerkungen: Erstens. 
Ich suche Ihnen gern den Antrag heraus, den Sie 
zur Kündigung des MDR-Staatsvertrags gestellt 
haben. 

 

(Zuruf) 

 

Zweitens. Verehrter Herr Rausch, ich bin nicht be-
reit, mit Ihnen ergebnisoffen zu diskutieren; denn 
für mich steht ein Ergebnis fest: Der öffentlich-
rechtliche Rundfunk hat seine Daseinsberechti-
gung. Er wird von uns auch nicht infrage gestellt. 
Das unterscheidet uns voneinander. 

 

(Zustimmung) 

 

Das muss auch klar werden. Deshalb gibt es, 
jedenfalls an der Stelle, keine ergebnisoffene Dis-
kussion. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Danke, Herr Hövelmann. - Es gibt noch weitere 
Wortmeldungen: Herr Abg. Lange und Herr Abg. 
Farle. 

 
 

Hendrik Lange (DIE LINKE): 

 

Herr Hövelmann, fast schon mit Entsetzen habe 
ich Herrn Robra genau zugehört, der davon ge-
sprochen hat, dass es bei den Intendanten einen 
Lernprozess gibt, dass nicht die Ministerpräsiden-
ten entscheiden, sondern dass es an der Stelle 
auf die Parlamente ankommt. Das sind zum Teil 
ausgebildete Journalisten, auf jeden Fall gut be-
zahlte Menschen in Spitzenfunktionen. Wie schät-
zen Sie es denn ein, dass die Intendanten erst 
einmal einen solchen Lernprozess durchlaufen 
müssen? Ist da vielleicht irgendwo etwas nicht im 
richtigen Lot? 

 

 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Hövelmann, bitte. 

Holger Hövelmann (SPD): 

 

Ich bin natürlich nicht in der Lage, das zu rechtfer-
tigen, was der Minister gesagt hat. Ich jedenfalls 
habe ihn so nicht vorstanden. Ich habe das mit 
dem Lernprozess anders verstanden. Ich habe 
den Lernprozess darauf bezogen verstanden, 
dass in den nächsten Wochen und im Herbst 
auch inhaltlich mit den Intendanten und bei den 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten weiter 
darüber nachgedacht werden kann: Wo sind Ra-
tionalisierungs- und Einsparpotenziale und wo 
zeigen sich zukünftige Entwicklungslinien auf, da-
mit das passiert, was wir wollen, nämlich den 
sparsamen Mitteleinsatz zu gewährleisten? - Ich 
jedenfalls habe das so verstanden. Wenn ich es 
falsch verstanden habe, wenn wir bei dem, was 
gesagt worden ist, unterschiedliche Wahrneh-
mungen hatten, dann sollte der Minister das korri-
gieren. 

 

Was die Frage der Parlamentsbeteiligung anbe-
langt: Ich hatte bisher ganz oft den Eindruck - 
aber das kann auch mein ganz subjektiver Ein-
druck sein -, dass wir bei Staatsverträgen sehr oft 
„durchlaufende Anstalten“ waren, in denen man 
schnell die Hand gehoben hat, und dann war das 
Thema erledigt. In dieser Situation müssen wir 
durchaus auch einmal über die Frage diskutieren: 
Welche Rolle haben die Parlamente bei Staats-
verträgen, die zunächst die Regierungen aushan-
deln und dann in die Parlamente bringen? - Das 
ist ja nur ein Thema. So etwas gibt es an ver-
schiedenen Stellen. Wir haben den Glücksspiel-
staatsvertrag und andere Dinge. Ich will nur den 
Jugendmedienschutz nennen. Auch da gibt es 
Beratungsbedarf. Wir als Parlamente und auch 
wir als sachsen-anhaltisches Parlament können 
uns da vielleicht noch stärker einbringen. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Hövelmann. - Jetzt haben wir 
noch eine Wortmeldung, nämlich eine Frage von 
Herrn Farle. Ich hoffe, Herr Farle, kennt sich mit 
der neuen Geschäftsordnung aus. Wir sind ja 
noch immer in der Erprobungsphase. Sie können 
also jetzt keine Kurzintervention machen. - Sie 
haben das Wort, bitte. 

 
 

Robert Farle (AfD): 

 

Frau Präsidentin! Ich mache von Ihrem Angebot 
der Erprobungsphase kurz Gebrauch. Ich stehe 
jetzt hier und mache eine kleine Zwischeninter-
vention. 

 

(Widerspruch - Zuruf: Das dürfen Sie gera-
de nicht! - Weitere Zurufe - Unruhe) 

 

 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Farle, einen ganz kleinen Moment! Ich 
denke, wir haben das in den letzten Sitzungen 
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noch nicht ordentlich angewandt. Deswegen wer-
de ich das jetzt auch hier noch zulassen. 

 

(Zurufe) 

 

- Auch gestern haben es etliche Redner nicht ge-
macht. 

 

(Widerspruch) 

 

- Doch, es waren etliche. Ich habe es beobachtet. 

 

Ich habe gerade gesagt: Wir alle sind noch in ei-
nem Lernprozess. Deshalb sage ich es noch ein-
mal für alle; denn wir haben es beschlossen. 

 

(Zuruf von Dr. Falko Grube, SPD) 

 

- Herr Dr. Grube, würden Sie mir jetzt die Gele-
genheit geben, Ihnen und anderen Mitgliedern 
des Hohen Hauses einmal etwas zu erklären? 

 

(Zuruf von Dr. Falko Grube, SPD - Weitere 
Zurufe) 

 

- Ich denke, jetzt sollten wir einmal einen ganz 
kleinen Moment Ruhe walten lassen. Wenn Sie 
nicht daran interessiert sind, dass ich noch erklä-
rende Hinweise gebe, dann müssen Sie hinaus-
gehen. 

 

(Zuruf von Dr. Falko Grube, SPD) 

 

- Sie sitzen nicht hier vorne, Herr Dr. Grube, so-
dass Sie auch keine Erklärungen abgeben kön-
nen. 

 

Ich sage es für alle Abgeordneten noch einmal. 
Wir haben beschlossen: Wenn jemand eine Kurz-
intervention machen möchte, dann geht er bitte 
bereits an das Saalmikrofon. Wenn er eine Frage 
stellen will, gibt er ein Handzeichen, um zu signa-
lisieren, dass er eine Frage stellen will. 

 

Ich gebe Ihnen jetzt die Möglichkeit, Ihre Kurz-
intervention, die Sie machen wollten, in eine 
Frage umzuwandeln. Anders ist das jetzt nicht 
möglich. - Bitte. 

 
 

Robert Farle (AfD): 

 

Das wollte ich jetzt sowieso vorschlagen, nach-
dem sich wieder einmal gezeigt hat, wie sich eini-
ge Leute in diesem Saal verhalten. 

 

Stimmen Sie mit mir darin überein, Herr Hövel-
mann, dass viele Menschen wegen der höfischen 
Berichterstattung, die mittlerweile in den staats-
tragenden Medien durchgeführt wird, nicht mehr 
bereit sind zu akzeptieren, dass die Gebühren 
ständig weiter angehoben werden, weil die Quali-
tät der Berichterstattung hinsichtlich der Objektivi-
tät und der umfassenden Darstellung der Sach-
verhalte seit Langem nicht mehr gegeben ist, ins-
besondere auch deswegen, weil in den vergange-
nen Jahren im Fernsehen ständig Hetze gegen 
den führenden Repräsentanten der USA betrie-
ben wird? 

(Widerspruch - Zuruf: Richtig!) 

 

Stimmen Sie mit mir darin überein, dass im Mo-
ment gesteuerte Massenproteste in allen Groß-
städten in den USA durchgeführt werden, wo 
Pflastersteine von linksradikalen Antifa-Terror-
gruppen geworfen werden? Was berichtet der 
MDR denn darüber? - Gar nichts. 

 

(Zurufe) 

 

Die Leute erfahren noch nicht einmal etwas da-
von. - Vielen Dank, dass ich diese Frage stellen 
durfte. 

 

(Beifall - Unruhe) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Ich bitte Sie, noch einmal etwas durchzuatmen. 
Sie haben Ihre Frage jetzt gestellt. Jetzt müssen 
Sie aber auch Herrn Hövelmann die Möglichkeit 
geben, darauf zu antworten. - Bitte, Herr Abg. 
Hövelmann. Sie haben jetzt die Möglichkeit, da-
rauf zu erwidern. 

 
 

Holger Hövelmann (SPD): 

 

Vielen Dank. - Wenn ich jetzt noch 20 Minuten 
Zeit hätte, dann würde ich ganz viel dazu sagen. 
Aber ich glaube, das würde wahrscheinlich an der 
Intention der Fragestellung nichts ändern. 

 

Ich will nur sagen: Erstens. Mir ist in der Bundes-
republik Deutschland kein staatsnahes Fernsehen 
bekannt, sondern mir ist bekannt - - 

 

(Lachen - Zurufe) 

 

- Haben Sie Interesse an meiner Antwort? 

 

(Zurufe) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Hövelmann, einen kleinen Moment mal. - Ich 
finde ein solches Verhalten einfach unverschämt.  

 

(Zustimmung) 

 

Wenn ein Abgeordneter eine Frage stellt, dann 
können nicht andere Abgeordnete sagen: Sie 
können aufhören, wir wollen das nicht mehr 
hören. Wenn Sie das nicht hören möchten, dann 
gehen Sie bitte raus. Aber Herr Farle hat eine 
Frage gestellt. Insofern lassen Sie Herrn Hövel-
mann darauf antworten. - Bitte, Herr Hövelmann. 

 
 

Holger Hövelmann (SPD): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Mir ist kein 
staatsnahes Fernsehen in Deutschland bekannt. 

 

(Lachen) 

 

Ich betone das. Sie können lachen, wie Sie wol-
len.  

 

(Zuruf) 
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Für uns ist der öffentlich-rechtliche Rundfunk 
überparteilich. 

 

(Zurufe) 

 

Für uns ist der öffentlich-rechtliche Rundfunk - so 
steht es übrigens auch in den Gesetzen - staats-
fern. 

 

(Zurufe) 

 

Genau so ist es auch. Das impliziert ja nicht, dass 
Ihnen die Berichterstattung des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks gefallen muss, mir im Übri-
gen auch nicht; 

 

(Zustimmung - Zuruf von Cornelia Lüdde-
mann, GRÜNE) 

 

aber das hat etwas mit unabhängigem Journalis-
mus zu tun. 

 

(Lachen) 

 

Diesen Wert sollten wir uns immer wieder ver-
gegenwärtigen. - Verehrter Herr Farle, Sie haben 
mir die Frage gestellt - - 

 

(Zurufe) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Ich finde es überhaupt nicht höflich, dass man je-
manden, der vorn am Rednerpult steht, etwas 
fragt, ihn dann aber einfach nicht ausreden lässt. 
Ich glaube, es würde Ihnen - ich meine dabei 
auch Herrn Raue - auch nicht gefallen, wenn alle 
anderen Sie attackieren und Sie nicht dazu kom-
men, die Antwort zu geben. 

 

(Unruhe - Zurufe) 

 

Deswegen bitte ich erneut um Ruhe. Herr Farle 
hat auch darum gebeten; er möchte die Antwort 
hören. Nehmen Sie sich ein kleines Stückchen 
zurück und lassen Sie ihn die Antwort dann auch 
hören. - Bitte, Herr Hövelmann. 

 
 

Holger Hövelmann (SPD): 

 

Vielen Dank. - Attacke ist ja gut; damit habe ich 
kein Problem. Aber ich finde, dass es irgend-
wie - - Na ja, wir sollten uns gelegentlich auch ein-
mal gegenseitig zuhören. Das wäre, glaube ich, in 
diesem Parlament gar nicht so schlecht. 

 

Herr Farle, Sie haben mich nach der Situation in 
den Vereinigten Staaten von Amerika gefragt. Ich 
lebe dort nicht. Ich muss mir ein Bild von dem 
machen, was die Medien berichten. Ich habe je-
denfalls nicht den Eindruck, dass es einen deut-
lichen Unterschied gibt zwischen dem, was öffent-
lich-rechtliche Medien in Deutschland über die 
Situation in den Vereinigten Staaten von Amerika 
berichten, und dem, was private Medien darüber 
berichten.  

 

(Zuruf) 

Insofern ist der latente Vorwurf, den Sie mit der 
Frage untermauern wollen, dass der öffentlich-
rechtliche Rundfunk zugunsten oder zulasten 
einer bestimmten politischen Richtung einseitig 
berichten würde, jedenfalls aus meiner Sicht nicht 
gerechtfertigt, sondern falsch. 

 

(Zustimmung) 

 

 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Abg. Hövelmann. Es gibt keine 
weiteren Wortmeldungen. - Wir kommen zum 
nächsten Debattenredner. Für die Fraktion DIE 
LINKE wird der Abg. Herr Gebhardt sprechen. Sie 
können sich jetzt langsam auf den Weg machen. - 
Sie erhalten jetzt das Wort. Bitte, Herr Abgeordne-
ter. 

 

 

Stefan Gebhardt (DIE LINKE): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Ich bin der CDU-Frak-
tion sehr dankbar dafür, dass sie dieses Thema 
heute auf die Tagesordnung gesetzt hat. Denn 
das gibt uns allen die Möglichkeit, ein paar inhalt-
liche Dinge zu sagen und ein paar Wahrheiten auf 
den Tisch zu legen. 

 

Zur ersten Wahrheit gehört, dass wir inzwischen 
eine ziemlich groteske Situation in Sachsen-An-
halt zu verzeichnen haben. Diese äußert sich 
darin, dass ein Ministerpräsident - er soll diesen 
Staatsvertrag zwar unterschreiben, wohnt jetzt 
aber der Debatte dazu nicht bei - einen Staatsver-
trag aushandelt, am Verhandlungstisch sitzt, 
einen Text verhandelt und diesen letztlich unter-
schreiben will, obwohl er dafür keine Mehrheit der 
eigenen Koalition im Rücken hat. Hinzu kommt, 
dass ihm sogar seine eigene Fraktion die Gefolg-
schaft verweigert. 

 

An der Stelle wird deutlich, dass Herr Haseloff, 
zumindest medienpolitisch, ein König ohne Reich 
und der Ministerpräsident einer Minderheitenre-
gierung in Sachsen-Anhalt ist. Wenn keine Mehr-
heit für einen Staatsvertrag in Sicht ist, dann frage 
ich mich, was der Ministerpräsident an der Stelle 
verhandelt hat. Denn der Vorwurf der CDU-Frak-
tion zum Rundfunkstaatsvertrag bzw. zum Me-
dienstaatsvertrag, wie er jetzt heißt, lautet schlicht 
und einfach: Herr Ministerpräsident, was Sie hier-
zu verhandelt haben und unterschreiben wollen, 
ist für uns nicht zustimmungsfähig. Ein deutliche-
res Misstrauensvotum aus medienpolitischer Sicht 
kann ich mir überhaupt nicht vorstellen, meine 
Damen und Herren. 

 

(Zustimmung) 

 

Es wird an der Stelle noch ein bisschen grotesker, 
wenn die Öffentlichkeit fragt, ob hier denn nicht 
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DIE LINKE als Oppositionsfraktion einmal als 
Mehrheitsbeschaffer fungieren soll. 

 

(Zurufe) 

 

Dazu sage ich klipp und klar: Als Mehrheitsbe-
schaffer und als jemand, der dem Ministerpräsi-
denten die Unterschrift rettet, steht die Fraktion 
DIE LINKE nicht zur Verfügung. 

 

(Zustimmung) 

 

Sie haben einen Koalitionsvertrag ausgehandelt, 
in dem nach meinem Kenntnisstand klar formuliert 
worden ist, dass diese Koalition zu jedem Ge-
setzentwurf - und hierbei handelt sich um einen 
Gesetzentwurf - eine eigene Mehrheit auf die 
Beine stellen will. Halten Sie sich also an Ihren 
eigenen Vertrag und sorgen Sie dafür, dass Ihre 
Koalition eine eigenständige Mehrheit zu einem 
Gesetzentwurf findet, den Ihr Ministerpräsident 
unterzeichnet. Das ist Ihre Aufgabe, nicht die Auf-
gabe der Opposition.  

 

(Zuruf) 

 

Jetzt noch zwei Sätze zum Inhalt des Medien-
staatsvertrages. Erstens. Die Fraktion DIE LINKE 
- das steht in jedem Programm - steht klar zum 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk und zu seiner Be-
stands- und Entwicklungsgarantie. 

 

(Zustimmung) 

 

Wofür wir aber nicht zur Verfügung stehen, sind 
unter anderem exorbitante Intendanten- und Di-
rektorengehälter und vor allen Dingen eine Ge-
haltsentwicklung, bei der die Spirale auch in die-
sem Jahr weiter nach oben gehen soll. Die nächs-
te Gehaltserhöhung für die Intendanten steht ja 
schon auf der Tagesordnung. 

 

(Zuruf) 

 

Es gibt bisher keine Erklärung von den Intendan-
ten der ARD, dass man bereit ist, insoweit einmal 
Verzicht zu üben. Beispielhaft hierfür ist jedoch 
der Mitteldeutsche Rundfunk: Frau Wille, die In-
tendantin, hat bisher konsequent - das geht aus 
jedem MDR-Wirtschaftsbericht hervor - auf jede 
Gehaltssteigerung verzichtet. Das finde ich bei-
spielhaft. Daran sollten sich andere ARD-An-
stalten, das ZDF und das Deutschlandradio ein 
Beispiel nehmen. 

 

(Zurufe) 

 

Zweitens. Wenn man sich das Programm des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks anschaut und mit 
dem Auftrag des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
vergleicht, dann kommt meine Fraktion zu der 
Auffassung, dass dieses exorbitante Quotenden-
ken, das beim öffentlich-rechtlichen Rundfunk in 
den letzten Jahren bei Programmentscheidungen 
deutlich zum Tragen gekommen ist, nichts mit 
dem Auftrag des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
zu tun hat. 

(Beifall) 

 

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk hat einen in-
haltlichen Auftrag: Er soll Qualität abbilden. Es 
soll auch nach Qualität bemessen werden und 
nicht nach Einschaltquoten. Wenn Sendungen, für 
die es einen klaren Auftrag gibt, aus dem Pro-
gramm verschwinden, wenn Formate nicht fortge-
setzt werden, obwohl es dafür einen klaren Auf-
trag gibt - die Sendungen verschwinden ja aus 
Quotengründen -,  

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Welche 
denn? - Weitere Zurufe) 

 

dann frage ich mich, welchen Stellenwert, Frau 
Lüddemann - - Wo kommt denn zum Beispiel 
Sachsen-Anhalt in fiktionalen Formaten im Ersten 
Deutschen Fernsehen vor? 

 

(Zuruf von Cornelia Lüddemann, GRÜNE - 
Weitere Zurufe) 

 

Wo kommt denn Sachsen-Anhalt vor? 

 

(Zuruf: Gar nicht mehr!) 

 

- Gar nicht mehr! 
 

(Zuruf von Cornelia Lüddemann, GRÜNE) 

 

Es gab eine Krimiverfilmung aus Sachsen-Anhalt 
und eine Verfilmung zeitgenössischer Literatur 
aus Halle, in Halle gedreht. Ich will mich nicht zu 
den Inhalten äußern; ich bin auch kein Krimifan.  

 

(Unruhe) 
 

Aber es war eine Produktion, die in Sachsen-An-
halt stattgefunden hat. Der MDR-Rundfunkrat hat 
Bettelbriefe an die Degeto geschrieben - - 

 

(Unruhe) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit 
ist beendet. 

 
 

Stefan Gebhardt (DIE LINKE): 

 

Ich komme sofort zum Schluss. Ich wollte nur 
noch auf die Frage von Frau Lüddemann einge-
hen. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Aber sie hat keine offizielle Frage gestellt. 

 
 

Stefan Gebhardt (DIE LINKE): 

 

Darf ich diesen Satz noch beenden? 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Ja. 

 
 

Stefan Gebhardt (DIE LINKE): 

 

Danke schön. - Er hat Bettelbriefe geschrieben 
mit dem Inhalt, dass dieses Format doch fortge-
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setzt werden sollte. Es hat niemanden interes-
siert. Wenn die Gremien sich um so etwas Ge-
danken machen, dazu Beschlüsse fassen und 
Briefe schreiben, und es trotzdem konsequent 
ignoriert wird, dann muss das irgendwann me-
dienpolitisch nicht nur laut gesagt werden, son-
dern es muss auch Konsequenzen haben. 

 

Insofern bin ich sehr gespannt auf den Herbst. 

 

(Zuruf) 

 

Vor uns liegen medienpolitisch spannende Zeiten. 
Ich freue mich darauf. 

 

(Beifall) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Abg. Gebhardt. Ich sehe keine 
Wortmeldungen. - Wir kommen zur nächsten De-
battenrednerin. 

 

(Zuruf) 

 

- Herr Borgwardt? 

 

(Zuruf von Siegfried Borgwardt, CDU) 

 

- Herr Borgwardt, bitte. Sprechen Sie als Frak-
tionsvorsitzender? 

 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Ja, so ist es, 
Frau Präsidentin!) 

 

- Bitte. Dann haben Sie jetzt die Möglichkeit zu 
sprechen, Herr Fraktionsvorsitzender. 
 

(Unruhe) 
 

- Die anderen bitte ich darum, den Geräuschpegel 
etwas zu abzusenken. - Bitte. 

 
 

Siegfried Borgwardt (CDU): 

 

Danke schön, Frau Präsidentin. - Ich bin nicht an 
das Rednerpult getreten, weil ich die Sorge habe, 
dass mein medienpolitischer Sprecher etwas an-
deres sagen wird als das, was ich hier sagen 
möchte. Wir sind uns sehr einig. 

 

(Zurufe) 

 

Vielmehr gehe ich auf ein Argument des Kollegen 
Gebhardt, den ich insbesondere in Medienfragen 
durchaus sehr schätze, vom Beginn seines Rede-
beitrages ein. Es ist klar falsch, Kollege Gebhardt, 
wenn Sie hier sagen, dass sich der Ministerpräsi-
dent beim ersten Mal mit genau dem Grund der 
Stimme enthalten hat. Sollten Sie einmal in eine 
Koalition eintreten wollen, können, müssen, 

 

(Zuruf) 
 

dann werden Sie feststellen, dass es Regeln für 
das allgemeine Gebaren innerhalb einer Koalition 
gibt. Eine Regel lautet: Wenn man sich bei Anträ-
gen nicht grundsätzlich einigen kann, dann mün-
den sie in eine Überweisung in den Ausschuss. 
Wir streiten uns gelegentlich darüber, ob Anträge 

sinnvoll sind oder nicht. Aber dann ist das der 
Fall. Wir tun das nicht mit Schaum vor dem Mund, 
sondern das sind Regeln, die übrigens jeden ein-
zelnen Koalitionspartner - auch in anderen Fra-
gen, wenn es bei ihm einmal anders ist - schüt-
zen. So viel einfach einmal zur Wahrheit. 

 

Jetzt komme ich zu Ihrer Legendenbildung. Ihre 
Äußerung stimmt eben nicht. Wenn der Minister-
präsident den Vertrag zeichnet, dann heißt das 
nicht, er ratifiziert ihn. Vielmehr legt er damit Wert 
darauf - ich glaube, das ist korrekt -, den Weg 
nicht zu blockieren, damit sich alle 16 Bundeslän-
der - Herr Hövelmann hat es auch gesagt - inten-
siv damit beschäftigen können. 

 

Jetzt zu einer Fiktion, die ich nicht so ganz ver-
stehe, wenn ich bedenke, dass ich die Fraktion 
DIE LINKE seit mehr als 18 Jahren hier im Parla-
ment verfolge. Wenn Sie für eine Position gestrit-
ten haben - das haben wir hier im Landtag schon 
mehrfach erlebt -, dann war es Ihnen völlig egal, 
wer dabei mitmacht. Wir haben das durchaus 
unterstützt. 

 

Wenn Sie jetzt sagen, Sie beschaffen dieser Koa-
lition keine Mehrheit, wenn sie im Herbst keine 
eigene Mehrheit aufbringt, dann ist das nicht rich-
tig, weil sie diese Mehrheit gar nicht beschaffen 
müssen. Erinnern Sie sich zum Beispiel an das 
Wahlverfahren. Ich verstehe, dass Sie aus ver-
schiedenen Gründen versuchen, Ihre Meinung 
nach außen zu bringen. Sollten wir uns dabei 
nicht einigen, dann hieße das, wir müssten uns 
der Stimme enthalten, obwohl wir eine andere 
Überzeugung haben, die Herr Kurze noch darle-
gen wird. 

 

Wir glauben auch nicht, dass wir etwas aus Grün-
den der Naivität in den Koalitionsvertrag ge-
schrieben haben, sondern wir haben dies aus 
ganz bestimmten Gründen getan. In diesem Koali-
tionsvertrag steht etwas von Beitragsstabilität und 
von der Entlastung für KMU und Handwerksbe-
triebe. Damit ist nach unserer Auffassung eben 
nicht erklärbar, dass man Erhöhungen inkludiert; 
ganz klar. 

 

Jetzt komme ich zu Ihnen. Wenn Sie einer Über-
zeugung sind, die unserer Grundüberzeugung 
entspricht, dann ist es falsch zu sagen: Wir ma-
chen das so nicht, weil ihr gemeinsam keine 
Mehrheit zustande bringt, sondern ihr sorgt für 
eure Mehrheit. Eines ist doch klar: Wir haben 
unter uns auch das Verfahren abgesprochen, was 
passiert, sollte es einmal so sein, dass die Frak-
tion der AfD einen Antrag vorlegt. Sie muss sich 
selbst die Frage beantworten, warum sie das am 
Freitag nicht getan hat. Aber das ist ihre Sache; 
denn sie hätte heute möglicherweise anders dis-
kutieren können. Aber sollte sie im Herbstplenum 
einen Antrag einbringen, dann würden wir dem 
nicht folgen - das sage ich klar -, weil die Grundin-
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tention eine andere ist und es nicht nur um die 
86 Cent geht. Mehr will ich inhaltlich jetzt gar nicht 
dazu sagen.  

 

Wenn die Fraktion DIE LINKE bei ihren Ankündi-
gungen bliebe, die wir in vielen Punkten teilen - 
nicht nur was die Gehaltsstrukturen und die sons-
tigen Strukturen des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks betrifft, sondern was auch ihre allgemeine 
Einschätzung betrifft, auch hinsichtlich des MDR -, 
dann würden wir uns der Stimme enthalten. Dann 
würde Ihr Antrag hier den Ausschlag geben. 
Darum kommen Sie - egal was Sie hier erklären - 
hier gar nicht herum und geraten demzufolge in-
direkt in eine Rolle, die Sie eigentlich nicht wahr-
nehmen wollen. 

 

Das wollte ich nur zum Verständnis sagen, damit 
man hier nicht eine Legende bildet und sagt: 

 

(Zurufe) 

 

Wenn sich die Koalition nicht einig ist und nicht 
dazu in der Lage ist, eine Einigkeit herzustellen, 
dann stimmen Sie für Ihre Überzeugung. Ansons-
ten ist das, was Sie darstellen, ein Fake. - So viel 
dazu, Herr Gebhardt. 

 

(Zurufe) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Fraktionsvorsitzender Borg-
wardt. 

 

(Zuruf) 

 
 

Siegfried Borgwardt (CDU): 

 

Hat sich Herr Gebhardt gemeldet? 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Ja. Deswegen wollte ich Herrn Hövelmann noch 
sagen: Es gibt eine Wortmeldung; deswegen 
müssen Sie noch einen kurzen Moment warten. 
Ich habe aber das Signal gesehen, dass Sie eine 
Kurzintervention tätigen möchten. - Jetzt ist aber 
erst einmal der Abg. Herr Gebhardt mit seiner 
Frage an der Reihe. - Sie haben das Wort, Herr 
Gebhardt. 

 
 

Stefan Gebhardt (DIE LINKE): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Sehr geehrter 
Herr Kollege Borgwardt, das war nicht mein Vor-
wurf. Mein Vorwurf war ein anderer und geht in 
diese Richtung - Sie können mich gern korrigie-
ren, wenn Sie etwas anderes feststellen -: Wenn 
ein Ministerpräsident mit seinen Amtskollegen 
einen Vertrag aushandelt und ihn im Endeffekt 
unterschreiben wird, seine eigene Koalition und 
seine eigene Fraktion hinterher aber ihre Zustim-
mung verweigern, dann kann das Ergebnis, das 
der Ministerpräsident verhandelt hat, doch in Ihren 

Augen kein gutes sein. Sonst würden Sie diesem 
doch zustimmen. 

 

(Zuruf) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Borgwardt, bitte. 

 
 

Siegfried Borgwardt (CDU): 

 

Wenn man dieser Meinung anhängt, so wie Sie, 
dann kann ich verstehen, wie Sie das meinen. 

 

(Heiterkeit - Zurufe) 

 

Das stimmt aber eben nicht. Noch einmal: Als wir 
hier in diesem Saal - das hängt mit der Größe der 
CDU-Fraktion und mit den Abstandsregelungen 
zusammen - die Intendanten zu Gast hatten - sie 
saßen dort -, hat der Ministerpräsident als letzter 
Redner das Wort ergriffen. Er hat klipp und klar 
gesagt, er wisse, dass es in diesem Landtag 
keine Mehrheit für die Erhöhung gibt. 

 

(Zurufe: Ja! - Derzeit!) 

 

- Derzeit. 

 

Das hat er gesagt. Und warum ist uns das wich-
tig? - Sie würden uns ansonsten möglicherweise 
vorwerfen können, wir wollten nur Zeit gewinnen. 
Unser Ansinnen ist kein Zeitgewinn, sondern 
unser Ansinnen ist es, mit einem deutlichen Sig-
nal aus der Koalition und natürlich auch aus mei-
ner Fraktion die Zeit zu geben, um bis zum Herbst 
signifikante Änderungen herbeizuführen. 

 

Eines ist auch klar: Wenn sich keine signifikanten 
Änderungen ergeben, dann bleibt unsere Haltung 
so, wie sie ist, und diese Haltung wird Herr Kurze 
vortragen. Dann ändert sich für uns überhaupt 
nichts. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Borgwardt. - Jetzt hat Herr 
Hövelmann die Möglichkeit zu einer Kurzinterven-
tion. Bitte, Herr Hövelmann 

 
 

Holger Hövelmann (SPD): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Ich möchte die 
Möglichkeit nutzen, auf den Einwand der AfD-
Fraktion, dass sie entsprechende Anträge zur 
Kündigung von Staatsverträgen nicht gestellt 
hätte, 

 

(Zurufe von der AfD) 

 

auf die Drs. 7/699 vom 7. Dezember 2016 verwei-
sen, in dem Folgendes beantragt wird: 

 

(Zuruf von Tobias Rausch, AfD - Weitere 
Zurufe) 

 

Kündigung der Rundfunk - - 
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Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Sie haben vorhin gesagt: Dann zeigen Sie mir 
das. 

 

(Zuruf von Tobias Rausch, AfD) 

 

- Herr Rausch, ich diskutiere nicht mit Ihnen. Sie 
hatten vorhin selbst laut gesagt: Dann nennen 
und zeigen Sie uns das Dokument. Ich möchte 
jetzt nicht mehr mit Ihnen darüber diskutieren. 

 

(Zuruf von Tobias Rausch, AfD) 

 

- Herr Hövelmann, Sie haben das Wort. 

 

(Daniel Rausch, AfD: Darüber kann man ja 
neu verhandeln, Mensch! So ein Schwach-
sinn! - Weitere Zurufe) 

 
 

Holger Hövelmann (SPD):  

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Das ist kein guter Umgang, den wir hier pflegen. 
Daran sollten wir ganz tüchtig arbeiten. So sollten 
wir nicht miteinander umgehen. 

 

Herr Hövelmann, ich würde an dieser Stelle ab-
brechen; denn Sie merken, dass das nicht mehr 
gewollt ist. Da Sie die Drucksache genannt 
haben, wird sie im Protokoll stehen. Damit ist die 
Frage beantwortet. Ich würde das jetzt nicht mehr 
ausweiten, zumal Sie bereits das Wort hatten. Ich 
habe es nur wohlwollend gemeint, weil die AfD-
Fraktion vorhin darum gebeten hat zu erfahren, 
wann bzw. welchen Antrag sie gestellt hatte. 

 

(Zuruf) 

 

- Darum geht es gar nicht.  

 
 

Holger Hövelmann (SPD):  

 

Mir ist doch eine Zwischenintervention erlaubt. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Hövelmann, bitte haben Sie Verständnis für 
dieses Vorgehen; denn hierbei geht es um den 
vorherigen Redebeitrag. 

 

(Zuruf von Cornelia Lüddemann, GRÜNE) 

 

- Das habe ich auch gesagt. 

 

(Tobias Rausch, AfD: Es muss sich immer 
auf den Redebeitrag beziehen, das wurde 
jedes Mal gesagt, wenn wir eine Zwischen-
intervention hatten! - Glocke der Präsiden-
tin) 

 

- Jetzt ist es aber langsam gut! 

 

(Zuruf: Willkür!) 

 

- Wer hat eben „Willkür“ gesagt? Was meinten Sie 
mit „Willkür“? Das möchte ich jetzt gern wissen.  

Haben Sie meine Entscheidung als Willkür be-
zeichnet? 

 

(Zuruf) 

 

- Das hat überhaupt nichts damit zu tun. Ich habe 
ihm das Wort erteilt. - Ja, bitte. 

 
 

Hannes Loth (AfD): 

 

Darf ich auf Ihre Frage antworten? 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Sie möchten mir bitte sagen - - 

 
 

Hannes Loth (AfD): 

 

Willkür ist, dass Herr Hövelmann aufsteht und will-
kürlich einen völlig anderen Punkt anführt, der 
willkürlich herausgegriffen worden ist und nichts 
mit dem vorherigen Redebeitrag zu tun hatte. 

 

(Zuruf) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Das ist nicht so, Herr Loth. 

 
 

Hannes Loth (AfD): 

 

Wir haben dies auch schon zwei, drei Mal ge-
macht und wurden jedes Mal dazu aufgefordert, 
zu dem aktuellen Redebeitrag zu sprechen. 

 

(Zustimmung) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Loth, ich möchte zum Verständnis beitragen. 
Sie haben nicht die Sitzungsleitung. 

 

(Lydia Funke, AfD, lacht) 

 

- Sie müssen gar nicht lachen, Frau Funke. Sie 
werden die Sitzungsleitung in dieser Wahlperiode 
garantiert nicht bekommen. 

 

Ich kann Ihnen sagen, dass es sich um Wohlwol-
len für Ihre Fraktion gehandelt hat. Wenn Sie 
solche Dinge ablehnen, dann werde ich zukünftig 
darauf verzichten. 

 

Herr Hövelmann, ich würde an dieser Stelle ab-
brechen. Sie hatten die Drucksachennummer 
bereits genannt. 

 

(Zuruf: Noch einen Satz! - Weitere Zurufe) 

 

- Nennen Sie bitte noch einmal die Drucksachen-
nummer, damit sie im Protokoll steht, dann kann 
die Fraktion nachsehen, welche Anträge sie ge-
stellt hat, und dann ist das Thema erledigt. 

 
 

Holger Hövelmann (SPD): 

 

Frau Präsidentin, vielen Dank für die Gelegenheit. 
- Es handelt sich um die Drs. 7/699 vom 7. De-
zember 2016. Darin wird die Kündigung des 
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Rundfunkstaatsvertrages, des Rundfunkbeitrags-
staatsvertrages, des Rundfunkfinanzierungs-
staatsvertrages, des ARD-Staatsvertrages, des 
ZDF-Staatsvertrages, des Deutschlandradio-
Staatsvertrages sowie des MDR-Staatsvertrages 
mit Wirkung zum 31. Dezember 2018 beantragt - 
Punkt. 

 

(Zustimmung - Zuruf von Daniel Rausch, 
AfD) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Jetzt mache auch ich einen Punkt. - Frau Freder-
king, wir werden diese Sache jetzt nicht mehr ver-
tiefen. Sie können nachher auf die Ausführungen 
von Herrn Borgwardt eingehen. 

 

(Unruhe) 

 

Jetzt habe ich eine Wortmeldung. - Herr Kirchner, 
ich kann Sie jetzt nicht sprechen lassen. Wenn 
sich Ihre Fraktion beruhigt hat, dann würde ich 
Ihnen als Fraktionsvorsitzendem die Möglichkeit 
geben, zu sprechen. Allerdings muss sich Ihre 
Fraktion erst beruhigen. - Ich glaube, das ist jetzt 
der Fall. Herr Fraktionsvorsitzender, Sie dürfen 
jetzt nach vorn kommen. Danach kann Frau Fre-
derking auf Herrn Borgwardt reagieren. - Herr 
Kirchner, Sie haben jetzt das Wort.  

 
 

Oliver Kirchner (AfD): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Ich würde mich 
dafür starkmachen, dass wir uns an unsere eige-
ne Geschäftsordnung halten. Wenn jemand nicht 
zum Vorredner spricht, dann war es bisher immer 
so, dass die Rede unterbrochen wurde. Deshalb 
bitte ich darum, dass sich auch Herr Hövelmann 
auf den Vorredner bezieht. Das hat er in diesem 
Fall nicht getan, sondern er hat sich auf vorherge-
hende Redebeiträge bezogen. Das finde ich nicht 
korrekt. - Vielen Dank. 

 

(Zustimmung) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Hövelmann hat sich nicht auf irgendeinen 
Vorredner bezogen hat, vielmehr war er selbst der 
Vorredner und Sie hatten die Forderung an ihn 
gestellt. Er hat nicht auf Redebeiträge seiner Vor-
redner reagiert. Das ist ein Unterschied. 

 

Frau Frederking, Sie haben jetzt die Möglichkeit, 
Ihre Frage an Herrn Borgwardt zu richten. - Herr 
Borgwardt hat genickt, das werte ich als ein Ja. - 
Bitte, Frau Frederking. 

 
 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Herr Borgwardt, ich wollte Ihnen gern eine Frage 
stellen. 

 

(Unruhe) 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Sehr geehrte Kollegin Frederking, wir sollten noch 
einen Moment warten, damit Sie die Gelegenheit 
haben, Ihre Frage zu stellen. - Bitte, jetzt dürfen 
Sie. 

 

 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Vielen Dank für Ihre Ausführungen. Sie haben 
auch darauf Bezug genommen, dass die Inten-
dantinnen und Intendanten in Ihrer Fraktion zu 
Besuch waren. Meine Frage ist: Hatten Sie den 
Eindruck, dass es bis zum Herbst noch Verände-
rungen und Bewegung geben wird? 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Borgwardt, bitte. 

 

 

Siegfried Borgwardt (CDU): 

 

Wir haben jedenfalls keinen Hehl daraus ge-
macht, dass wir genau das erwarten, um es ein-
mal so zu sagen. Aber ich will dem Redner meiner 
Fraktion nicht vorgreifen. Ich als Fraktionsvorsit-
zender habe mich auf eine andere Sachlage be-
zogen, nämlich auf die Ausführungen des verehr-
ten Kollegen Gebhardt. Deswegen möchte ich 
dem Redebeitrag nicht vorgreifen. - Das zum 
Ersten, Frau Frederking. 

 

Zum Zweiten. Sie haben es zumindest nicht abge-
lehnt, sich noch einmal intensiv damit zu befas-
sen. Das ist der Sinn. Wenn ich eine Begründung 
geben will, warum ich etwas erwarte, dann muss 
ich zumindest unterstellen, dass bei demjenigen, 
von dem ich es erwarte, die Bereitschaft besteht, 
sich in der Position zu bewegen. Den Eindruck 
hatten wir. 

 

In welchem Umfang und ob es meiner Fraktion 
gemäß unserem Koalitionsvertrag so, wie wir ihn 
zumindest sehen, reicht, ist eine andere Frage, 
die kann ich Ihnen nicht beantworten. 

 

 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Borgwardt. - Wir gehen jetzt in 
der Rednerreihenfolge weiter. Für die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN spricht jetzt die Abg. 
Frau Lüddemann. - Frau Lüddemann, Sie dürfen 
nach vorn kommen und haben jetzt das Wort. 

 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Eine Vorbemer-
kung. Die Handlungsfähigkeit dieser Koalition 
sieht man daran, dass wir einen gemeinsamen 
Weg gefunden haben, die Diskussion zu eröffnen. 
Dieser Verantwortung werden wir gerecht und 
nicht nur für uns, sondern für alle 16 Landtage in 
dieser Bundesrepublik Deutschland. 
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Ich finde, das zeigt, dass wir handlungsfähig sind. 
Wir werden die nächsten Monate - das hat Herr 
Hövelmann gesagt, das hat Herr Borgwardt ge-
sagt und ich gehe davon, dass das auch Herr 
Kurze sagen wird - nutzen, um auch koalitions-
intern weiterzureden. 

 

Zum Inhalt. Am 22. März dieses Jahres - es war 
ein Sonntag - saßen abends um 20 Uhr 18,8 Mil-
lionen Menschen vor dem Fernseher und haben 
die „Tagesschau“ gesehen. In der Krise mit Un-
sicherheit und vielen Fragen haben sich die Men-
schen an einen Anker seriöser Informationen ge-
wandt und diesen Anker haben sie beim öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk gefunden. Das finde ich 
bemerkenswert. 

 

Ich finde es wichtig, eine vielfältige Medienland-
schaft zu haben; denn sie ist unerlässlich für eine 
funktionierende Demokratie. Das war auch der 
Kerngedanke für die Gründung des öffentlich-
rechtlichen Rundfunksystems nach dem Jahr 
1945. Gerade als Konsequenz aus direkt gelenk-
tem Propagandarundfunk und Meinungsdiktatur 
wurde der Aufbau eines föderalen öffentlich-
rechtlichen Rundfunks vorangetrieben, und zwar 
unabhängig und staatsfern. 

 

Das Bundesverfassungsgericht hat in einer Reihe 
von Entscheidungen die verfassungsrechtliche 
Stellung, den Auftrag und die Finanzierung des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks beschrieben und 
ihm eine verfassungsrechtliche Bestands-, Ent-
wicklungs- und Finanzgarantie zugeschrieben. 

 

Gemäß dem Grundversorgungsauftrag - dieser ist 
verfassungsrechtlich verankert - sollen die Rund-
funkanstalten möglichst vielen Menschen mit In-
formations-, Bildungs- und auch Unterhaltungsan-
geboten zur Verfügung stehen. Ein wesentlicher 
Maßstab dabei ist die Qualität jenseits von Main-
stream und Quoten-Hype. Sie sind also das 
Gegenmodell zur „Bild“-Zeitung. 

 

Das kann man unterschiedlich bewerten und das 
kann man unterschiedlich sehen. Mir gefallen 
auch nicht alle Entscheidungen, Kollege Geb-
hardt, die getroffen werden. Eine der Sendungen, 
die abgesetzt worden ist, hätte ich gern fortge-
setzt. Die andere Sendung wird fortgeführt, ob-
wohl ich sie nicht möchte. Aber genau das ist der 
Unterschied zum Bestell- und Bezahlfernsehen. 

 

Alle Bürgerinnen und Bürger finanzieren den öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunk und die unabhängi-
ge Kommission zur Ermittlung des Finanzbedar-
fes, die sogenannte KEF, schätzt den Finanzbe-
darf ein. Abhängigkeit von der Politik darf es nicht 
geben. Politik darf nicht nach Gefallen oder Miss-
fallen den Geldhahn auf- oder zudrehen, weswe-
gen er nicht steuerfinanziert ist. Die Abhängigkeit 
von anderen Finanzierungsquellen soll ebenfalls 
ausgeschlossen werden. 

Die KEF überprüft den Finanzierungsbedarf des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks in Deutschland 
und empfiehlt den Landesparlamenten die Fest-
setzung des Rundfunkbeitrages. Von der Empfeh-
lung der KEF können die Länder nach der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichtes nur 
in extremen Ausnahmefällen abweichen. Mir ist 
kein solcher Fall bekannt. 

 

Ich finde es ziemlich klug, dies in eine solche 
Kommission auszulagern; denn es sichert, dass 
die Einmischung der Politik unterbleibt. Es gibt 
auch Urteile, die Staatsferne des Rundfunks deut-
lich zu dokumentieren. Deswegen ringen wir ge-
rade darum, die Rundfunkbeiräte neu zusammen-
zusetzen, um auch dort die Unabhängigkeit deut-
lich zu machen. 

 

Es ist festzustellen, dass der Rundfunkbeitrag in 
den vergangenen zwölf Jahren unverändert ge-
blieben ist und sogar einmal abgesenkt wurde. 
Nach diesen vielen Jahren finden wir die Empfeh-
lung zu einer moderaten Anpassung angemes-
sen. 

 

Ich will eine Analogie anführen, die ich von einem 
Kollegen der CDU-Fraktion im Verkehrsaus-
schuss gelernt habe. Dort werden immer wieder 
Bauvorhaben thematisiert und die Kosten der 
Bauvorhaben steigen. Der Kollege hat mir erklärt, 
dass dies völlig logisch und völlig unstrittig sei. 

 

Wenn die Kosten nicht steigen würden, dann 
könnte man weniger bauen, was de facto einer 
Kürzung gleichkommen würde. Deswegen müsse 
man einsehen, dass die Kosten für die Baumaß-
nahmen regelmäßig anstiegen. Daraus habe ich 
gelernt, dass man dann, wenn man immer wieder 
die gleiche Leistung auf dem gleichen Niveau ha-
ben will, die Kosten in angemessenen Schritten 
angemessen erhöhen muss. Das sehe ich an die-
ser Stelle als gegeben. 

 

Wir GRÜNEN stehen - das will ich ganz deutlich 
sagen - zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk, und 
zwar nicht kritik- und distanzlos. In regelmäßigen 
Gesprächen vergewissern wir uns, dass die Sen-
der zusätzliche Spar- und Rationalisierungsmaß-
nahmen umsetzen. Wir sehen, dass der Weg, der 
eingeschlagen wurde, der richtige ist. Natürlich 
gibt es noch Optimierungsbedarf. Natürlich muss 
es dort noch weitergehen. 

 

Wir haben mit allen Intendanten über Gehalts-
strukturen gesprochen. Meine Kollegin Frederking 
setzt sich sehr für eine Deckelung ein. Wir haben 
über die Höhe der Kosten für Übertragungsrechte 
gesprochen. Wir haben Transparenz und die An-
siedlung von Institutionen angemahnt. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Frau Abgeordnete, kommen Sie bitte zum 
Schluss. 



 Landtag von Sachsen-Anhalt - Stenografischer Bericht 7/103 - 12.06.2020 

 

39 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE): 

 

Aber all das darf uns nicht dazu veranlassen, das 
System grundsätzlich infrage zu stellen; denn es 
sichert sachliche Informationen unabhängig von 
denjenigen, die gerade an der Regierung sind, 
und unabhängig vom Steueraufkommen. 

 

(Zustimmung) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Frau Lüddemann, kommen Sie bitte zum Schluss. 
Sie sind schon über Ihrer Redezeit. 

 
 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE): 

 

Dann werde ich noch einen Satz anfügen. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Den letzten Satz, ja. 

 
 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE): 

 

Um einer Sache direkt vorzubeugen: Es ist in den 
letzten Wochen ersichtlich geworden, dass es 
innerhalb der Koalition deutliche Unterschiede in 
der Bewertung gibt. Wir haben einige Dinge, die 
wir anmahnen, stellen aber nicht das System 
komplett infrage. 

 

Die CDU hat Probleme mit der KEF. Deswegen 
werden wir - jetzt bin ich wieder am Anfang mei-
ner Rede - die nächsten Wochen und Monate 
nutzen, um in gemeinsamen Gesprächen dahin 
zu kommen, 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Frau Lüddemann, bitte beenden Sie den Satz. 

 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE): 

 

einen Staatsvertrag ratifizieren zu können. 

 

(Heiterkeit und Zustimmung) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank. Es gibt zwei Fragesteller, und zwar 
Herrn Abg. Siegmund und Herrn Olenicak. - Bitte, 
Herr Siegmund. 

 

 

Ulrich Siegmund (AfD): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Frau Lüdde-
mann, Sie haben gerade selbstkritisch gesagt, 
dass der öffentlich-rechtliche Rundfunk bei Sen-
dungen nicht auf jedes Bedürfnis Rücksicht neh-
men kann. Sie haben ein persönliches Beispiel 
gebracht, dass Sie traurig waren, dass eine Sen-
dung eingestellt wurde. Nichtsdestotrotz möchten 
Sie, dass der öffentlich-rechtliche Rundfunk eine 
größtmögliche Bandbreite an Menschen erreicht. 

Meines Wissens gab es nur einen einzigen Fall, in 
dem es nach der Einstellung einer Sendung einen 
breiten öffentlichen Aufruf gab und auch eine 
Petition gestartet wurde, sich also viele Menschen 
zusammengeschlossen haben. Es ging um die 
Sendung „Steimles Welt“. Daher ist meine Frage 
an Sie: Wie bewerten Sie es, dass diese Sendung 
trotz eines Aufstands in der Bevölkerung einge-
stellt wurde? 

 

(Zustimmung) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Frau Lüddemann, Sie haben das Wort. 

 
 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE): 

 

Das ist definitiv falsch. Mir sind einige Petitionen 
bekannt, die über die Jahre und Jahrzehnte hin-
weg gestartet wurden. Das betrifft Kindersendun-
gen, das betrifft die „Lindenstraße“, das betrifft 
Unterhaltungssendungen und das betrifft auch die 
Sendung, die Sie genannt haben. Es gibt immer 
wieder Menschen, denen eine bestimmte Sen-
dung, ein bestimmtes Format besonders wichtig 
ist, sodass sie sich dafür einsetzen. 

 

Ich finde es richtig, dass ich nicht in der Lage bin 
zu entscheiden, welche Sendung gesendet wird 
und welche nicht. Ich meine, es ist nicht ganz so, 
dass es ausschließlich nach Quoten geht, son-
dern es geht tatsächlich auch danach, was die 
Rundfunkbeiräte empfehlen. Das ist meine Emp-
findung, aber ich glaube, gerade im Bereich der 
Medien geht es ganz oft um Empfindungen. 

 

 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Abg. Olenicak, bitte. 

 

 

Volker Olenicak (AfD): 

 

Sehr geehrte Frau Lüddemann, könnten Sie dem 
Bürger mit einfachen Worten erklären, was der 
Unterschied zwischen der Zwangsfinanzierung 
des Rundfunkbeitrages und einer Steuer ist? 
Denn für den Bürger ist es dasselbe. Er hat weder 
bei dem einen noch bei dem anderen ein direktes 
Mitspracherecht. 

 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE): 

 

Das ist ja das Grundsätzliche, worüber wir hier 
reden. Wir haben als System die sogenannte 
Haushaltsabgabe. Die Höhe dieser sogenannten 
Haushaltsabgabe wird auf der Grundlage einer 
Empfehlung der KEF festgelegt. 

 

Eine Steuer schwankt, ist abhängig vom Einkom-
men, ist abhängig von der Leistungsfähigkeit und 
wird je nach politischem Gusto festgelegt. Das ist 
ein grundsätzlich anderes System. 

 

(Zustimmung) 
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Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank. - Bei einer Fünfminutendebatte lasse 
ich nur zwei Fragen zu, auch wenn eine weitere 
Wortmeldung von der AfD-Fraktion angezeigt 
worden ist. 

 

Wir kommen zum nächsten Debattenredner. Das 
fraktionslose Mitglied Herr Abg. Diederichs wird 
jetzt sprechen. - Nicht ganz so stürmisch, einen 
kleinen Moment noch. Sie bekommen auch so-
gleich das Wort. - Bitte. 

 
 

Jens Diederichs (fraktionslos): 

 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ab-
schaffung, Beibehaltung, Erhöhung oder Halbie-
rung der Rundfunkgebühren, das ist hier die 
Frage. Seitdem erstmals im Jahr 1923 Rundfunk-
gebühren durch den Staat verordnet und damals 
noch durch die Post eingetrieben wurden, begeg-
nen sich zwei unversöhnliche Lager. Die einen 
wollen die Gebühren abschaffen und die anderen 
wollen sie immer weiter erhöhen.  

 

Wer sich hinter diesen beiden Lagern verbirgt, 
wissen Sie alle. Auf der einen Seite sind es die 
vielen unzufriedenen Gebührenzahler und auf der 
anderen Seite eine Handvoll doppelter und dreifa-
cher Nutznießer. 

 

(Zuruf) 

 

Letztere sind die Intendanten und Gesellschaften, 
die sich selbst ihre Lieblingssendungen einkaufen 
und sich zugleich mit Riesengehältern die Ta-
schen vollstopfen. 

 

Aus meiner Sicht gibt es sowohl für als auch 
gegen Rundfunkgebühren gute Gründe. Qualitäts-
rundfunk, beispielsweise Qualitätsfernsehen mit 
werbefreien Sendungen, lässt sich nur gebühren-
finanziert absichern. Dies können bereits vier 
Fernsehsender ermöglichen: ein Kultur-, ein 
Nachrichten-, ein Sport- und ein Kinderkanal. An-
sonsten können private Sender mittels Werbung 
im großen Stil Unterhaltungsprogramme liefern. 

 

Ich frage mich, ob wir in Deutschland Dutzende 
öffentlich-rechtliche Fernsehsender oder Hörfunk-
angebote brauchen. Wie weit soll die Spirale noch 
gedreht werden? Parallel dazu gibt es die Forde-
rung an die Gebührenzahler, die Angebote zu be-
zahlen. Wo endet das Ganze? - Man schaue sich 
nur die Gehälter der Intendanten an. 

 

Die Wege, den Gebührenzahler weiterhin zu 
schröpfen, sind erstaunlich. Es ist verständlich, 
dass die Gebühreneinzugszentrale, die das öf-
fentlich-rechtliche Ungetüm erst ermöglicht, Angst 
vor Einschränkungen hat. Ich kann mir gut die 
Panik vorstellen, die Sachsen-Anhalts CDU aus-
gelöst hat, als deren Landtagsfraktion ankündigte, 
eine Erhöhung der Gebühren nicht mittragen zu 
wollen. 

Prompt schlug die ARD zurück. In der „MZ“ vom 
25. Mai 2020 konnten wir lesen, dass die ARD 
das Land Sachsen-Anhalt mit der Einrichtung 
einer Onlineplattform in Halle (Saale) ködern will. 

 

Besonders sauer ist mir hierbei aufgestoßen, dass 
seitens einiger Genossen aus Berlin in diesem 
Zusammenhang versucht wurde, massiven Druck 
auf das Abstimmungsverhalten vieler Abgeordne-
ter im Landtag von Sachsen-Anhalt auszuüben. 
Das geschah, ohne sich mit den Argumenten aus-
einanderzusetzen, die gegen eine Erhöhung der 
Beiträge sprechen. 

 

Der Umgang der Öffentlich-Rechtlichen mit Per-
sönlichkeiten wie dem ehemaligen Präsidenten 
des Bundesverfassungsschutzes Hans-Georg 
Maaßen und dem kritischen Satiriker Uwe Steimle 
oder die Wortwahl - zum Beispiel werden Brand-
stifter und Hausfriedensbrecher als Aktivisten, 
Kritiker von Coronamaßnahmen aber als Aluhut-
träger und Spinner bezeichnet - sorgen bei vielen 
Gebührenzahlern für Unmut. 

 

Das Problem sind nicht Volksmusiksendungen, 
der „ZDF-Fernsehgarten“ oder die Trödelshow mit 
Horst Lichter, sondern der Umgang der Mächtigen 
bei ARD und ZDF mit der Wahrheit. 

 

Ich möchte an dieser Stelle einfach einmal zwei 
Zahlen gegenüberstellen, die uns die Augen für 
eine ungeheuerliche Diskrepanz öffnen sollen. 
Während die Weltgesundheitsorganisation aktuell 
pro Jahr rund 2,3 Milliarden € zur Verfügung hat, 
mit denen sie in der gegenwärtigen Coronazeit 
mehreren Milliarden Menschen helfen will und 
muss, verbrauchen allein die öffentlich-rechtlichen 
Sender in Deutschland alljährlich ein Budget von 
8,1 Milliarden €. Das muss man sich einmal auf 
der Zunge zergehen lassen. 

 

Die Rundfunkanstalten müssen mit dem vorhan-
denen Geld auskommen. Das heißt, es darf keine 
weitere Erhöhung der Rundfunkgebühren geben. 
Aus diesem Grund werde ich, natürlich auch in 
Abstimmung mit meinem Landesverband der 
Freien Wähler - das ist wichtig -, 

 

(Heiterkeit - Unruhe) 

 

zwar der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
zustimmen, aber einer Erhöhung der Rundfunk-
gebühren werde ich definitiv nicht zustimmen. - 
Vielen Dank. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Diederichs. Es gibt keine Wort-
meldungen. - Wir kommen nunmehr zum letzten 
Debattenredner. Für die CDU-Fraktion spricht 
jetzt der Abg. Herr Kurze. Sie können sich lang-
sam auf den Weg machen. - Jetzt können Sie 
nach vorn kommen und erhalten auch direkt das 
Wort. Bitte. 
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Markus Kurze (CDU): 

 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Manchmal ist es ein Glück, wenn 
man am Ende redet, manchmal vielleicht auch 
nicht ganz so. Ich versuche aber, noch einmal 
deutlich zu machen, wo unser Standpunkt liegt 
und wie wir die Problematik sehen. 

 

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk - das will ich 
voranstellen - hat sicherlich seine Daseinsberech-
tigung. Darauf haben schon viele Redner abgeho-
ben. Das ist richtig. Aber die Größe, die Aufgabe 
und die Struktur sind genau das, worüber wir in 
Deutschland seit Jahren nicht ehrlich diskutieren. 

 

Obwohl wir im Jahr 2018 hier im Parlament mehr-
heitlich einen Beschluss gefasst haben, der auf 
unserem Koalitionsvertrag fußt - das wurde schon 
vorgetragen und er wurde sogar schon zitiert -, 
hat man die Debatte in Deutschland, von den 
Spitzen der Politik angefangen bis hin zu den 
Intendanten, nicht ehrlich geführt. 

 

Unsere Landesregierung nehme ich dabei aus. 
Denn von Anfang an haben unser Ministerpräsi-
dent und auch unser Staatsminister versucht, ge-
nau diese Debatte zu führen. 

 

(Zustimmung) 

 

Am Ende haben sie sich in der Abstimmung be-
wusst der Stimme enthalten, weil die Debatte 
nicht ausführlich genug geführt wurde. Wenn wir 
zukünftig den öffentlich-rechtlichen Rundfunk be-
zahlbar halten wollen, dann muss er sich verän-
dern, dann muss er sich an manchen Stellen ge-
sundschrumpfen, meine sehr verehrten Damen 
und Herren. 

 

(Zustimmung) 

 

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk wurde nicht 
ohne Grund gegründet. Wir stehen zu einem öf-
fentlichen Rundfunk, der bezahlbar ist, der aber 
im dualen Rundfunksystem aufgeht. Uns sind 
nämlich auch die privaten Anbieter wichtig, die es 
in Deutschland gibt. Denn wenn man beide Ange-
bote zusammenfasst, gibt es genügend Angebote, 
die der Bürger konsumieren kann. Das finden wir 
auch gut so in Deutschland. 

 

(Zustimmung) 

 

Wir haben uns die Struktur der Öffentlich-
Rechtlichen einmal angesehen. Dabei will ich 
unseren MDR ganz bewusst ausnehmen hinsicht-
lich der Übergröße, die andere Rundfunkanstalten 
im Grunde genommen haben. Der MDR hat die 
Gnade der späten Geburt. Er ist eine der wenigen 
Länderanstalten, die relativ schmal aufgestellt 
sind. 

 

Er hat geringe Produktionskosten und er hat ge-
ringe Personalkosten. Das unterscheidet ihn von 

den großen Tankern, die es in den alten Bundes-
ländern gibt, dem Westdeutschen Rundfunk, dem 
Südwestdeutschen Rundfunk usw. Ich will nicht 
alle aufzählen. Wir wissen ja, um welche es geht. 

 

Ich komme zu den Argumenten der Vorredner. Es 
gibt natürlich Dinge, die einem über Jahrzehnte 
lieb geworden, gewachsen, und die teuer sind. 
Warum sollen wir die mitfinanzieren? 

 

Wir brauchen einen öffentlich-rechtlichen Rund-
funk, aber er muss, wie gesagt, eine Größe ha-
ben, die der heutigen Zeit entspricht. Wir leben 
mittlerweile in einer Zeit, in der viele Menschen 
gar kein Fernsehen mehr schauen oder kein klas-
sisches UKW-Radio mehr hören. 

 

Sie nutzen Streamingdienste, sie schauen oder 
hören etwas über das Internet. Daher muss der 
öffentlich-rechtliche Rundfunk in dieser Frage 
nicht versuchen, alles Mögliche auszuprobieren, 
um neue Wähler - Entschuldigung - Hörer zurück-
zuholen. Das muss er nicht. 

 

(Heiterkeit) 

 

Zuschauer sind natürlich auch Wähler; das ist ja 
klar. Deswegen stehen wir ja auch hier und ma-
chen unseren Standpunkt deutlich, meine sehr 
verehrten Damen und Herren. 

 

Er muss nicht versuchen, alle wieder vor die 
Flimmerscheiben oder an die PC zurückzuholen. 
Er muss sich auf seinen Kernauftrag konzentrie-
ren. Der ist ganz klar definiert. Dieser Kernauftrag 
ist auch richtig, damit am Ende alle Menschen in 
unserem Land ohne irgendwelche Probleme An-
gebote barrierefrei nutzen können. 

 

Im Koalitionsvertrag haben wir im Jahr 2016 fest-
geschrieben, dass wir die Beitragsstabilität über 
das Jahr 2020 hinaus gewährleistet haben wollen. 
Das haben wir im Jahr 2018 in einem Beschluss 
hier im Landtag noch einmal deutlich gemacht.  

 

Es wurde auch eine Arbeitsgruppe der Länder 
gegründet, die sich damit beschäftigen soll, ob die 
seinerzeit 20 Fernseh- und 69 Radiosender noch 
der derzeitigen Situation entsprechen und ob das 
so bezahlbar ist. 

 

Wir glauben schon, dass wir genau mit unserem 
Abstimmungsverhalten - das haben die anderen 
ja schon erklärt - die Diskussion in Deutschland 
anschieben, der sich die Parlamente im zweiten 
Halbjahr stellen müssen; die ehrliche Debatte, ob 
es dieser Größe bedarf und ob knapp 20 € im 
Monat zu viel oder zu wenig sind. Das müssen die 
Diskussionen am Ende ergeben. 

 

Wir sagen, das ist zu viel für viele Menschen und 
für viele Unternehmer. Deswegen plädieren wir 
auch für eine Senkung für kleine Unternehmen, 
für kleine Handwerksbetriebe. Wir denken, knapp 
20 € sind eine Menge Geld. Man kann damit eine 
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Unfallversicherung, eine Berufsunfähigkeitsver-
sicherung oder einen Handyvertrag finanzieren. 

 

Diese Frage stellt sich aber nicht, da man den 
Beitrag ja bezahlen muss. Daher muss man auch 
ernsthaft über die Höhe diskutieren. Wir werden 
deshalb dabei bleiben. 

 

Ich warne davor - ob ich unsere Koalitionspartner 
warne oder ob ich es ihnen empfehle, das kann 
man beides sagen; der eine war netter, der ande-
re nicht ganz so nett -, dass wir uns von dem Koa-
litionsvertrag wegbewegen. Wir stehen zum Koali-
tionsvertrag und der bedeutet Beitragsstabilität. 
Das kann nicht Erhöhung bedeuten. Das Wort 
„Beitragsstabilität“ sagt es doch schon aus: stabil 
halten. Schauen wir einmal, was die KEF am 
Ende berechnen wird. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Abg. Kurze, den letzten Satz bitte. 

 
 

Markus Kurze (CDU): 

 

Mit dem jetzigen und dem vorherigen KEF-Be-
schluss wurden viele Dinge vorgelegt, die nicht 
umgesetzt wurden. Daher wurde es am Ende 
auch knapp und deshalb fordern viele diese Erhö-
hung. Wir wollen dabei aber nicht mitgehen. Des-
halb - vielen Dank, Frau Präsidentin - habe ich da-
mit noch einmal unseren Standpunkt deutlich dar-
gelegt. 

 

(Zustimmung) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Kurze. Es gibt drei Wortmel-
dungen von Herrn Siegmund 

 

(Zuruf) 

 

- die Frage wurde schon beantwortet -, von Herrn 
Tobias Rausch und von Frau Frederking. - Bitte, 
Herr Rausch. 

 
 

Tobias Rausch (AfD): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin! - Sehr geehrter 
Herr Kollege Kurze, Sie haben auf den Punkt ge-
nau gesagt, was Sie haben wollen - schön. Jetzt 
ist meine Frage: Wie stellen Sie sich das mit den 
Beiträgen für Unternehmen und Handwerker vor, 
wie Sie es so schön ausgedrückt haben? 

 

Finden Sie denn nicht, dass das Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts, wonach der Beitrag für 
eine Zweitwohnung nicht mehr fällig wird, analog 
auch für Unternehmen anzuwenden ist? Denn der 
Unternehmer zahlt den Beitrag für seinen privaten 
Haushalt, der Arbeitnehmer zahlt ihn für sich zu 
Hause, und wenn er auf der Arbeit ist, muss noch 
einmal bezahlt werden.  

 

Jeder, der sich ein bisschen auskennt, weiß: Je 
mehr Leute im Unternehmen tätig sind, desto 

höher wird auch dieser Beitrag. Deswegen müss-
te, wenn man das ganz normal objektiv betrach-
tet, dieser Beitrag für die Unternehmen komplett 
abgeschafft werden. Wie ist Ihre Meinung dazu? 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Kurze, bitte. 

 
 

Markus Kurze (CDU): 

 

Dazu hätten Sie einfach Ihren Sitznachbarn fra-
gen können, unseren Handwerkspräsidenten, der 
das auch gut hätte beantworten können. Aber wir 
haben es am Dienstag erlebt - die Intendanten 
von ARD, ZDF, MDR und Deutschlandradio 
waren hier. Wir haben aufgrund der Pandemie be-
wusst diesen großen Sitzungssaal genutzt und es 
hat richtig gut funktioniert. Denn alle anwesenden 
Intendanten mussten hier vorn ans Pult und konn-
ten sich somit auch einmal mental in die Situation 
und auch in die Grundstimmung eines Abgeord-
neten versetzen. Sie standen hier vorn, sahen die 
anderen vor sich und konnten dann mit uns die 
Argumente austauschen. Wir fanden das richtig 
gut; denn wir alle sitzen zu dieser Frage in einem 
Boot.  

 

(Zuruf: Aber es ist leck!) 

 

- Nein, das Boot ist nicht leck. Wir versuchen ja, 
die Argumente auszutauschen. Ich glaube, wir ha-
ben mehr davon - das haben wir an dem Tag 
auch noch einmal deutlich gemacht -, wenn wir 
alle miteinander anstatt übereinander reden. Denn 
nur, wenn wir miteinander reden, Politik, Intendan-
ten und auch Landtage, dann können wir die Ar-
gumente austauschen und auch Verständnis für 
diese Frage entwickeln. 

 

Ich bin der Meinung, dass wir im Grunde genom-
men auch beim Handwerk und den KMU nach-
bessern müssen. Diese Diskussion kann im Laufe 
des nächsten halben Jahres in den Parlamenten 
geführt werden. Denn ob ich nach Hannover, 
nach Rostock oder nach Berlin fahre - mir kom-
men keine Hunderte Menschen entgegen, die für 
eine Erhöhung des Beitrags plädieren; die kom-
men nicht. Also, ich habe bisher keinen gefunden. 
Ich weiß nicht, wie es Ihnen geht. 

 

(Zurufe) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Kurze. Wir haben noch eine 
weitere Wortmeldung. - Frau Frederking, bitte. 

 

(Zurufe) 

 
 

Markus Kurze (CDU): 

 

Nein, zu einer Erhöhung kommt nie einer; das ist 
klar. Aber es ist so, dass man zu dieser Frage 
nicht wirklich Zuschriften bekommt, die dafür plä-
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dieren, sondern darin sprechen sie sich eher für 
das Gegenteil aus.  
 

 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Kurze, ich würde Sie bitten, keine Zwiege-
spräche zu führen. Wir sind zeitlich stark im Ver-
zug. Deswegen würde ich Frau Frederking das 
Wort geben. - Bitte, Sie dürfen Ihre Frage stellen.  

 

 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

In der Tat habe ich andere Zahlen. Ich kenne die 
Angabe, dass mehr als 70 % einverstanden sind, 
den Beitrag zu zahlen.  

 

Ich habe zwei Fragen an Sie, Herr Kurze. Herr 
Borgwardt hat vorhin gesagt, er wolle Ihren Rede-
beitrag und Ihre Einschätzung nicht vorwegneh-
men. Deshalb richte ich auch an Sie meine Frage: 
Wie schätzen Sie nach Ihrem Gespräch die Be-
reitschaft und die Offenheit der Intendantinnen 
und Intendanten ein? Gibt es diesbezüglich Be-
wegungen? Was nehmen Sie wahr? Was spüren 
Sie? Das ist meine erste Frage.  

 

Zur zweiten Frage. Sie haben es nur ganz kurz in 
Ihrem Redebeitrag angesprochen und vermutlich 
wegen der Redezeit nicht weiter ausführen kön-
nen. Sie haben von der Neufestsetzung der Bei-
tragshöhe gesprochen. Das habe ich so gehört. 
Wir haben im Ausschuss ein sehr konstruktives 
und fachliches Gespräch auch in Zusammenarbeit 
mit dem Vertreter der KEF geführt. Dabei kam die 
Frage auf, ob sich die Auswirkungen der Corona-
krise, die ja verschieden ausfallen - zum einen hat 
sich die Einnahmeseite verändert und zum ande-
ren hat sich auch die Ausgabenseite verändert -, 
auf die Neufestsetzung des Beitrages nieder-
schlagen werden. Die Antwort war. Es gibt einen 
Zwischenbericht.  

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Frau Frederking, Sie müssen zum Schluss kom-
men. 

 
 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Die Antwort war, der Zwischenbericht könne fi-
nanztechnische Optionen aufzeigen. Die Frage 
lautet: Sehen Sie diesbezüglich eine Option für 
2021? 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Kurze, bitte. 
 

 

Markus Kurze (CDU): 

 

Zu Ihrer Vorbemerkung. Es gibt Umfragen, deren 
Ergebnisse in die eine oder in die andere Rich-
tung weisen. Sie sagen, es gebe eine Umfrage, 
die erklärt, ein Anteil von 70 % sei für die Erhö-
hung. 

 

(Zurufe) 

Die anderen haben vorgetragen, es gebe eine 
Umfrage, in deren Ergebnis sich ein Anteil von 
68 % gegen eine Erhöhung ausspricht. Ich glau-
be, auf Umfragen sollten wir uns nicht verlassen. 
Wir sollten wieder auf die Sachebene zurückkeh-
ren. Es ist uns wichtig, dass wir keine Schwarz-
Weiß-Diskussionen führen nach dem Motto: Wer 
ist dafür oder wer ist dagegen? Das darf es nicht 
geben. Wir müssen uns vielmehr über die Inhalte 
austauschen.  

 

Zu Ihrer ersten Frage, wie das Gefühl war. Ich 
hatte schon das Gefühl, dass die Intendanten ge-
merkt haben, dass wir eine ehrliche und struktu-
relle Debatte angestoßen haben. Dabei sind wir 
stringent in unserer Argumentation; das machen 
wir seit Jahren. Deshalb lassen wir uns nicht in 
diese Schwarz-Weiß-Diskussion drängen. Das 
haben sie gespürt, und sie haben auch gemerkt, 
dass wir es ernst nehmen in Sachsen-Anhalt. 
Denn ansonsten hätten wir das nicht in den Koali-
tionsvertrag geschrieben und es auch nicht ge-
meinsam als Koalition vor zwei Jahren im Parla-
ment beschlossen. So ist die Grundstimmung.  

 

Zu Ihrer zweiten Frage. Wir haben jetzt die KEF-
Empfehlungen. Nach zwei Jahren gibt die KEF 
einen Zwischenbericht heraus und bewertet die 
Lage noch einmal neu. Wir konnten in den öffent-
lich-rechtlichen Medien deutlich wahrnehmen, 
dass die Coronapandemie die größte Wirtschafts-
krise nach dem Zweiten Weltkrieg ausgelöst hat. 
Wenn man das in den Raum stellt, dann kann 
man sich in diesem Zusammenhang auch einmal 
das Urteil des Bundesverfassungsgerichts aus 
dem Jahr 2007 anschauen, mit dem den Ländern 
letztlich per höchstrichterlichem Beschluss bewil-
ligt wurde, von der KEF-Empfehlung abzuwei-
chen, und zwar dann, wenn der Gebührenzahler 
aufgrund der Höhe der Gebühren unangemessen 
belastet werden würde. 

 

Wenn man das momentan so sieht, dann, so 
glaube ich, kommen wir genau dahin. Das wäre 
auch eine Überlegung und ein klares Argument, 
über das man am Jahresende noch einmal mit 
anderen Parlamenten diskutieren kann - drei Par-
lamente ticken so ähnlich wie wir -, sodass man 
letztlich sagt, in der jetzigen Situation ist diese Er-
höhung nicht angebracht, zumal auch viele Dinge, 
wie die Olympischen Spiele und Fußballgroßer-
eignisse, ausfallen und für die entsprechenden 
Produktionen und Sendungen keine Mittel benö-
tigt werden. Nichtsdestotrotz erzeugt Corona auch 
Mehrkosten an anderen Stellen.  

 

Aber ich glaube, es ist richtig, am Jahresende auf 
die Erhöhung zugunsten der Bürger und Unter-
nehmen zu verzichten und im Laufe von zwei Jah-
ren, wenn der Zwischenbericht kommt, zu klären, 
ob es diesen Bedarf tatsächlich gab. Wir haben 
dann also zwei Jahre länger Zeit, um uns auch 
über Strukturen und Auftrag des öffentlich-recht-
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lichen Rundfunks in Deutschland Gedanken zu 
machen.  

 

(Beifall) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Frau Frederking, Sie signalisieren, eine Nachfrage 
zu haben. Aber bitte fassen Sie sich sehr kurz. 

 

(Zuruf) 

 

- Nein, das geht nicht. Sie haben schon eine 
Frage gestellt. 

 

- Vielen Dank. Ich sehe keine weiteren Wortmel-
dungen. - Damit steigen wir in das Abstimmungs-
verfahren ein. Und zwar stimmen wir über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Bundes- 
und Europaangelegenheiten sowie Medien in der 
Drs. 7/6141 ab. Wer dieser Beschlussempfehlung 
seine Stimme gibt, den bitte ich jetzt um das Kar-
tenzeichen. - Das sind die Koalitionsfraktionen 
und ein fraktionsloses Mitglied. Wer stimmt da-
gegen? - Das sind die Fraktion DIE LINKE und die 
Fraktion der AfD. Gibt es Stimmenthaltungen? - 
Eine Stimmenthaltung von einem fraktionslosen 
Mitglied. Damit ist der Tagesordnungspunkt 23 er-
ledigt.  

 

Bevor wir den nächsten Tagesordnungspunkt auf-
rufen, werden wir einen Wechsel im Präsidium 
vornehmen. Vielleicht können wir uns darauf eini-
gen, dass wir schon nach dem nächsten Tages-
ordnungspunkt eine Mittagspause machen, aber 
das müssen Sie untereinander vereinbaren. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Werte Kolleginnen und Kollegen Abgeordnete! 
Meine Damen und Herren! Um noch einmal kurz 
auf den Vorschlag der Präsidentin zurückzukom-
men: Wir sollten prüfen, ob wir nach diesem Ta-
gesordnungspunkt in die Mittagspause eintreten. 

 

(Zurufe) 

 

- Dann machen wir das und ich würde nach der 
Behandlung des nächsten Tagesordnungspunktes 
die Sitzung unterbrechen.  

 
 

Ich rufe auf 

 
 
 

Tagesordnungspunkt 4  

 

Erste Beratung 

 

Bußgeldkatalog entschärfen - Verkehrssicher-
heit stärken, Bürgervertrauen zurückgewinnen 

 

Antrag Fraktion AfD - Drs. 7/6069 

 
 
 

Einbringer ist der Abg. Herr Lehmann. Herr Leh-
mann, Sie haben das Wort. 

 

(Zustimmung) 

Mario Lehmann (AfD): 

 

Herr Vorsitzender, vielen Dank. - Jetzt ganz un-
aufgeregt vom Thema GEZ-Gebühren zu anderen 
Gebühren, die wir auch nicht gern aufbringen.“ 
Bußgeldkatalog entschärfen - Verkehrssicherheit 
stärken, Bürgervertrauen zurückgewinnen“ - so 
lautet der Antrag der AfD in diesem Plenum. 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Wie uns aufgefallen 
ist, wurde mitten im Coronagetümmel und zufällig 
zum unsäglichen Datum des 20. April 2020 der 
neue Bußgeldkatalog des Verkehrsministers 
Scheuer von der CSU durch den Bundesrat in 
Berlin gemogelt. Wahrscheinlich hat es wegen 
Corona zunächst kaum einer gemerkt. Vielleicht 
dachte man auch, wie es schon des Öfteren üb-
lich war, wie wir feststellen konnten, wir winken 
das leise durch, und wenn es dann erst mal da ist, 
dann werden die Bürger den neuen Bußgeldkata-
log schon schlucken. Wegen Corona merkt viel-
leicht auch keiner etwas.  

 

Aber das war eine Fehlkalkulation, wie wir es an 
den ersten Reaktionen erkennen konnten. Kurz 
danach regte sich bundesweit bereits erster 
enormer Widerstand. Verkehrsminister Herr 
Scheuer merkte das auch; er spürte das und er 
zauderte deshalb auch voller Unbehagen. 

 

Eine Petition ist deswegen gerade im Umlauf, die 
in den ersten Tagen schon mehrere Hunderttau-
send Unterschriften zu verzeichnen hat. Das ist 
schon erstaunlich und auch weg- und richtungs-
weisend. Im Bundestag gibt es ebenfalls massi-
ven Widerstand, der von der AfD-Fraktion im 
Bundestag getragen wird.  

 

Solch übergreifender Gegenwind sind die Eta-
blierten nicht gewohnt. Deshalb liegt dieser unver-
schämte Bußgeldkatalog, wie man ihn nennen 
kann, gegenwärtig auch auf Eis, und das zu 
Recht. Die Bürger - das muss man sagen - sind 
noch viel zu zahm und zu geduldig im Umgang 
mit solchen Entscheidungen von Politikern, die 
sich solche Dreistigkeiten wie diesen Bußgeldka-
talog ausdenken und regelmäßig, fast Jahr für 
Jahr, immer wieder die Gebühren für uns Kraftfah-
rer erhöhen. 

 

(Beifall - Zurufe) 

 

Die Art und Weise, wie die Bußgeldsätze seit der 
Wiedervereinigung fast im Jahrestakt immer wie-
der angehoben werden, ist schon ein Unding. Das 
Ganze beruht - das muss ich dazu sagen; Ach-
tung, passen Sie auf - auf einem Ermächtigungs-
gesetz. Der Verkehrsminister kann sich durch das 
Erlassen einer Rechtsverordnung munter bei uns 
Kraftfahrern bedienen. Das wissen die wenigsten 
Kraftfahrer draußen. Darum machen wir es an 
dieser Stelle einmal transparent. Er denkt sich 
immer fantasievollere Beiträge aus, die nur durch 
den Bundesrat gewinkt werden müssen. Und wer 
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im Bundesrat gegenwärtig die Lufthoheit hat, das 
wissen wir alle. Die grüne Ideologie hat dort Vor-
rang und regiert dort fleißig mit. Das sehen wir 
auch an solchen Eskapaden, wie sie gegenwärtig 
diskutiert werden, nämlich das Pauschalverbot für 
Motorradfahrer, an Wochenende eine Ausfahrt 
machen zu können. Das wird im Bereich des Bun-
desrates ausgekocht und das ist völlig inakzepta-
bel. 

 

(Beifall - Zuruf: Jawohl!) 

 

Diesen Einfluss können wir regelmäßig spüren 
und damit hat wirklich auch einmal Schluss zu 
sein. Auch die CDU muss einmal Kreuz zeigen. 
Jahr für Jahr gehen mit steigender Tendenz Mil-
lionenbeträge der Kraftfahrer über den Bußgeld-
tisch. Das alles geht am Bundestag vorbei. Das 
Parlament bleibt außen vor und kann es nicht 
kontrollieren. Damit muss zukünftig Schluss sein.  

 

Eine parlamentarische Kontrolle dieser Willkür-
preise und dieser Festlegung durch das Parla-
ment ist gegenwärtig praktisch nicht möglich. 
Beim Bürger sind diese Machenschaften, diese 
Abläufe nicht weiter bekannt. Deshalb klärt die 
AfD auf und trägt auch noch draußen, wie, wo und 
unter welchen Bedingungen ein solcher Bußgeld-
katalog verabschiedet wird.  

 

Dieser Geldbeschaffung auf Kosten der Kraftfah-
rer - so kann man es auch nennen - muss endlich 
das Handwerk gelegt werden. Damit hat Schluss 
zu sein. Wie gesagt, wir tragen das nach außen, 
genau. 

 

(Zurufe) 

 

- Das hat etwas mit der Akzeptanz von Regeln zu 
tun; darauf gehe ich noch ein, lieber Herr Grüne. - 
Das, was gegenwärtig gegen die Kraftfahrer läuft, 
hat nichts mehr mit Verkehrserziehung oder mit 
der Verbesserung der Verkehrssicherheitslage im 
Straßenverkehr zu tun. Das ist einfach nur eine 
Geldbeschaffungsmaßnahme; die Einnahmen 
werden auch unverhohlen in den Haushalt einge-
stellt.  

 

(Zustimmung) 

 

Ich komme auf Sie zurück, liebe GRÜNE. Das ist 
ein ideologischer Feldzug zur Ausrottung des ver-
brennungsmotorbetriebenen Individualverkehrs. 
Das ist ein Stück vom Ganzen. 

 

(Zurufe)  

 

Und die Politik hat offenbar zum Ziel, ohne großen 
Aufwand, ohne großen Widerspruch und unver-
schämt und frech den Pendlern und Arbeitneh-
mern ins Portemonnaie zu fassen und ihnen das 
Geld aus der Tasche zu ziehen. Nebenbei wird 
noch ideologisch zur Staatsjagd auf unsere Füh-
rerscheine geblasen. 

 

(Zurufe: Es geht um Regelverstöße!) 

Ich habe den Eindruck, erst wenn der letzte Pkw 
mit Verbrennungsmotor stillgelegt worden ist, das 
letzte Motorrad in der Garage entstempelt steht 
und der letzte Führerschein bei Ihnen am Be-
schlagnahmeprotokoll hängt, dann werden Sie 
Ruhe geben, vorher nicht.  

 

Deshalb frage mich, wohin wir inzwischen geraten 
sind. Schämt sich von Ihnen niemand mehr, dem 
Händler, dem Familienvater, der früh zur Arbeit 
fährt und eine Familie ernähren muss, der Mutter 
oder dem Rentner für kleine Fahrlässigkeitsver-
stöße - es sind nämlich zu 90 % Fahrlässigkeits-
delikte -  

 

(Zurufe - Unruhe) 

 

inzwischen oftmals mehr als einen Tagesver-
dienst abzuknöpfen, die Rente einzuschrumpfen 
und sie parallel dazu mit Flensburger Punkten zu 
überziehen?  

 

(Zurufe - Unruhe) 

 

An dieser Stelle vermisse ich Ihre überall sonst so 
angepriesene Angemessenheit. Die Erforderlich-
keit und die Verhältnismäßigkeit werden überall 
erwähnt; nur beim Bußgeldkatalog, beim Feldzug 
gegen den Kraftfahrer, wird das nicht erwähnt. 

 

Während einerseits Straftäter, die draußen ande-
ren den Schädel einschlagen, ohne auch nur 
einen Tag den viel gerühmten wehrhaften 
Rechtsstaat aus einer JVA heraus betrachten zu 
müssen, im Land unterwegs sind, würden Sie an-
dererseits ohne Bedenken lieber einen Kraftfahrer 
einbuchten, der sich weigert, ein Bußgeldticket zu 
bezahlen. Den holen Sie ab. Das heißt dann Er-
satzfreiheitsstrafe oder Erzwingungshaft. 

 

Gegenwärtig schafft diese Politik immer mehr 
mobile Blitzer an; dafür fließt immer mehr Geld in 
den Haushalt. Was ist denn das für eine Prioritä-
tenverschiebung? Die Bußgeldeinnahmen planen 
Sie immer unverfrorener, wie ich es vorhin gesagt 
habe, im Haushalt mit Millionenbeträgen ein. Das 
geht gar nicht.  

 

Wenn wir auf die Statistik seit der Wiedervereini-
gung schauen, dann stellen wir fest, dass der 
Straßenverkehr Jahr für Jahr eigentlich immer 
sicherer geworden ist, sodass immer wieder er-
höhte Bußgeldsätze überhaupt keinen Sinn ma-
chen. Würde es draußen auf den Straßen wie in 
Wildwest losgehen, dann würde man noch Ver-
ständnis haben und bestimmte Sachen erklären 
können. Aber das geht eben nicht mehr. 

 

Wo sind eigentlich die Zeiten, als für das Falsch-
parken - ich kenne es selbst - noch 5 DM genom-
men wurden und bei einem Fahrlässigkeitsver-
stoß, bei Geschwindigkeits-, Abstands- oder Park- 
und Zulassungsverstößen noch im punktefreien 
Verwarngeldbereich bis 75 DM - später waren es 
35 € - agiert worden ist? Das merken wir als Kraft-
fahrer eigentlich überhaupt nicht mehr.  
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Der erzieherische Charakter war mit diesen mil-
den Mitteln ausreichend gegeben. Also ich kenne 
es noch: Das persönliche Anhalten durch den 
Schutzmann, durch den Verkehrspolizeibeamten, 
das Reden mit dem Bürger: „Sie haben etwas 
falsch gemacht“, das Ausdiskutieren und das Be-
zahlen vor Ort hatte bei den niedrigen Sätzen 
einen verkehrserzieherischen Charakter. Heute 
fährt man als Kraftfahrer durch die Landschaft und 
wird automatisiert von irgendwelchen Maschinen 
und als Anhänger getarnten Blitzern erfasst, die 
irgendwo drei Tage lang mit einem vollgeladenen 
Akku stehen und dann abgeholt werden.  

 

Dann bekommt man einen völlig entpersonifizier-
ten Bußgeldbescheid. Die Bußgeldstellen reagie-
ren überhaupt nicht mehr auf einen Widerspruch. 
Man hat den Eindruck, man ist in einem automati-
sierten Verfahren gefangen, in dem nur noch ir-
gendwelche Amtsgerichte entscheiden und in 
dem sich vorher mit einem Verkehrsverstoß über-
haupt keiner mehr auseinandersetzt. Es geht nur 
noch um das Einfangen, Abkassieren und darum, 
das Bezahlen zu erzwingen. Das hat mit ver-
kehrserzieherischem Charakter null zu tun.  

 

(Zuruf)  

 

Wenn ich heute jemandem erzähle, wie das da-
mals war - also mit den 5 DM, dem Anhalten und 
der Schutzmann hat gesagt „Du hast da was 
falsch gemacht“; das hat mehr gewirkt, als von 
einem Automaten irgendwo weggeblitzt zu wer-
den, wo man überhaupt keinen Menschen mehr 
sieht -, klingt das heutzutage wie eine Geschichte 
aus einem fernen vergessenen Land. Das war 
aber vor wenigen Jahren in Deutschland noch 
üblich. Natürlich trägt auch die Personalpolitik, 
also das Abschrumpfen der Polizei, dazu bei, 
dass man draußen keinen Beamten mehr sieht, 
sondern nur noch Automaten, die einen „weg-
schießen“.  

 

Sorgen wir dafür, dass dieser neue, von Preis-
frechheiten nur so strotzende Bußgeldkatalog 
entschärft wird. Der darf auch nicht mehr mit Ver-
schleierung, mit Verzögerung und etwas Makula-
tur von Herrn Scheuer in den nächsten Tagen 
durch die Hintertür kommen. 

 

Deshalb erinnere ich noch - das mache ich jetzt - 
an diese großen Plakatkampagnen unserer Bun-
desregierung bei der Wiedervereinigung, als an 
den Autobahnen noch zu lesen war: „Freie Fahrt 
für freie Bürger“. Das war ein Spruch zur Wende-
zeit, an den ich mich wirklich gern erinnere. Ge-
nau da will die AfD wieder hin. „Freie Fahrt für 
freie Bürger“. - Das war ein Ausdruck der damals 
erhobenen freiheitlichen Bürgerrechte, die heute 
wahrscheinlich der willkürlichen Drangsalierung 
gewichen sind.  

 

(Zustimmung)  

Von freier Fahrt und freien Bürgern spüren wir 
doch gar nichts mehr. Die freie Fahrt wurde von 
Ihnen nämlich zur Geschichte erklärt. Deshalb 
sorgen wir von der AfD dafür, dass die Politik 
langsam wieder einmal auf den Gedanken kommt, 
die ständigen Anhebungen der Bußgeldsätze in 
den letzten Jahren auf ein erträgliches und akzep-
tables Maß zurückzudrehen.  

 

Die Senkung der Umsatzsteuer zum 1. Juli 2020 
erfolgte ja praktisch über Nacht. Man kann darü-
ber diskutieren, ob das jetzt Sinn oder weniger 
Sinn macht. Aber daran zeigt sich, dass Lösungen 
auch sofort und schnell erfolgen können.  

 

(Zuruf: Wenn der Wille da ist!) 

 

- Ja. - Niemand hätte etwas dagegen, wenn sich 
die Politik wieder auf Bußgeldsätze besinnt, wie 
wir sie in den 90er-Jahren kannten. Da Sie offen-
sichtlich nicht von allein darauf kommen, hilft die 
AfD jetzt eben auch bundesweit, also nicht bloß 
im Land Sachsen-Anhalt, sondern im Bundestag, 
etwas nach. Denn auch mit gesenkten Bußgeld-
preisen kann man den Kraftfahrer animieren, sich 
an Verkehrsregeln zu halten.  

 

Wenn es nämlich um das Strafrecht und um Ver-
urteilungen geht, dann hört man Ihre Experten 
auch immer nur argumentieren, dass es nicht auf 
die Härte und die Länge der Strafe ankommt. Das 
höre ich regelmäßig in den Ausschüssen, wenn 
sich dort die Zivilgesellschaft zu Wort meldet, also 
die ganzen Vereine. Dann werden tausend Grün-
de aufgeführt, immer Milde und Verständnis wal-
ten zu lassen.  

 

Seltsam, dass Sie davon nichts hören wollen, 
wenn es um den Kraftfahrer, sein Portemonnaie 
und sein sauer verdientes Geld geht. Dann wird 
draufgehauen ohne Ende und abkassiert. Dann 
werden Punkte verteilt und Fahrverbote verhängt. 
Das ist völlig inakzeptabel und nicht mehr verhält-
nismäßig. 

 

(Zustimmung - Zurufe) 

 

Genau deshalb akzeptieren auch immer weniger 
Bürger draußen das Dauerargument - ich habe es 
vorhin hier schon gehört - im Straßenverkehr, 
wenn es um Geldbußen und Abkassieren geht: 
Regeln sind dazu da, eingehalten zu werden.  

 

Über das Zustandekommen dieser Regeln kön-
nen wir uns auch einmal unterhalten. Herr Webel 
kann etwas dazu sagen, wie Beschilderungen zu-
stande kommen und wie sie nicht zustande kom-
men, wer da Einfluss nimmt, wann ein Schild hin-
kommt und wann es wieder wegkommt. Meist 
kommt es nicht mehr weg, wenn es erst einmal 
irgendwo steht. Darüber können wir uns auch 
separat unterhalten.  

 

Der aktuelle Bußgeldkatalog erhält von uns, von 
der AfD, die Rote Karte. - Vielen Dank. 
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(Lebhafter Beifall - Zuruf: Jawohl!) 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Ich sehe keine Fragen. Dann danke ich Herrn 
Lehmann für die Einbringung des Antrages. 

 

 

Mario Lehmann (AfD): 

 

Alles klar, vielen Dank.  

 

(Zurufe) 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Es gibt auch keine Kurzinterventionen.  

 

 

Mario Lehmann (AfD):  

 

Die haben alle Hunger und essen schon zu Mit-
tag, die Jungs.  

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt:  

 

In der Debatte ist eine Redezeit von fünf Minuten 
je Fraktion vorgesehen. Für die Landesregierung 
spricht Minister Herr Webel. - Sie haben das Wort. 

 

 

Thomas Webel (Minister für Landesentwick-
lung und Verkehr): 

 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren Abgeordneten! Die am 28. April dieses 
Jahres in Kraft getretene Bundesverordnung zur 
Änderung straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften 
enthält Änderungen in der Straßenverkehrsord-
nung, in der Gebührenordnung im Straßenver-
kehr, der Bußgeldkatalog-Verordnung, der Fahrer-
laubnisverordnung sowie der Ferienreiseverord-
nung.  

 

Der Schwerpunkt der Verordnung war hierbei eine 
umfangreiche Änderung der Straßenverkehrsord-
nung zum einen zur Förderung einer nachhaltigen 
und umweltfreundlichen Mobilität sowie zur Stei-
gerung der Verkehrssicherheit, insbesondere der 
Sicherheit des Rad- und Fußverkehrs. Die mit 
mehr als 100 Änderungsvorschlägen der Bundes-
länder am 14. Februar dieses Jahres im Bundes-
rat verabschiedete Verordnung entspricht den 
Zielen unseres Koalitionsvertrages für diese 
Wahlperiode, nämlich der Verbesserung der Ver-
kehrssicherheit durch einen stärkeren Schutz der 
schwächeren Verkehrsteilnehmer. 

 

In diesem Kontext wurden auch die Änderungen 
in der Bußgeldkatalog-Verordnung vorgenommen. 
Zum einen wurden neue Regeltatbestände nebst 
Festlegung eines Bußgeldes bei unberechtigter 
Nutzung einer Rettungsgasse sowie bei Missach-
tung der Schrittgeschwindigkeit beim innerört-
lichen Rechtsabbiegen für Kraftfahrzeuge über 
3,5 t geschaffen.  

Des Weiteren wurden die Geldbußen für unbe-
rechtigtes Parken auf einem Schwerbehinderten-
parkplatz sowie Parkverstöße im Zusammenhang 
mit der Behinderung von Rettungskräften vor oder 
in Feuerwehrzufahrten sowie das verbotswidrige 
Parken auf Geh- und Radwegen erhöht. 

 

Diese Änderungen in der Bußgeldkatalog-Ver-
ordnung - darin bin ich mir auch mit meinem Kol-
legen Holger Stahlknecht als für die Verfolgung 
und Ahnung von Ordnungswidrigkeiten im Stra-
ßenverkehr zuständigem Minister einig - sind 
wesentliche und notwendige Bestandteile des 
Verordnungswerkes, die nicht zur Disposition 
stehen. 

 

(Zustimmung) 

 

Mit dem vorliegenden Antrag beabsichtigt die an-
tragstellende Fraktion, sämtliche Änderungen in 
der Bußgeldkatalog-Verordnung mit zwei Ausnah-
men, nämlich der unberechtigten Nutzung einer 
Rettungsgasse sowie der Missachtung der 
Schrittgeschwindigkeit beim innerörtlichen 
Rechtsabbiegen von Lkw, außer Kraft zu setzen. 
Die antragstellende Fraktion macht sich hierbei 
die Initiative zu eigen, die hinsichtlich der Verhält-
nismäßigkeit einiger Bußgeldtatbestände bereits 
zu öffentlich sehr kontrovers geführten Diskussio-
nen geführt hat. 

 

Auf der einen Seite wird von den Befürwortern der 
Initiative bezogen auf neu eingeführten Sanktio-
nen bei Geschwindigkeitsüberschreitungen von 
einer Führerscheinfalle gesprochen, die insbeson-
dere Menschen trifft, die beruflich auf das Auto 
angewiesen sind. Auf der anderen Seite erreichen 
mich fast täglich Zuschriften von Bürgerinnen und 
Bürgern, die dazu auffordern, einer etwaigen 
Rücknahme der Veränderungen in der Bußgeld-
katalog-Verordnung nicht zuzustimmen.  

 

(Zustimmung)  

 

Natürlich kann man vortrefflich darüber streiten, 
ob die neu eingeführten Sanktionen bei einer Ge-
schwindigkeitsüberschreitung innerorts von 
21 km/h und außerorts von 26 km/h, bei denen 
ein Fahrverbot von einem Monat droht, verhältnis-
mäßig sind. Aber aus diesem Streit wird niemand 
als Gewinner hervorgehen.  

 

Es kommt vielmehr darauf an, alle Kräfte zu bün-
deln, die unseren Straßenverkehr sicherer ma-
chen. Unsere Zielstellung im Hinblick auf die Ver-
kehrssicherheitsarbeit ist die sogenannten Vision 
Zero. Dabei besteht ein Kernziel darin, die Zahl 
der Getöteten und Schwerverletzten im Straßen-
verkehr kontinuierlich zu senken.  

 

(Zustimmung)  

 

Da es deutschlandweit im Jahr 2018 zu ca. 1 000 
Verkehrstoten wegen unangepasster Geschwin-
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digkeit kam, ist es nach meinem Dafürhalten legi-
tim, mit erhöhten Geldbußen eine generalpräven-
tive Abschreckung zu erzielen;  

 

(Zustimmung)  

 

denn für mich ich jedes dieser Verkehrsunfallopfer 
ein Verkehrstoter zu viel.  

 

(Zustimmung)  

 

Dieser Ansatz wird im Übrigen von Verkehrs-
sicherheitsprogrammen des Landes und den ent-
sprechenden bundesweiten und europäischen 
Programmen in gleichem Maße verfolgt.  

 

Der im Zuge des öffentlichen Diskurses zur Buß-
geldkatalog-Verordnung angekündigten Initiative 
des Bundesverkehrsministers Andreas Scheuer, 
die getroffenen Festlegungen hinsichtlich ihrer 
Verhältnismäßigkeit noch einmal auf den Prüf-
stand zu stellen, werde ich mich nicht verschlie-
ßen. Der Kern dieser bisher nur in der Presse an-
gekündigten Initiative soll es sein, unter Erhöhung 
der Geldbußesanktion die Androhung eines Fahr-
verbotes bei einer Geschwindigkeitsüberschrei-
tung innerorts und außerorts wieder auf den 
Stand vor Inkrafttreten der aktuellen Bußgeldkata-
log-Verordnung zu bringen. Dann würde bei einer 
Geschwindigkeitsüberschreitung innerorts ab 
31 km/h und außerorts ab 41 km/h ein Fahrverbot 
von einem Monat drohen.  

 

(Zustimmung)  

 

Inwieweit der Bundesverkehrsminister diese an-
gekündigte Initiative in die Tat umsetzt und die 
Bundesregierung einen entsprechenden Verord-
nungsentwurf in den Bundesrat einbringt, bleibt 
abzuwarten. 

 

Diese Initiative bietet jedoch aus meiner Sicht 
auch die Chance für die Bundesländer, erneut 
eine Gesamtevaluierung der Bußgeldkatalog-Ver-
ordnung bei der Bundesregierung mit Verweis auf 
den Koalitionsvertrag des Bundes anzumahnen. 
Dort wurde vereinbart, dass nach der Einführung 
eines neuen Punktesystems die Evaluierung des 
Bußgeldkatalogs notwendig ist. Auf diesen Pas-
sus im Koalitionsvertrag hat das Land Sachsen-
Anhalt gemeinsam mit anderen Bundesländern im 
gesamten parlamentarischen Verfahren zur Ände-
rung der straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften 
hingewiesen. 

 

Ohne eine tiefgreifende Überarbeitung der ge-
samten Bußgeldkatalog-Verordnung zur Schaf-
fung eines ausgeglichenen Sanktionsniveaus 
bleibt die Änderung der Bußgeldkatalog-Ver-
ordnung nur ein Stückwerk, in dem Systembrüche 
vorprogrammiert sind. Ich sehe deshalb der ange-
kündigten Bundesratsbefassung mit einer gewis-
sen Erwartungshaltung gegenüber dem Bundes-

verkehrsminister entgegen und bedanke mich für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

 

(Zustimmung) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Frage sehe ich nicht. Dann danke ich Herrn Minis-
ter Webel für die Stellungnahme der Landesregie-
rung. - Für die SPD spricht jetzt der Abg. Herr 
Dr. Grube. Herr Dr. Grube, Sie haben das Wort. 

 
 

Dr. Falko Grube (SPD): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Hohes Haus! Die 
AfD nennt die Novellierung des Bußgeldkataloges 
einen ideologischen Angriff, der die Autofahrer 
und Autofahrerinnen zum Verzicht zwingen möch-
te. Ich nenne Ihren Antrag pure Heuchelei. Ty-
pisch AfD!  

 

(Zustimmung - Zurufe)  

 

Sie schreiben in der Überschrift: Bußgeldkatalog 
entschärfen, Verkehrssicherheit stärken. Also die 
neue AfD-Logik ist die: Geringe Strafen geben 
mehr Sicherheit.  

 

(Zuruf)  

 

Wenn Sie im Hinblick auf die innere Sicherheit 
eine 180-Grad-Wende hinlegen, wenn Sie nicht 
mehr die selbst ernannte Law-and-Order-Partei 
sein wollen, dann werden wir beim nächsten Mal 
wahrscheinlich hier einen Antrag auf dem Tisch 
haben, in dem Sie weiche Drogen legalisieren 
wollen.  

 

(Heiterkeit)  

 

Ich sehe die Überschrift schon mir: AfD fordert 
niederländische Verhältnisse, AfD will Coffee-
shops am Hassel.  

 

(Zurufe)  

 

Ich bin gespannt, wie Sie das Ihren Wählerinnen 
und Wählern erklären wollen.  

 

(Zurufe)  

 

Aber den Antrag können Sie ja wieder einstapfen.  

 

(Zuruf) 

 

Nicht wieder einstampfen können Sie den Antrag, 
über den wir heute beraten. Das mit dem ideolo-
gischen Kampf gegen Automobile qua Bußgeldka-
talog ist natürlich Quatsch. Der Verkehrsminister 
im Bund, meine Damen und Herren, heißt Sven 
Scheuer. Punkt.  

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Nee! - Mi-
nister Marco Tullner: Andreas!)  

 

- Andreas?  

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Ja! - Hei-
terkeit und Zurufe)  
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Andreas Scheuer - das spricht doch für sich.  

 

(Heiterkeit)  

 

Der Mann ist völlig unverdächtig, kein Autofreund 
zu sein.  

 

Jetzt, meine Dame und meine Herren von der 
AfD, erzähle ich Ihnen einmal ein großes Ge-
heimnis.  

 

(Zuruf: Na dann mal los! - Weitere Zurufe)  

 

Man kann auch als Autofreund auf den Gedanken 
kommen, dass es total sinnvoll ist, schwächere 
Verkehrsteilnehmer zu schützen. 

 

(Beifall) 

 

Das ist aus drei Gründen total sinnvoll: Erstens. 
Schuhe, Fahrräder, Rollstühle und Rollatoren ha-
ben eines gemeinsam: Sie haben keine 
Knautschzone. Und ja, da machen auch Leute 
Fehler und sind manchmal rücksichtslos. Aber 
wenn Fußgänger und Radfahrer einen Fehler 
machen, gefährden sie vor allem sich selbst. 
Wenn Autofahrer einen Fehler machen, gefährden 
sie vor allem andere. Das ist auch reiner Selbst-
schutz. 

 

Zweitens. Alle Autofahrerinnen und Autofahrer 
sind auch Fußgänger. Sie übrigens auch, bevor 
Sie ins Auto einsteigen und nachdem Sie aus 
dem Auto ausgestiegen sind. 

 

Drittens. Verkehrssicherheit ist Familiensicherheit. 

 

(Beifall) 

 

Die schwächeren Verkehrsteilnehmer sind Familie 
von irgendjemandem, sind Vater, Mutter, Bruder, 
Schwester, Tochter, Sohn, Onkel, Tante, Oma, 
Opa. Ich will, dass die, die morgens heil aus dem 
Haus gehen, auch abends heil wiederkommen. 
Deswegen müssen wir auf sie achtgeben und sie 
schützen. 

 

(Beifall) 

 

Dass Ihnen als AfD das nicht wichtig ist, finde ich 
aus tiefstem Herzen verwerflich. Für uns ist das 
Leben von Kindern, Familien, Senioren auf der 
Straße wichtiger als der Schutz von Rasern, 
Dränglern und von notorischen Schnellfahrern. 

 

(Beifall) 

 

Meine Damen und Herren von der AfD, das gilt 
besonders für Kinder und Jugendliche. Ja, die 
machen Fehler und das dürfen sie auch, weil sie 
jung sind. 

 

(Zuruf) 

 

Aber, meine Damen und Herren, die sollen doch 
nicht dafür sterben, dass sie auf der Straße Fehler 
machen. Dafür brauchen sie Schutz. Und das ist 
gut so. 

 

(Beifall) 

Ist die Erhöhung der Strafen angemessen? Ja, 
das ist sie. Ich will zwei Beispiele nennen: Ers-
tens. Parken auf Behindertenparkplätzen, Erhö-
hung von 30 auf 45 €; das spricht für sich. Kann 
man dagegen etwas haben? - Nein. 

 

Zweitens. Zum Verstoß gegen den Abstand beim 
Überholen von Radfahrerinnen und Radfahrern 
will ich Ihnen eine Geschichte aus meinem eige-
nen täglichen Verkehrserleben erzählen: Im Mo-
ment bin ich persönlich bei gutem Wetter in Mag-
deburg überwiegend mit dem Rad unterwegs. Ich 
fahre zwar ausgesprochen gern Auto, lasse es 
aber immer öfter stehen, weil das gesünder, billi-
ger und ökologischer ist. Ich fahre jeden Morgen, 
wenn ich in den Landtag fahre, in der Regel die 
Dodendorfer Straße herunter. 

 

Da gibt es einen schönen Fahrradschutzstreifen. 
Da geht es auch bergab. Dann kommt man ganz 
entspannt irgendwann auf über 30 km/h. Irgend-
wann kommt dann ein Kreisverkehr bzw. kommen 
vor dem Technikmuseum zwei Übergänge über 
die Straße. Und da macht der Fahrradschutzstrei-
fen Pause, weil es dort eng wird. 

 

Sie glauben gar nicht, wie oft es einem passiert, 
wenn man mit 30 km/h fährt, dass dann trotzdem 
knapp davor noch ein Auto überholt. Da beträgt 
der Abstand zwischen Fahrradlenker und Auto 
nicht mehr 1,50 m oder auch nur 1 m, sondern er 
ist oft noch kleiner. Sie können selber einmal aus-
probieren, was passiert, wenn Sie bei einer Ge-
schwindigkeit von 30 km/h über den Lenker 
gehen. 

 

Da muss ich Ihnen sagen: 100 € und ein Punkt in 
Flensburg sind einfach noch viel zu wenig. Für 
denjenigen, der so das Leben von Menschen ge-
fährdet, sind ein Punkt und 100 € echt noch zu 
wenig. 

 

(Zurufe) 

 

Was ich mir von der StVO-Novelle wünschen wür-
de, ist übrigens Folgendes: 30 km/h vor jeder 
Schule, vor jeder Kita, vor jedem Altenheim, vor 
jedem Krankenhaus, und zwar ohne Ausnahme. 
Dafür sollte nicht etwa nur die Möglichkeit eröffnet 
werden, sondern dies sollte so festgelegt werden. 

 

Der Kollege Sturm von der CDU hat das für sich 
zu Hause auch für eine Schule gefordert. Damit 
hat er total recht. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Dr. Grube, kommen Sie jetzt zum Schluss. 

 
 

Dr. Falko Grube (SPD):  

 

Das mache ich. 

 

Was ich mir auch wünschen würde in der StVO, 
ist, dass die Kommunen die Möglichkeit hätten, 
verkehrsentschleunigte Bereiche festzulegen. 
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Kollege Meister kennt das aus Magdeburg. Im ge-
samten Stadtteil Ost ist 30er-Zone, außer in der 
Arndtstraße. Dafür gibt es keinen Grund, das 
macht keinen Sinn, ist völlig bescheuert, kann 
man aber trotzdem nicht beschließen und erst 
recht nicht der Stadtrat, weil es ein übertragener 
Wirkungskreis ist. Meine Damen und Herren, das 
gehört geändert. 

 

Den Antrag werden wir überweisen. Ich könnte 
ihn heute auch ablehnen. So ist das in einer Koali-
tion. - Vielen Dank.  

 

(Beifall) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Ich sehe keine Fragen. Dann danke ich Herrn 
Dr. Grube für seinen Redebeitrag. Für DIE LINKE 
spricht der Abg. Herr Henke. - Herr Henke, Sie 
haben das Wort. 

 
 

Guido Henke (DIE LINKE):  

 

Herr Präsident! Geehrte Damen und Herren! Ja, 
das Verkehrsaufkommen steigt, die Regelver-
stöße nehmen zu. Daher erarbeiteten die Fach-
leute im Bundesverkehrsministerium neue Rege-
lungen, unter anderem zu Park- und Haltever-
stößen auf Geh- und Radwegen, sehr fahrrad-
freundlich, sehr fußgängerfreundlich. Ich stimme 
da meinem Vorredner zu. 

 

Die Zunahme des Verkehrs konnte nicht durch 
neue Modelle, wie zum Beispiel Carsharing, ver-
mindert werden. Die Stärkung der Verkehrs-
sicherheit soll auch durch Vergrößerung von Ab-
standsflächen gegenüber Radfahrern erfolgen. 
Das ist ein zentrales Element. Herr Dr. Grube hat 
davon gesprochen. 

 

Leider ist die Fläche im Straßenverkehr begrenzt 
und auch Pop-up-Radstreifen lösen dieses Pro-
blem nicht. Also sind die Maßnahmen zur Verbes-
serung der Verkehrssicherheit auch über eine 
Bußgeldverschärfung notwendig und begründet. 

 

Entgegen dem Text der Antragsbegründung der 
AfD geht es nicht um „Nachlässigkeiten“, sondern 
es geht um Rücksicht, Sicherheit, Abstand, Leben 
oder Tod. 

 

(Beifall) 

 

Es ist schon eine Ironie, dass die Partei, die sonst 
nach Bestrafen, Wegsperren, Abschieben ruft, 
nun plötzlich die Position und die Sicht von 
Rechtsbrechern einnimmt und das auch noch als 
soziale Wohltat verkaufen will. 

 

(Beifall) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, im Gegensatz 
zur AfD-Fraktion, die laut Antragsbegründung „in 
keiner Weise Erkenntnisse über tatsächliche Ge-
fahrenlagen“ erkennen lassen will, formulieren die 

Experten beispielsweise im aktuellen „Verkehrs-
wachtmagazin“ wörtlich: 

 

„Zu schnell, zu laut, zu egoistisch und zu 
vorschriftswidrig. Im Straßenverkehr darf 
nicht das Recht der PS-stärkeren und 
Dreisteren gelten auf Kosten der Schwä-
cheren. Wenn die Vernunft nicht ausreicht, 
müssen Gesetze unterstützen.“ 

 

Dem ist nur zuzustimmen. 

 

(Beifall) 

 

Als weitere Bemerkung verweise ich auf die Über-
schrift im AfD-Antrag. Dort findet sich die Formu-
lierung „Verkehrssicherheit stärken“. Mogel-
packung, davon ist im Antragstext nicht die Rede, 
davon ist im Begründungstext nicht die Rede und 
im Debattenbeitrag war davon auch nicht die 
Rede. 

 

Nur, wie Verkehrssicherheit gestärkt werden soll, 
werden wir vielleicht später noch hören; denn 
wenn es um etwas Substanzielles geht, werden 
die Fehlstellen bei der AfD offenkundig. Hier wür-
den wirklich sozialpolitische Prinzipien deutlich 
werden. 

 

Was erleben denn die Menschen in Sachsen-An-
halt? - Sie erleben ein Land der Pendler, der 
schlecht bezahlten Frühaufsteher, Termindruck 
vom Chef, Just-in-time-Lieferungen, Zunahme von 
Paketdienstleistungen zu unwürdigsten Arbeitsbe-
dingungen und einen ausgedünnten ÖPNV, der 
das Auto für mehr als 75 % der auf dem Land 
lebenden Leute unverzichtbar macht. 

 

(Zuruf: Aha!) 

 

Also, hier gilt es, Lösungen zu finden, wie Verkehr 
auf der Straße konkret vermieden oder verlagert 
werden kann. Und genau das leistet Ihr Antrag 
nicht. 

 

Schlussendlich ist die Ankündigung von Bundes-
minister Scheuer interessant, den Ländern vorzu-
schlagen, drohende Fahrverbote bei Tempoüber-
schreitung durch höhere Bußgelder zu ersetzen, 
sprich: sich freikaufen zu können vom Fahrverbot, 
wenn man denn genug Geld hat. Das ist nicht nur 
ungerecht, das ist asozial. 

 

(Zuruf: Oh!) 

 

Und genau das will die AfD. Entlarvender geht es 
nicht. 

 

(Beifall) 

 

Für die politische Bewertung dieses populisti-
schen Rückziehers vom Sachverstand seines 
eigenen Ministeriums sind übrigens die Darstel-
lungen in der ZDF-Sendung „Heute-Show“ vom 
22. Mai dieses Jahres interessant. Ich empfehle 
wieder einmal die Nutzung der Mediathek. 

 

(Zurufe) 
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- Öffentlich-rechtlich. - Ganz furchtbar. 

 

Bevor ich nun die Ablehnung dieses Antrages 
durch meine Fraktion ankündige - wir halten auch 
eine Überweisung in den Ausschuss für nicht er-
forderlich -, möchte ich ausdrücklich den Ausfüh-
rungen des zuständigen Ministers zustimmen. 
Herzlichen Dank dafür.  

 

(Beifall) 

 

Wieder einmal ein Grund, der zeigt, wie einig wir 
uns sind. 

 

Dem Einbringer des Antrags möchte ich noch den 
Hinweis geben, dass Bußgelder unter anderem 
dafür verwendet werden, die Verkehrssicherheits-
wachten, die Verkehrswachten zu unterstützen 
und die Verkehrssicherheitserziehung voranzu-
bringen, um das Ziel einer Vision Zero, nämlich 
null Verkehrstote, zu erreichen. Das brauchen wir. 
Darum lehnt meine Fraktion den Antrag ab. 

 

(Beifall) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Ich sehe keine Fragen. Dann danke ich Herrn 
Henke für den Redebeitrag. Für BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN erteile ich jetzt Frau Lüddemann das 
Wort. 

 
 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Das Ziel dieses 
Landes - das ist Beschlusslage - heißt Vision 
Zero; das bedeutet null Verkehrstote. 2019 star-
ben auf den Straßen in Deutschland 3 059 Men-
schen. Das sind mehr als acht Menschen pro Tag. 
Das heißt, jeden Tag klingeln an acht Türen im 
Land Polizeibeamte und müssen die denkbar 
schlimmste Nachricht überbringen, dass ein An-
gehöriger aus dem Leben gerissen wurde. Das ist 
inakzeptabel, und wir in Sachsen-Anhalt ver-
suchen, alles dagegen zu tun.  

 

(Beifall) 

 

Hier starben im Jahr 2019  137 Menschen. Das 
ist, bezogen auf unsere Bevölkerungszahl, ein 
ziemlich trauriges Ergebnis. 

 

Die Grundlage des Straßenverkehrs - das hat 
Dr. Grube schon sehr eindrücklich dargestellt - ist 
die Straßenverkehrsordnung. Und die Straßenver-
kehrsordnung ist Pflicht. Jeder muss eine Prüfung 
ablegen, bevor er am Straßenverkehr teilnehmen 
kann, insbesondere wenn er dies motorisiert tut. 

 

Wer die Straßenverkehrsordnung nicht ausrei-
chend kennt oder nicht bereit ist, sich an die Re-
geln zu halten, ist eine Gefahr für sich und vor 
allem für andere und darf dementsprechend kein 
Auto steuern. Oder er muss mit Sanktionen rech-
nen. 

Viel zu viele Gefährdungen, wie Rasen, Drängeln, 
gefährliches Parken, Alkohol am Steuer im Stra-
ßenverkehr, werden immer noch als sogenannte 
Kavaliersdelikte behandelt. Es sind aber keine 
Kleinigkeiten oder gar nur Nachlässigkeiten. 

 

Allzu oft - ich habe es eben genannt - steht am 
Ende eine dauerhafte Beeinträchtigung oder gar 
eine Beerdigung - und das meist eines schwa-
chen Verkehrsteilnehmers. Denn - das kann man 
nicht oft genug sagen, weil es viele offenbar nicht 
wissen - die Straßenverkehrsordnung ist eine 
Schutzvorschrift. Es sind Schutzvorschriften, um 
schwächere Verkehrsteilnehmer vor den stärke-
ren zu schützen. Das sind Kinder, das sind Men-
schen mit Behinderungen, das sind Familien, die 
einen Kinderwagen fahren, die sich eben nicht so 
stark und so kräftig bewegen können. 

 

(Zurufe) 

 

Das hat diese Novelle in erfreulicher Weise nach 
oben gespült. Denn der stärkere Verkehrsteilneh-
mer ist nun einmal immer das Auto. Und die Autos 
werden immer größer und immer panzerähnlicher. 
Aber sie haben deswegen kein Recht, vorrangig 
zu fahren, sich vorrangig am Verkehr zu beteiligen 
oder sich gar als die besseren Verkehrsteilnehmer 
zu gerieren. 

 

Der öffentliche Raum gehört nicht den Autofah-
renden. Alle Verkehrsteilnehmer haben ein Recht, 
sich sicher fortzubewegen und sich im öffentlichen 
Raum risikofrei aufzuhalten. 

 

(Zurufe) 

 

Wer dort für eine unbotmäßige Gefahr sorgt, dem 
ist konsequent zu begegnen, der ist konsequent 
zu sanktionieren. So einfach ist das. Deswegen 
begrüße ich, begrüßen wir GRÜNE ausdrücklich 
die Verschärfung im neuen Bußgeldkatalog. An 
vielen Stellen hätte man durchaus weitergehen 
können. Der Bußgeldkatalog ist an vielen Stellen 
noch zu nachsichtig. Im Halteverbot zu parken 
kostet 25 €. Wenn man das länger als eine Stun-
de macht und jemanden dabei behindert, kostet 
es nur 50 €. Ich finde, das ist zu wenig. 

 

(Lachen) 

 

Abstandsverstöße unter 80 km inklusive Sachbe-
schädigung kosten 35 €. Das muss man einmal 
gegen die Folgen setzen, die sich ergeben. 

 

(Beifall) 

 

Der Bundesrat hat sich alles in allem für einen 
ausgewogenen und konsequenten Bußgeldkata-
log ausgesprochen. Dass es immer noch besser 
gehen kann, ist vor die Klammer gesetzt. Dass 
Minister Scheuer diesen nun nach einigen Wo-
chen wieder aufweichen will, ist schlicht eine 
Farce. 

 

(Zurufe) 
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Er brüskiert damit den Bundesrat. Denn wenn 
man sich einmal mit der Genese beschäftigt, dann 
ist das nicht zwingend alles aus dem Haus von 
Minister Scheuer gekommen, sondern ist in der 
Bundesratsbefassung über den Sachverstand und 
die Kompetenz der Länder in diesen Bußgeldkata-
log gekommen. Insofern ist es überhaupt nicht 
möglich, ihm jetzt vorzuschreiben und zu sagen, 
er soll geändert werden. 

 

Es ist auch eine Frage der Verlässlichkeit der 
Politik, dass man jetzt bei diesem Bußgeldkatalog 
bleibt, ganz davon abgesehen, dass es ein 
schlechtes Zeichen ist, wenn der zuständige Mi-
nister seinen eigenen Bußgeldkatalog nicht 
durchsetzt, sondern das Zeichen gibt: Ach, das ist 
alles gar nicht so wichtig. 

 

(Zuruf) 

 

Es ist ein absolut durchschaubares Vorgehen, um 
eine aussterbende Klientel zu bedienen; denn der 
Bundesrat hat diese Verschärfung beschlossen 
und er muss sich selbst ernst nehmen und des-
wegen dabei bleiben. Deswegen bin ich sehr froh, 
dass es entsprechende Signale gibt. 

 

Auch meine Fraktion hätte diesen Antrag am 
liebsten in Bausch und Bogen abgelehnt. Ich 
glaube, dafür gibt es sehr viele Gründe.  

 

Es ist - das will ich zum Abschluss noch sagen - 
auch kurios, dass sich jetzt gerade diejenigen für 
Law and Order einsetzen, die es an anderen Stel-
len überhaupt nicht tun, die auf eine konsequente 
Rechtsauslegung pochen, wenn es beispielsweise 
darum geht, verlorene Ausweisdokumente zur An-
zeige zu bringen, wenn es um das Schule-
schwänzen geht. Dann sind sie hart auf Law and 
Order gepolt, 

 

(Zuruf) 

 

aber das hier sind alles Kavaliersdelikte und ist 
vernachlässigbar. 

 

Wenn in Ihrer Begründung etwas von sozial un-
verträglicher Bußgelderhöhung steht, dann finde 
ich das ziemlich dummdreist. Wenn man sich 
korrekt verhält, wenn man sich an die Straßenver-
kehrsregeln hält - das ist Ihnen vielleicht neu -, 
dann ist es völlig kostenfrei, sich am Verkehr zu 
beteiligen. Es ist total sozialverträglich. 

 

(Heiterkeit und Beifall - Zurufe) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Frau Lüddemann, kommen Sie zum Schluss. 

 
 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE): 

 

Mein letzter Satz: Es gibt keine Pflicht, sich buß-
geldrelevant zu verhalten. - Danke. 

 

(Zustimmung) 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Ich sehe keine Fragen. Dann danke ich Frau Lüd-
demann für ihren Redebeitrag. Für die CDU-
Fraktion spricht jetzt der Abg. Herr Scheurell. - 
Herr Scheurell, Sie haben das Wort. 

 
 

Frank Scheurell (CDU): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! In der heutigen Gesell-
schaft fällt es immer wieder auf, dass sich Men-
schen nicht an geltende Gesetze und Regeln 
halten. Ferner lassen sich viele Menschen ungern 
etwas vorschreiben, was vermeintlich in ihre Frei-
heitsrechte eingreift, so auch bei der heftigen 
Kritik am neuen Bußgeldkatalog der Straßenver-
kehrsordnung. 

 

Der Antrag der AfD-Fraktion betrifft in seinem 
Kern die Frage, welche Regelungen im Straßen-
verkehrsrecht wegen ihrer besonderen Sicher-
heitsrelevanz besonders wichtig sind und deshalb 
sanktioniert werden sollten und vor allem in wel-
cher Höhe bzw. mit welcher Härte. 

 

Richtig ist, dass es im April 2020 einige Änderun-
gen im Bußgeldkatalog gab. Ein Fraktionsmitglied 
hat mir vorhin richtigerweise gesagt, ein Bußgeld-
katalog ist eben kein Gebührenkatalog. Man muss 
erst gegen etwas verstoßen,  

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Ja!) 

 

um in Haftung genommen zu werden. 

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Man muss 
es nicht machen!) 

 

- Ach, Frau Lüddemann. 

 

(Olaf Meister, GRÜNE, lacht) 

 

Frau Lüddemann, wir sind doch alle Menschen, 

 

(Zuruf) 

 

und Menschen sind fehlbar.  

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Fehlbar?- 
Weitere Zurufe) 

 

Das werden Sie nicht erst dann feststellen, wenn 
Sie vor Michael stehen. - Den Erzengel meine ich. 

 

(Zuruf: Erzengel! - Heiterkeit - Weitere Zu-
rufe) 

 

Ein besonderes Augenmerk wurde auf die höhe-
ren Strafen vor allem - - 

 

(Zuruf von Cornelia Lüddemann, GRÜNE - 
Zuruf: Ja, ja!) 

 

- Nein. Wir sind uns doch alle einig darin, dass wir 
dieses Landesthema - - Wir alle sind doch schon 
bei der Verkehrswacht gewesen; ich weiß, dass 
Sie dort waren, ich weiß, dass Herr Dr. Grube dort 
war, die CDU war dort, Herr Henke war dort, und 
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auch ein AfD-Vertreter war schon dort. Wir alle 
sind also der Meinung: Verkehrssicherheit ist 
wichtig. Für uns alle gilt § 1 der StVO. Aber das 
Leben ist manchmal komplizierter und anders. 

 

(Zustimmung) 

 

Unser Verkehrsminister hat eigentlich all das ge-
sagt, was auch ich hier sagen möchte: Man muss 
hier noch einmal heran. 

 

(Zuruf: Jawohl! Richtig! - Cornelia Lüdde-
mann, GRÜNE: Aber anders als Sie!) 

 

Wir sind uns ja auch einig darin, dass wir diesen 
Antrag der AfD-Fraktion in den Verkehrsaus-
schuss überweisen. 

 

(Zuruf) 

 

- Na, Sie sind ja immer außen vor. Die LINKE ist 
ja schon immer ein besonderes Beispiel an 
Glückseligkeit. 

 

(Unruhe) 

 

Aber jetzt lassen Sie mich einmal weitermachen. - 
Ein besonderes Augenmerk wurde auf die höhe-
ren Strafen gelegt. Vor allem das Parken in der 
zweiten Reihe sowie auf den Geh- und Radwe-
gen, die Rettungsgasse, der größere Abstand zu 
Fahrradfahrern bei Überholvorgängen oder das 
direkte Überholverbot bei Zweirädern wurden ge-
regelt. Im Jahr 2020 gibt es zudem ein neues Ver-
kehrsschild, das Autos das Überholen von Zwei-
rädern verbietet. Beim Überholen von Zweirädern 
muss künftig innerorts ein Abstand von 1,50 m 
und außerorts einer von 2 m eingehalten werden. 
Diese Änderungen sind weitgehend nicht strittig 
und dienen der allgemeinen Verkehrssicherheit.  

 

Wie meine Vorredner schon sagten: Der Schwä-
chere muss auch durch den Stärkeren geschützt 
werden. Gerade die Bildung von Rettungsgassen 
kann essenziell für die Rettung von Menschenle-
ben werden und sein. Dies sollte sich jeder be-
wusst machen. Deshalb sind die Strafen für den-
jenigen, der dagegen verstößt, richtig; denn das 
arme Würstchen, das dort vorn im verunfallten 
Auto sitzt oder eingeklemmt ist und der Hilfe be-
darf, wartet sehnsüchtig darauf, dass ihm diese 
zuteilwird. Von daher ist das richtig.  

 

Unverhältnismäßig sind allerdings die Änderun-
gen bei den Strafen für Geschwindigkeitsüber-
schreitungen. 

 

(Zustimmung - Zuruf: Richtig! - Cornelia 
Lüddemann, GRÜNE: Na ja!) 

 

Wer innerorts 21 km/h bzw. außerorts 26 km/h 
mehr als erlaubt fährt, der riskiert, neben 80 € 
Strafe und einem Punkt auch einen Monat Fahr-
verbot zu kassieren - und dieses unabhängig von 
der Gefährdungssituation und ohne ausreichende 
Differenzierung. 

Jetzt mal ehrlich! Wie schnell passiert es uns 
doch allen  

 

(Zuruf: Ja! - Weitere Zurufe) 

 

und auch ohne Vorsatz, das Tempo geringfügig 
zu überschreiten? 

 

(Zuruf: Das passiert jeden Tag! - Weitere 
Zurufe) 

 

- Es mag ja sein, dass Sie alle so vorbildlich sind. 
Ich bin es nicht. 

 

(Zuruf von Cornelia Lüddemann, GRÜNE) 

 

- Nun ist es doch gut, aber die Härte muss an der 
Stelle doch nicht so überzogen werden.  

 

(Zuruf: Jawohl!) 

 

Wir könnten zu der alten Regelung - - 

 

(Zuruf) 

 

- Ja, natürlich, ihr seid ja alle so abgeklärt. Ich 
komme mir wirklich vor wie Michael von Oben-
traut, wie der deutsche Michel, dem jeder in die 
Tasche fasst. 

 

(Zuruf) 

 

Ich denke - ich sehe gerade, dass meine Zeit hier 
ziemlich abläuft -,  

 

(Zuruf: Ja!) 

 

wir werden darüber in einer Fünfminutendebatte 
nicht diskutieren können. Wir werden diesen An-
trag im Ausschuss bearbeiten. Ich freue mich 
schon auf diese Debatte. Ich kann die Ände-
rungswünsche bezüglich der Härte bei Geschwin-
digkeitsüberschreitungen nachvollziehen. Ich bin 
auch selbst schon gelaufen. Das waren dann für 
mich dann immer die Wochen der deutschen Ver-
kehrsgesundheit, nein, „Volksgesundheit“ habe 
ich da gesagt. 

 

(Zuruf: Volksgesundheit!) 

 

Sie sollten alle immer daran denken, 

 

(Zuruf) 

 

dass Sie ganz schnell in einen Bereich kommen 
können und ein Schild übersehen haben. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Scheurell, kommen Sie jetzt zum Schluss. 

 
 

Frank Scheurell (CDU): 

 

Das geht ganz schnell, denn wir sind alle fehlbar. 

 

(Oliver Kirchner, AfD: Zone 30!) 

 

Ich freue mich auf die Ausschussberatungen und 
auf Ihre Argumente. Ich habe ja schon gehört, wo-
hin es geht. - Danke. 

 

(Zuruf - Beifall) 
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Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Ich sehe keine Fragen. Dann danke ich Herrn 
Scheurell für den Redebeitrag. Jetzt erteile ich 
das Wort dem fraktionslosen Abg. Herrn Poggen-
burg. - Herr Poggenburg, Sie haben das Wort. 

 
 

André Poggenburg (fraktionslos): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Abgeordne-
te! Ein heiß diskutiertes Thema - und das ist auch 
gut und interessant so. Wir müssen doch feststel-
len, dass bei dem Thema neuer Bußgeldkatalog 
mitten in der Coronakrise der deutschen Bevölke-
rung, dem deutschen Autofahrer, ein genauso 
dickes wie faules Ei ins Nest gelegt wurde. 

 

Natürlich kann man nichts dagegen haben, dass 
Verkehrssicherheit gesteigert und erhöht wird. 
Herr Dr. Grube, ich kann einigen von Ihren Aus-
führungen wirklich folgen und diese auch unter-
streichen. Die Frage ist aber: Ist es das richtige 
Mittel? Dazu sage ich: Nein. Sie werden dadurch 
keine Verbesserung erleben.  

 

Wenn wir ehrlich sind, dann ist das sogenannte 
Bußgeld doch heutzutage schon lange kein Geld 
mehr, das man zahlt, um eine Buße zu tun und 
zur Einsicht zu kommen, um ein besseres Verhal-
ten an den Tag zu legen. Darin müssen wir uns 
doch einmal einig werden. Das funktioniert doch 
nicht wirklich.  

 

Im Grunde genommen handelt es sich hier fast 
um einen Wirtschaftszweig der Regierenden, des 
Staates, um noch mehr Geld einzuspülen, um 
noch mehr Geld reinzuholen. Ich gehe sogar so 
weit und kann einige Ausführungen der Bürger 
draußen unterstreichen, die sagen: Es ist im 
Grunde ein modernes Raubrittertum, es ist im 
Grunde moderne Wegelagerei, was hiermit ge-
macht wird. Das sagen viele Leute, und damit 
haben sie nicht ganz unrecht. 

 

(Zuruf: Genau!) 

 

Es gibt Polizisten, es gibt Mitarbeiter vom Ord-
nungsamt, die schämen sich mittlerweile dafür, 
hinauszugehen und das umsetzen zu müssen. 

 

(Widerspruch) 

 

- Natürlich stimmt das. Ich kenne selbst welche 
davon. Dann können Sie nicht sagen, das stimmt 
nicht. Es ist so; sie schämen sich dafür, weil auch 
sie wissen, nicht alles, aber vieles davon ist un-
verhältnismäßig und bringt zum Schluss nichts, 
außer mehr Gängelei des Bürgers und mehr Geld 
in der Kasse. 

 

Wenn wir dann nicht nur das Geld nehmen, son-
dern auch - was gerade richtig gesagt wurde - das 
Fahrverbot, dann ist das natürlich ein existenziel-
ler Angriff für viele Bürger. Es geht darum, dass 
sie auch ihren Arbeitsplatz nicht erreichen. Es 
geht um wirtschaftliche Existenzen.  

Dass das natürlich dort, links außen, Ihre Klientel 
nicht wirklich betrifft oder großteils nicht betrifft, 
das ist auch klar. Die wirtschaftliche Existenz ist 
gesichert durch den Gang zum Arbeitsamt. Das 
ist klar. Es gibt aber eben viele Bürger, die das 
anders sehen. Diese Bürger kommen in eine 
Lage, die teils sehr schlimm ist, weshalb es diese 
Proteste draußen gibt, und zwar völlig berechtigt. 

 

Dass keine Einsicht besteht, das zeigt eben auch, 
dass es scheinbar auch eine sehr ideologiegela-
dene Debatte ist. Ansonsten könnte man sich 
doch ganz anders darüber unterhalten. Hier sollen 
doch Ziele durchgesetzt werden, die viel höher, 
viel weiter und viel umfassender sind. 

 

Wir haben vorhin das geflügelte Wort „freie Fahrt 
für freie Bürger“ gehört. Das fand ich auch immer 
sehr gut und sehr passend. Es ist aber schon fast 
eine zwingende Logik: So, wie die Freiheit der 
Bürger in diesem Land in vielerlei Hinsicht einge-
schränkt wird, soll natürlich auch die freie Fahrt 
eingeschränkt werden. Das heißt, das passt na-
türlich schon alles zusammen und gehört zur ak-
tuellen Politik. 

 

„Freie Fahrt für freie Bürger“ heißt doch gerade 
auch für Deutschland, für die Wirtschaft von 
Deutschland, die stark auf den Straßenverkehr 
ausgelegt war, dass man sich auch nicht unsinnig 
ausbremsen lässt.  

 

Wenn man wirklich Verkehrserziehung machen 
will, wenn man mehr Verkehrssicherheit haben 
möchte, dann muss man sich doch einmal ganz 
andere Dinge anschauen. Dann kann man sich 
überlegen, was man in den Fahrschulen anders 
machen muss. Müssen dort andere Themen an-
gesprochen werden? Muss der Fahrschulunter-
richt verstärkt werden? Dann muss man sich 
überlegen, dass Schilderwälder endlich einmal 
gelichtet werden, wo teilweise keiner mehr durch-
blickt, gerade in Großstädten. 

 

(Zuruf von Cornelia Lüddemann, GRÜNE) 

 

- Nein, die Zeit ist nicht vorbei. - Man muss sich 
ganz einfach auch einmal überlegen, bei ganz an-
deren Vergehen im Straßenverkehr durchzugrei-
fen - jetzt werden Sie gleich wieder schreien -, 
zum Beispiel dann, wenn eine ausländische 
Hochzeit gefeiert und eine ganze Autobahn lahm-
gelegt wird, wobei im besten Fall noch mit 
Schreckschusswaffen in die Luft geschossen wird. 
Da sollte man einmal durchgreifen 

 

(Zuruf: Das ist hochgefährlich!) 

 

- das ist gefährlich -, aber dagegen geht man 
natürlich ganz gemächlich vor. Das ist im Grunde 
ein Messen mit zweierlei Maß. Das ist alles un-
sinnig. Deswegen kann ich nur hoffen, dass der 
Unmut in der Bevölkerung wächst, damit hierbei 
zurückgerudert wird. 
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Schlussendlich ist der neue Bußgeldkatalog leider 
kein probates Mittel; er ist nichts weiter als ein 
neues Mittel unserer Obrigkeit zur Drangsalierung 
des deutschen Bürgers und muss deswegen auch 
kategorisch abgelehnt werden. - Vielen Dank. 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Moment, Herr Poggenburg, es gibt noch eine 
Frage. - Bitte. 

 

 

Ulrich Thomas (CDU): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Es wird Sie nicht 
verwundern, Herr Poggenburg, dass ich mich jetzt 
zu Wort melde, weil Sie die Problematik jetzt in 
die Fahrschulen verlagern wollen  

 

(Heiterkeit)  

 

und weil Sie Geschwindigkeitsverstöße jenseits 
von 20 km/h einer womöglich nicht ordnungsge-
mäßen Fahrschulausbildung zuschreiben wollen. 
Dagegen möchte ich mich im Namen meiner Kol-
legen verwahren. Das gehört sich nicht. 

 

(Zustimmung) 

 

Ich möchte aber auch eine Frage stellen oder 
Ihnen zumindest eine Brücke bauen: Stimmen Sie 
mir darin zu, dass wir den Bußgeldkatalog gar 
nicht bräuchten, wenn alle so fahren würden, wie 
sie es in der Fahrschule gelernt haben? 

 

(Heiterkeit und Beifall - Cornelia Lüdde-
mann, GRÜNE: Ja, ja!) 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Poggenburg, Sie haben das Wort.  

 

 

André Poggenburg (fraktionslos): 

 

Richtig, darin stimme ich Ihnen zu. Ich kann noch 
einmal unterstreichen, was Herr Scheurell vorhin 
gesagt hat. Die Menschen sind nun einmal mit 
Fehlern behaftet, was Sie, hier drüben, ja nie ver-
stehen, obwohl Sie die meisten Fehler machen. 

 

Es ist so: Es hat nichts mit der Ausübung der 
Tätigkeit der Fahrschulen und der Fahrlehrer zu 
tun. Sicherlich machen sie auch alles, was gefor-
dert wird, um das Wissen zu vermitteln.  

 

Die Frage ist doch aber, wenn wir Verkehrsteil-
nehmer haben, wenn wir, wie es suggeriert wird, 
in manchen Richtungen mehr Verstöße haben, ob 
wir dann nicht damit beginnen sollten, uns andere 
Verordnungen zu überlegen, auch zusammen mit 
den Fahrschullehrern, und ob wir nicht auch mehr 
an das Gewissen appellieren können. 

 

Ich will mich da nicht weiter groß einmischen, 
aber es ist doch zumindest ein Gedanke. Aber 
nun mit Repressalien hinterher zukommen, hilft 

doch meist nicht; das kennen wir doch auch aus 
anderen Bereichen. 

 

(Unruhe) 

 

Deswegen ist für mich immer die Frage: Lieber 
grundlegend anfangen, um späte Repressalien 
vermeiden zu können. - Danke. 

 

(Unruhe) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt:  

 

Es gibt eine weitere Nachfrage. - Herr Bommers-
bach, Sie haben das Wort. 

 
 

Frank Bommersbach (CDU): 

 

Tut mir leid, Herr Poggenburg. 

 
 

André Poggenburg (fraktionslos):  

 

Das muss Ihnen nicht leidtun. 

 
 

Frank Bommersbach (CDU):  

 

Geben Sie mir recht in der folgenden Annahme? 
Mein Kollege Ulli Thomas hat gesagt: Wenn die 
Leute so fahren würden, wie sie es in den Fahr-
schulen gelernt haben, würden wir eine wesent-
lich geringere Anzahl von Verstößen haben. 

 

Aber ich muss doch zwischen der jährlichen Fahr-
leistung, die der eine oder andere bringt, differen-
zieren. Wenn ich den Otto Normalverbraucher, 
der 10 000 km im Jahr fährt, und den Vertreter, 
der 70 000 km im Jahr unterwegs ist, miteinander 
vergleiche, dann ist es so, wie es bei jedem von 
uns hier im Parlament gelegentlich der Fall ist, 
dass man nicht ganz so aufmerksam ist, 

 

(André Poggenburg, fraktionslos: Dass er 
Fehler macht!) 

 

weil man manchmal einfach mit seinen Gedanken 
abschweift. Das passiert auch mir manchmal im 
Straßenverkehr. Ich glaube, das passiert nicht nur 
mir. Deshalb muss man schon differenzieren und 
man muss dann auch eine Einstiegsklausel las-
sen, die zum Schluss nicht existenzbedrohend ist. 

 

Die alte Regelung hat eben genau diese Ein-
stiegsklausel, dass man im Prinzip beim Erstver-
stoß die Möglichkeit hat, hinsichtlich der Abgabe 
des Führerscheins entsprechend zu differenzie-
ren. 

 

Letztendlich ist doch entscheidend - das ist jetzt 
meine Frage -, dass man mit der Nachschulung 
oder durch die psychologische Begutachtung, die 
es dann möglicherweise gibt, immer noch das 
Instrument hat, den Führerschein zu versagen 
oder auch nicht, wenn es ausreichend ist. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt:  

 

Herr Poggenburg, Sie können antworten. 
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André Poggenburg (fraktionslos): 

 

Die Frage nehme ich sehr gern auf. Das kann ich 
vollkommen unterstreichen. Das ist für die Fahr-
schulen und auch die Fahrschullehrer eigentlich 
ein probates Mittel. Es sollte vielleicht noch öfter 
und anders geregelt werden, dass Nachschulun-
gen stattfinden, um eben bei Verstößen gezielt in-
dividuell Einfluss auf die Person nehmen zu kön-
nen. Die Fahrleistung spielt dabei eine Rolle, viel-
leicht auch andere Umstände. Das sind so die An-
sätze, die auch ich befürworte. 

 

Ich denke, die Fahrschulen quälen sich zum Teil 
wirklich ab, den Leuten das zu vermitteln, was ge-
fordert und auch wichtig ist. Und ja, ich sage auch 
ganz klar: Wenn die Leute so fahren würden, wie 
sie es in der Fahrschule beigebracht bekommen, 
dann gäbe es diese Verstöße nicht, dann bräuch-
ten wir keinen Bußgeldkatalog. 

 

Aber der Mensch ist nun mal, wie er ist; und er ist 
fehlbar. Richtig gesagt vorhin: Auch das müssen 
wir in die Überlegungen einbeziehen. Deswegen 
ist dieses sture undifferenzierte Verhalten, dieses 
ständige Hochschrauben der Gebühren teilweise 
bis zum doppelten oder dreifachen Betrag, unan-
gebracht. Es wird nicht helfen. Es spült nur mehr 
Geld in die Kassen, was wiederum wahrscheinlich 
sinnlos irgendwo verbrannt wird. Dazu gibt es ein 
klares Nein. - Danke. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt:  

 

Herr Farle, hatten Sie sich zu einer Frage gemel-
det? 

 

(Zurufe) 

 
 

André Poggenburg (fraktionslos): 

 

Wir sind doch Parlamentarier, oder nicht? 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt:  

 

Sie hatten sich zu einer Frage gemeldet? 

 
 

Robert Farle (AfD):  

 

Stimmen Sie mit mir darin überein, Herr Poggen-
burg, lieber André, 

 

(André Poggenburg, fraktionslos: Das hat 
er richtig gesagt: lieber André!) 

 

dass auf dieser Seite des Saals, speziell auch bei 
dem Kollegen aus Magdeburg, überhaupt kein 
Verständnis dafür vorhanden ist, dass zwischen 
einer Strafe und dem persönlichen Verhalten, 
dem Schuldbewusstsein der Situation, in der je-
mand fährt, eine Verbindung gesehen werden 
muss und dass eine Geldbuße oder auch eine 
Strafe erkennbar auf das Verhalten des Betreffen-
den Einfluss nehmen muss, um mehr Sicherheit 
zu bringen? 

Konkret auf eine Situation angewandt: Wenn ich 
auf einer Straße, die zum Beispiel in der Stadt 
liegt, 20 oder 22 km/h zu schnell fahre und dort 
meilenweit kein Kind bzw. niemand zu sehen ist 
und ich in dem Moment träume, 

 

(Zurufe) 

 

- Nein! - wenn ich dann um 1 km/h über der zu-
lässigen Geschwindigkeit fahre, sollen Punkte 
kommen? 

 

(Zurufe) 

 

- Addieren Sie dann einen Punkt dazu. Aber be-
denken Sie einmal, was ich hier anspreche. Sie 
begreifen das ja gar nicht. 

 

(Unruhe) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt:  

 

Herr Farle, richten Sie Ihre Frage an Herrn Pog-
genburg! 

 
 

Robert Farle (AfD):  

 

Meine Frage an Herrn Poggenburg ist einfach: 
Muss ein Bußgeldkatalog bei der Findung des 
Bußgeldes und bei der Strafe, die am Ende ver-
hängt wird, nicht auch berücksichtigen, dass nicht 
automatisch irgendwas abläuft, sondern dass das 
gesamte Geschehen einzubeziehen ist, zumin-
dest dann, wenn es um Führerscheinentzug geht? 
Wer das ablehnt, der lehnt die Freiheit der Bürger 
und der Menschen ab, der lehnt die Menschlich-
keit ab. 

 

(Zurufe) 

 

- Das sind Sie! Sie sind diejenigen, die unmensch-
lich denken. 

 

(Zurufe) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt:  

 

Herr Farle! - Herr Poggenburg, ich gebe Ihnen die 
Möglichkeit, darauf zu antworten. 

 
 

André Poggenburg (fraktionslos): 

 

Das tue ich gern und kann das zum allergrößten 
Teil unterstreichen, was Herr Farle gerade ange-
führt hat. Auch Herr Scheurell hatte es vorhin 
richtig gesagt: Es muss im Grunde auch die Ge-
fahrsituation, die entsteht, berücksichtigt werden, 
wenn eine Strafe verhängt wird. 

 

Es ist natürlich so, dass immer mehr gefordert 
wird. Wir haben es gehört: Tempolimit 30 oder 
30iger-Zonen in Städten. Natürlich kann das an 
der richtigen Stelle die richtige Lösung sein. 

 

Aber einem Autofahrer kann es passieren, dass er 
sich in der Stadt an einer Stelle befindet, an der 
eine Schule ist, aber es ist Sonntag und es ist 
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kein Schüler da. Er denkt nicht daran oder hat ein 
Schild übersehen. Er fährt dort 50 oder 52 km/h 
weil er der Annahme ist, dass in der Stadt regulär 
50 km/h erlaubt sind. Die Fehlerquote - ich sage 
extra: Fehler - ist natürlich auch wieder höher. 

 

(Zurufe) 

 

Das sind die Angelegenheiten, bei denen man 
auch mal überlegen muss. Wenn man eine Ver-
schärfung der Regularien fordert und gleichzeitig 
eine Verschärfung der Sanktionen fordert, das 
bringt einfach nichts. 

 

(Zuruf) 

 

Das bringt nichts anderes als Unmut in der Bevöl-
kerung und kein Verständnis für die Situation. 

 

(Zuruf: Jetzt ist Schluss!) 

 

- Nein, ein Punkt noch! - Herr Farle hat mich ge-
fragt, ob ich ihm recht gebe, dass hier drüben jeg-
liches Verständnis fehlt. - Das will ich mal so nicht 
sagen; denn ich habe, als ich meine Ausführun-
gen vorhin begonnen habe, zumindest bei Herrn 
Dr. Grube vielleicht ein kleines Nachdenken er-
kennen können. Ich weiß nicht, vielleicht habe ich 
mich getäuscht. 

 

Ich würde mich aber freuen, wenn man wenigs-
tens die Argumente aufnimmt und darüber nach-
denkt. Das wäre der erste Schritt und würde jetzt 
beweisen, dass es hier drüben vielleicht doch 
noch nicht hoffnungslos verloren ist, was ich mir 
im Sinne der Sache wünschen würde. - Danke. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt:  

 

Herr Poggenburg, ich sehe, es gibt keine weiteren 
Fragen. Dann danke ich Ihnen für den Redebei-
trag. - Für die AfD-Fraktion spricht jetzt der Abg. 
Herr Büttner. - Herr Büttner, Sie haben das Wort. 

 
 

Matthias Büttner (AfD): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Die heutige Debatte hat 
gezeigt, was in diesem Land und was auch bei 
der Bundesregierung falsch läuft. Es debattieren 
Menschen über Dinge, von denen sie selbst 
eigentlich keine Ahnung haben. 

 

(Zurufe) 

 

Das fängt bei Verkehrsminister Scheuer an, der 
keinen Meter in diesem Land selbst fährt, sondern 
sich mit einem Chauffeur herumkutschen lässt. 
Sie alle haben eine BahnCard 100 in der Tasche. 

 

Herr Dr. Grube, Sie müssen nicht übers Land fah-
ren, wenn Sie zu Ihrem Arbeitsplatz in Magdeburg 
wollen, Sie müssen nicht pendeln. Deshalb kön-
nen Sie gar nicht nachvollziehen, wie es den 
Pendlern in unserem Land geht. 

(Zustimmung - Zuruf: Jawohl!) 

 

Wenn ich selbst kaum fahre, dann habe ich natür-
lich diese Probleme nicht. Wenn ich nur 1 000 km 
im Jahr fahre, dann habe ich nicht dieselbe Lauf-
leistung wie ein Pendler, der 30 000, 40 000 oder 
50 000 km im Jahr fährt. 

 

(Zurufe) 

 

Der hat dann auch ein dreißig-, vierzig- oder fünf-
zigfaches Risiko, geblitzt zu werden oder auch 
seinen Führerschein zu verlieren. Das ist für viele 
Menschen existenzbedrohend. 

 

(Zurufe) 

 

Denn ein Monat Führerscheinverbot kann schon 
dazu führen, dass man seine Arbeitsstelle nicht 
mehr erreicht; denn wir wohnen hier in Sachsen-
Anhalt. Das bedeutet also, wir wohnen in einem 
Bundesland, wo der ÖPNV schlecht ausgebaut 
ist, wo es keine Radwege gibt, wo man nicht nur 
aus dem hinterletzten Ort, sondern schon aus 
Ortsteilen nicht mehr ohne Probleme in die Kern-
stadt kommt. Man kriegt hier in diesem Bundes-
land am Wochenende nicht mal mehr ein Taxi. 

 

(Beifall) 

 

Dann stellen Sie sich hin und finden das super, 
dass hier alles noch mehr belangt wird. Ab einer 
Überschreitung um 16 km/h ein Punkt: Der ideo-
logische Feldzug gegen den Autofahrer beginnt 
nicht erst mit diesem Bußgeldkatalog, der hat 
schon vor Langem begonnen. 

 

Das müsste jedem bewusst geworden sein, als 
die Regelung eingeführt worden ist, dass man ab 
acht Punkten seinen Führerschein verliert. Darum 
ist es umso schlimmer, dass man diese Entwick-
lung mit dem neuen Bußgeldkatalog noch zu-
spitzt, indem man sagt: Ab einer Überschreitung 
um 16 km/h innerorts bekommt man schon einen 
Punkt. 

 

Jetzt erzähle ich Ihnen mal, wie die Realität in die-
sem Bundesland aussieht. Davon kann ich näm-
lich selbst sehr gut berichten 

 

(Zurufe) 

 

aus unzähligen Beispielen, wo ich selbst geblitzt 
worden bin. 

 

(Zurufe - Heiterkeit) 

 

- Moment mal! 

 

(Zurufe) 

 

Es ist natürlich klar, dass Sie in Ihrer Kurzsichtig-
keit das gleich als Argument aufgreifen. Aber ich 
sage Ihnen: Das ist ein Argument gegen Sie und 
ich erkläre Ihnen auch warum. 

 

Ganz einfach: Zuletzt wurde ich geblitzt, als ich 
vor einigen Monaten aus der Parlamentssitzung 
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nach Hause durch Dodendorf gefahren bin. Um 
21:45 Uhr, 250 m vor dem Ortsausgangsschild 
hat es geblitzt. 

 

(Zurufe) 

 

Es war keine Menschenseele auf der Straße. 

 

(Zurufe) 

 

Und, Frau Lüddemann - wo ist sie? Da hinten ist 
sie! -, es waren keine Kinderwagen, keine Kinder, 

 

(Zurufe - Heiterkeit)  

 

keine anderen Verkehrsteilnehmer auf der Straße. 

 

(Zurufe - Glocke des Präsidenten) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt:  

 

Herr Büttner, ich unterbreche Sie einmal kurz. 
Warten Sie mal, bis Ruhe eingekehrt ist. 

 

(Zurufe - Heiterkeit) 

 

- Ich bitte um Ruhe; denn wir haben die Mittags-
pause vor uns. - Herr Büttner, fahren Sie fort. 

 
 

Matthias Büttner (AfD): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Jetzt erzähle ich 
Ihnen mal das Ende vom Lied. Da ich schlau bin, 
habe ich eine Fahrerrechtsschutzversicherung. 

 

(Zuruf) 

 

Die habe ich natürlich in Anspruch genommen. 
Dann habe ich mir einen Verkehrsrechtsanwalt 
genommen. Der hat Akteneinsicht gefordert und 
Einspruch erhoben. Am Ende kam heraus, dass 
Fehler bei der Messung vorliegen könnten. 

 

(Heiterkeit) 

 

Schließlich kam heraus, dass das Verfahren ein-
gestellt wird. Aber wissen Sie, wie viele Bürger in 
Sachsen-Anhalt das nicht machen, weil sie daran 
glauben, 

 

(Zurufe) 

 

wenn der Staat oder die Behörden eine Zustellung 
vornehmen und wenn sie solche Bußgeldbe-
scheide bekommen? Diese Leute werden un-
rechtmäßig abkassiert. 

 

(Zustimmung - Zurufe) 

 

Sie verlieren unrechtmäßig ihren Führerschein 
und ihre Existenzgrundlage. Das ist abzulehnen, 
meine sehr geehrten Damen und Herren. 

 

Ich komme jetzt auf Einiges zu sprechen, was hier 
so in den Raum geworfen worden ist. Da fällt mir 
zum Beispiel als Erstes Frau Lüddemann ein, die 
von den vielen Verkehrstoten sprach. Sie sagte, 
und jeden Tag klopfe es an irgendeine Haustüre 
in Sachsen-Anhalt und jemand überbringe 
schlechte Nachrichten. 

Sie wissen scheinbar nicht wirklich Bescheid, ob-
wohl Sie im Verkehrsausschuss sitzen. Denn der 
überwiegende, der große Anteil an den Verkehrs-
toten sind ausländische Lkw-Fahrer in Sachsen-
Anhalt, die auf den Autobahnen verunglücken. 

 

(Zurufe) 

 

Da klopft niemand an die Türen in Sachsen-An-
halt. Ich sage Ihnen noch eines: Die haben zum 
Beispiel gar keine Punkteregelungen in ihren Län-
dern, sondern da geht es nur um Geld. 

 

(Zurufe) 

 

Diese Leute, die diese Unfälle verursachen, 
denen nimmt man nicht den Führerschein weg, 
weil man das gar nicht kann, weil nämlich jedes 
europäische Land eine andere Regelung hat und 
nur Deutschland dieses Punktesystem besitzt und 
die Führerscheine abgenommen werden. 

 

(Zustimmung) 

 

Das ist auch eine Ungleichbehandlung in Ihrer so 
hoch gelobten Europäischen Union. Dagegen sind 
wir auch. 

 

(Zustimmung - Zuruf: Jawohl! - Robert 
Farle, AfD: Sie haben keine Ahnung!) 

 

Sie haben heute bewiesen, dass Sie gegen die 
Bürger, gegen die Autofahrer in diesem Land 
stehen. 

 

(Zurufe) 

 

Ich sage Ihnen eines: Eines Tages kommt der 
Tag, da stehen die Pendler und Autofahrer hier 
auf dem Domplatz mit Fackeln und Mistgabeln 
und ich führe die dann zu den Büros, 

 

(Unruhe) 

 

die die richtigen Büros sind, zu denjenigen, die 
sich heute hier hingestellt haben,  

 

(Zustimmung - Zuruf: Jawohl!) 

 

und dann können Sie den Leuten das erklären. 

 

(Zurufe) 

 

Leider ist meine Redezeit zu Ende. Ich hätte gern 
noch mehr gesagt. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt:  

 

Herr Büttner, es gibt mehrere Fragen. 

 

(Unruhe) 

 
 

Matthias Büttner (AfD):  

 

Ja, bitte, sehr gerne. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt:  

 

Herr Krull, ich würde vielleicht Herrn Bommers-
bach, weil er schon am Mikrofon steht - er möchte 
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eine Kurzintervention machen -, als Erstem das 
Wort erteilen. - Herr Bommersbach Sie haben das 
Wort. 

 
 

Frank Bommersbach (CDU): 

 

Herr Kollege Büttner, ob Sie schlau sind oder 
nicht, das kann ich nicht beurteilen. Und ob es 
schlauer ist, einen Anwalt einzuschalten, kann ich 
auch nicht beurteilen. Das ist aber nicht das heu-
tige Thema, sondern das heutige Thema ist: Wel-
ches Bußgeld wird letztendlich bei welchem Ver-
stoß fällig? 

 

Aber weil Sie uns recht eindrucksvoll erzählt ha-
ben, dass Sie ein Mehrfachwiederholungstäter 
sind, was das Überziehen von Geschwindigkeiten 
angeht, 

 

(Matthias Büttner, AfD: Nein! - Heiterkeit) 

 

darf ich Ihnen 

 

(Zuruf) 

 

- Moment! - im Namen meines geschätzten Kolle-
gen Ulli Thomas und mir anbieten, dass Sie mal 
umsonst an einer Nachschulung für auffällig ge-
wordene Kraftfahrzeugführer teilnehmen, 

 

(Heiterkeit) 

 

damit Sie sozusagen auch den Sinn des Einhal-
tens von Regeln erkennen, weil das hilft. 

 

Wir haben viele Hartgesottene, die manchmal ein 
bisschen Nachhilfe brauchen. Aber wir geben 
auch bei Ihnen nicht auf. Also, wie gesagt, wir 
würden Ihnen zur Verfügung stehen, damit auch 
Sie im Straßenverkehr zu den Möglichkeiten zu-
rückfinden wie wir anderen. 

 

(Zustimmung - Zuruf) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Büttner, das war eine Kurzintervention. Sie 
können aber darauf antworten. 

 
 

Matthias Büttner (AfD): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Daran merke ich, 
dass Sie meinem Redebeitrag nicht richtig zuge-
hört haben. Ich habe davon gesprochen, dass ich 
mehrfach geblitzt worden bin. Aber ich habe im 
selben Atemzug auch davon gesprochen, dass 
das Verfahren eingestellt worden ist, weil es nicht 
rechtmäßig war. 

 

Viele in diesem Land sind sich dessen nicht be-
wusst und schlucken die Strafen, obwohl sie es 
gar nicht müssten. Das ist das Schlimme an der 
ganzen Geschichte.  

 

Sollte jedoch einmal der Fall eintreten, dass ich 
tatsächlich einen Punkt kriege, was sehr fern ist, 
weil mir das nicht passieren wird, dann komme ich 

natürlich sehr gern auf das kostenfreie Angebot 
von Ulrich Thomas zurück. Sehr gern, Herr Tho-
mas. 

 

(Zuruf - Heiterkeit) 

 

- Dann aber bloß für 1 €. 

 

(Zuruf) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Krull, bleiben Sie dabei, dass Sie eine Frage 
stellen möchten? - Dann haben Sie jetzt das Wort. 

 
 

Tobias Krull (CDU): 

 

Vielleicht keine Frage, sondern ein Hinweis. Sie 
sprachen davon, dass Sie eine BahnCard 100 
hätten. Damit wären Sie gegenüber allen anderen 
Mitgliedern dieses Landtags privilegiert, die näm-
lich nur eine Netzkarte 100 haben. 

 

Falls Sie also tatsächlich einmal in die Verlegen-
heit kommen sollten, die Bahn zu nutzen, würde 
ich Ihnen empfehlen, außerhalb von Sachsen-An-
halt doch ein Bahnticket zu kaufen. Denn Sie wür-
den vielleicht keinen Punkt bekommen, aber es 
wäre doch sehr unschön, wenn wir der Zeitung 
entnehmen müssten, dass Sie sich mit einem 
Schaffner angelegt haben, weil Sie keinen gülti-
gen Fahrschein hatten. - Vielen Dank. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Büttner, wenn Sie darauf antworten möchten, 
haben Sie das Wort. 

 
 

Matthias Büttner (AfD): 

 

Vielen Dank. - Ich werde insofern darauf antwor-
ten, dass ich das jetzt mal links liegen lasse, weil 
ich es als unnütz ansehe. Ich denke, der Redebei-
trag war nicht unbedingt so umwerfend, dass ich 
jetzt darauf eingehen muss. 

 

Aber ich möchte die Zeit noch ganz kurz nutzen, 
um auf die Ideologie dieses neuen Bußgeldkata-
loges zu sprechen zu kommen. 

 

(Zuruf von Cornelia Lüddemann, GRÜNE) 

 

Denn wie kann es denn sein - Frau Lüddemann, 
hören Sie gefälligst zu -,  

 

(Zurufe) 

 

dass ein Falschparker, der auf einem Parkplatz 
für Elektroautos parkt, genauso hart bestraft wird 
wie auf einem Behindertenparkplatz? Daran sieht 
man doch, wie ideologisch geprägt dieser neue 
Bußgeldkatalog ist. 

 

(Beifall) 

 

Falschparker auf Parkplätzen für Elektroautos 
werden genauso hart bestraft - das ist jetzt neu - 
wie Falschparker, die auf Behindertenparkplätzen 
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stehen. Gut, es kann natürlich sein, dass jemand, 
der ein Elektroauto … Na ja, ich sage dazu nichts 
mehr. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Dr. Grube hat noch eine Kurzintervention. 

 
 

Dr. Falko Grube (SPD): 

 

Genau. Ich bin ja ordentlich aufgestanden. - Herr 
Büttner, zu dem Letztgenannten: Es ist relativ er-
klärlich, warum das so ist. Denn der Behinderte, 
dessen Parkplatz zugeparkt wird, ist in seiner 
Mobilität erheblich eingeschränkt. 

 

Das gilt auch für denjenigen, der darauf angewie-
sen ist, sein Auto aufzuladen, und der sich darauf 
verlässt. Denn wie will er sonst wegkommen, 
wenn der Akku des Autos leer ist? - Aber deswe-
gen habe ich mich nicht gemeldet. 

 

Das Grundproblem - das ist eher in den Ausfüh-
rungen von Herrn Farle deutlich geworden und 
aus Ihren auch so ein bisschen - ist ja, dass sich 
etwas eingeschliffen hat. Ich nehme mich davon 
nicht in jeder Situation aus. 

 

Man sagt nämlich, dass so 10 km/h, 20 km/h drü-
ber irgendwie geht. Wenn man geblitzt wird - das 
passiert ja nicht so oft -, zahlt man die Kohle; das 
ist irgendwie nicht so schlimm. Das ist so das 
Grundgefühl. Das stellt man fest, wenn man mit 
Berufspendlern oder mit Vertretern redet; ich 
kenne davon genug. 

 

Herr Farle hat nun gesagt, wenn man in einer 
30er-Zone 51 km/h fährt, dann ist man bloß 
1 km/h drüber. - Nein, dann ist man nicht bloß 
1 km/h drüber, sondern 21 km/h. 

 

Wenn ich mich hier in der Stadt ins Auto setze, 
beobachte ich, dass die Leute, seitdem der neue 
Bußgeldkatalog draußen ist, im Schnitt ein Stück 
langsamer fahren als früher. Das ist auf der Tan-
gente so. Wenn ich da meinen Tempomat auf 
90 km/h einstelle, hatte ich früher auf der linken 
Spur immer jemanden, der drängelte. Das ist jetzt 
irgendwie weg. Jetzt werde ich bei Tempo 90 
ausgebremst. 

 

Das ist der Grund, warum ein Fahrverbot bei 
21 km/h Tempoüberschreitung nicht völlig unsin-
nig ist; denn die Grundlage, von der man in der 
Stadt ausgeht, ist bei vielen nicht 50 km/h, son-
dern 70 km/h. Das wird sich an der Stelle ändern, 
wenn das als Umdenken drin ist, übrigens auch 
bei Ihnen. 

 

250 m vor dem Ortsausgangsschild ist ja irgend-
wie immer noch Stadt. Das betrifft übrigens auch 
das Thema: Man rollt entspannt mit 100 km/h 
irgendwie rein und bremst erst langsam mit Mo-
torbremse am Ortseingangsschild ab. 

 

(Zuruf) 

Das machen die meisten. Das wird sich durch das 
Thema Fahrverbot ändern; denn dann kostet es 
nicht bloß Geld - das ist immer schon irgendwie 
doof und tut auch weh -, 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Dr. Grube, kommen Sie zum Schluss. 

 
 

Dr. Falko Grube (SPD): 

 

sondern dann muss man einen Monat das Auto 
stehen lassen. Das ist genau der erzieherische 
Effekt, und das wird funktionieren. 

 

(Beifall) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Büttner, Sie haben noch einmal das Wort. 

 
 

Matthias Büttner (AfD): 

 

Vielen Dank. - Ich muss es noch einmal sagen, 
weil es scheinbar immer noch keiner begriffen hat. 
Ich war nicht zu schnell in Dodendorf. Es wurde 
falsch gemessen. Das ist das Problem. 

 

Jetzt sage ich Ihnen mal, was sich tatsächlich 
eingeschliffen hat. Es hat sich eingeschliffen, dass 
sich die Behörden, um ihren Staatssack aufzufül-
len, um ihre Fehlpolitik weiter zu finanzieren, an 
den Stellen blitzen, an denen sie genau wissen, 
dass sie da schön abkassieren können. 

 

Ich habe doch Verständnis dafür, wenn man vor 
Schulen steht. Ich habe Verständnis dafür, wenn 
man vor Kindergärten oder an Unfallschwerpunk-
ten steht. Aber das ist doch nicht Fall. Man stellt 
sich genau dahin, wo man weiß, dass man da 
richtig viel Kohle herauskriegt. Dem müssen wir 
einen Riegel vorschieben. Dieser neue Bußgeld-
katalog ist deshalb wieder zurückzudrehen und 
abzuwickeln. - Danke. 

 

(Beifall) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Weitere Fragen sehe ich nicht. Dann danke ich, 
Herr Büttner, für den Redebeitrag. 

 

Wir kommen jetzt zum Abstimmungsverfahren. 
Ich habe den Vorschlag wahrnehmen können, 
den Antrag in den Ausschuss für Landesentwick-
lung und Verkehr zu überweisen. Dann stimmen 
wir darüber ab. Wer für die Überweisung dieses 
Antrags in den genannten Ausschuss ist, den bitte 
ich um das Kartenzeichen. - Das sind die Koali-
tionsfraktionen, die AfD-Fraktion sowie ein frak-
tionsloser Abgeordneter. Wer stimmt dagegen? - 
Das ist die Fraktion DIE LINKE. - Stimmenthal-
tungen? - Sehe ich keine. Damit ist der Antrag in 
den Ausschuss überwiesen worden und der Ta-
gesordnungspunkt 4 ist erledigt. 
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Nun treten wir, wie angekündigt, in die Mittags-
pause ein. Wir treffen uns wieder um  

 

(Zuruf: 14:30 Uhr!) 

 

14:20 Uhr und setzen die Beratungen dann mit 
dem Tagesordnungspunkt 5 fort. 

 

Unterbrechung: 13:21 Uhr. 

 

Wiederbeginn: 14:21 Uhr. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir setzen die 
Sitzung fort.  

 
 

Ich rufe auf den  

 
 
 

Tagesordnungspunkt 5 

 

Erste Beratung 

 

Kinder- und Familiengipfel für Sachsen-Anhalt 
- Kindern und Jugendlichen unter Pandemie-
bedingungen gesellschaftliche Teilhabe er-
möglichen 

 

Antrag Fraktion DIE LINKE - Drs. 7/6082 

 
 
 

Einbringerin ist die Abg. Frau von Angern. Sie 
haben das Wort. 

 
 

Eva von Angern (DIE LINKE): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren Abgeordneten! Die Coronakrise hat unser 
aller Alltag, unser Familienleben, unsere Arbeit, 
unser öffentliches Miteinander verändert. Das 
Coronavirus zu entschlüsseln und ein Gegenmittel 
zu finden, zu entwickeln, das ist Aufgabe der Wis-
senschaft und der Virologen.  

 

Den gesellschaftlichen, sozialen sowie auch wirt-
schaftlichen Auswirkungen des Coronavirus poli-
tisch zu begegnen, das ist unsere Aufgabe. Das 
ist die Aufgabe der Parlamente und der Regierun-
gen, natürlich begleitet von einem öffentlichen 
kritischen Diskurs in der Gesellschaft.  

 

Meine Damen und Herren! Wir müssen - das ist 
mir ganz wichtig - dabei aber insbesondere die 
Bedürfnisse von Kindern, Jugendlichen und ihren 
Familien im Auge haben, und das nicht irgend-
wann, sondern jetzt.  

 

(Beifall) 

 

Denn insbesondere in Abhängigkeit von der so-
zialen Lage hat die Coronakrise Kinder, Jugend-
liche und ihre Familien besonders hart getroffen. 
Ich habe das große Glück, bereits seit vielen Jah-
ren Mitglied dieses Hohen Hauses sein zu dürfen, 
sodass ich viele Debatten über Kinder, Jugend-
liche und ihre Familien miterleben durfte. 

Wir haben hier - einige von Ihnen werden sich 
daran erinnern, Frau Grimm-Benne auf jeden Fall 
- schon sehr hart diskutiert über das Thema 
Ganztagsbetreuung in der Kita für alle Kinder, 
über die Rolle von außerschulischer Jugendarbeit, 
über Finanznöte in den Kommunen bezüglich der 
sogenannten freiwilligen Aufgaben, über die Ver-
teilung der Ausgaben des Bildungs- und Teilhabe-
pakets, über Kinderrechte in unserer Verfassung, 
aber auch im Grundgesetz oder auch über drin-
gende Betreuungsbedürfnisse von Kindern und 
Jugendlichen, die von häuslicher Gewalt betroffen 
sind.  

 

Meine Damen und Herren! Ich bemühe den Ver-
gleich nur ungern, aber dennoch: Wenn man da-
von ausgeht, dass Kinder das schwächste Glied 
einer Gesellschaft sind, dann sagt es mit Blick auf 
unser Land sehr, sehr viel darüber aus, welche 
Prioritäten wir zuweilen im Landtag in den letzten 
Jahren gesetzt haben.  

 

Ich möchte beispielhaft noch einmal den Kampf 
um die Ganztagsbetreuung für alle Kinder in den 
Kitas nennen oder auch den tatsächlich 15 Jahre 
andauernden Kampf um die Betreuung von Kin-
dern in Frauenschutzhäusern.  

 

(Beifall) 

 

Natürlich sagt das auch etwas darüber aus, wel-
che Diskussionen wir in den letzten Wochen und 
Monaten geführt haben. Sie erinnern sich, wir dis-
kutierten leidenschaftlich über den Profifußball. Es 
gab in der Sache möglicherweise begründete 
Brandbriefe unseres Ministerpräsidenten für den 
HFC und für den 1. FCM. 

 

Es war gut und richtig, dass er sich dafür stark ge-
macht hat - verstehen Sie mich nicht falsch -, aber 
wo, Herr Ministerpräsident - er ist leider nicht an-
wesend; irgendwie bleibt er heute komplett fern -, 
ist der Brandbrief für die Kinder, Jugendlichen und 
Familien in unserem Land, in Sachsen-Anhalt? 

 

(Beifall) 

 

Das sage ich ganz deutlich: Ja, ich erwarte vom 
Ministerpräsidenten einen persönlichen Einsatz 
für die Rechte von Kindern, Jugendlichen und 
ihren Familien gerade in der Zeit dieser Pande-
mie. Ich erwarte auch von ihm - denn das ist nicht 
nur Aufgabe der Sozialministerin und des Bil-
dungsministers -, dass er beide darin unterstützt, 
dass wir in den Kitas und Schulen in Sachsen-An-
halt tatsächlich wieder in den Regelbetrieb eintre-
ten können, dass er die Mittel zur Verfügung stellt, 
dass die sächlichen, aber vor allem auch die per-
sonellen Bedingungen geschaffen werden, damit 
wir unter den Pandemiebedingungen so schnell 
wie möglich sowohl in Kitas als auch in Schulen in 
einen Regelbetrieb zurückkehren können. 

 

(Zustimmung) 
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Ich sage ganz deutlich, Herr Ministerpräsident, - 
er wird es vielleicht hören -, da erwarte ich Enga-
gement auf Bundesebene, damit dem Land zu-
sätzliche Mittel zur Verfügung gestellt werden 
können. 

 

(Beifall) 

 

Ich möchte es ganz deutlich sagen - der Satz tut 
weh -: Wir haben in den letzten Wochen und Mo-
naten auch in unserem Land Kinder wegge-
schlossen. Verstehen Sie mich nicht falsch: Das 
war eine richtige Entscheidung; man konnte nicht 
anders handeln. Aber wir haben die Rechte von 
Kindern und ihren Familien maßgeblich einge-
schränkt zugunsten unser aller Gesundheit. Sie 
waren eingeschränkt in ihrem Recht auf Bildung, 
ihrem Recht auf Spiel mit anderen Kindern. Ihnen 
wurde - das möchte ich genau so zugespitzt 
sagen - ein Stück alltäglicher Kindheit genommen.  

 

Meine Damen und Herren, darüber müssen wir 
reden. Wir müssen verantwortungsvoll damit um-
gehen und prüfen, welche Folgen diese Entschei-
dung hatte. Welche Folgen hat sie für die Kinder, 
Jugendlichen und Familien im Einzelnen? Ich 
finde es nicht anmaßend, sondern es ist unsere 
Pflicht, dass das Recht auf Lockerungen in den 
Kitas, in den Schulen und die bildungspolitischen 
Lockerungen mindestens einhergehen mit den 
wirtschaftspolitischen Lockerungen.  

 

Das, meine Damen und Herren, - das ist das Ent-
scheidende; deswegen fordern wir auch einen 
Kindergipfel - können Kinder eben nicht allein. Da-
für brauchen sie uns. Dafür brauchen sie unsere 
Unterstützung. Deshalb hat sich meine Fraktion 
ganz bewusst entschieden, Kinder und ihre Fami-
lien ganz oben auf die Agenda zu setzen. 

 

(Beifall) 

 

Wir haben den Familien in den letzten Wochen 
und Monaten eine große Verantwortung übertra-
gen. Jetzt liegt es in unserer Verantwortung, dass 
Kinder wieder ihre Rechte wahrnehmen können. 

 

Meine Damen und Herren! Ich gehe davon aus, 
dass jeder heute unterschreiben kann, dass wir 
alle im Alltag noch nicht wieder in der Normalität 
angekommen sind und dass es ein normales 
„Weiter so!“ so schnell auch nicht geben wird. 
Deswegen ist es an der Zeit, ganz schnell umzu-
denken. Wir müssen gemeinsam Strategien dazu 
entwickeln, wie wir Kinder und Jugendliche auf 
diesem Weg in dieser sehr schweren Zeit tatsäch-
lich begleiten und unterstützen können.  

 

Nun erlauben Sie mir einen kurzen Break. Sogar 
die „heute-show“ - das passt vielleicht nicht ganz 
zum Thema, aber ich möchte es trotzdem sagen - 
hat in ihrer letzten Sendung, die noch in der Me-
diathek im öffentlich-rechtlichen Fernsehen ein-
sehbar ist, treffend festgestellt, dass es zuweilen 

den Anschein haben kann, dass uns Deutschen 
das Auto lieber ist als das Kind.  

 

Sebastian Pufpaff - Achtung, Satire - stellte fest, 
dass Autos natürlich systemrelevant seien im 
Gegensatz zum Kind, weil Autos einen wirtschaft-
lichen Mehrwert bringen, Kinder nicht. Ehrlich ge-
sagt, bis dahin wusste ich das auch nicht, es gibt 
tatsächlich in Deutschland eine Studie, die he-
rausgefunden hat, dass der CO2-Ausstoß von 
Kindern pro Jahr größer ist als der von Autos. 

 

Ich frage Sie allen Ernstes: 

 

(Zuruf) 

 

Wer gibt eine solche Studie mit einer solchen 
Frage in Auftrag? 

 

(Zurufe) 

 

Ich halte das für absurd, aber sie ist existent, und 
das sagt sehr viel aus. Deswegen sind wir zu dem 
Schluss gekommen: Wir brauchen keine weiteren 
Autogipfel, wir brauchen in unserem Land einen 
Kindergipfel.  

 

(Beifall) 

 

Ich schaue noch mehr öffentlich-rechtliches Fern-
sehen, zuweilen auch KiKA. Im KiKA ist kürzlich 
der Bundespräsident gefragt worden, ob den 
Deutschen das Auto mehr wert sei als die Kinder. 
Er antwortete - ich zitiere -: Das hoffe ich nicht. 
Kinder sind viel wichtiger als Autos, aber Kinder 
sind natürlich auch etwas ganz anderes.“  

 

Ich glaube, der Nachsatz war wichtig, um die 
Autolobby nicht gegen sich aufzubringen. Ich 
hätte mir einfach ein Nein gewünscht. „Nein, Kin-
der sind wichtiger in unserem Land als Autos!“ - 
Punkt. 

 

(Beifall) 

 

Fakt ist, meine Damen und Herren, auch Deutsch-
land hat im Jahr 1989 die UN-Kinderrechts-
konvention unterzeichnet, hat also deren Anwen-
dung bei uns im Land anerkannt. Ich möchte zu-
mindest aus Artikel 3 Abs. 1 eines zitieren: 

 

„Bei allen Maßnahmen, die Kinder betref-
fen, gleichviel ob sie von öffentlichen oder 
privaten Einrichtungen der sozialen Fürsor-
ge, Gerichten, Verwaltungsbehörden oder 
Gesetzgebungsorganen getroffen werden, 
ist das Wohl des Kindes ein Gesichtspunkt, 
der vorrangig zu berücksichtigen ist.“ 

 

(Zustimmung) 

 

Meine Damen und Herren! Diesem Wortlaut steht 
die Zahl 4,4 Millionen gegenüber, 4,4 Millionen 
Kinder und Jugendliche, die nach Berechnung 
des Deutschen Kinderschutzbundes in Deutsch-
land, in unserem reichen Land, von Armut betrof-
fen sind. Das ist in einem reichen Land ein Ar-
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mutszeugnis, und ich finde, diese Zahl sollte man 
so schnell nicht vergessen.  

 

Niemanden wird es überraschen, dass gerade in-
folge der Coronapandemie diese Kinder und Ju-
gendlichen und ihre Familien, die von Armut be-
troffen sind, diejenigen sind, die am härtesten von 
den Beschränkungen, die wir erlassen mussten, 
betroffen sind. 

 

Sie sind es, die in überwiegend in beengten 
Wohnverhältnissen leben und die Ausgangsbe-
schränkungen ertragen mussten. Sie sind es, die 
sich zuweilen mit ihren Geschwistern einen Lap-
top oder ein altes Handy teilen mussten, um im 
Homeschooling zu lernen. Man muss sich überle-
gen, dass man dabei gar nicht mehr vom Lernen 
sprechen kann.  

 

Sie sind es auch - das berichten Sozialarbeiterin-
nen -, die auf dem Teppich ihre Hausaufgaben 
machen, weil einfach kein Schreibtisch im Haus 
ist oder der Schreibtisch vom Geschwisterkind be-
setzt ist. Und - das ist eben auch die Wahrheit - 
das sind die Kinder und Jugendlichen, die schon 
vorher benachteiligt waren, die natürlich auch am 
intensivsten unter den existenziellen Ängsten ihrer 
Eltern leiden müssen. 

 

Wir wissen zudem - auch das ist kein Geheimnis; 
das kritisieren wir als LINKE schon sehr lange -, 
dass die Regelsätze so eng bemessen sind, dass 
es gerade diese Familien sind, die am häufigsten 
auch Tafeln aufsuchen müssen. Herr Steppuhn 
wird das bezeugen können, wir hatten bei allen 
Tafeln nicht das vollumfängliche Angebot. Wir 
hatten teilweise bis zu 40 % Schließungen. Das 
sind Angebote, die diesen Kindern und Jugend-
lichen und ihren Familien nicht mehr offenstan-
den, die wegbrachen und fehlten. 

 

(Zuruf) 

 

Dann reden wir natürlich auch wieder über eine 
nicht gesunde Ernährung und Hunger in den Fa-
milien.  

 

(Zuruf) 

 

Es gehört zur Wahrheit auch dazu, dass natürlich 
in der Zeit der Pandemie die häusliche Gewalt zu-
genommen hat. Es wird von jedem zehnten Kind 
gesprochen, im Übrigen unabhängig von der öko-
nomischen Situation der Eltern, das während des 
Lockdowns häusliche Gewalt erlebt hat.  

 

(Zuruf) 

 

Führen wir uns alle diese Fakten, die ich gerade 
genannt habe, vor Augen, erschließt sich schnell, 
dass das natürlich für die betroffenen Familien, für 
die Kinder und Jugendlichen langfristig sehr, sehr 
negative Folgen haben wird. Ihre Benachteiligung, 
die schon bestand, wächst, steigt stetig an, ver-
stetigt sich. Das ist eine Tatsache, die wir als 

LINKE nicht akzeptieren wollen. Das werden wir 
jederzeit wieder ansprechen. Soziale Ungerech-
tigkeit ist kein Naturgesetz. 

 

(Beifall) 

 

Meine Damen und Herren! Ich bin nicht die wirt-
schaftspolitische Sprecherin, aber ich glaube, er 
wird mir zustimmen: Sachsen-Anhalt hat nur eine 
nachwachsende Ressource, nur einen Boden-
schatz und das sind unsere Kinder. Sie - das dür-
fen wir alle nicht vergessen, die wir hier sitzen - 
sind die Grundlage unserer Demokratie. 

 

„Sozialer Zusammenhalt“ ist eine Wortgruppe, 
über die wir in den nächsten Wochen und Mona-
ten noch viel reden müssen. Sozialer Zusammen-
halt ist die Grundlage unserer Demokratie, der Kitt 
unserer Demokratie. Wir wissen, was passieren 
kann, wenn dieser Kitt wegbricht. Die Kinder von 
heute lernen jetzt, ob und wie sozialer Zusam-
menhalt funktioniert. 

 

Ich denke, wir alle sollten genau ihr Wohl aus die-
sem Grund in den Mittelpunkt unseres Bemühens, 
unseres politischen Alltagsgeschäfts stellen, und 
das nicht in Sonntagsreden oder Predigten, son-
dern täglich. 

 

Wir werden mit Sicherheit nicht nur in diesem Par-
lament, sondern auch in den kommunalen Ge-
bietskörperschaften, auch im Bundestag und in 
anderen Ländern, über die Milliardenlöcher spre-
chen, die wir gerade in den Haushalten verursa-
chen müssen - das sage ich ausdrücklich. 

 

Bei diesen Debatten wird es auch um soziale Ver-
antwortung gehen, unsere Verantwortung für die 
Gesellschaft. Dabei steht die Frage im Mittel-
punkt: Wollen wir soziale Spaltung in unserer Ge-
sellschaft weiter vorantreiben oder stehen wir ge-
meinsam als Demokratinnen und Demokraten für 
den sozialen Zusammenhalt? - Als LINKE haben 
wir das klar beantwortet. 

 

(Beifall) 

 

Deswegen im Übrigen auch, Herr Fraktionsvorsit-
zender der CDU, meine Frage an Sie, weil mich 
natürlich interessiert, wofür Sie stehen. 

 

Schlussendlich ist es Ziel unseres Antrags, Kin-
dern, Jugendlichen und Familien tatsächlich eine 
Stimme zu geben. Das können sie - ich glaube, 
darin sind wir uns einig - selbst am besten, und 
das können all jene, die tagtäglich mit ihnen zu 
tun haben, die sie tagtäglich begleiten, die mit 
ihnen lachen, aber natürlich auch mit ihnen den 
Kummer teilen.  

 

Ehrlicherweise - das gehört eben auch zur Wahr-
heit dazu - haben wir gerade in den letzten Wo-
chen und Monaten sehr viel über Menschen und 
sehr wenig mit Menschen gesprochen. Das hat 
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auch etwas mit den Abstandsregelungen zu tun, 
aber eben nicht nur.  

 

Gerade diejenigen, über die wir heute reden, das 
sind die, die schon in normalen Zeiten die ge-
ringste Möglichkeit haben, sich zu Wort zu mel-
den. In Krisenzeiten ist es für sie natürlich noch 
schwerer, sich laut und hörbar zu Wort zu melden. 
Deswegen sehen wir in dem Kindergipfel tatsäch-
lich die Chance, dass sie öffentlich wirksam und 
auch für alle hier im Haus, durch die Landesregie-
rung - gern auch gemeinsam mit dem Landtag - 
organisiert, dieses Wort erhalten, dass sie zu 
Wort kommen und wir ihnen gemeinsam zuhören. 

 

Im Übrigen, nur mal ganz nebenbei: Wir haben 
dabei nichts zu verlieren. Ganz im Gegenteil: Wir 
können gemeinsam Vertrauen wieder zurückge-
winnen. Ich glaube, das tut uns allen gut. - Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

 

(Beifall) 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Ich sehe keine Fragen. Dann danke ich Frau von 
Angern für die Einbringung des Antrags. - In der 
Debatte ist eine Redezeit von fünf Minuten je 
Fraktion vorgesehen. Für die Landesregierung 
spricht Ministerin Frau Grimm-Benne. 

 

 

Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-
ziales und Integration): 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abge-
ordneten! Der Oberbürgermeister der Stadt Mag-
deburg hat heute in seiner Pressekonferenz um 
13 Uhr mitgeteilt, dass in der nächsten Woche 
fünf weitere Schulen und zwei Jugendeinrichtun-
gen geschlossen werden, dass 70 Personen unter 
Quarantäne gestellt werden, darunter auch zahl-
reiche Kinder. Ich erwähne das nur deswegen, 
weil ich sage, dass die Maßnahmen zur Eindäm-
mung der Coronapandemie immer auch Maßnah-
men zur Umsetzung von Artikel 3 - Wohl des Kin-
des -, Artikel 6 - Recht auf Leben - und insbeson-
dere Artikel 24 - Gesundheitsvorsorge - der UN-
Kinderrechtskonvention sind.  

 

Zunächst ist festzuhalten, dass aufgrund vielfälti-
ger Maßnahmen auf Bundes-, Landes- sowie 
kommunaler Ebene die Leistung und die Wahr-
nehmung der anderen Aufgaben der Kinder- und 
Jugendhilfe grundsätzlich aufrechterhalten wer-
den konnten, wobei selbstredend permanent auf 
die Expertise von Wissenschaft und Praxis zu-
rückgegriffen wurde. Dies gilt in besonderem 
Maße für die Aufgaben zum Schutz von Kindern 
und Jugendlichen, also zur Sicherung des Kindes-
wohls, wobei die örtlichen Jugendämter hier sogar 
von einer besonderen Fokussierung ihres Han-
delns berichteten. 

Meine Damen und Herren Abgeordneten! Lassen 
Sie mich nur einige Beispiele aufzeigen, welche 
Maßnahmen in Sachsen-Anhalt für das Terrain 
der Jugendhilfe zur Bewältigung der schwierigen 
Situation ergriffen worden sind.  

 

Erstens. Die örtlichen Jugendämter haben ge-
meinsam mit den freien Trägern auf kommunaler 
Ebene Krisen- und Notfallpläne erarbeitet und ab-
gestimmt - beispielsweise für Quarantänefälle - 
sowie zur Sicherstellung des Dienstbetriebs ihre 
Prozessabläufe und Strukturen angepasst. 

 

Zweitens. Der Wahrnehmung der Schutzaufgaben 
- beispielsweise nach §§ 8a, 42 SGB VIII - räum-
ten Jugendämter durchweg oberste Priorität ein 
und haben diesbezüglich keinerlei Abstriche ge-
macht. 

 

Drittens. Um den Schutz von Kindern und Jugend-
lichen in Einrichtungen der Hilfen zur Erziehung 
zu gewährleisten, hat das zuständige Landesju-
gendamt in Abstimmung mit der obersten Landes-
jugendbehörde, nämlich mit uns, Handlungsemp-
fehlungen in Bezug auf den Coronavirus veröf-
fentlicht. Die Verbände der Familienarbeit sowie 
Familienzentren in der Region haben sich auf die 
neue Situation eingestellt und ihre Onlineaktivitä-
ten verstärkt.  

 

In diesem Zusammenhang möchte ich betonen, 
dass wir alles im Land weiterfinanziert haben, auf 
online umgestellt haben und dort auch keine Kür-
zungen vorgenommen haben.  

 

In den Frühen Hilfen ist es den Familienhebam-
men sowie Familien-, Gesundheits- und Kinder-
krankenpflegerinnen gelungen, zu den betreuten 
Familien direkten Kontakt zu halten, um weiterhin 
in möglichen Problemsituationen als verlässliche 
Partner ansprechbar zu bleiben.  

 

Und es wurde mit den weitreichenden Lockerun-
gen der Sechsten Verordnung zudem sicherge-
stellt, dass Einrichtungen der offenen Kinder- und 
Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit und des er-
zieherischen Kinder- und Jugendschutzes ihre Ar-
beit wieder aufnehmen können. Die Landkreise 
und die kreisfreien Städte waren darüber hinaus 
im Rahmen der ihnen obliegenden kommunalen 
Selbstverwaltung aufgefordert, zu prüfen, inwie-
weit im Einzelfall oder durch Allgemeinverfügung 
insbesondere für Härtefälle Ausnahmen ermög-
licht werden konnten. Einige Landkreise und 
kreisfreie Städte haben davon Gebrauch ge-
macht. 

 

Die Notbetreuung war zudem für Kinder geöffnet, 
die nach Entscheidung des Jugendamtes zur 
Sicherstellung des Kindeswohls eine Kindertages-
einrichtung besuchen sollten.  

 

Am 17. April 2002 wurde die Arbeitsgruppe Kita 
als fachlich für die Kindertagesbetreuung zustän-
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diges Gremium der Jugendministerkonferenz be-
auftragt, nach der durch die Coronapandemie be-
dingten Einführung von Betretungsverboten für 
oder Schließungen von Kindertagesbetreuungs-
einrichtungen Empfehlungen für eine stufenweise 
Öffnung dieser zu erarbeiten. Sie wissen, dass wir 
mit unserem Erlass mittlerweile dabei sind, eine 
eingeschränkte Regelbetreuung zu praktizieren. 
Wir sind sozusagen schon in der dritten Stufe des 
Öffnungsprozesses.  

 

Wir wollen immer wieder ein weiteres Stück in 
Richtung Normalität gehen, wollen aber trotzdem - 
in strenger Anlehnung an das Infektionsschutzge-
schehen - eine sorgfältige Abwägung und Einord-
nung bestehender Risiken vornehmen.  

 

Wir haben sehr viele finanzielle Anstrengungen 
unternommen. Ich will nur einmal Folgendes deut-
lich machen: Es gibt immerhin noch § 56 Abs. 1a 
des Infektionsschutzgesetzes, wonach jeder einen 
Entschädigungsanspruch besitzt, der aufgrund 
einer Schließung oder eines Betretungsverbots 
einer Kinderbetreuungseinrichtung seine Kinder 
nicht betreuen lassen konnte und sie zu Hause 
betreut hat. 

 

Ich will auch noch einmal kurz auf das eingehen, 
was der Koalitionsausschuss im Bund am 3. Juni 
beschlossen hat, nämlich im Konjunkturpaket. Da-
nach gibt es einen vereinfachten Zugang zur 
Grundsicherung für Arbeitssuchende und den ein-
maligen Kinderbonus von 300 €. Das hat sich jetzt 
verstetigt. Dazu ist heute Morgen von der Bundes-
familienministerin gesagt worden, wie der Bonus 
ausgezahlt wird und dass er eben nicht auf 
Hartz IV angerechnet wird.  

 

Außerdem gibt es 1 Milliarde € für Ausbaumaß-
nahmen im Bereich der Kindertageseinrichtungen. 
Es wird ein Investitionsprogramm für den Ausbau 
von Ganztagsschulen und Ganztagsbetreuung 
geben. Das heißt, wir haben wieder die Möglich-
keit, dort zu investieren. Schließlich werden wir 
eine Erhöhung des Entlastungsbeitrags für Allein-
erziehende haben. 

 

Wir haben - darauf haben wir uns eben verstän-
digt - alle Einrichtungen so durch die Krise ge-
führt, dass sie ihre Angebote aufrechterhalten 
konnten, dass sie niemanden in Kurzarbeit schi-
cken mussten und dass alle Mitarbeiter weiterhin 
tätig sein können. 

 

Wir hatten einen Fahrplan vereinbart und wollten 
eigentlich im Herbst gemeinsam mit allen mög-
lichen Vertretern kompetent über bestimmte Sa-
chen reden: über Kinder- und Jugendarbeit, über 
die Jugendhilfe, über die Jugendsozialarbeit. Wir 
wollten viele Punkte verstetigen bzw. neu aufstel-
len. 

 

Ich würde herzlich darum bitten, dass wir diesen 
Kinder- und Familiengipfel, gegen den ich mich 

gar nicht sperren möchte, in einer Zeit durchfüh-
ren, in der wir das tatsächlich auch ohne Abstand 
machen können und nicht mit der Sorge und in 
der Angst, die wir heute wieder erfahren mussten, 
ihn möglicherweise in einer Stadt auszurichten, in 
der wir noch unter den Coronafolgen zu leiden 
haben. - Herzlichen Dank.  

 

(Beifall) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Frau Ministerin, Herr Loth hat sich zu Wort ge-
meldet. Er hat sicherlich eine Frage. - Herr Loth, 
Sie haben das Wort. 

 
 

Hannes Loth (AfD): 

 

Sehr geehrte Frau Ministerin, Sie haben gerade 
ein paar Investitionsprogramme aufgezählt. Kön-
nen Sie schon abschätzen, wie hoch der Eigenan-
teil des Landes bzw. der Kommunen bei diesen 
Förderprogrammen sein wird?  

 
 

Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-
ziales und Integration): 

 

Nein, ich habe jetzt erst einmal das, was Anfang 
Juni im Konjunkturpaket dargestellt worden ist, bei 
uns in die einzelnen Fachabteilungen gegeben, 
um auszuloten, was wir annehmen und wie wir 
das mit unseren eigenen Landesbereichen kom-
patibel machen können. Ich habe noch keine Ab-
schätzung dazu, wie das aussieht. Ich weiß aber, 
dass der Finanzausschuss in seiner Sitzung 
schon einmal bestimmte Punkte angesprochen 
hat. Das muss ich einfach erst einmal durchrech-
nen.  

 

(Zuruf: Einige Dinge sind auch zuzahlungs-
frei!) 

 

- Einige Dinge sind zuzahlungsfrei. Wir hatten ja 
auch schon im Nachtragshaushalt bestimmte Be-
reiche erfasst, zum Beispiel das, was ich mit § 56 
des Bundesinfektionsschutzgesetzes und den 
Entschädigungsleistungen angesprochen habe. 
Diesbezüglich kann man jetzt die Anträge auch im 
Onlineverfahren stellen. Das ist gerade erst beim 
Landesverwaltungsamt angelaufen. Wir müssen 
schauen, wie viele Anträge tatsächlich eingehen 
werden.  

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Frau Ministerin, auch Frau von Angern hat sich zu 
Wort gemeldet.  

 
 

Eva von Angern (DIE LINKE): 

 

Frau Ministerin, vielen Dank für Ihre Ausführun-
gen. - Ich habe tatsächlich zwei Nachfragen. Sie 
sprachen von einem Fahrplan, den „wir“ haben. 
Ich habe meine kinder- und jugendpolitische 
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Sprecherin angeschaut, die auch verwirrt schaute. 
Können Sie sagen, wer in dem Fall „wir“ ist, was 
für ein Fahrplan das ist und wer dort zusammen-
gerufen werden soll? 

 

Meine zweite Frage lautet: Teilen Sie meine Auf-
fassung, dass es sinnvoll wäre, tatsächlich schon 
einen Fahrplan haben, bevor ein zweiter Lock-
down kommt? 

 
 

Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-
ziales und Integration): 

 

Der Fahrplan bezog sich eigentlich auf die parla-
mentarische Beratung, auf die sich der Sozialaus-
schuss verständigt hat. Wenn ich es richtig mitbe-
kommen habe, haben die Parlamentarier verein-
bart, im Herbst, im September, über alle Proble-
matiken vollumfänglich zu beraten und das in 
einen Kontext zu stellen. Deswegen haben wir ge-
sagt, wir würden in diese Beratung gern all diese 
Punkte einbeziehen, weil ich es besser finde, 
nicht zwischendurch, zwischen möglicherweise 
zwei Wellen, einen Fahrplan zu haben. Ich glaube 
nicht, dass das der richtige Plan ist, um tatsäch-
lich etwas für die Kinder und jungen Menschen zu 
tun. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Weitere Fragen sehe ich nicht. Dann danke ich 
der Frau Ministerin für die Stellungnahme der 
Landesregierung. 

 

Bevor wir in die Debatte der Fraktionen einstei-
gen, habe ich noch folgende Information zu 
Punkt 19: Die Antragstellerin, die Fraktion DIE 
LINKE, hat den Vorschlag unterbreitet, diesen 
Tagesordnungspunkt ohne Debatte durchzufüh-
ren. Sie wird nur den Vorschlag unterbreiten, die-
sen Antrag in den noch zu benennenden Aus-
schuss zu überweisen. Ist das so richtig?  

 

(Zuruf: Ja!) 

 

Wenn es keinen Widerspruch gibt, würden wir bei 
diesem Punkt so verfahren.  

 

(Zuruf: Ja, machen wir so! - Weitere Zurufe) 

 

- Gut, danke. 

 

Dann fahren wir jetzt unter Tagesordnungspunkt 5 
mit der Debatte fort. Für die CDU-Fraktion hat der 
Abg. Herr Krull das Wort. 

 
 

Tobias Krull (CDU): 

 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren des Hohen 
Hauses! Ich gebe den Antragsstellern zweifelsoh-
ne recht in ihrem Ansinnen, Kindern, Jugend-
lichen und Familien die notwendige Hilfe zu leis-
ten, um die Folgen der unterschiedlichen Verord-
nungen zur Eindämmung der Ausbreitung der 

Covid-19-Pandemie zu mildern. Mein Eindruck 
war es nicht, dass beim Erlass dieser Verordnun-
gen durch die Verantwortlichen leichtfertig gehan-
delt worden ist. Vielmehr ging es darum, den öf-
fentlichen Gesundheitsschutz sicherzustellen und 
eine Überlastung des Gesundheitssystems zu 
verhindern. Aus meiner Sicht ist dies gelungen, 
und das mit Maßnahmen, die im nationalen und 
internationalen Vergleich als angemessen und 
verhältnismäßig milde zu bezeichnen sind.  

 

Und ja, gerade die Bevölkerungsgruppe der Kin-
der und Jugendlichen war von den Einschränkun-
gen besonders betroffen. Mehr oder weniger von 
einem Tag auf den anderen war der Besuch der 
Krippe, des Kindergartens, der Schule und der 
Kinder- und Jugendfreizeiteinrichtungen nicht 
mehr möglich. Das Sporttraining zum richtigen 
Auspowern fiel aus, das Treffen mit Freunden war 
nicht mehr gestattet.  

 

Für die schulpflichtigen Kinder und Jugendlichen 
kamen die Herausforderungen des Homeschoo-
ling noch dazu. Auch wenn sich viele Lehrkräfte 
sehr engagiert haben und die Eltern ihr Bestes 
gaben - der Unterricht zu Hause kann aus unter-
schiedlichen Gründen das Bildungserlebnis und 
das soziale Interagieren der Schule nicht vollstän-
dig ersetzen.  

 

Wir haben sowohl die Möglichkeiten der Digitali-
sierung als auch ihre Grenzen erlebt. Der Anwen-
dungs- und Innovationsschub in diesem Bereich 
darf aus meiner Sicht nicht verloren gehen, son-
dern muss aktiv genutzt werden. Dazu gehört 
auch, die erkannten Schwachstellen abzustellen, 
angefangen von der Breitbandversorgung im gan-
zen Land bis hin zur technischen Mindestausstat-
tung jeder Schülerin und jedes Schülers in unse-
rem Land.  

 

Hierbei hat der Bund mit seinem Hilfspaket zur 
Beschaffung von entsprechender IT-Technik be-
reits die Zeichen der Zeit erkannt, aber genauso 
mit der Einigung im Koalitionsausschuss, dass für 
jede Schule geeignete Fachkräfte gewonnen und 
finanziert werden sollen, damit digitale Bildungs-
angebote weiter vorangetrieben werden können. 

 

Ich plädiere übrigens auch dafür, die vorhandenen 
Kompetenzen der Schülerinnen und Schüler zu 
nutzen. Auch Möglichkeiten der Fortbildung bei 
den Lehrkräften müssen organisatorisch geschaf-
fen werden. 

 

Die Schulsozialarbeit war ebenso auf eine Art und 
Weise gefordert, die vorher unbekannt war. Viele 
Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter 
haben auch während der faktischen Schließung 
der Schulen den Kontakt zu ihren Kindern gesucht 
und gehalten. 

 

(Zustimmung) 
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Mit der eingeschränkten Regelbetreuung und der 
weiteren Ausweitung des Schulunterrichts mit 
dem Ziel einer Rückkehr zur Normalität sind wir 
auf dem richtigen Pfad. Auf diesem Pfad wird es 
auch Rückschläge geben, wie wir heute gehört 
haben. Die Ministerin hat auf die Pressemitteilung 
des Oberbürgermeisters verwiesen. 

 

Ein weiteres Problem für viele sozial schwache 
Familien war der Wegfall der Angebote der Tafeln 
in unserem Land. Hier sind wir auch wieder auf 
dem Weg zur Normalität und entsprechende An-
gebote werden wieder ausgebaut. Ebenso haben 
sich die Beratungsstellen der aktuellen Lage an-
gepasst und ihre Online- und Telefonangebote 
ausgebaut oder teilweise erst geschaffen.  

 

Auch die Träger der Kinder- und Jugendhilfe, die 
Jugendverbände und alle Organisationen, Vereine 
und Verbände, die sich mit Kindern und Jugend-
lichen bzw. mit der Vertretung ihrer Interessen be-
schäftigen, standen plötzlich vor völlig neuen He-
rausforderungen. Die Einrichtungen mussten 
schließen. Lange geplante Veranstaltungen fielen 
aus oder wurden ins Netz verlegt. Geplante Rei-
sen, Seminare und Freizeiten mussten verscho-
ben oder gar abgesagt werden. All dies hat auch 
für die freien Träger, die Jugendbildungshäuser, 
aber auch die Jugendherbergen finanzielle Fol-
gen. Hier sind wir gefordert, zu helfen, damit die 
aktuelle Lage nicht dazu führt, dass unsere le-
bendige und vielfältige Angebots- und Träger-
landschaft in unserem Land verarmt. 

 

(Zustimmung) 

 

Als Land sind wir aber nicht nur finanziell gefor-
dert, sondern wir müssen auch Richtlinien und 
Förderkriterien der aktuellen Lage anpassen. Aus 
meiner Sicht gab es hier schon konstruktive Dia-
loge und entsprechende Schritte. 

 

Gerade aus persönlichen Gesprächen darf ich 
feststellen, dass sich auch die Eltern in unserem 
Land ihrer Verantwortung gestellt haben, um die 
Herausforderungen und Schwierigkeiten in der 
aktuellen Lage zu bewältigen. 

 

(Zuruf) 

 

- Auch die Großeltern, soweit es natürlich gestat-
tet war und man an dieser Stelle nicht ein Ge-
sundheitsrisiko auf den Weg gebracht hat, Frau 
Kollegin, um Ihren Einwurf gleich zu beantworten. 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich will 
hier nicht behaupten, dass alles problemlos gelau-
fen ist, um Gottes willen. Darüber, ob die Hilfs-
maßnahmen wie die 300 € Kinderbonus für jedes 
kindergeldberechtigte Kind der Weisheit letzter 
Schluss sind, mag der eine oder andere auch 
diskutieren. Ich will aber eines ganz deutlich ma-
chen: Die dunkle Prognose, dass wir von einer 
verlorenen Generation sprechen, wie das im Ein-

zelfall bereits öffentlich kommuniziert worden ist, 
teile ich ausdrücklich nicht. 

 

Wir alle stehen gemeinsam in der Verantwortung, 
mit den Kindern, ihren Eltern, den Fachkräften in 
diesem Bereich und all denjenigen, denen das 
Wohl unserer Kinder und Jugendlicher am Herzen 
liegt, das Notwendige zu tun, um die Folgen die-
ser Krise zu bewältigen. 

 

Aus der Sicht der Koalitionsfraktionen wäre ein 
Beschluss zu einem Kinder- und Familiengipfel 
am heutigen Tage noch etwas verfrüht. Vielmehr 
muss aus unserer Sicht der Antrag in dem zu-
ständigen Ausschuss für Arbeit, Soziales und 
Integration weiter qualifiziert werden. Daher bitte 
ich um Überweisung in den genannten Ausschuss 
und danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

 

(Beifall) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Krull, Frau von Angern hat sich zu Wort ge-
meldet. 

 
 

Eva von Angern (DIE LINKE): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Ich finde Weiter-
qualifizierung immer gut und bedauere, dass Sie 
das nicht schon in Form eines von mir aus auch 
Alternativantrags getan haben, dem wir mög-
licherweise sogar hätten zustimmen können. 

 

Ich habe in Ihrer Rede jetzt die Qualifizierung 
noch nicht richtig gesehen. Wenn Sie die Sorge 
haben, dass Schülerinnen und Schüler nicht ver-
treten sind: Die sind ausdrücklich mit benannt. 
Was wären denn Qualifizierungsmöglichkeiten, 
die aus Ihrer Sicht heute noch nicht in Form eines 
Änderungs- oder Alternativantrags vorgelegt wer-
den konnten? 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Krull, Sie haben das Wort. 

 
 

Tobias Krull (CDU): 

 

Liebe Frau Kollegin, wir hatten vorgestern eine 
Sitzung des Kinder- und Jugendrings Sachsen-
Anhalt. Dort wurden entsprechende Vorschläge 
unterbreitet. Diese Vorschläge würden wir gerne 
mit einfließen lassen. 

 

(Zuruf von Eva von Angern, DIE LINKE) 

 

- Wir können das doch bereits mit der Antragstel-
lung machen. Wenn wir den Kinder- und Jugend-
bericht und das entsprechende Programm im 
Ausschuss diskutieren, dann können wir all das, 
was wir dort mitnehmen, bereits hier konkret als 
Themen benennen. Ich nenne nur das Thema 
Schulsozialarbeit und die Frage: Wie gehen wir 
mit den Lehrkräften und der IT-Ausstattung um? - 
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Das alles kann in diesen Antrag mit hinein. Wir 
werden das alles in die Arbeit einfließen lassen. 

 

(Zuruf von Eva von Angern, DIE LINKE) 

 

Wir haben am 22. eine Sitzung des Landesju-
gendhilfeausschusses. Dann wird es sicherlich 
auch noch einmal wichtige Impulse geben, die wir 
in die Ausschussberatung einfließen lassen kön-
nen. 

 

Seien Sie sich gewiss: Uns als Koalition und uns 
als CDU-Fraktion ist es wichtig, dass die Kinder 
und die Jugendlichen in unserem Land gestärkt 
aus dieser Krise hervorgehen. 

 

(Beifall) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Weitere Fragen sehe ich nicht. Dann danke ich 
Herrn Krull für seinen Redebeitrag. - Für die AfD-
Fraktion spricht der Abg. Tobias Rausch. Herr 
Rausch, Sie haben das Wort. 

 
 

Tobias Rausch (AfD): 

 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Die einzelnen Beschränkungen 
und wie diese die Kinder einschränken, wurden 
jetzt schon von meinen Vorrednern genannt. Da-
her erspare ich mir das. Ich will aber sagen: Es ist 
schlimm, dass es so ist. 

 

Wir diskutieren heute über den Antrag der Frak-
tion DIE LINKE mit dem Titel „Kinder- und Fami-
liengipfel für Sachsen-Anhalt - Kindern und Ju-
gendlichen unter Pandemiebedingungen gesell-
schaftliche Teilhabe ermöglichen“. Darin wird ge-
fordert, „unverzüglich zu einem Kinder- und Fami-
liengipfel einzuladen“. Dann werden verschie-
denste Punkte aufgeführt. 

 

Aber, liebe Kollegin: Das, was Sie da fordern, wird 
den Kindern, von denen Sie hier sprechen, nicht 
helfen. Das, was die Kinder brauchen, ist die 
Rückkehr zur Normalität, Kollegen der LINKEN. 
Stuhlkreisrunden nach Berliner Muster werden 
keine Lösung für die Probleme der Kinder brin-
gen. Hiernach sollen Gesprächsrunden stattfin-
den, in denen sich die LINKEN gegenseitig ihre 
blumige Welt erklären. Aber konkrete Maßnah-
men werden diese Stuhlkreisrunden nicht bringen. 

 

Was wir brauchen, ist eine handlungsfähige und 
vor allem handlungswillige Regierung, die die Be-
schränkungen und die Kontaktsperren aufhebt, 
sodass die Kinder wieder zur Normalität zurück-
kehren können - ob es Kitas sind, Schulen, der 
Breitensport usw. Frau Sozialministerin Grimm-
Benne hat dazu ausgeführt und ihren Fahrplan er-
läutert. Ob das aber so stattfindet, wissen wir 
selbst noch nicht, weil die Kommunen und Bürger-
meister eventuell bereit sind, etwas anderes zu 
machen. Aber vorausgesetzt, es läuft so, wie es 

bisher angelaufen ist, dann ist schon eine Ver-
besserung zum Status quo im April oder Mai ein-
getreten. Wir hoffen, dass die Regierung weiterhin 
Lockerungen stattfinden lässt, sodass wir dann 
zur Normalität zurückkehren. 

 

Jeder kennt Familien und Beispiele von Eltern, 
wie es war, als die Kita nicht geöffnet war. Alle 
waren, gelinde gesagt, ein bisschen überfordert 
mit dem, was war. Da sind wir jetzt schon wieder 
ein bisschen in Zeiten der Besserung. 

 

Richtig ist das, was Sie, Frau von Angern, vorhin 
gesagt haben - darin stimmen wir völlig überein -: 
Es kann nicht sein, dass Schule nur zweiwöchent-
lich oder nur halbtags stattfindet. Das führt zu 
einer Unzufriedenheit bei den Schülern, aber auch 
bei den Lehrern. Niemand weiß, wie es ist. Ob wir 
jetzt Unterricht haben oder nicht, wissen wir auch 
nicht. Vom Bildungsminister kommt dazu ja nicht 
wirklich etwas. Deswegen wäre eine handlungs-
fähige Regierung wichtig. Bei der Sozialministerin 
kann ich einen Handlungswillen erkennen, aber 
beim Bildungsminister fehlt er irgendwie. Er ist 
jetzt auch nicht hier, aber okay. 

 

Wenn die Kinder und Familien wieder in einen ge-
regelten Ablauf kommen, wenn die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf wieder vollumfänglich be-
steht, wenn die Kinder ihr gewohntes Umfeld wie-
der haben, wenn sie Schulen und Kitas besuchen 
können, wenn der Sport geöffnet wird und Frei-
zeitgestaltung wieder möglich ist, dann ist den 
Kindern in diesem Land geholfen. Dann ist es 
auch frech, hier zu sagen, dies sei eine verlorene 
Generation; denn diese Situation ist jetzt temporär 
und wird es nicht ewig geben. Ich hoffe, dass Sie 
nicht der Annahme sind, dass der Lockdown noch 
ein, zwei Jahre andauert. Das wäre sehr fragwür-
dig. 

 

Was den Kindern, von denen Sie hier sprechen, 
geholfen hätte, wäre zum Beispiel das, was wir 
einmal beantragt haben, nämlich dass alle Kinder 
in Sachsen-Anhalt in der Schule und in der Kita 
kostenloses Essen bekommen. Aber, liebe 
LINKE: Sie waren nicht da. Das war mit Ihnen 
nicht zu machen. Richtig wäre gewesen, dass die 
Elternbeiträge für die Kitas für alle, die in der Kin-
derbetreuung sind, abgesetzt werden. Aber auch 
das, liebe LINKE, war mit Ihnen nicht zu machen. 
Für Stuhlkreisrunden sind Sie zu haben. Aber da-
für, dass für die Kinder eine Verbesserung eintritt, 
sind Sie nicht zu haben. 

 

(Beifall) 

 

Um es kurz zu machen: Es ist eigentlich alles ge-
sagt. Die Überweisung in den Ausschuss ist bean-
tragt worden. Meiner Meinung nach hätte man 
den Antrag hier auch ablehnen können, weil die 
Regierung jetzt das Zepter des Handelns in der 
Hand haben muss. Wir tragen die Überweisung 
aber mit. - Das war es. Danke. 
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(Beifall) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Ich sehe keine Fragen. Dann danke ich Herrn 
Rausch für seinen Redebeitrag. - Für BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN spricht jetzt Frau Lüdde-
mann. Frau Lüddemann, Sie haben das Wort. 

 
 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE): 

 

Danke. - Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 
Herren Abgeordnete! Die Coronapandemie wirkt 
wie ein Brennglas für soziale Ungleichheiten. 
Ganz klar: Die Schließung von Kitas und Schulen 
war gerechtfertigt. Meine Landesvorsitzende hatte 
damals zehn Tage, bevor es tatsächlich Realität 
wurde, genau dies gefordert. Sie ist damals von 
allen Seiten geprügelt worden. Hinterher hat sich 
niemand bei ihr entschuldigt; aber so ist das in der 
Politik. Also: Das war gerechtfertigt. 

 

Aber - da bin ich bei der Kollegin von Angern - 
wenn Kitas und Schulen schließen, wenn Sport-
vereine und öffentliche Schwimmbäder ihren Be-
trieb einstellen, wenn Spielplätze abgesperrt wer-
den und wenn manch einer mit dem spürbar re-
duzierten Einkommen durch Kurzarbeit oder gar 
aufgrund einer Kündigung drastische materielle 
Einschränkungen verkraften muss, dann schlagen 
Unterschiede im Elterneinkommen in der privaten 
digitalen Ausstattung und in den Wohnverhältnis-
sen voll durch. Hier reißen Gräben bei den Teil-
habemöglichkeiten und der sozialen Gerechtigkeit 
auf, die es jetzt zu bearbeiten gilt, zu kitten und - 
das ist das Entscheidende - künftig zu vermeiden. 
Diese Anforderung sehe ich und der stelle ich 
mich. 

 

Gleichzeitig lernen wir aus dieser Krise, wie wert-
voll öffentliche Institutionen sind. Ich hoffe, es wird 
bei anderen Diskussionen noch einmal hilfreich 
sein, zu sagen: Das ist nicht nur eine Aufbewah-
rung, sondern es ist ein Wert an sich, dass wir 
solche Einrichtungen haben. 

 

(Zustimmung) 

 

Alle von mir genannten Einrichtungen sind große 
Gerechtigkeitsgeneratoren, weil sie für alle Kinder 
und Jugendlichen Teilhabe- und Bildungsmöglich-
keiten schaffen. Hier kompensiert unsere politi-
sche Gemeinschaft, fußend auf dem Solidarprin-
zip - manchmal mehr, manchmal weniger; das ist 
klar -, die Ungleichheitsgenerierung eines kapita-
listischen Marktsystems. 

 

Die Pandemie hat uns aber auch vor Augen ge-
führt, wie fragil unsere sozialstaatliche Ordnung 
ist. Daher müssen wir über neue Formen sozial-
staatlicher Lösungen, Angebote und Leistungen 
nachdenken. Insbesondere gilt dies für eine Kin-
dergrundsicherung, also eine möglichst existenz-
sichernde Geldleistung für alle Kinder, unabhän-

gig vom Status der Eltern, als Zusammenführung 
aller unterschiedlichen existierenden Leistungen, 
vom Kindergeldzuschlag über Kinderfreibeträge 
bis hin zum ALG-II-Kinderregelsatz; denn uns 
GRÜNEN sind alle Kinder gleich viel wert. Ihre 
Existenzsicherung wollen wir daher allgemein 
garantieren. Diese Leistungen wären auch pande-
miefest; denn die Kindergrundsicherung schlägt 
etwa bei Kurzarbeit und Arbeitslosigkeit nicht 
durch, weil sie in dieser Form weiterhin gezahlt 
werden würde. Sie wäre eine Mindestsicherung 
für alle Kinder. 

 

Das ist nicht nur eine bestmögliche Armutsprä-
vention, sondern auch Gewaltprävention; denn 
eine aktuelle Studie der Technischen Universität 
München zeigt, dass Kinder und Frauen in Zeiten 
der Pandemie, gerade in Fällen von Geldsorgen, 
Kurzarbeit und Arbeitslosigkeit, signifikant häufi-
ger häusliche Gewalt erfahren haben. Der Anteil 
stieg auf bis zu 10 % von ansonsten durchschnitt-
lich noch immer bedauernswerten 3 %. Aus die-
sem Befund leite ich nicht nur die grundsätzliche 
Forderung nach einer Kindergrundsicherung ab, 

 

(Zustimmung) 

 

sondern ich sehe auch den akuten Bedarf, stärke-
re finanzielle Mittel bereitzustellen, um entspre-
chende Beratungsangebote auszubauen und vor 
allem auch bekannt zu machen, um den durch die 
Krise erhöhten Bedarf nach Beratung in Fällen 
häuslicher und sexualisierter Gewalt aufzufangen. 

 

Herr Meister und ich haben bereits vor Wochen 
an den Finanzminister geschrieben und haben ihn 
gebeten, den zehnprozentigen Eigenanteil von 
Verbänden und Vereinen nicht nur zu erlassen, 
sondern diese Kosten vom Land zu übernehmen; 
denn wenn dieser Anteil „nur“ erlassen würde, 
würde das de facto eine Reduzierung des Ange-
bots bedeuten. Wir haben das am Dienstag im 
Kabinett noch einmal angesprochen. Ich sehe 
jetzt zwar ein Nicken. Aber ich glaube, das war 
noch keine Zustimmung zu meiner Forderung. Wir 
müssen noch einmal darüber reden. Ich halte es 
für wirklich signifikant, dass wir auch den Trägern 
der Kinder- und Jugendarbeit und den Trägern 
der Familienhilfe und der Familienberatung wirk-
lich helfen. 

 

(Zustimmung) 

 

Eine weitere Lehre aus Coronazeiten ist, dass wir 
ein Recht auf Homeoffice schaffen müssen, damit 
wir Rahmenbedingungen haben, wie sich Heimar-
beit nicht im Sinne von Heimarbeit im kapitalisti-
schen System des Manchester-Kapitalismus vor 
100 Jahren, sondern unter modernen Bedingun-
gen so gestalten lässt, dass dies für Familien 
auch wirklich machbar ist. Das würde uns in nor-
malen Zeiten helfen, weil bei vielen Pendlern 
dann zwei bis drei Stunden Wegezeit wegfallen 



 Landtag von Sachsen-Anhalt - Stenografischer Bericht 7/103 - 12.06.2020 

 

70 

würden. Das würde auch in Pandemiezeiten den 
Familien helfen, ein wirklich gutes Arbeitsergebnis 
abzuliefern. 

 

Eine weitere Lehre ist: Wir haben im Land einen 
großen Bedarf beim Ausbau digitaler Bildungsan-
gebote. Auch insoweit haben wir Nachholbedarf. 

 

Jetzt muss ich ein bisschen abkürzen, weil meine 
Redezeit dem Ende entgegengeht. 

 

Was ich noch ganz konkret zum Gipfel sagen will, 
ist: Das ist wirklich eine gute und wichtige Sache; 
denn wir alle wissen: Das politische Geschäft lebt 
auch davon, dass man Zeichen setzt, dass man 
sich mit denjenigen, die betroffen sind, zusam-
mensetzt und dass man Meinungen einsammelt, 
um daraus dann wieder neue Vorschläge zu ge-
nerieren, die man dann natürlich auch noch um-
setzen muss. 

 

Meine Bundesvorsitzende hat in dieser Woche 
einen digitalen Kinder- und Jugendgipfel mit Ver-
bänden und Vereinen auf Bundesebene abgehal-
ten. Das haben Sie alle wahrscheinlich über die 
Medien wahrgenommen. Dort ist sehr deutlich 
festgestellt worden, was der Wert von öffentlicher 
Bildung ist, was der Wert von gemeinschaftlicher 
Sozialisation ist und was der Wert von Strukturen 
ist, um auch Kinder und Jugendliche zu Wort 
kommen zu lassen. Das wünsche ich mir auch für 
dieses Land. Jetzt ist die Ministerin zwar nicht im 
Raum. Aber ich habe sie vorsichtig signalisieren 
hören, dass sie sich dem nicht entgegenstellt. 

 

Wir haben für die Sitzung des Sozialausschusses 
im September - das ist mein letzter Satz - verein-
bart, dass wir im Zusammenhang mit dem Tages-
ordnungspunkt Kinder- und Jugendbericht alle 
Themen aufrufen, die mit Kindern und Jugend zu 
tun haben. Dabei werden wir auch den Antrag 
zum Kinder- und Familiengipfel aufrufen. Ich 
hoffe, dass wir dann in diesem Jahr noch zur Um-
setzung kommen können. Das ist jedenfalls - ich 
kann nur für mich sprechen - mein Versprechen. - 
Vielen Dank. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Es gibt keine Fragen. Dann danke ich Frau Lüd-
demann für den Redebeitrag. - Für die SPD-Frak-
tion spricht der Abg. Herr Steppuhn. Herr Step-
puhn, Sie haben das Wort. 

 
 

Andreas Steppuhn (SPD): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ohne Frage: Die Armut von Familien und 
Kindern tut weh und gehört gesellschaftlich, aber 
auch politisch bekämpft. Das ist nicht nur die Auf-
gabe einer Partei allein, sondern, wie ich glaube, 
die Aufgabe der Politik insgesamt. Es ist sicherlich 
auch die Aufgabe eines Parlamentes, darüber 
nachzudenken, wie man das macht. 

Sehr geehrte Kollegin von Angern, wenn man 
einen Gipfel besteigen will, dann ist das immer ein 
beschwerlicher Weg. Er dauert in der Regel auch 
etwas länger. Ich glaube, insbesondere jetzt, in 
der Zeit der Pandemie, ist es nicht die Zeit, große 
Gipfel zu veranstalten. Vielmehr glaube ich, es ist 
gut, wenn wir jetzt konkret handeln. 

 

Deshalb bin ich froh darüber, dass der Bund und 
die Länder in der Krise schnell und unbürokratisch 
mit einem Konjunkturpaket und mit Maßnahmen 
zur Unterstützung auch von Familien mit Kindern 
reagiert haben. Es ist mittlerweile jedem klar, dass 
wir uns in einer der schwersten Krisen Deutsch-
lands befinden. Diese Krise trifft die Familien und 
die Kinder in besonderer Weise. 

 

Es ist bereits angesprochen worden: Eltern arbei-
ten von zu Hause aus, befinden sich teilweise in 
Kurzarbeit oder haben vielleicht sogar ihren Job 
verloren. Sie müssen Einkommensverluste hin-
nehmen, begleiten neben ihrer Arbeit das Lernen 
ihrer Kinder oder betreuen die Kleinsten, weil 
Krippen und Kitas nur eingeschränkt geöffnet 
sind. Viele Familien und insbesondere Frauen 
haben die Hauptlast der Krise zu tragen. Das ist, 
denke ich, unbestritten. 

 

Die Regierungskoalition hat schnell mit einem 
Konjunkturpaket und mit verschiedenen Maßnah-
men reagiert, die allen Familien zugutekommen. 
Ich will nur einige davon aufzählen. Mir ist sehr 
bewusst, dass man bei einzelnen Maßnahmen 
natürlich durchaus darüber streiten kann, ob sie 
richtig und zielgerichtet sind.  

 

Aber ich glaube, es war wichtig, dass das Kurzar-
beitergeld erhöht wurde, dass es zu diesem einen 
einfacheren Zugang gegeben hat, dass es Mög-
lichkeiten des Hinzuverdienstes gibt, dass die 
Lohnfortzahlung von zehn auf 20 Wochen verlän-
gert wurde, dass es einen einfachen Zugang zum 
Kinderzuschlag gegeben hat und dieser auf 185 € 
erhöht wurde, dass es die Flexibilisierung des 
Elterngeldes gegeben hat, dass es Entschädi-
gungszahlungen für Eltern bei fehlender Kinder-
betreuung nach dem Infektionsschutzgesetz gibt, 
dass das Pflegeunterstützungsgeld für pflegende 
Angehörige nunmehr für 20 Tage statt nur für 
zehn Tage gezahlt wird und dass es Onlineange-
bote in der Kinder- und Jugendhilfe sowie die 
telefonische und digitale Beratung im präventiven 
Kinderschutz und vieles mehr gegeben hat.  

 

Hinzu kommen - die Frau Ministerin hat bereits 
darauf hingewiesen - der Kinderbonus in Höhe 
von 300 €, der insbesondere Familien hilft, die 
Leistungen gemäß SGB  II beziehen. Denn er 
wird nicht auf Leistungen zur Sicherung des Le-
bensunterhalts angerechnet. Daneben werden 
Alleinerziehende mit einem erhöhten steuerlichen 
Entlastungsbeitrag unterstützt und der Ausbau der 
Kitas gefördert. All diese Maßnahmen helfen Fa-
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milien, leichter durch die Krise zu kommen und 
finanzielle Belastungen abzufedern. Sie sind zu-
gleich Investitionen in die Zukunft. 

 

Wir wissen, dass es für die Familien und insbe-
sondere für die Kleinen und Kleinsten keine ein-
fache Zeit war. Es war eine Zeit, in der die Kinder 
zu Hause bleiben mussten, in der sie in den Woh-
nungen verweilen mussten, in der die Spielplätze 
nicht geöffnet waren. Ich danke unserer Ministerin 
dafür, dass seit dem 2. Juni die Kitas, wenn auch 
unter besonderen Bedingungen, wieder für alle 
Kinder zugänglich sind, und dafür, dass der 
Schulbetrieb wieder hochgefahren wurde und 
neue bzw. zusätzliche Lernangebote entwickelt 
wurden. 

 

Die offenen Angebote der Kinder- und Jugend-
arbeit können seit Ende Mai wieder genutzt wer-
den. Wir haben von der Frau Ministerin gerade 
gehört, dass das alles natürlich auch Risiken birgt, 
wie dies jetzt in der Landeshauptstadt Magdeburg 
erkennbar ist. Deshalb hoffe ich sehr, dass das 
Hochfahren der Bereiche, die ich genannt habe, 
so stattfindet, dass uns weitere Infektionen - ins-
besondere in Schulen - erspart bleiben. 

 

Auch uns erreichen Hinweise, dass sich bestimm-
te Problemlagen von Kindern und Jugendlichen, 
wie Vernachlässigung, Gewalt oder soziale 
Schwierigkeiten, während der Pandemie verstärkt 
haben und dass einige Kinder und Jugendliche 
zurzeit weder von Lehrkräften noch von Schulso-
zialarbeitern erreicht werden. 

 

Es wird darüber zu reden sein, wie diesbezüglich 
reagiert werden kann. Deshalb sollten wir das 
ausführlich im Sozialausschuss tun, von mir aus 
auch in anderen Ausschüssen. Daher ist es rich-
tig, dass wir uns darauf verständigt haben, diesen 
Antrag in den Ausschuss für Arbeit, Soziales und 
Integration zu überweisen. 

 

Unabhängig davon wird das Thema Kinder- und 
Familienarmut weiterhin auf der Tagesordnung 
stehen. Ich kann mich auch durchaus damit ein-
verstanden erklären - die Kollegin Lüddemann 
und die Ministerin haben im Prinzip das Gleiche 
signalisiert -, dass wir zu gegebener Zeit, wenn 
die Luft wieder reiner ist, hier im Land einen Fami-
lien- und Kindergipfel durchführen, um über ver-
schiedene Dinge zu reden, insbesondere darüber, 
was nach der Krise zu tun ist, aber auch darüber, 
was unabhängig von der Krise zu tun ist. - Herz-
lichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

 

(Zustimmung) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Fragen sehe ich nicht. Dann danke ich Herrn 
Steppuhn für den Redebeitrag. - Für die Fraktion 
DIE LINKE hat jetzt noch einmal Frau von Angern 
das Wort. 

Eva von Angern (DIE LINKE): 

 

Danke, Herr Präsident.  

 

(Zuruf: Achten Sie auf das Virus! - Heiter-
keit) 

 

- Haben Sie den Knopf berührt? 

 

(Heiterkeit - Zurufe) 

 

- Die Sozialministerin ist nicht anwesend.  

 

(Zuruf: Alles in Magdeburg ist schon wieder 
verseucht!) 

 

- Das ist ein wichtiger Hinweis; danke, Frau Präsi-
dentin. Es hat natürlich bereits für Irritationen ge-
sorgt, dass die Frau Sozialministerin gerade nicht 
anwesend ist. Aber aufgrund der aktuellen Ent-
wicklungen in der Landeshauptstadt Magdeburg 
tagt jetzt natürlich der Pandemiestab. 

 

(Unruhe) 

 

- Ich muss üben, laut zu reden. 

 

Herr Steppuhn, ich sage es ungern, aber ich muss 
es sagen: Ich war gerade sehr enttäuscht von 
Ihrer Rede. 

 

(Zustimmung - Zuruf) 

 

Ihre Botschaft war: Wir reden nicht, wir machen 
Politik. Damit ist aber eben auch die Botschaft 
verbunden: Wir reden nicht mit den Menschen. 
Dies halte ich für ein sehr paternalistisches Politik-
angebot, für ein paternalistisches Politikkonzept, 
das ich ausdrücklich nicht teile. Es ist wichtig, 
darüber zu reden und zu diskutieren, ob Maßnah-
men wirklich ankommen und ob die Ziele tatsäch-
lich erreicht werden. Das kann man am besten mit 
den Betroffenen tun. Ich nehme Sie diesbezüglich 
an anderen Stellen anders wahr. Ich sage Ihnen 
auch deutlich: Ein solcher Gipfel kann durchaus 
hart erstiegen und erklommen werden. Ich frage 
mich nur: Warum wird er in der Autoindustrie er-
klommen und bei den Kindern funktioniert das 
nicht? 

 

(Beifall) 

 

Uns geht es um Kommunikation und das Reden 
miteinander. 

 

Bei der Rede der Ministerin habe ich spontan ge-
dacht: Ach Mensch, das ist eine typische Reak-
tion. Ich schaue jetzt wieder den CDU-Fraktions-
vorsitzenden an. Ich fand die Botschaft in der 
Regierungserklärung, als sich der Ministerpräsi-
dent selbst ein bisschen feierte, dass wir alte 
Muster auch mal 
 

(Zuruf: Durchbrechen!) 

 

- durchbrechen, danke - durchbrechen müssen, 
richtig. Alle Redebeiträge - ich beziehe mich aus-
drücklich auf den von Herrn Krull, auf den von 
Frau Lüddemann und auch auf den der Frau Mi-
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nisterin - haben deutlich gemacht: Wir sind uns 
einig; wir wollen das, wir wollen mit den Men-
schen reden, wir wollen ihnen zuhören, wir wollen 
wissen, was sie bewegt, wir wollen ihnen auch 
insbesondere in dieser schwierigen Situation hel-
fen. 

 

Aber ich sehe darüber hinweg. Von mir aus soll 
dieser Antrag eine Runde im Ausschuss machen. 
Vielleicht belassen wir es beim Sozialausschuss, 
damit der Antrag schnell wieder ins Plenum zu-
rückkommt. Denn insoweit habe ich tatsächlich 
einen Dissens zu der Sozialministerin: Wir und vor 
allem die Kinder und Jugendlichen haben keine 
Zeit, auf bessere Zeiten zu warten. Auf diesen 
Tag X, von dem wir alle noch nicht wissen, wann 
er sein wird, wann wir uns im öffentlichen Raum 
wieder näher als anderthalb Meter kommen dür-
fen, 

 

(Zuruf: Oh! - Heiterkeit) 

 

können wir nicht warten. Wir wissen nicht, wann 
dieser Zeitpunkt sein wird. Die Kinder, Jugend-
lichen und Familien sind darauf angewiesen, dass 
wir schnell Lösungen für sie finden. Es ist wichtig, 
sie zu hören. Wie man sie hört - Frau Baerbock 
hat es digital per Videokonferenz getan; die Bun-
destagsfraktion meiner Partei hat es im Reichstag 
unter Einhaltung des Abstandsgebotes getan -, ist 
unerheblich. Deutlich wird in solchen Momenten: 
Der Schuh drückt, er drückt die Menschen enorm, 
sowohl die Betroffenen als auch diejenigen, die 
tagtäglich mit den Betroffenen zu tun haben. Ich 
denke, es ist ein sehr wichtiges Moment, ihnen 
diesen Druck zu nehmen und mit ihnen darüber 
zu reden.  

 

Eines will ich noch einmal ganz deutlich sagen: 
Ja, in den letzten Wochen und Monaten sind tat-
sächlich viele verschiedene Ideen und Konzepte 
entwickelt worden, insbesondere von Menschen, 
die in der freien und öffentlichen Kinder- und Ju-
gendhilfe tätig sind, von Schulsozialarbeiterinnen 
und von Lehrerinnen. Dazu kann ich nur sagen: 
Hut ab - es ist toll, was von euch bzw. von Ihnen 
in den letzten Wochen und Monaten geleistet 
wurde. 

 

(Beifall) 

 

Herr Krull und Frau Grimm-Benne - sie wird es 
anschließend hören -, Ihre beiden Reden habe ich 
als Zusage zu unserem Antrag bzw. als Zusage 
zu dem Wunsch, einen Kinder- und Familiengipfel 
abzuhalten, verstanden. Ich glaube, das ging allen 
hier im Saal so. Insofern: Das nächste Mal dürfen 
Sie ruhig sagen, dass es ein guter Antrag ist. 

 

Eine letzte Bemerkung. Ich danke Frau Lüdde-
mann ausdrücklich dafür, dass auch sie hier im 
Plenum das Thema Kindergrundsicherung ge-
nannt hat. Das ist tatsächlich das Thema der Zu-

kunft. Ich sage mit Blick darauf, dass es die aktu-
elle Koalition im Bundestag bis zum Ende dieser 
Wahlperiode mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht 
schaffen wird, das im Koalitionsvertrag verankerte 
Versprechen einzulösen, Kinderrechte ins Grund-
gesetz aufzunehmen, ganz deutlich: Das treibt 
mich so richtig an, für andere Mehrheiten sowohl 
im Bund als auch im Land zu kämpfen. 

 

(Beifall) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Frau von Angern, Sie haben gesehen: Herr Step-
puhn hat sich noch zu Wort gemeldet. 

 
 

Andreas Steppuhn (SPD): 

 

Verehrte Kollegin von Angern, das, was Sie zu-
letzt gesagt haben, kann ich unterstreichen: Es 
lohnt sich, auch für Mehrheiten zu kämpfen, die 
sich vielleicht anders zusammensetzen als die 
jetzigen. 

 

(Heiterkeit) 

 

Darin will ich Ihnen ausdrücklich beipflichten. Ich 
bin ja nicht der einzige Sozialdemokrat,  

 

(Zuruf) 

 

der sich in dieser Richtung geäußert hat.  

 

(Unruhe) 

 

Aber ich will dem Eindruck entgegentreten, dass 
die Politik aktuell nichts für Familien und Kinder 
tut. Wenn man sieht - ich habe das zumindest in 
meinem politischen Leben noch nicht erlebt -, wie 
schnell jetzt in der Krise politische Entscheidun-
gen sowohl im Land als auch im Bund getroffen 
worden sind, dann stellt man fest, dass es so 
etwas - zumindest aus meiner Sicht - noch nicht 
gegeben hat. Wir haben an vielen Stellen viel 
Geld ausgegeben und geben noch Geld aus. Man 
kann darüber streiten, ob die damit verbundenen 
Maßnahmen immer punktgenau und richtig sind.  

 

Aber ich möchte Ihnen ausdrücklich in einem 
Punkt widersprechen. Denn Sie haben ein biss-
chen den Eindruck vermittelt, dass wir nicht mit 
den Bürgerinnen und Bürgern darüber reden wol-
len. Ich glaube, gute Politiker - das sind, glaube 
ich, die meisten hier in diesem Parlament - reden 
tagtäglich mit den Bürgerinnen und Bürgern, sind 
mit ihnen im Gespräch, kennen die Probleme. Ich 
habe erlebt - Sie sicherlich auch -, dass es sehr 
viele Bürgeranfragen gibt, in denen gefragt wird: 
Wie komme ich an dieses Programm, wie be-
komme ich eine Unterstützung? - Ich glaube, viele 
Politiker in diesem Parlament haben diesbezüg-
lich einen guten Job gemacht. Ich erwarte von 
guten Politikern, dass sie jeden Tag mit den Bür-
gerinnen und Bürgern im Gespräch sind. - Danke 
schön. 
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Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Sie können darauf antworten. 

 
 

Eva von Angern (DIE LINKE): 

 

Herr Steppuhn, ich habe aus Ihren Ausführungen 
auch eine Frage herausgehört. Sie geben mir da-
durch die Möglichkeit, ein paar Dinge zu bewer-
ten, die gerade auch bundespolitisch eine Rolle 
spielen. 

 

Ja, Sie haben recht: Es sind zurzeit Dinge verän-
dert und beschlossen worden, die wir vor ein paar 
Monaten - das muss man ehrlicherweise sagen - 
nicht für möglich gehalten haben. Stichwort 
Schuldenbremse.  

 

Aber erlauben Sie mir auch einen Blick auf das 
aktuelle Konjunkturpaket, dieses große Konjunk-
turpaket der Bundesregierung, mit dem sehr, sehr 
viele Milliarden Euro lockergemacht worden sind. 
Ich möchte dabei nur auf drei Maßnahmen einge-
hen. 
 

Die erste Maßnahme sind die 300 €, die Familien 
als Soforthilfe erhalten sollen. Wir haben das be-
grüßt. Auch unsere Bundestagsfraktion hat das 
begrüßt. Aber ehrlicherweise muss man klar und 
deutlich sagen: Das ist auch eine Maßnahme, um 
die Wirtschaft anzukurbeln; es ist nichts Nachhal-
tiges. Damit bin ich wieder bei Frau Lüddemann: 
Nachhaltig wäre eine Kindergrundsicherung. Ich 
hätte mir übrigens gewünscht, dass es im Bun-
destag eine kluge Koalition gegeben hätte, die es 
geschafft hätte, dieses Zeitfenster für dieses wich-
tige Projekt der Kindergrundsicherung zu nutzen. 

 

Ein zweites Beispiel ist die Mehrwertsteuerabsen-
kung in einem Umfang von 20 Milliarden €. Wo 
werden die Gelder tatsächlich landen? Selbst die-
jenigen Vertreter aus der Wirtschaftspolitik und 
aus der Wirtschaftswissenschaft, die diese Maß-
nahme zunächst begrüßt haben, stellen jetzt ehr-
licherweise - auch aufgrund des Konsumverhal-
tens der Menschen in Deutschland - fest: Das 
Geld wird vor allem bei denen landen, die wäh-
rend der Coronapandemie eben gerade nicht 
gelitten haben. Es wird also nicht bei Kindern, 
Jugendlichen und Familien landen. Denn ich 
denke nicht, dass das Kilo Kartoffeln oder der 
Liter Milch ab dem 1. Juli preiswerter sein werden. 
Vielmehr wird das Geld im Onlinehandel landen. 
Und der Onlinehandel ist, wie wir alle wissen, 
nicht der Verlierer der Coronapandemie. 

 

Ein letztes Beispiel - das will ich uns allen nicht er-
sparen -: Ich war tatsächlich überrascht, dass 
man dieses Konjunkturpaket nutzt, um die Rüs-
tungsindustrie zu stärken. Das ist schäbig. 

 

(Beifall) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Ich sehe keine Fragen. Dann danke ich Frau von 
Angern für ihren Beitrag. 

Wir kommen jetzt zum Abstimmungsverfahren. 
Wir stimmen über den Antrag der Fraktion DIE 
LINKE in der Drs. 7/6082 ab. Es wurde der Vor-
schlag unterbreitet, den Antrag an den Ausschuss 
für Arbeit, Soziales und Integration zu überwei-
sen. Wer dieser Überweisung seine Zustimmung 
gibt, den bitte ich um das Kartenzeichen. - Das ist 
das komplette Haus einschließlich eines fraktions-
losen Abgeordneten. Wer stimmt dagegen? - Ich 
sehe keine Gegenstimmen. Stimmenthaltungen? - 
Sehe ich auch nicht. Damit ist dieser Antrag an 
den genannten Ausschuss überwiesen worden 
und der Tagesordnungspunkt 5 ist erledigt. 

 

Frau Dr. Pähle möchte als Fraktionsvorsitzender 
das Rederecht eingeräumt bekommen. Sie haben 
jetzt das Wort, Frau Dr. Pähle. 

 

 

Dr. Katja Pähle (SPD): 

 

Vielen Dank, Herr Vizepräsident. - Ich möchte die 
Chance nutzen, da der Plenarsaal jetzt gut gefüllt 
ist, um auf einen Umstand hinzuweisen, der in der 
Debatte über den letzten Tagesordnungspunkt vor 
der Mittagspause eingetreten ist. Vielleicht ist er 
durch die Aufregung um 20 km/h zu viel, 21 km/h 
zu viel - worüber reden wir eigentlich -, ein wenig 
untergegangen. 

 

Ein Abgeordneter dieses Hohen Hauses hat klar-
gemacht, dass er bereit ist, sich an die Front einer 
Gruppe von Menschen zu stellen, die Politikern 
mit Fackeln und Mistgabeln begegnen wollen. 

 

(Zuruf: Och, nee!) 

 

Er hat klargemacht, dass er diesen auch noch den 
Weg zu deren Büros zeigen wird, und dies in 
einer Situation, in der wir fast täglich von Angriffen 
im realen Leben oder im Netz auf Politiker, egal, 
ob es sich um Bundes-, Landes-, oder Kommu-
nalpolitiker handelt, lesen. 

 

(Zustimmung) 

 

Diese Verharmlosung schlägt tatsächlich dem 
Fass den Boden aus. 

 

(Beifall - Zuruf) 

 

Ich bin mir sicher, dass wir darüber in Gemein-
samkeit der Demokraten im Ältestenrat diskutie-
ren werden und eine Antwort finden werden. Ich 
lade die Fraktionsvorsitzenden und die Mitglieder 
des Ältestenrates der aus meiner Sicht demokra-
tischen Fraktionen hier im Landtag herzlich dazu 
ein. - Vielen Dank. 

 

(Lebhafter Beifall - Zuruf: Dann sitzen wir ja 
allein dort!) 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Ich sehe keinen weiteren Redebedarf und wir 
führen jetzt einen Wechsel durch. 
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Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Wir fahren nun 
in unserer Tagesordnung fort. 

 
 

Wir kommen zum 

 
 
 

Tagesordnungspunkt 22 

 

Aktuelle Debatte 

 

Rechtsextremes Preppernetzwerk reicht bis in 
die AfD-Landtagsfraktion - Vorgänge jetzt auf-
klären, Demokratie und Gesellschaft schützen! 

 

Antrag Fraktion SPD - Drs. 7/6144 

 
 
 

Die Redezeit beträgt zehn Minuten je Fraktion. 
Die Landesregierung hat ebenfalls eine Redezeit 
von zehn Minuten. Es wurde folgende Reihenfol-
ge vereinbart: SPD, AfD, GRÜNE, DIE LINKE, 
CDU. Zunächst hat die Antragstellerin das Wort. 
Für die SPD-Fraktion spricht der Abg. Herr Erben. 
- Herr Erben, Sie haben das Wort. 

 
 

Rüdiger Erben (SPD): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Als ich Gunnar G. das 
erste Mal in einer Sitzung des Stabes „Außerge-
wöhnliche Ereignisse des Burgenlandkreises“ 
sah, hätte ich im Leben nicht gedacht, dass seine 
Anwesenheit Gegenstand einer Landtagsdebatte 
sein würde. 

 

Wie wir alle habe ich durch die Recherchen der 
„taz“ erfahren, dass er eine zweite Seite haben 
soll. Auf der einen Seite Zahnarzt und engagierter 
Reservist in den Diensten der Bundeswehr. Auf 
der anderen Seite offensichtlich Teil eines rechts-
extremen Preppernetzwerkes. 

 

Die Grundlage der Erkenntnisse sind geleakte 
Chat-Protokolle vergleichbar mit den Fällen Han-
nibal oder auch Nordkreuz. Das Netzwerk ordnet 
sich rund um die Mitglieder der Burschenschaft 
Germania, in der seit Jahren großteilig Reservis-
ten der Bundeswehr aktiv sind. 

 

In mehreren Chats, zum Beispiel mit dem vielsa-
genden Namen „Endkampf“, planen sie seit dem 
Jahr 2015 eine Kampfvorsorge für den Tag X. Für 
einen solchen vorzusorgen, das ist bei Preppern 
erst einmal typisch. Es handelt sich um eine hete-
rogene Bewegung, die den Zusammenbruch der 
öffentlichen Ordnung befürchtet. Sie bevorraten 
sich, um autark zu überleben. 

 

(Zuruf) 

 

Was heißt Tag X aber im Fall der Endkampfgrup-
pe? - Für die Mitglieder rund um Gunnar G. und 
Michael S. - letzterer dürfte Ihnen gut bekannt 
sein - bedeutet es, den Beginn eines herbeifanta-

sierten, aber wohl auch irgendwie herbeigesehn-
ten - ich zitiere - Rassenkrieges. 

 

In diesem Fall wollten sie sich zunächst in einem 
sächsischen Dorf bei Krostitz verschanzen und 
dann den Ort übernehmen. Ihre Sprache ist un-
verhohlen rassistisch und gewaltverherrlichend. 
Es wird von Kopfschüssen fabuliert und davon, 
dass Menschen, vor allem Flüchtlinge, an die 
Wand zu stellen sein. Verrohung und Menschen-
verachtung sind in vielen der Nachrichten Usus. 

 

(Zuruf von Robert Farle, AfD) 

 

Es bleibt deswegen auch nicht bei den Vorreden. 
Schnell geht es um das Beschaffen von Waffen 
und Munition, bevorzugt illegal. Und diese Waffen 
wollen natürlich auch beherrscht werden, weswe-
gen man regelmäßig an Schießübungen teil-
nimmt. 

 

Die potenziellen und leider teils verjährten Strafta-
ten, auf die die Chats verweisen, sind daher viel-
fältig: Verstoß gegen das Waffengesetz, Rezept-
betrug, gefälschte Schießnachweise, Schieß-
übungen auf illegal betriebenen Schießanlagen 
usw.  

 

Was diese Gruppen aber besonders macht, sind 
die aktive Vernetzungsarbeit der beteiligten Per-
sonen und ihre Verwurzelung in teils zutiefst 
rechtsextremen Milieus. 

 

Die Leipziger Germania ist quasi das Paradebei-
spiel für eine Burschenschaft, die nicht mehr völ-
kisch nationalistisch, sondern rechtsextrem ist. 
Intensive Verbindungen und Überschneidungen 
mit der NPD, mit der Identitären Bewegung sind 
an der Tagesordnung. Ein Privatkonzert mit Neo-
nazis wie Michael „Lunikoff“ Regener ist scheinbar 
ebenso normal, wie Sonnenwendfeiern, die 
gleichzeitig Schießtraining sind. 

 

Eng verbunden ist die Halle-Leobener Burschen-
schaft Germania. Das ist bei Weitem nicht die 
einzige Verbindung nach Sachsen-Anhalt. Liest 
man, wer in der Gruppe aktiv war, fühlt man sich 
an eine Mitarbeiterliste der AfD-Landtagsfraktion 
erinnert. 

 

Der tonangebende Gründer der Gruppe Michael 
S. war bis zum Jahr 2019 Sozialreferent der Frak-
tion. Hannes R. war bis mindestens Ende 2019 im 
Pressebereich der Fraktion tätig und John H., der 
zuvor mit Besuchen bei italienischen Faschisten 
aufgefallen war, im Bereich Inneres. 

 

Zu den Mitgliedern der AfD-Fraktion sage ich 
deswegen ganz deutlich: Denken Sie nicht, dass 
wir uns hier die Hose mit der Kneifzange anzie-
hen. 

 

(Zuruf: Das denken wir nicht, das wissen 
wir!) 

 

Sie wissen und wussten ganz genau,  

https://www.belltower.news/regener-michael-lunikoff-50918/
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(Zuruf von Robert Farle, AfD) 

 

aus welchen Milieus Sie Ihre Mitarbeiter rekrutie-
ren. Denn der Apfel der Mitarbeiter fällt bekannt-
lich nicht weit vom Stamm der Abgeordneten. 

 

(Zustimmung - Zuruf) 

 

Das Michael S. die Stimmung in Ihrer Fraktion - 
ich zitiere - als ausgelassen hitleristisch - Zitaten-
de - bezeichnete, verwundert hier sicherlich kaum 
jemanden. Widerlich ist es trotzdem. 

 

(Zuruf. Er hat nicht gesagt, in welcher Frak-
tion! Vielleicht war es ja in Ihrer!) 

 

Herr Kirchner, es mag sein, dass Sie Michael S. 
bei Kenntnis der Chats nicht eingestellt hätten, 
wie Sie es der Presse sagten. Bei der Rekrutie-
rung vieler Ihrer Mitarbeiter aus dem Milieu 
rechtsextremer Burschenschaften hat Ihre Frak-
tion aber keinerlei Hemmnisse gehabt, ebenso 
wie viele andere Landtagsfraktionen nicht. 

 

Wollen Sie mir wirklich erzählen, dass hier zeit-
weise gleich mehrere rechtsextreme Mitarbeiter 
beschäftigt waren und das alles Zufall ist? 

 

(Zuruf von Robert Farle, AfD) 

 

Nein, das war kein Zufall, das hat System. Sie 
sind keine bürgerlichen Biedermänner, sondern 
der parlamentarische Arm der extremen Rechten 
in diesem Lande. 

 

(Beifall) 

 

- Herr Kirchner, Sie winken ab. Sie versuchen ja 
nicht einmal mehr, dies zu kaschieren. 

 

(Oliver Kirchner, AfD: Ich erkläre es Ihnen 
gleich! - Weitere Zurufe) 

 

Denn der Auftritt Ihres Kollegen Büttner vorhin 
war ein beredtes Beispiel dafür, dass Sie es über-
haupt nicht mehr versuchen zu kaschieren. 

 

(Beifall) 

 

Indem Sie solchen Leuten Zugang zu den Parla-
menten und zu sensiblen Informationen in diesem 
Hause gewähren, sind Sie selbst eine Gefahr für 
die Demokratie.  

 

(Beifall) 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wäh-
rend bei der AfD sicherlich Hopfen und Malz ver-
loren ist, können wir nicht einfach hinnehmen, 
dass Rechtsextreme in die Bundeswehr oder in 
Reservistenkameradschaften einsickern und die-
se unterwandern. Im vorliegenden Fall haben sich 
die Akteure der Gruppe, obwohl sie eigentlich 
eher in Leipzig aktiv waren, gezielt das Kreisver-
bindungskommando des Burgenlandeskreises 
auserkoren. 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dass 
wir infolge der jetzt vorgelegten Recherche nichts 

Aktuelles über die Endkampfgruppe wissen, wird 
wohl daran liegen, dass sie ihre Chat-Tätigkeit 
irgendwann verlagert haben von Whatsapp in 
einen anderen Messenger-Dienst. 

 

Dies geschah möglicherweise aus Angst vor den 
Sicherheitsbehörden, eine Angst, die, wie man 
rückblickend sagen kann, unbegründet war. Wenn 
der Polizeiliche Staatsschutz, der Verfassungs-
schutz in Sachsen, aber auch der Militärische Ab-
schirmdienst solche Gruppen und Verbindungen 
nicht auf dem Schirm haben, 

 

(Oliver Kirchner, AfD: Dann müssen wir als 
Fraktion herhalten! - Zustimmung) 

 

dann haben wir ein echtes Problem. Ich ziehe 
meinen Hut vor denjenigen, die dazu am Ende 
recherchiert haben. Aber das allein kann die Er-
mittlungsarbeit der zuständigen Behörden nicht 
ersetzen und darf es auch nicht. 

 

(Zuruf) 

 

- Interessant für den Zuruf: Ich habe ausdrücklich 
nicht vom Verfassungsschutz in Sachsen-Anhalt 
gesprochen. So hören Sie zu, wenn Sie anschlie-
ßend von unserem Verfassungsschutz reden. 

 

(Zuruf) 

 

- Ich habe vom Verfassungsschutz in Sachsen 
gesprochen. 

 

Neben rechtsextremen Burschenschaften bedarf 
die Prepperszene mehr Aufmerksamkeit. Nicht 
jeder Prepper ist ein Rechtsextremer. 

 

(Zuruf) 

 

Aber man muss deutlich sagen, dass gerade die 
Verbindung dieser Szene in rechte Kreise zwei-
felsohne auffällig ist. 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Verankerung der Bundeswehr in der Gesellschaft 
ist von großer Bedeutung und sie funktioniert 
gerade auch dank der Reservistinnen und Reser-
visten. In der jüngsten Coronakrise waren nicht 
nur die aktiven Soldaten zur Stelle, auch die Re-
servisten wurden in großer Zahl eingezogen und 
leisteten an vielen Stellen wertvolle Arbeit. 

 

Ich kann das aus eigener Anschauung beurteilen. 
Gerade der Sanitätsdienst der Bundeswehr hat 
umfangreiche Hilfen in unserem Land bei der 
Krisenbewältigung geleistet. Die umfangreichen 
Testungen in der ZASt in Halberstadt oder am 
Schlachthof in Weißenfels wären ohne die Sani-
tätssoldaten nur schwerlich möglich gewesen. 

 

Die Streitkräftebasis leistete gleichfalls ihren Bei-
trag, wenn es beispielsweise um Logistikleistun-
gen für das Sozialministerium ging. Wir brauchen 
die Reservistinnen und Reservisten nicht nur in 
der Krise, aber gerade dann. Das Vertrauen in sie 
darf nicht erschüttert werden. 
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Deswegen muss alles dafür getan werden, dass 
der Staatsbürger in Uniform nicht ein militanter 
Neonazi sein kann. Fanatischer Rassismus und 
Zugang zu Waffen sind eine tödliche Kombination, 
das hat auch die jüngere Vergangenheit immer 
wieder gezeigt. Sie hat auch gezeigt, dass aus 
Worten ganz schnell Taten werden können. 

 

Es braucht daher umgehend Ermittlungen, vor 
allem in Sachsen, aber auch in Sachsen-Anhalt, 
um die Aktivitäten und vor allem die aktuellen 
Auswüchse dieses Netzwerkes zu ermitteln. Wir 
werden die weitere Entwicklung aufmerksam be-
obachten und hoffen auf eine umfassende Aufklä-
rung. - Herzlichen Dank. 

 

(Zustimmung) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Langsam, Herr Erben, es gibt den Wunsch auf 
eine Intervention von Herrn Farle. Die kann er 
kann jetzt auf jeden Fall wahrnehmen. Sie können 
dann überlegen, ob Sie darauf reagieren. - Herr 
Farle, Sie haben jetzt das Wort. 

 
 

Robert Farle (AfD): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Sie sind schon im Burgenlandkreis nicht 
in der Lage, solche Leute aufzuspüren, die unser 
Staatswesen vielleicht aus den Angeln heben 
wollen, verlangen aber, dass wir in der AfD-Frak-
tion das Leben der Leute untersuchen, die sich 
bei uns bewerben und die dabei natürlich nicht 
solche Fantasien äußern, wie sie in dem Artikel 
der „taz“ stehen, 

 

(Zuruf von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

und die wir auch nicht kennen. Die kenne ich üb-
rigens auch nicht. Ich kann hier definitiv sagen, 
mir sind hitleristische - - 

 

(Zuruf von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

- Jetzt hören Sie einmal auf, Herr Striegel. Sie 
reden immer dazwischen. 

 

(Zurufe) 

 

Das ist ein ernstes Thema. Die AfD-Fraktion tole-
riert niemanden in ihren Reihen, der den Hitlerfa-
schismus begünstigt und unterstützt. 

 

(Zurufe) 

 

Wenn Sie das nicht glauben, dann ist das Ihre 
Sache. Das ist Ihre Dummheit und Borniertheit in 
diesem Parlament. Wir haben all diesen Leuten 
schon längst gekündigt. Allerdings haben wir 
ihnen nicht wegen solcher Äußerungen gekündigt, 

 

(Zurufe) 

 

sondern aus vielerlei arbeitsbezogenen Gründen, 
die ich aus datenschutzrechtlichen Gründen nicht 

nennen kann; denn bei uns zählt der Datenschutz 
noch etwas, bei Ihnen vielleicht nicht. Sie sind 
schon gar nicht mehr bei uns. Jetzt kommen Sie 
mit dieser alten Zeitungsklamotte aus der „taz“ 

 

(Zurufe) 

 

mit fragwürdigen Quellen. Bitte zeigen Sie mir die 
Originalbelege. 

 

(Zuruf von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

Und dann versuchen Sie noch, die AfD damit in 
einen Zusammenhang zu bringen, bloß weil die 
bei uns untergetaucht sind. 

 

(Zurufe) 

 

Was sagen Sie denn dazu, dass im Vorstand der 
CDU jemand sitzt, in der Partei des lieben Herrn 
Stahlknecht, der mit dem Hitlergruß gegrüßt hat 
und der jetzt aus der Partei ausgetreten ist? Ma-
chen Sie die CDU jetzt auch zur rechtsextremen 
Partei? Oder was machen Sie hier? So geht es 
doch nicht! 

 

(Beifall - Unruhe) 

 

Sie heizen das Klima auf ohne Argumente, ohne 
Sinn und ohne Verstand. Schauen Sie zur Antifa 
dort drüben! 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Farle, es ist gut! 

 
 

Robert Farle (AfD): 

 

Die Antifa ist eine Terrorgruppe. 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Wir haben - - 

 
 

Robert Farle (AfD): 

 

Und damit beschäftigt sich keiner. 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Und Stopp, Herr Farle! 

 
 

Robert Farle (AfD): 

 

Sie hat auch Verbindungen - - 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Zwei Minuten sind um! 

 
 

Robert Farle (AfD): 

 

Richtig. Ich bin auch fertig. 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Na ja, ein bisschen zu spät. - Herr Erben, Sie 
können jetzt, wenn Sie wollen, darauf reagieren. 
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Rüdiger Erben (SPD): 

 

Ja, ich will sogar. Danke, Herr Präsident. - Herr 
Farle, ich habe Ihnen - - 

 

(Unruhe) 

 

Man wiederholt sich ja hin und wieder, aber an 
dieser Stelle will ich es ausdrücklich und mit Be-
dacht tun. Ich habe Ihnen immer schon gesagt, 
dass Dinge, die falsch sind, nicht dadurch wahrer 
werden, dass man sie laut herausbrüllt. Das merkt 
man bei Ihnen immer sehr deutlich. 

 

Wir haben hier schon in mehreren Debatten, in 
denen Sie es sehr umfangreich begründet haben, 
die Frage erörtert, warum Sie ungedient sind. 
Folglich kann ich Ihnen vielleicht Nachhilfeunter-
richt geben. 

 

Wer besetzt ein Kreisverbindungskommando? - 
Das besetzt nämlich nicht der Landrat des Bur-
genlandkreises oder der Kreistag oder wer auch 
immer, sondern die Bundeswehr benennt Reser-
veoffiziere, manchmal auch im Unteroffiziers-
dienstgrad, die Mitglied dieses Kreisverbindungs-
kommandos sind. 

 

Schließlich und endlich: Wenn Sie auf den jüngs-
ten Fall, ich glaube, in der CDU in Bernburg an-
spielen, 

 

(Robert Farle, AfD: Ja, genau!) 

 

dann sage ich ganz ehrlich zur Ehrenrettung: Ich 
habe an der Konsequenz, an dem Handeln und 
an der Geschwindigkeit des Handelns der CDU in 
Sachsen-Anhalt an der Stelle überhaupt nichts 
auszusetzen. 

 

(Zustimmung - Zurufe) 

 

Meines Wissens ist der Mann wohl seit heute 
auch nicht mehr Mitglied der CDU. So habe ich es 
jedenfalls den Medien entnommen. 

 

(Zuruf von Robert Farle, AfD) 

 

- Ja, okay. Ich bin fertig. 

 

(Zurufe) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Das ist jetzt alles nicht ganz unerwartet. Trotzdem 
werde ich mich jetzt darauf konzentrieren, die 
Debatte fortzuführen. Das ist auch möglich, so-
bald der Tisch gereinigt worden ist. 

 

(Zuruf) 

 

- Genau, desinfiziert. Ja, so heißt es. In Ordnung. 
Aber wir wollen nicht kleinlich sein, Herr Stahl-
knecht. - Wir fahren jetzt in der Debatte fort. Für 
die Landesregierung spricht Herr Innenminister 
Stahlknecht. 

Holger Stahlknecht (Minister für Inneres und 
Sport): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Als die erste Berichterstattung in 
der „taz“ erschien und es später die wohl per 
Screenshot abgebildeten Chatverläufe gab, habe 
ich angefangen, das zu lesen. Am Anfang habe 
ich mich gewundert, dann kam Befremden und - 
ich sage es für mich persönlich - ganz am Ende 
auch Ekel hinzu. 

 

Wenn man diesen Verlauf liest, erkennt man, 
dass das keine einmalige Entgleisung der Akteure 
war, zu der man sagen könnte, dass es ge-
schmacklos war oder dass es vielleicht auch, weil 
es Studenten und Burschenschafter waren, dem 
Alkohol geschuldet war. Ich will nur eine Sentenz 
nehmen. Es gab eine Gratulation mit den Worten 
„Sieg Heil, Herr Hauptmann! Gratulation!“ und der 
Gratulierte antwortet „Heil! Herzlichen Dank!“ - 
Dann kommen hitleristische Äußerungen und all 
solche Dinge. 

 

Wenn man das durchliest, dann wundert man 
sich, dass es solches Gedankengut in unserer 
Gesellschaft überhaupt noch gibt, angesichts der 
eigenen Verantwortung, der eigenen Geschichte; 
insbesondere bei Männern - in diesem Fall waren 
es nur Männer -, die in der Bundeswehr aufgrund 
ihres Dienstgrades eine gewisse Vorbildfunktion 
haben. Insofern sage ich es ganz deutlich: Dieses 
Verhalten, egal von wem 

 

(Oliver Kirchner, AfD: Genau!) 

 

und egal in welcher Weise, ist in keiner Weise 
tolerierbar. 

 

(Zustimmung) 

 

Das Nächste ist - das beobachte ich seit dem Jahr 
2015 mit großer Sorge -, dass wir in den digitalen 
Kommunikationswelten erleben, dass die Grenzen 
zwischen Realität und virtueller Wirklichkeit an-
fangen zu verschwimmen. Dort radikalisieren sich 
Menschen, weil das, was sie abends allein oder 
mit anderen aufschreiben, völlig enthemmt ist. In 
einem normalen Dialog würde es vielleicht noch 
gebremst werden. 

 

Jeder Anstand, jede Zurückhaltung fällt. Die Agita-
tion verlagert sich genau auf diese Schauplätze, 
in geschlossenen Gruppen, in Whatsapp-Gruppen 
usw. usf. Gerade diese sozialen Netzwerke und 
solche Gruppen, wie sie hier bekannt geworden 
sind, tragen verstärkt zu einer losen Vernetzung 
zwischen Extremisten und Nicht-Extremisten bei. 
Diese Abgrenzung verliert dadurch immer mehr 
an Trennschärfe. 

 

Das, was der Kollege Erben angesprochen hat, 
macht es für alle Beteiligten so schwierig. Weil es 
in diesen geschlossenen Systemen stattfindet, ist 
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es schwierig mitzubekommen, was stattfindet und 
wie viele andere möglicherweise gleich geartete 
Chatgruppen es überhaupt in der gesamten Bun-
desrepublik - ich würde sogar sagen weltweit - 
gibt. 

 

Für den Verfassungsschutz und auch für den 
Militärischen Abschirmdienst, ohne jetzt in die 
Tiefe gehen zu wollen, ist es schwierig zu erken-
nen, was in welchen Gruppen gesprochen wird. 
Sie können ja als Verfassungsschutz nicht ohne 
Anlass 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Gott sei 
Dank!) 

 

- Gott sei Dank, sagt Herr Striegel; 

 

(Zurufe) 

 

das sage ich jetzt auch: Gott sei Dank - jeden 
einzelnen Chat- oder SMS-Verkehr daraufhin 
durchleuchten, ob man darin möglicherweise 
einen Zufallsfund hat. Das ist Gott sei Dank in 
unserem Staat nicht möglich, insbesondere nach 
zwei Diktaturen, die genau das gemacht haben, 
was wir zukünftig und jetzt nicht wollen. 

 

(Zustimmung) 

 

Selbst wenn Anhaltspunkte vorlägen, könnte 
unser Verfassungsschutz solche Chatgruppen gar 
nicht auswerten, weil wir nicht Rechtsgrundlage 
für eine Quellen-TKÜ haben. Deshalb sind wir 
darauf angewiesen, dass solche Dinge am Ende 
öffentlich werden. - Das war der erste Teil. 

 

Der zweite Teil ist, dass wir zwischen den Innen-
ministern vereinbart haben, dass der Verfas-
sungsschutz solchen Dingen künftig besser be-
gegnen können soll. Er soll seine Präsenz im Netz 
verstärken und Gefahren frühzeitig im Wege einer 
offenen Beobachtung erkennen. Wenn so etwas 
offen bekannt wird, kann der Verfassungsschutz 
gemeinsam mit dem Staatsschutz der Polizei in 
solchen Bereichen eingreifen. 

 

Drittens und abschließend. Rechtes, fremden-
feindliches und rassistisches Gedankengut haben 
weder in der Bundeswehr noch in anderen Behör-
den und Einrichtungen des Bundes und der Län-
der etwas zu suchen und eigentlich nirgendwo. 

 

(Zustimmung) 

 

Es gilt daher, Extremisten jegliche Möglichkeit der 
Einflussnahme auf behördliches und auf politi-
sches Handeln zu nehmen. Insofern ist es gut, 
dass dieser Vorfall bekannt geworden ist und die 
entsprechenden Konsequenzen erfolgt sind. 

 

Den jetzt vorliegenden Sachverhalt betreffend 
wird der Verfassungsschutz im Verbund gemein-
sam mit unserem Verfassungsschutz, mit Sach-
sen, aber auch mit dem MAD und dem Bundes-
amt für Verfassungsschutz die erforderlichen 

Dinge auswerten. Auch die Polizei wird sie aus-
werten. 

 

Wenn wir nähere Ergebnisse haben, dann ist die 
Frage zu beantworten, ob überhaupt eine straf-
rechtliche Relevanz vorliegt. Das muss man jetzt 
alles in Ruhe prüfen. Das ist die juristische Seite. 

 

Die andere ist die politische Seite, nämlich dass 
die Art und Weise, wie sich einige im Netz ge-
äußert haben, durch nichts erklärbar ist, durch 
nichts entschuldbar ist und auch unserer ge-
schichtlichen Verantwortung nicht gerecht wird. - 
Herzlichen Dank. 

 

(Zustimmung) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Innenminister, es gibt Fragen, und zwar von 
Herrn Poggenburg 

 
 

Holger Stahlknecht (Minister für Inneres und 
Sport): 

 

Das soll so sein. 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

und von Herrn Tillschneider. 

 
 

André Poggenburg (fraktionslos): 

 

Sehr geehrter Herr Innenminister, das waren rich-
tige, wichtige und kluge Worte. An einem Punkt 
möchte ich aber einhaken. Sie haben gesagt, 
dass rechtes Gedankengut in der Bundeswehr, in 
öffentlichen Einrichtungen usw. nichts zu suchen 
hat. Dazu möchte ich doch einmal fragen, ob man 
das bezüglich der demokratischen Aspekte nicht 
doch ein ganz klein wenig differenzierter sehen 
müsste. 

 

Ist beispielsweise das Gedankengut eines Natio-
nalkonservativen, das auch als rechtes Gedan-
kengut anzusehen wäre, genauso wie linkes Ge-
dankengut und liberales Gedankengut doch 
rechtmäßig und legitim? Das hätte ich gern einmal 
begründet und beantwortet. - Danke. 

 
 

Holger Stahlknecht (Minister für Inneres und 
Sport): 

 

Jede Form extremistischen Gedankengutes hat 
im öffentlichen Dienst und in der Bundeswehr 
nichts zu suchen. Damit das klar ist: Das gilt für 
Rechtsextremismus genauso wie für Linksextre-
mismus. Nur haben wir im Augenblick über 
rechtsextremistisches Gedankengut geredet. 

 

(Zustimmung) 

 

Insofern habe ich den Fokus meiner Rede darauf 
gelegt. Aber wir sind à jour. Beide Formen von 
Extremismus haben im öffentlichen Bereich und 
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eigentlich im gesamten gesellschaftlichen Mitei-
nander nichts zu suchen. 

 

Wir reden über Rechtsextremismus und nicht über 
konservatives Gedankengut. Man kann sich darü-
ber streiten, ob jede konservative Äußerung mehr-
heitsfähig ist. Ich habe da manchmal auch meine 
Zweifel. Den Streit kennen wir ja alle. Deshalb 
reden wir immer über Extremismus. Das war auch 
mein Ansatz. 

 

(Zustimmung) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Es gibt noch eine Wortmeldung von Herrn Till-
schneider. - Bitte. 

 
 

Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD): 

 

Jetzt hat mir Herr Poggenburg leider die Frage 
vorweggenommen. Aber ich würde Sie noch ein-
mal etwas anders stellen und vertiefen wollen. 
Würden Sie mir zustimmen, wenn wir sagen, dass 
es eine demokratische Art und Weise gibt, rechts 
zu sein, und dass man das auch in der Bundes-
wehr sein darf? Darf man also rechts sein, solan-
ge es nicht extrem, sondern demokratisch ist? 

 
 

Holger Stahlknecht (Minister für Inneres und 
Sport): 

 

Das gilt ja umgekehrt auch. Wir haben die Partei-
en, die demokratisch sind, in ein rechtes Spek-
trum und in ein linkes Spektrum eingeordnet. 

 

(Zurufe) 

 

Im Übrigen war das lange, bevor es die Bundes-
republik Deutschland gab, der Fall. 

 

(Zurufe) 

 

Ob diese Einordnung noch sinnvoll ist, lassen wir 
einmal dahingestellt sein. Aber nicht jeder der 
rechtes oder konservatives Gedankengut hat, ist 
ein Extremist, um das einmal deutlich zu sagen. 

 

(Zustimmung) 

 

Insofern verwahre ich mich auch dagegen, dass 
konservative Menschen immer in die rechtsextre-
mistische Ecke gedrängt werden. Das gilt im Üb-
rigen aber auch für linke Ansätze. Wer ein linkes 
Weltbild hat, muss nicht zwingend extremistisch 
sein. Manchmal sind die Grenzen zwischen Lin-
ken und Linksextremisten genauso schwimmend 
wie zwischen Rechten und Rechtsextremisten. 
Das macht es eben auch nicht besser. 

 

(Zustimmung) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Dann sind wir jetzt auch mit diesem Redebeitrag 
durch. Wir kommen jetzt zur Debatte der Fraktio-
nen. Für die AfD-Fraktion spricht der Abg. Herr 

Kirchner, sobald der Tisch desinfiziert worden ist. 
- Sie haben das Wort. 

 
 

Oliver Kirchner (AfD): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Dass Sie, Herr 
Erben, hier für die SPD solch eine Debatte an-
stoßen, verwundert mich schon sehr. 

 

(Zuruf) 

 

- Sie sind jetzt gar nicht dran. Wenn ich Micky 
Maus hören will, dann schalte ich den Disney-
Channel an. Das brauche ich nicht von Ihnen 
haben. 

 

(Heiterkeit) 

 

Das nur einmal ganz kurz nebenbei. 

 

(Zurufe) 

 

Ich sage es Ihnen einmal deutlich: Die SPD mit 
der Vorsitzenden Esken, die sich klar zur Antifa 
bekennt, deren Gruppen oftmals als autonom und 
linksextrem eingestuft werden, halte ich für cha-
rakterlich und gesamtgesellschaftlich gar nicht ge-
eignet, hier solche Debatten anzustoßen. 

 

(Beifall - Zurufe) 

 

- Ja, das ist so. Denn diese Frau Esken würde ja, 
wenn Sie sagt, dass sie alles so super findet, was 
die Antifa macht, im Grunde genommen auch da-
mit d‘accord gehen, dass vor etwa zwei bis drei 
Wochen in Stuttgart ein Mitglied der Gewerkschaft 
Zentrum Automobil e. V. von linksradikalen Antifa-
Gruppen ins Koma geschlagen wurde. 

 

(Zuruf: Pfui!) 

 

Das würde sie auch rechtfertigen, wenn Sie sagt: 
Das ist alles wunderbar, die Antifa finde ich super. 
Das ist natürlich eine Aussage der SPD, zu der 
ich sagen muss: Hut ab für diesen extremisti-
schen Vorstoß. Wunderbar! 

 

(Zurufe) 

 

Dass die Partei der LINKEN auf diesen Zug auf-
springt, war mir vollkommen klar. Denn wenn man 
auf seiner Strategiekonferenz davon spricht, 1 % 
der Reichen zu erschießen, 

 

(Zuruf: Genau!) 

 

und ein Bundesvorsitzender einer Partei sagt, na 
ja, wir müssen sie ja nicht gleich erschießen, es 
reicht, wenn wir sie wegsperren wie in einem 
Gulag - damit kennen Sie sich ja bestens aus -, 
dann ist das genauso schlimm wie das, was Sie 
hier beantragen. 

 

(Beifall) 

 

Dass sich die GRÜNEN hier hinstellen und wahr-
scheinlich auch noch auf dasselbe Pferd aufsprin-
gen, ist mir ebenfalls vollkommen klar, weil zumin-
dest Herr Striegel selbst sehr radikal unterwegs 
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ist, indem er den Volksaustausch durch Zuwande-
rung hier fordert. Das ist klar eine verfassungs-
feindliche Aussage. Er sitzt bis heute noch in der 
PKK. Das ist in einem solchen Parlament über-
haupt kein Problem; das geht, ja. 

 

(Beifall) 

 

Dass in der Partei von Herrn Striegel natürlich 
auch noch ein Joschka Fischer war, der Steine-
werfer, der irgendwann Außenminister wurde, 
lasse ich genauso hinten runterfallen wie die Mi-
nisterin von der SPD, die jetzt leider nicht anwe-
send ist, die zusammen mit verfassungsfeind-
lichen Subjekten irgendwelche Sachen unter-
schrieben hat. Aber das muss man eben akzeptie-
ren. 

 

(Zurufe) 

 

Vielleicht springt die CDU auch noch auf diesen 
Zug auf; ich bin sehr gespannt auf den Redebei-
trag des Kollegen gleich. Angesichts der Causa 
Möritz von Uniter, des Denny Oertel vom CDU-
Verband Mansfeld-Südharz, der wahrscheinlich 
einen Hitlergruß am Mahnmal gezeigt hat - Herr 
Stahlknecht könnte sagen, ob ermittelt wird, ob 
das so war oder nicht -, oder des Kai Mehliß der 
Bernburg-CDU, ein Mitgliederbeauftragter der 
CDU, der „Herzlichen Glückwunsch und Sieg Heil, 
Herr Hauptmann“ sagt, bin ich sehr gespannt, wie 
diese Debatte bei der CDU hier geführt wird. 

 

(Zurufe) 

 

Ich sage es nur; das ist so. Dazu muss man auch 
einmal sagen: Ich kenne keine Staatsanwalt-
schaft, die in der Sache bereits strafrechtlich er-
mittelt. Ich habe auch noch nie Originaldokumente 
gesehen, aus denen das hervorgeht. Ich höre es 
von der „taz“ und von der „MZ“. Aber persönlich 
habe ich einen solchen Chatverlauf in voller Art 
und Weise noch nicht gesehen. 

 

(Zurufe) 

 

Die Presseberichterstattung ist das eine, eine 
Primärquelle ist das andere. Dem Innenministe-
rium lagen bis jetzt keine Anhaltspunkte vor. Wie 
wir gehört haben, wird jetzt ermittelt. Ich bin sehr 
gespannt, was dabei herauskommt.  

 

Ich kann Ihnen sagen: Ich persönlich kann in kei-
nen Kopf eines Mitarbeiters schauen, wie das 
auch der Kollege Gebhardt von der LINKEN da-
mals bei der Sache mit seinem Rechner nicht 
konnte. Man kann nämlich nicht in die Köpfe der 
Mitarbeiter schauen. 

 

(Zurufe) 

 

Bei uns sind es ehemalige Mitarbeiter. Bei Ihnen 
sind es Bundessprecher.  

 

(Zurufe) 

 

Bundessprecher sind es bei Ihnen,  

(Beifall - Zurufe - Unruhe) 

 

die verfassungsfeindlich agieren; es sind keine 
ehemalige Mitarbeiter. Herr Dr. Grube; so ist das.  

 

(Zurufe) 

 

Sie sollten sich schämen, diese Debatte hier an-
zustoßen, weil Sie charakterlich gar nicht geeignet 
sind, eine solche Debatte anzustoßen.  

 

Wenn mir ein Mitarbeiter - das sage ich auch ganz 
klar - auf meinem Flur mit sogenanntem hitleristi-
schen Was-auch-immer entgegentritt, dann wird 
ihm bei uns gekündigt und dabei stehen meine 
Fraktion und mein Fraktionsvorstand hinter mir.  

 

(Zurufe - Unruhe) 

 

Mehr gibt es dazu nicht zu sagen. - Auf Wieder-
sehen! 

 

(Starker Beifall - Zurufe - Unruhe) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Büttner, ich frage mich gerade, was Sie hier 
vorn machen. 

 

(Matthias Büttner, AfD: Ich wollte Ihnen das 
hier geben.) 

 

- Ja, aber dann brauchen Sie hier keine Choreo-
grafie als Dirigent zu machen, verstehen Sie das 
jetzt nicht falsch. 

 

(Zuruf: Da tanzt er!) 

 

Legen Sie die Blätter hierher und setzen Sie sich 
hin. 

 

(Heiterkeit - Zuruf: Das ist hier keine Klas-
senfahrt! - Unglaublich! - Weitere Zurufe - 
Unruhe) 

 

- Wir versuchen jetzt einmal, die Nerven wieder zu 
beruhigen und Ruhe einkehren zu lassen. Ich 
möchte noch einmal darauf hinweisen, dass wir 
uns auf ein Vorgehen verständigt haben, wenn in 
solchen Debatten Begrifflichkeiten fallen, die defi-
nitiv den Tatbestand von persönlichen Beleidi-
gungen oder Ähnlichem erfüllen. Das wird für uns 
hier vorn nicht immer ganz einfach sein. Manch-
mal ist es akustisch nicht zu verstehen, gerade in 
seiner solchen Situation.  

 

Wir schauen uns dann entsprechend die Protokol-
le an. Es gibt nach der Änderung der Geschäfts-
ordnung mittlerweile explizit die Möglichkeit, sich 
nachträglich mit diesen Dingen auseinanderzu-
setzen. Ich hatte eben die Vermutung, dass Be-
griffe gefallen sind, die nicht gehen. Aber ich kann 
es nicht so genau differenzieren. 

 

Wir fahren jetzt in der Debatte fort. Für die Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat der Abg. Herr 
Striegel das Wort. Sie haben das Wort.  

 

(Unruhe) 
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Sebastian Striegel (GRÜNE): 

 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Nazis horten Schusswaffen und Munition, 
sie treffen Vorbereitungen und trainieren für einen 
von ihnen herbeigesehnten sogenannten Rassen-
krieg. Ans Licht kommt das nicht durch Erkennt-
nisse von Polizei und Sicherheitsbehörden, son-
dern durch tiefe journalistische und antifaschisti-
sche Recherche.  

 

(Zurufe) 

 

Dieses Nach-den-Rechten-Sehen ist Arbeit zum 
Schutz der Demokratie. Den Journalistinnen und 
Journalisten, den Recherchierenden gebührt 
unser Dank.  

 

(Beifall) 

 

Drei der enttarnten Personen waren zum Teil 
jahrelang Mitarbeiter der AfD-Fraktion in diesem 
Hohen Hause. Man sollte zutiefst schockiert darü-
ber sein, dass eine Fraktion, die Bestandteil des 
Verfassungsorgans Landtags ist, Teil militanter 
Neonazi- und rassistischer Burschenschaftsnetz-
werke ist.  

 

(Zuruf) 

 

Aber, meine Damen und Herren, ein Schock setzt 
so etwas wie Überraschung voraus. Diese ist in 
diesem Fall im Grunde genommen nur noch mög-
lich, wenn man über Jahre nicht hinsehen wollte. 
Die tiefe personelle und programmatische Ver-
flechtung der AfD mit rechtsextremen Kreisen jeg-
licher Couleur ist bekannt. Die AfD vertritt rassisti-
sche Positionen. Sie ist Seit‘ an Seit‘ mit rechtsex-
tremen Akteuren wie der sogenannten Identitäten 
Bewegung unterwegs. Ihr Geschäft ist die Spal-
tung der Gesellschaft, die sie nicht nur mit Worten 
betreibt, sondern auf deren Zusammenbruch sich 
Teile der Partei auch durch eigene geistige und 
tatsächliche Zurüstung vorbereiten. 

 

(Zurufe) 

 

Die nun ans Licht gekommenen Fakten sind Teil 
eines sich immer weiter verdichtenden stimmigen 
Gesamtbildes. Die AfD und ihre Fraktionen sind 
der parlamentarische Arm des Rechtsextremis-
mus in der Bundesrepublik Deutschland. 

 

(Zurufe) 

 

Der vermeintlich aufgelöste Flügel bestimmt ihren 
inneren Kompass; daran ändert auch kein takti-
scher Rausschmiss eines ehemaligen HDJ-Mit-
glieds etwas. Die Partei eines Björn Höcke alias 
Landolf Ladig bleibt eine Partei rechter Verfas-
sungsfeinde. 

 

Die aus den vorliegenden Chatprotokollen stam-
mende Beschreibung der Stimmung in der Frak-
tion - das ist bereits zitiert worden - als ausgelas-
sen hitleristisch passt dabei nur zu gut ins Bild. 

Die Einschätzung ihrer eigenen Mitarbeiter hin-
sichtlich offensichtlicher Mängel an Kompetenz 
und Arbeitsmoral der AfD-Abgeordneten kann und 
will ich an dieser Stelle nicht wiederholen; sie 
spricht für sich.  

 

Dass Nazis Nazidinge tun, kann nicht überra-
schen.  

 

(Zuruf) 

 

Es gilt, sie daran zu hindern, weiterzumachen, 
und zwar mit allen Mitteln des Rechtsstaates und 
durch konsequentes antifaschistisches Handeln in 
der Gesellschaft.  

 

Wenn immer wieder auch Bundeswehrsoldaten in 
den Fokus geraten, wenn rechte Preppernetzwer-
ke ausgehoben werden, wenn Bundeswehrange-
hörige in Terrorplanungen verwickelt sein sollen 
oder sich bei ihnen illegale Waffen und Munitions-
lager finden, dann besorgt mich das zutiefst. Der 
Fall Franco A., die weit gespannten Aktivitäten der 
Nordkreuzgruppen, die rechtsextremen Vorfälle 
und Verdachtsmomente beim Kommando Spe-
zialkräfte und nun die Erkenntnisse zu Reservis-
ten, die sie sich bewaffnen und sich auf einen er-
fundenen Rassenkrieg vorbereiten wollen - all 
diese Sachverhalte zeigen, dass es eben nicht um 
Einzelfälle geht. In der Truppe gibt es ein manifes-
tes Problem mit Rechtsextremismus, und es ist 
gut, dass die Bundeswehrführung darauf nicht mit 
Abwiegeln, sondern mit deutlichen Worten und 
konkreten Maßnahmen reagiert.  

 

Es ist in der Tat von - ich zitiere - alarmierender 
Qualität, wie der für das KSK zuständige Brigade-
general Markus Kreitmayr es nennt, wenn ein 
Bundeswehrsoldat illegal ein Kalaschnikow-
Sturmgewehr, 2 kg Nitropenta-Sprengstoff, zehn 
Shock-Tube-Sprengzünder sowie weitere Waffen, 
Munition und Zubehör in einem Erdversteck hor-
tet.  

 

Rechtsextreme müssen aus der Bundeswehr ent-
fernt werden. Ihnen muss - das ist im aktuellen 
Fall mit Bezug auf Sachsen-Anhalt von Wichtig-
keit - auch der Zugriff auf staatliche Ressourcen 
im Krisenfall verwehrt werden. Verfassungsfeinde 
dürfen in Stäben des Katastrophenschutzes kei-
nen Platz haben. 

 

Dass im Vorfeld der journalistischen Veröffent-
lichung zum rechtsextremen Preppernetzwerk 
keine nachrichtendienstlichen Erkenntnisse über 
handelnde Personen und ihre Absichten vorlagen, 
zeigt, dass die Dienste ihre Arbeit noch besser 
aufeinander abstimmen müssen, damit rechtsex-
treme Aktivitäten bei Staatsdienern nicht unter 
dem Radar bleiben. Dass Reservistinnen und 
Reservisten der Bundeswehr ausreichend auf ihre 
Verfassungstreue hin im Blick sind, kann ich der-
zeit noch nicht erkennen. Hierbei sind Nachbesse-
rungen nötig, besonders hinsichtlich klarer Zu-
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ständigkeiten zwischen MAD auf der einen und 
Verfassungsschutz auf der anderen Seite. 

 

Der bisherige Wechsel, dass diese Personen-
gruppe während des Einsatzes in den Zuständig-
keitsbereich des Militärischen Abschirmdienstes, 
ansonsten aber in den Zuständigkeitsbereich des 
Verfassungsschutzes fallen, kann so nicht be-
stehen bleiben. Gewaltbereite und rechtsextreme 
Reservisten der Bundeswehr dürfen nicht unter 
dem Radar hindurchrutschen. Diese Personen 
sind militärisch geschult und somit besonders ge-
fährlich.  

 

Aber natürlich dürfen wir den Blick in diesem Zu-
sammenhang nicht nur auf die militärischen Struk-
turen verengen. Eine betreffende Person war als 
Abgesandter der Bundeswehr Teil des Pande-
miestabes des Burgenlandkreises. Ein anderer 
war bis gestern stellvertretender Landesvorsitzen-
der des Arbeitersamariterbundes. Die durch das 
rechtsextreme Netzwerk berührten Institutionen 
und Organisationen müssen konsequente Maß-
nahmen ergreifen, um handelnden Personen den 
Zugriff auf sensible und in Krisen relevante Res-
sourcen zu entziehen. Rechtsextreme dürfen in 
Bundeswehr, Katastrophenstäben, bei Organisa-
tionen des Katastrophenschutzes und in Parteien 
keinen Platz haben. Die Demokratie muss in den 
Institutionen verteidigt werden.  

 

Ich hoffe daher sehr, dass all diejenigen, die sich 
mit Gedankenspielen einer Kooperation mit den 
Nationalradikalen der AfD in diesem Parlament 
tragen, jetzt noch einmal in sich gehen. Jede Zu-
sammenarbeit mit der AfD macht den Kreis von 
Menschen politisch salonfähig, über die wir heute 
reden.  

 

(Zuruf) 

 

Jede Zusammenarbeit sägt an dem demokrati-
schen Ast, auf dem wir alle miteinander sitzen. Ich 
begrüße es daher sehr, dass der CDU-Landes-
vorstand im Fall Kai Mehliß schnell und klar einen 
Parteiausschluss auf den Weg gebracht hat. Dass 
der Mann gestern die CDU verlassen hat, ist gut. 
Das Vorgehen der Landes-CDU ist ein deutlicher 
Unterschied auch zu ihrem früheren Umgang mit 
Rechtsextremen. Denn bei allen Meinungsver-
schiedenheiten in der Sache muss der Konsens 
der Demokratinnen und Demokraten in diesem 
Punkt unverrückbar sein.  

 

(Zuruf) 

 

Man paktiert nicht mit den Feinden der Demokra-
tie, die diese zum Teil mit Waffengewalt beseiti-
gen wollen.  

 

(Zuruf) 

 

Hierbei sind tatsächlich alle gefordert. Auch das 
Land ist im Fall Kai Mehliß abschließend noch 
einmal gefordert; denn der Mann ist jedenfalls 

nach meiner Kenntnis bisher als Berufsschullehrer 
tätig. Ich bin fest davon überzeugt, dass es für 
einen Berufsschullehrer in diesem Land nicht 
angemessen sein kann, mit entsprechenden Grü-
ßen aufzufallen. 

 

Rechtsextreme versuchen, Krisen für sich zu nut-
zen. Es braucht unsere Aufmerksamkeit als De-
mokratinnen und Demokraten, dass ihnen das 
nicht gelingt. Dafür braucht es engagierte Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter bei den Sicherheitsbe-
hörden und eine aktive Zivilgesellschaft, die Neo-
nazis immer wieder entgegentritt. - Vielen herz-
lichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

 

(Zustimmung) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Striegel, es gibt mehrere Fragen. - Zunächst 
kann Herr Farle die Möglichkeit einer Intervention 
wahrnehmen. Herr Farle, Sie denken an die zwei 
Minuten? 

 

(Robert Farle, AfD: Ich bitte Sie aber trotz-
dem, mich zu unterbrechen! Sagen wir mal 
bei zwei Minuten und 50 Sekunden! - Hei-
terkeit - Zuruf: Uhr läuft!) 

 

- Netter Versuch. Für jeden weiteren minus zehn 
Sekunden. Sie haben das Wort. 

 
 

Robert Farle (AfD): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Herr Striegel, das, 
was Sie immer wieder von sich geben, würde ja 
dann glaubwürdig sein, wenn Sie jedes Mal, wenn 
Sie von Rechtsextremen gesprochen haben, dies 
ergänzen würden um Linksextreme und sagen 
würden, sie dürften in der Bundeswehr nicht an 
führenden Positionen stehen, oder was auch 
immer. 

 

Denn eines muss Ihnen doch klar sein: Der Begriff 
„extrem“ bedeutet Gewaltbereitschaft gegen Per-
sonen und Sachen. Wer nicht gegen Personen 
und Sachen gewaltbereit ist, wer nicht Sachen an-
zündet und Böllersteine schmeißt usw. usf., der 
kann kein Extremer sein. Wer für seine politischen 
Auffassungen kämpft und im normalen politischen 
Diskurs diskutiert, der muss akzeptiert werden.  

 

Aber weil Sie das immer nur im rechten Zusam-
menhang bringen, versuchen Sie, den Menschen 
einzureden, die AfD - das seien die Rechtsextre-
men und die Rassisten und das seien diejenigen, 
gegen die man vorgehen muss. Sogar eine Zei-
tung hat es fertiggebracht, im Zusammenhang mit 
der AfD auf einer ganzen Seite  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: All die zutref-
fenden Fakten zu benennen!) 

 

keine zutreffenden Fakten zu benennen, sondern 
die Lügen auszuposaunen, die Sie ständig im 
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Parlament auf den Tisch legen. - Vielen Dank. 
Pfui Deibel!  

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Wenn Sie wollen, können Sie reagieren, Herr 
Striegel. 

 
 

Sebastian Striegel (GRÜNE): 

 

Ich will versuchen, zumindest die Begriffsverwir-
rung bei Herrn Farle aufzulösen. Herr Farle, es 
gibt keine Deckungsgleichheit zwischen Gewalt-
bereiten und Extremisten. Das sind schon zwei 
sehr unterschiedliche Kategorien. Man kann als 
Extremist durchaus auch nicht gewaltbereit sein, 
und nicht jeder Gewaltbereite ist das aus extre-
mistischen Motiven. - Das als grundsätzliche Be-
merkung. 

 

Zur Frage der Linksextremen als Bedrohung der 
Demokratie in der Bundeswehr. Die Anzahl der 
Linksextremisten, die die Bundeswehr in den letz-
ten sechs bis sieben Jahrzehnten aus ihrem Be-
stand entfernen musste, ist überschaubar, würde 
ich sagen. Ich schaue den Kollegen Erben an; er 
kennt sich bei diesem Thema ein bisschen besser 
aus.  

 

Sie liegt vermutlich nicht bei null. Aber sie dürfte 
sehr überschaubar sein. Wahrscheinlich reden wir 
dabei über eine einstellige Zahl. Die Bundeswehr 
hat jedenfalls in den letzten Jahren - darin bin ich 
mir sicher - insbesondere Rechtsextremisten aus 
der Truppe entfernt, und sie hat einige Islamisten 
oder Menschen, die unter dem Verdacht standen, 
Islamisten zu sein, aus der Truppe entfernt. 

 

Von Linksextremisten ist mir dazu quasi nichts be-
kannt. Insofern lassen Sie uns das Problem als 
das beschreiben, was es ist. Bei der Bundeswehr 
gab es in den letzten Jahren immer wieder Pro-
bleme mit Rechtsextremisten. Die Bundeswehr 
geht zunehmend konsequent gegen diese Leute 
vor. Sie wappnet sich dagegen, dass diese Leute 
bei ihr aktiv sind.  

 

Das ist gut, das ist richtig, das kommt auch aus 
der Bundeswehr selbst heraus und das ist unter-
stützenswert. Und es ist, glaube ich, ein wichtiger 
Dienst für unsere Demokratie, dass wir eine Trup-
pe haben, in der Staatsbürgerinnen und Staats-
bürger in Uniform aktiv sind und dass das auch 
Menschen sind, die diese Demokratie hochhalten.  

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Jetzt hat Herr Krull eine Intervention oder eine 
Frage. Ich glaube, es ist eine Intervention. Er 
stand am Mikrofon. Genau. - Bitte, Sie haben die 
Chance. 

 
 

Tobias Krull (CDU): 

 

Ich habe die Geschäftsordnung verinnerlicht und 
stelle mich jetzt deswegen hin.  

Eine kurze Vorbemerkung. Ich bin seit mehr als 
20 Jahren Mitglied des Reservistenverbandes. Ich 
bin ein Funktions- und Mandatsträger und bin 
stolz darauf, dass ich diesem Verband mit mehr 
als 100 000 Frauen und Männern angehören darf.  

 

(Zustimmung)  

 

Ich möchte jetzt noch einmal zur Klarstellung die 
Pressemitteilung des Reservistenverbandes vor-
bringen, die im Nachgang zu diesen Vorfällen 
veröffentlicht worden ist, weil jetzt mehrfach das 
Wort „Reservisten“ oder „Reservistenverband“ ge-
fallen ist. 
 

Darin heißt es: Die veröffentlichten Recherchen 
sind schockierend. Sie scheinen das Gedanken-
gut einer Gruppe von Menschen offenzulegen, die 
jeden Realitätsbezug verloren hat und deren Ge-
sinnung ganz klar rechtsextrem einzuordnen ist. 
Einige dieser Mitglieder sind auch Angehörige 
unseres Reservistenverbandes und haben mut-
maßlich versucht, unsere Infrastruktur zu nutzen, 
um sich Waffen zu beschaffen. Wir prüfen aktuell, 
ob das trotz strenger Vorgaben gelungen ist.  

 

Insgesamt gehen wir der Sache verbandsintern 
seit dem Wochenende nach und hören zunächst 
alle involvierten Mitglieder sowie die Verantwort-
lichen im Schießsport schriftlich an. Wir haben am 
heutigen Tage alle Verfassungsschutzbehörden 
angeschrieben und um Zusammenarbeit bei der 
Aufklärung gebeten. Als ziviler Verein sind wir 
zunächst auf Ermittlungsergebnisse der staat-
lichen Behörden angewiesen. 

 

Der Reservistenverband duldet keinen Extremis-
ten in seinen Reihen. Erkennen wir ein solches 
Gedankengut, erfolgt der sofortige Ausschluss der 
betreffenden Person. - Ich wollte diese ganz klare 
Stellungnahme meines Verbandes noch einmal 
zur Kenntnis geben. Für Extremisten jeglicher 
Couleur ist im Reservistenverband kein Platz. 

 

(Zustimmung - Zuruf: Richtig so! - Das sehe 
ich auch so!) 

 
 

Sebastian Striegel (GRÜNE):  

 

Vielen Dank, Herr Kollege Krull. Ich kann das nur 
unterstützen und bin dankbar dafür, dass der 
Reservistenverband dazu so eine klare Position 
bezieht. Ich glaube, das ist notwendig. Ich glaube, 
wir müssen es als Gesellschaft gemeinsam hinbe-
kommen, dass wir solche Leute tatsächlich mög-
lichst frühzeitig erkennen, dass sie keinen Platz 
im Reservistenverband haben, dass sie nicht als 
Reservisten tätig sein können und dass sie tat-
sächlich auch keinen Schaden anrichten können, 
wenn sie zum Beispiel in solchen Krisenstäben 
eingesetzt werden. Das muss enden. 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Damit sind wir am Ende dieses Redebeitrages an-
gelangt. - Jetzt spricht für die Fraktion DIE LINKE 
Frau Quade. Sie haben das Wort. 
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Henriette Quade (DIE LINKE): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine Damen und 
Herren! Herr Erben, Herr Striegel, ich glaube, wir 
sind eine Stufe weiter. Die AfD ist nicht nur der 
parlamentarische Arm des Rechtsextremismus, 
sondern - das zeigen die Veröffentlichungen - 
auch der des Rechtsterrorismus.  

 

(Beifall - Zurufe)  

 

Diese Gewissheit kann und muss man  

 

(Zuruf: Nö!)  

 

bereits seit Längerem haben, wenn man ihr zu-
hört, wenn man ihr Agieren beobachtet und wenn 
man ihre Verbindungen und Netzwerke betrach-
tet. Sie verbreitet Rassismus, völkisches Denken 
und Geschichtsrevisionismus, während sie ihre 
Angriffe auf die Demokratie als Verteidigung eben 
jener inszeniert, während sie an der Beseitigung 
der Demokratie arbeitet.  

 

(Unruhe) 

 

Dass ihre Akteure und auch ehemalige Mitarbeiter 
dieser Landtagsfraktion direkt mit Vorbereitungen 
zu einem gewaltsamen Umsturz des demokrati-
schen Rechtsstaats befasst sind und wie weit ihre 
Vernetzungen dabei reichen, zeigen mal wieder 
die antifaschistischen Recherchen, die jetzt veröf-
fentlicht wurden. 

 

Für die Abgeordneten der AfD dürfte es das größ-
te Ärgernis sein, dass einer ihrer ehemaligen Mit-
arbeiter sie als „dumm“ und „faul“ bezeichnet. De-
mokratinnen und Demokraten müssen andere 
Dinge ernsthaft alarmieren, manche hier im 
Hause wohl auch endlich wachrütteln und vor 
allem zum Handeln auffordern. Deshalb ist es not-
wendig und richtig, diese Debatte zu führen. 

 

Die Veröffentlichungen der „taz“ und von „Sach-
sen-Anhalt rechtsaußen“, jenem Rechercheportal, 
das die AfD auch hier schon versucht hat zu in-
kriminieren, zeigen, wie aus Burschenschaften 
stammende Mitarbeiter der AfD, unter anderem 
der Fraktion hier in Sachsen-Anhalt, paramilitäri-
sche Strukturen geschaffen haben, sich bewaffnet 
haben und gezielt Strukturen von Reservisten und 
Bundeswehr nutzen.  

 

In den Chatgruppen dazu wurde die AfD-Fraktion 
hier im Land angesichts ihrer Stimmung, die „aus-
gelassen hitleristisch“ genannt wird, gelobt. Es 
wird die Waffenbeschaffung diskutiert und organi-
siert. Man verabredet sich zu Schießtrainings und 
allem Weiteren, was für einen Bürgerkrieg, der 
herbeigesehnt wird und der „Rassenkrieg“ ge-
nannt wird, gebraucht und als nützlich erachtet 
wird.  

 

Genau dieser Aspekt, was bei einem Bürgerkrieg 
nützlich sein kann, ist der entscheidende Aspekt 

der jetzt veröffentlichten Recherchen. Denn sie 
zeigen, Strukturen von Bundeswehr, von Reser-
visten bis hin zu aktuellen oder eben nicht mehr 
ganz so aktuellen Coronakrisenstäben werden ge-
zielt genutzt, um Ressourcen zu erschließen, In-
formationen zu bekommen, selbst Einfluss zu 
nehmen, sich zu bewaffnen und weitere Mitstreiter 
zu gewinnen.  

 

Es geht hierbei nicht - das muss man noch einmal 
ganz deutlich sagen - um ein paar Leute, die die 
Bevorratung zu ernst nehmen. Das historische 
Vorbild für diese Gruppe sind die Freikorps. Un-
trennbar mit ihnen verbunden sind politische 
Morde.  

 

Eine entscheidende Rolle bei der Organisierung 
spielt der burschenschaftliche Background der 
Hauptakteure des jetzt aufgedeckten und offen-
sichtlich militanten Netzwerkes. Es sind eben jene 
Seilschaften, die als Bünde fürs Leben gelten. Es 
sind eben jene Burschenschaften, die Herr Till-
schneider gern stärker in die Studentenschaft 
integrieren wollte und denen er eine Toleranz 
attestierte, an der sich sich so manches linke 
Netzwerk ein Beispiel nehmen könne. Es sind 
eben jene Burschenschaften, über deren Charak-
ter und Einordnung und Problematisierung als 
rechts und teilweise eben rechtsextrem auch hier 
im Hause politisch gestritten wird.  

 

Es sind eben jene Burschenschaften, von denen 
einerseits Herr Raue bestritt, dass sie Rekrutie-
rungspool für die AfD seien, die andererseits eini-
ge Monate später aber von Jan Wenzel Schmidt 
hier an dieser Stelle gelobt wurden, weil die AfD-
Fraktion ihnen - Zitat - viele fähige und tüchtige 
Mitarbeiter verdanke.  

 

(Zurufe)  

 

Es sind eben jene Burschenschaften, meine Da-
men und Herren, von denen die Landesregierung 
nahezu nichts weiß. 

 

(Zurufe) 

 

Die Veröffentlichungen zeigen auch, wie wenig 
die staatlichen Informationen und Einschätzungen 
mit der Realität zu tun haben. Noch im April die-
ses Jahres antwortete die Landesregierung auf 
eine Kleine Anfrage von mir, dass ihr keine rech-
textremen Burschenschaften in Sachsen-Anhalt 
bekannt seien. Zum ebenfalls wichtigen Akteur 
beim Kampf gegen die staatliche Ordnung, dem 
Institut für Staatspolitik, sieht es ähnlich aus. Was 
die Landesregierung dazu weiß, will sie der Öf-
fentlichkeit vorenthalten. 

 

Herr Minister, das hat nicht mit der Frage zu tun, 
wie viele Nachrichten der Verfassungsschutz 
lesen darf oder will. Über die Einordnung von 
Burschenschaften wurde schon zu Zeiten gestrit-
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ten, in denen es noch gar keine Chats gab. Das 
ist eine politische Frage und die ist das Problem.  

 

(Zustimmung)  

 

Um die Gefährlichkeit der Situation, in der wir uns 
befinden, zu verstehen - das gehört zwingend da-
zu -: Angesichts von ebenfalls immer wieder öf-
fentlich werdenden Verflechtungen von Teilen des 
Sicherheitsapparates mit eben dieser burschen-
schaftlichen Szene, aber auch angesichts von 
jahrelang prägendem Einfluss von Personen wie 
Gordian Meyer-Plath, der als Verfassungsschutz-
präsident in Sachsen den gleichen burschen-
schaftlichen Verbindungen angehörte wie diese 
rechtsextremen Vorstreiter des sogenannten Ras-
senkrieges, stellt sich eben immer wieder die 
Frage: Unfähigkeit oder Unwille?  

 

(Beifall) 

 

Immer neue Informationen über rechtsextreme 
Strukturen innerhalb der Bundeswehr, die Infor-
mationsweitergabe durch Polizisten an rechtsex-
treme Gruppen, Polizisten, die rechtsextreme 
Straftaten begehen oder decken, auch die offen-
sichtlich fehlende Bereitschaft, diese Strukturen 
offenzulegen und umfassend aufzuarbeiten, zei-
gen ein gefährliches Problem in Polizeien und 
Bundeswehr, in Sicherheitsbehörden und in der 
Sicherheitsarchitektur. Dafür, meine Damen und 
Herren, reichen Aktuelle Debatten nun wirklich 
nicht aus. Es braucht hier tatsächlich endlich 
schonungslose Aufklärung, umfassende Aufarbei-
tung und auch personelle Konsequenzen.  

 

(Beifall)  

 

Und ja, es wird Zeit, dass dieser Landtag sich 
endlich mit den fachlich dazu vorliegenden Anträ-
gen befasst und Beschlüsse fällt.  

 

Die jetzt veröffentlichten Recherchen, meine Da-
men und Herren, zeigen zudem: Die AfD steht im 
Zentrum der extrem rechten Organisierung in die-
sem Land, nicht nur ideologisch, nicht nur mit 
ihren personellen Verbindungen, sondern eben 
auch als Beschafferin von Informationen.  

 

Michael S., einer der Hauptakteure des aufge-
deckten extrem rechten Netzwerkes, saß als Re-
ferent für die AfD auch im Innenausschuss. Er 
konnte dort an zahlreiche sicherheitsrelevante In-
formationen über polizeiliche Einschätzungen, 
Geflüchtetenunterkünfte und Sicherheitsvorkeh-
rungen gelangen. Natürlich hatte er die Chance, 
das in ebenjene Netzwerke einzuspeisen.  

 

Im 19. Untersuchungsausschuss unterscheiden 
wir penibel zwischen öffentlichen und nichtöffent-
lichen Teilen, um keine sicherheitsrelevanten In-
formationen öffentlich werden zu lassen. Das ist 
richtig. Aber mit der AfD am Tisch sitzt das Pro-
blem am Tisch. Damit sitzt das Sicherheitsrisiko 
am Tisch. 

(Zustimmung - Zurufe)  

 

Angesichts der bekannt gewordenen Aktivitäten 
von Teilen der AfD, die einen gewaltsamen Um-
sturz vorbereiten, ist der Zugang zu sicherheitsre-
levanten Informationen wie zum Beispiel in der 
PKK höchst gefährlich und nicht akzeptabel.  

 

(Zustimmung) 

 

Und ja, meine Damen und Herren, Herr Büttner 
hat mit seiner Rede gezeigt, wie ausgelassen 
hitleristisch es in dieser Fraktion zugeht.  

 

Meine Damen und Herren! Es muss uns nicht nur 
besorgen, dass dies in diesem Plenum ohne Kon-
sequenz blieb. Uns muss auch ganz real besor-
gen, was das für die Sicherheitssituation von De-
mokratinnen und Demokraten in diesem Haus be-
deutet.  

 

(Zustimmung - Zurufe) 

 

Meine Damen und Herren! Wieder debattieren wir 
über die Rolle der AfD als Teil der organisierten 
extremen Rechten, als Teil rechten Terrors in 
Deutschland. Wir debattieren über die von dieser 
extremen Rechten konkret ausgehenden Gefah-
ren. Reden allein hilft dabei nun wahrlich nicht. Es 
muss sich etwas tun.  

 

Herr Krull, ich bin sehr froh über die Pressemittei-
lung des Reservistenverbandes. Dennoch muss 
auch hier die Frage stehen, was den Reservisten-
verband eigentlich für Rechtsextreme attraktiv 
macht.  

 

Es muss sich etwas tun bei der Bundeswehr, die 
endlich rechtsextreme Netzwerke aufdecken und 
zerschlagen muss.  

 

Es muss sich auch immer noch etwas tun im Bur-
genlandkreis, der die Vorgänge um den Corona-
krisenstab, der offensichtlich rechtsextrem unter-
wandert wurde, aufklären muss.  

 

Und es muss sich im Innenministerium etwas tun, 
wo die Verantwortung für die Einschätzungen zur 
extremen Rechten und die von ihr ausgehenden 
Gefährdungen liegt.  

 

(Zustimmung) 

 

Es muss sich etwas tun bei der Polizei, die unter 
anderem klären muss, um was für eine Einladung 
zum Schießtraining es sich handelt, von der die 
Vorbereiter dieses Bürgerkrieges stolz berichten.  

 

Nicht zuletzt muss sich auch bei der CDU etwas 
tun, die endlich nicht nur die Abgrenzung nach 
Rechtsaußen klar machen muss, sondern auch 
klären muss, warum eigentlich derselben Person, 
die jetzt ausgetreten ist, der Kreisverband noch 
vor wenigen Wochen das volle Vertrauen ausge-
sprochen hat. 

 

(Zuruf: Da kommt immer gleich der Rück-
tritt!) 
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Ich erinnere daran, dass eben jenes Mitglied, das 
einen AfD-Mann mit „Sieg Heil“ grüßt, nicht zum 
ersten Mal Thema hier im Landtag ist. 

 

Und, meine Damen und Herren, etwas tun muss 
sich auch bei den Staatsanwaltschaften in diesem 
Land, die nicht nur endlich ihren Umgang mit 
rechtsextremen Straftaten verbessern und erheb-
lich größeren Verfolgungsdruck aufbauen, son-
dern auch die zahlreichen Hinweise auf Strafta-
ten, die sich aus den jüngsten Veröffentlichungen 
ergeben, sorgsam prüfen und ermitteln müssen. 

 

Und bei uns allen. Die militante rechte Szene und 
ihr parlamentarischer Arm sind eine Gefahr, die 
nicht abstrakt ist, sondern die sehr konkret ist.  

 

(Zuruf) 

 

Die Anträge, die nach dem Mord an Walter Lüb-
cke und nach dem Anschlag von Halle hier einge-
bracht wurden und über die verhandelt wurde, 
müssen ernsthaft behandelt werden und es müs-
sen die nötigen Schritte unternommen werden. 
Wenn es nicht die sind, die wir gehen wollen, 
dann gehen Sie andere. Aber gehen Sie welche, 
meine Damen und Herren! 

 

(Zustimmung) 

 

Denn worauf wollen wir denn noch warten? Wol-
len wir auf den nächsten Anschlag warten? Wol-
len wir darauf warten, dass ein weiteres rechtsex-
tremes Netzwerk aufploppt? Oder wollen wir da-
rauf warten, dass Herr Büttner den Mob hier rein-
führt? Das ist nicht das Gebot der Stunde. Han-
deln ist das Gebot der Stunde.  

 

(Zustimmung) 

 

Bisher tun wir nicht unser Möglichstes. 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Danke. Frau Quade, es gibt eine Frage von Herrn 
Büttner. Wollen Sie diese beantworten?  

 
 

Henriette Quade (DIE LINKE):  

 

Nein.  

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Dann gibt es eine Frage von Herrn Krull. Wollen 
Sie diese beantworten?  

 
 

Henriette Quade (DIE LINKE):  

 

Gern.  

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Dann, Herr Krull, haben Sie das Wort. 

 
 

Henriette Quade (DIE LINKE): 

 

Fragen von Demokraten beantworte ich gern. 

Tobias Krull (CDU): 

 

Ich formuliere meine Frage so: Können Sie sich 
vorstellen, dass es den Kameradinnen und Kame-
raden und den Mitgliedern meines Verbandes 
neben dem Interesse an Verteidigungs- und Si-
cherheitspolitik, der Schulung militärischer Fähig-
keiten und dem Schutz der Bevölkerung, zum 
Beispiel im Rahmen von Trainings zu Hochwas-
sermaßnahmen oder Wasserschutzmaßnahmen, 
am wichtigsten ist, dass sie Kameradschaft erle-
ben, so wie sie es bei der Truppe erlebt haben? 
Denn Kameradschaft kann man nicht kaufen. 
Vielleicht können Sie sich vorstellen, dass das ein 
Grund dafür ist, warum sich Frauen und Männer 
bei uns im Reservistenverband engagieren. 

 

 

Henriette Quade (DIE LINKE): 

 

Das kann ich mir total gut vorstellen, Herr Krull. 
Ich habe damit auch gar kein Problem. Womit ich 
ein Problem habe, ist eine Kameradschaft, die 
Rechtsextreme nicht ausschließt. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Dann sind wir mit diesem Debattenbeitrag soweit 
durch. Jetzt kommen wir zum Debattenbeitrag der 
CDU-Fraktion, aber erst nach der Desinfizierung 
des Rednerpults. - Herr Schulenburg, Sie haben 
das Wort. 

 

 

Chris Schulenburg (CDU): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Damen und 
Herren! Der Phänomenbereich der Prepper ist 
nicht neu. Das sind bekanntlich die Personen, die 
sich seit den 70er-Jahren unter anderem durch 
die unverhältnismäßige Einlagerung von Lebens-
mitteln, die Errichtung von Schutzbauten und das 
Vorhalten von Schutzbekleidung auf einen Katas-
trophenfall vorbereiten wollen, den sie befürchten 
oder sogar heraufbeschwören. 

 

Selbstverständlich ist nicht jeder, der gute Rat-
schläge zur vernünftigen Bevorratung mit Lebens-
mitteln befolgt, als ein Prepper zu bezeichnen. 
Wie wichtig Vorsorge im privaten Bereich ist, hat 
uns letztendlich auch die Coronapandemie ge-
zeigt. 

 

In Teilen der Prepperszene wird auch die Be-
schaffung von Waffen zum Selbstschutz zumin-
dest befürwortet. Neu ist auch nicht, dass Reichs-
bürger, rechte Gruppierungen und Verschwö-
rungstheoretiker versuchen, die Szene zu unter-
wandern. Rechtsextremistische Kreise und 
Reichsbürger fordern ihre Anhänger auf, selbst zu 
Preppern zu werden, um sich und Menschen mit 
ihrer Ideologie und Gesinnung im Katastrophenfall 
eine bessere Ausgangslage und einen Vorteil zu 
verschaffen. 
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Eine ganz neue Dimension hat die Thematik in 
Deutschland seit dem Jahr 2017 bekommen. Die 
Generalbundesanwaltschaft ermittelte gegen 
mehrere Mitglieder der Prepperszene in Mecklen-
burg-Vorpommern, die sich in Chats darüber aus-
getauscht haben, dass ein Krisenfall eine Chance 
zur Machtübernahme mit anschließender Internie-
rung bzw. Ermordung linker Politiker bieten 
könne. 

 

Die Polizei fand bei Hausdurchsuchungen Adres-
sen von Politikern sowie von Flüchtlingsverbän-
den, der Arbeiterwohlfahrt und Gewerkschaften. 

 

Denken wir aber auch an den Fall Franco A., der 
sich bewaffnet als syrischer Flüchtling ausgege-
ben hat, um dann - so die Erkenntnisse der Bun-
desanwaltschaft - einen Anschlag unter falscher 
Flagge zu verüben. 

 

In den Chats wurde nicht nur darüber kommuni-
ziert, all seine Reserven für den Notfall anzule-
gen. Es wurden Feindeslisten angelegt und bei 
den Ermittlungen wurden automatische Waffen, 
Schalldämpfer sowie mindestens 60 Schuss Mu-
nition sichergestellt. 

 

Aktuell müssen wir eine Presseberichtserstattung 
zu einem verschworenen Preppernetz in Sachsen 
und auch in Sachsen-Anhalt zur Kenntnis neh-
men. Nach Recherchen sollen die Verbindungen 
rechtsradikaler Prepper bis in die Bundeswehr 
und den Coronakrisenstab im Landratsamt eines 
Landkreises reichen. 

 

Chatprotokolle sollen belegen, dass es eine enge 
Vernetzung von rechten Burschenschaftlern und 
Reservisten gibt. Viele der Chatauszüge sollen 
von Rassismus, Gewaltbereitschaft und Umsturz-
fantasien geprägt sein. Die Auszüge sollen auf die 
Beschaffung von Waffen und Munition hinweisen, 
um sich auf den Ausbruch eines kommenden 
Rassenkrieges vorzubereiten. 

 

Es fällt uns natürlich schwer, uns vom Hörensa-
gen her zu der Presseberichtserstattung zu erklä-
ren. Für eine eingehende Bewertung der Angele-
genheit sind wir auf Erkenntnisse der staatlichen 
Ermittlungsbehörden angewiesen. Wir gehen da-
von aus, dass unsere Sicherheitsbehörden allen 
Ermittlungsansätzen nachgehen werden. Es ist zu 
klären, inwieweit eine Bedrohung durch das 
Netzwerk bestand oder besteht. Hierfür müssen 
die Inhalte gründlich ausgewertet und analysiert 
werden. 

 

Eines ist für uns klar, und das nicht erst seit der 
Berichtserstattung: Es gibt Menschen in dieser 
Prepperszene, die sich nicht nur auf ein apokalyp-
tisches Ereignis vorbereiten, sondern sich durch 
paramilitärische Trainings und Schießübungen für 
einen anschließenden Kampf gegen Migranten, 
Muslime und Andersdenkende wappnen. 

Im Vordergrund stehen nicht die Notfallvorsorge, 
sondern die Waffenbeschaffung und der Aus-
tausch von Tötungsfantasien. Es bleibt aber nicht 
nur bei Worten und Ankündigungen, wie uns die 
zahlreichen Waffenfunde bei Preppern in der Ver-
gangenheit zeigen.  

 

Wir werden denjenigen keine Toleranz zeigen, die 
einen Umsturz oder eine Staatsgefährdung pla-
nen und damit das friedliche Zusammenleben der 
Menschen gefährden. 

 

Eines haben diese konspirativen Netzwerke ge-
mein: Aufgedeckt werden sie meist durch Presse-
recherchen, deren Grundlage die Weitergabe der 
Chatverläufe durch Dritte ist, die aus ganz unter-
schiedlichen Motivlagen heraus private Kommuni-
kationsverläufe offenlegen. 

 

Genauso ist es auch in dem aktuellen Fall, bei der 
Veröffentlichung der Recherche unter dem Titel 
„Vorbereitung auf den Rassenkrieg“. Während 
einige den Sicherheitsbehörden in diesem Land 
immer wieder vorwerfen, dass sie keine Erkennt-
nisse zu diesen Vorgängen hätten oder es sogar 
keine Bereitschaft dazu gebe, diese Strukturen 
offenzulegen und umfassend aufzuarbeiten, stelle 
ich für unsere Fraktion ganz nüchtern fest: Es ist 
schlichtweg verlogen, vom Verfassungsschutz 
Aufklärung einzufordern, ohne ihn mit den not-
wendigen Befugnissen für die Aufklärung auszu-
statten. 

 

Da die Zahl der Verfassungsfeinde in Deutschland 
nicht abnimmt und diese mit der Zeit gehen, muss 
auch der Verfassungsschutz alle technischen 
Möglichkeiten zur Bekämpfung von Extremismus 
ausschöpfen dürfen, um insbesondere konspirativ 
genutzte Kommunikationsverbindungen wie 
WhatsApp-Chats zu identifizieren. Das zeigen die 
eingangs erwähnten Fälle ganz deutlich. 

 

Ermittlern des Verfassungsschutzes muss es er-
laubt werden, Mitteilungen von verdächtigen Per-
sonen über Messengerdienste wie WhatsApp zu 
überwachen. Wir kämpfen zusammen mit unse-
rem Innenminister für die Ermöglichung der Quel-
len-TKÜ für den Verfassungsschutz. 

 

Lassen Sie uns gemeinsam gesetzgeberisch 
nachbessern, um zukünftig zu verhindern, dass 
diese anonymen Kommunikationswege dieser 
Strukturen für unsere Sicherheitsbehörden im 
Verborgenen bleiben. Wenn es um die Verteidi-
gung des Rechtsstaates geht, müssen Demokra-
ten zur Bekämpfung der Gefahren im Zweifel 
auch einmal über ihren politischen Schatten 
springen. 

 

Gestatten Sie mir abschließend noch einige Worte 
zu den Strukturen der Bundeswehr und des Re-
servistenverbandes. Ich möchte jedoch eindring-
lich davor warnen, zu behaupten, dass Ressour-
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cen der Bundeswehr und des Reservistenverban-
des die Bildung solcher Netzwerke fördern. Aktive 
Bundeswehrangehörige und Reservisten dienen 
der Demokratie in unserem Land. Extremisten ha-
ben in der Bundeswehr und im Verband der Re-
servisten keinen Platz. Das ist eine Selbstver-
ständlichkeit. Der Verband ist über jeden Vorwurf 
erhaben, solches Gedankengut in seinen Reihen 
zu dulden. 

 

Wir werden natürlich alle Bestrebungen unterstüt-
zen, zu verhindern, dass Menschen den Reservis-
tenstatus gezielt für die Durchführung von 
Schießübungen und die private Kampfvorsorge 
und -ausbildung nutzen. Wir werden uns im Bund 
und im Land mehr damit beschäftigen müssen, 
wie wir militärische und zivile Strukturen besser 
vor der Unterwanderung durch extremistische 
Kräfte schützen können. 

 

Darüber hinaus - wir reden ja auch über die Ver-
wicklung der genannten Personen bis in den Lan-
desdienst oder in den Landtag hinein - sind wir für 
Vorschläge grundsätzlich offen, wie wir es verhin-
dern können, dass Menschen mit einem extremis-
tischen Gedankengut den Weg in den öffentlichen 
Dienst oder in den Landtag finden können. - Vie-
len Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

 

(Beifall) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Schulenburg, möchten Sie eine Frage von 
Herrn Büttner beantworten? - Offensichtlich ja. 
Dann kann Herr Büttner seine Frage jetzt stellen. 

 
 

Matthias Büttner (AfD):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Das ist eine Frage, 
weil ich in Ihrem Redebeitrag - wenn ich mich 
nicht verhört habe; aber vielleicht haben Sie ja 
doch etwas dazu gesagt - etwas vermisst habe. 
Darum jetzt die Frage: 

 

Wie stehen Sie denn zu dem Redebeitrag von 
Frau Quade, die hier stark auf Extremismusvor-
würfe usw. abgezielt hat, obwohl es doch so ist, 
dass die Fraktion DIE LINKE im Bundestag bzw. 
ein Bundestagsabgeordneter der LINKEN einen 
ehemaligen deutschen Terroristen der Rote-
Armee-Fraktion angestellt hat? Dieser Terrorist 
gilt als eine der Schlüsselfiguren der zweiten Ge-
neration. Er war an RAF-Anschlägen und -Über-
fällen zwischen 1977 und 1982 beteiligt, wurde 
1982 verhaftet und in zwei Gerichtsverfahren we-
gen gemeinschaftlich verübten neunfachen Mor-
des zu lebenslanger Freiheitsstrafe verurteilt. 

 

(Zurufe) 

 

Solche Leute wurden dort angestellt. 

 

(Zurufe) 

Das ist aufgeflogen, weil man diesem Menschen 
den Zutritt zum Bundestag verweigert hat und ihm 
keinen Hausausweis geben wollte. 

 

(Zuruf: Pfui!) 

 

Ich rede hier von Christian Georg Alfred Klar. Wie 
beurteilen Sie den Redebeitrag von Frau Quade, 
wenn Sie das damit in Verbindung bringen? Wie 
glaubwürdig ist das, was diese Frau hier erzählt 
hat? 

 

(Beifall) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Sie können reagieren. 

 
 

Chris Schulenburg (CDU): 

 

Nun ist es nicht unbedingt meine Aufgabe, die 
Rede von Frau Quade zu kommentieren. Ich 
glaube, Sie sollten im Anschluss Frau Quade 
noch einmal fragen, wie Sie zu diesem Mitarbeiter 
steht. Das ist nicht meine Aufgabe, jetzt einen 
Mitarbeiter in der Linksfraktion zu kommentieren. 

 

(Zurufe) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Dann sind wir am Ende des Redebeitrages. Da 
wir hier eine Aktuelle Debatte haben, werden wie 
immer Beschlüsse in der Sache nicht gefasst. 
Deswegen schließen wir den Redebeitrag ab. 

 

Ich habe jetzt den Wunsch von Herrn Büttner 
nach einer persönlichen Bemerkung nach § 60 
GO.LT vorliegen. Herr Büttner, Sie haben jetzt die 
Chance, diese persönlichen Bemerkungen zu 
machen. Sie beziehen sich auf den Wortbeitrag 
von Frau Pähle in Bezug auf Ihren Redebeitrag 
zum vorhergehenden Tagesordnungspunkt. Sie 
haben dafür drei Minuten Zeit. 

 
 

Matthias Büttner (AfD):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Ich möchte natür-
lich Stellung beziehen zu den Ausführungen von 
Frau Pähle und möchte gleich vorwegsagen, dass 
in die Ausführungen von Frau Pähle eine Menge 
subjektives Empfinden eingeflossen ist, aber nicht 
die Widerspiegelung der Realität. Mein Zitat ist 
das folgende: 

 

„Sie haben heute bewiesen, dass Sie 
gegen die Bürger und gegen die Autofahrer 
im Land stehen. Und ich sage Ihnen eines: 
Eines Tages kommt der Tag, da stehen die 
Pendler und Autofahrer hier auf dem Dom-
platz mit Fackeln und Mistgabeln und ich 
führe die dann zu den Büros, die die richti-
gen Büros sind, […] die sich hier heute hin-
gestellt haben,“ 

 

- jetzt kommt das Entscheidende - 
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„und dann können Sie den Leuten das er-
klären.“  

 

Nichts weiter, sondern nur erklären.  

 

(Beifall und Zurufe) 

 

Frau Pähle, ich sage Ihnen: Nur weil Sie da ir-
gendwas hineininterpretieren, wird das nicht so, 
wie Sie das denken.  

 

(Zurufe) 

 

Und ich sage Ihnen noch eines: Meine Fraktion 
und ich lehnen Gewalt in jeglicher Form ab. 

 

(Zurufe) 

 

Meine Fraktion und ich stehen mit beiden Beinen 
fest auf dem Boden der demokratischen Grund-
ordnung. 

 

(Zurufe) 

 

Daran gibt es nichts zu rütteln. Auch dann, wenn 
Sie hier noch zehn Mal irgendetwas subjektiv er-
klären, wird es dadurch nicht richtiger. - Vielen 
Dank. 

 

(Beifall - Zurufe) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Wir sind jetzt tatsächlich in einer etwas komplizier-
teren Situation, weil wir bisher noch nicht die 
Übung hatten, dass es zu persönlichen Bemer-
kungen Interventionen gibt. 
 

(Zurufe) 
 

Aber da wir ein freies Land sind, in dem die Dinge 
erlaubt sind, die nicht verboten sind, und der Kol-
lege Meister jetzt offensichtlich diese Lücke er-
kannt hat und sich rechtzeitig ans Mikrofon ge-
stellt hat, hat der Kollege Meister jetzt die Mög-
lichkeit einer Intervention zu einer persönlichen 
Erklärung. - Bitte. 

 
 

Olaf Meister (GRÜNE):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Herr Büttner hat 
das nicht so wiedergegeben, wie es war. 

 

(Zuruf: Doch!) 

 

- Tatsächlich. Sie haben diesen Wortbeitrag mit 
den Fackeln und man kommt zum Büro und so 
mit Blick auf mich vorgetragen. Ich habe das als 
Angriff auf mich gewertet. Und dann habe ich sehr 
laut zu Ihnen gerufen: „Und dann, und dann?“ - 
Und dann wurde Ihnen klar, was Sie jetzt gerade 
erzählen, nämlich dass Sie gerade fordern, dass 
Büros von Landtagsabgeordneten gestürmt wer-
den. Das war Ihr Beitrag bis zu diesem Punkt. 

 

Und dann haben Sie so eine Schrecksekunde ge-
habt, in der Sie erkannten: Mist, jetzt habe ich 
wirklich ganz großen Bockmist erzählt. 

 

(Zurufe) 

Und dann kam das mit dem Erklären hinterher. - 
Das war die Situation, wie sie sich mir dargestellt 
hat. 

 

Wenn Sie jetzt Größe hätten, dann würden Sie 
sagen: Ja, das tut mir leid, das war - - Ja, Sie 
lachen, genau; das hätte ich erwartet. 

 

(Zurufe) 

 

Wenn Sie Größe hätten, würden Sie sich dafür 
entschuldigen und würden das so darstellen.  

 

Ich halte das für eine ganz schwere Entgleisung, 
weil wir gerade die Problematik der Wahlkreisbü-
ros haben und darüber diskutieren, wie wir mitein-
ander umgehen, ob es solche Aufrufe zur Gewalt 
geben sollte oder nicht. Von mir werden Sie einen 
solchen Aufruf nicht hören. Den haben Sie in der 
Vergangenheit nicht gehört und den werden Sie 
auch zukünftig nicht hören. Aber Sie haben genau 
das gesagt. Dann machen Sie später eine Debat-
te darüber auf, wie schlimm die anderen sind. 
Also, das ist schon - - Denken Sie einmal darüber 
nach. 

 

(Beifall) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Sie haben jetzt wiederum die Chance, darauf zu 
reagieren. 

 
 

Matthias Büttner (AfD): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. 

 

(Zuruf) 

 

Dasselbe in Grün: Sie haben gerade Ihre subjek-
tive Vorstellung vorgetragen. Vielleicht sollten Sie 
sich einmal selbst hinterfragen.  

 

Dann noch eines: Wenn Sie mich nicht ausreden 
lassen und in der Debatte, während ich spreche, 
dermaßen dazwischenrufen, dass ich natürlich 
kurz innehalten muss, 

 

(Lachen) 

 

und Sie das Gefühl haben, ich reagierte auf Ihren 
Zwischenruf - dabei sind Sie der Schuldige, weil 
Sie mich nicht ausreden lassen -, dann tut es mir 
leid. Überprüfen Sie sich selbst, bevor Sie ver-
suchen, andere zu überprüfen. - Danke. 

 

(Beifall) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Ich will noch darauf hinweisen, dass es bereits die 
Ankündigung eines Antrags von Frau Pähle gibt - 
so habe ich es verstanden; ich weiß jetzt nicht ge-
nau, ob man es als Antrag auffassen kann -, die-
sen Punkt in der nächsten Ältestenratssitzung zu 
behandeln. 
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Ich will nur ganz klar sagen: Wenn es tatsächlich 
Demonstranten gibt, die mit Fackeln und Mistga-
beln auf dem Domplatz stehen, dann verletzen sie 
sämtliche Versammlungsrichtlinien und gesetz-
lichen Grundlagen, die es hierzu gibt; dann sind 
sie nämlich bewaffnet. Wenn man bewaffnete 
Demonstranten zu einem Büro führt oder zu 
einem Büro führen will, 

 

(Zurufe) 

 

dann kann man sozusagen über die weitere Inter-
pretation eines solchen Aufrufs und Vorgangs 
lange reden. Ich glaube, es ist dringend nötig, 
dass wir in diesem Haus darüber reden. 

 

(Starker Beifall) 

 

Dann hätten wir zumindest erst einmal diesen 
Tagesordnungspunkt beendet.  

 
 

Wir kommen nun zu 

 
 
 

Tagesordnungspunkt 15 

 

Beratung 

 

Förderung deutscher Leitkultur: Änderung der 
Richtlinie über die Gewährung von Zuschüs-
sen zur Förderung politischer Bildungsarbeit 
an parteinahe Stiftungen und Bildungswerke 
sowie kommunalpolitische Organisationen 

 

Antrag Fraktion AfD - Drs. 7/6071 

 
 
 

Einbringer ist der Abg. Herr Dr. Tillschneider. Herr 
Dr. Tillschneider, Sie haben das Wort. 

 
 

Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD): 

 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Politische Arbeit und politisches Engagement 
gleich welcher Art beruhen auf der Identifikation 
mit dem eigenen Land, mit seiner Geschichte und 
seiner Kultur. Jede Förderung politischer Arbeit 
muss deshalb darauf ausgerichtet sein, unsere 
Tradition und Kultur zu würdigen und zu pflegen.  

 

Leider aber steht die politische Bildungsarbeit im 
Land unserer eigenen Kultur allzu oft nicht selbst-
bewusst und bejahend, sondern indifferent, lustlos 
und geradehin ablehnend gegenüber. Das ist ein 
Missstand. Das ist nicht hinzunehmen. Dem muss 
durch politische Akzentsetzung entgegengewirkt 
werden. Das ist unser Anliegen. 

 

Dieses Anliegen ist gut und recht und so selbst-
verständlich, dass man gar nicht in die Lage 
kommen sollte, es fordern zu müssen. Man sollte 
es als gegeben voraussetzen können. In einer 
Zeit aber, in der alles Edle und Hohe in den Dreck 
gezogen und alles Abwegige und Niedrige ver-
götzt wird, ist es leider nicht selbstverständlich, für 
Heimat, Tradition und deutsche Kultur einzutreten. 

Konkret wollen wir mit vorliegendem Antrag die 
Richtlinie über die Gewährung von Zuschüssen 
zur Förderung politischer Bildungsarbeit, Runder-
lass des Ministeriums für Bildung vom 12. Novem-
ber 2019, anpassen. Wir gehen behutsam vor und 
begehren nur drei kleine Änderungen, diese aller-
dings an neuralgischen Punkten. 

 

Erstens wollen wir unter Punkt 2, worunter die po-
litische Förderung auf die Werte des Grundgeset-
zes, der Landesverfassung und der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte verpflichtet wird, 
die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 
herausnehmen. Die Erwähnung der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte ist redundant aus 
dem einfachen Grund, weil das Grundgesetz die 
darin niedergelegten Menschenrechte schon im 
Großen und Ganzen rezipiert hat. 

 

(Zuruf) 

 

In den Punkten, in denen die Allgemeine Erklä-
rung der Menschenrechte dem Grundgesetz ent-
spricht, ist sie somit überflüssig. Sollte sie aber in 
Teilen über das Grundgesetz hinaus gehen oder 
vom Grundgesetz gar abweichen, so wäre es ein 
Einfallstor für illegitime Wertungen und Zielset-
zungen - illegitim, weil nicht als deutsches Gesetz 
legitimiert. 

 

Von der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte bis zum UN-Migrationspakt ist es immer 
das gleiche Spiel: Auf internationaler Ebene wird 
eine Erklärung irgendwie verabschiedet, und die 
Skeptiker werden mit dem Argument ruhiggestellt, 
das Ganze sei kein Gesetz und kein Vertrag, mit-
hin nicht verbindlich, nur eine luftige Absichtser-
klärung in blumigen Worten, zu der man nicht 
Nein sagen könne. Die Unterzeichnung verpflichte 
doch zu nichts. 

 

Ist das Papier aber erst einmal in der Welt, bezie-
hen sich Gesetze und Verordnungen darauf. Es 
wird zitiert, dringt in die Auslegung des nationalen 
Rechts ein, wird zu einem zentralen Referenztext 
und hat schließlich selbst gesetzesähnliche Gel-
tung, ohne dass irgendeine Legislative irgendei-
nes Landes daran beteiligt gewesen wäre. Die-
sem Unwesen der internationalen Erklärungen 
muss ein Riegel vorgeschoben werden. Fangen 
wir mit der vorliegenden Richtlinie an. 

 

(Beifall) 

 

Es ist auch nicht einmal ansatzweise einzusehen, 
dass diese von der Generalversammlung der Ver-
einten Nationen im Jahr 1948 in New York be-
schlossene Erklärung damit zu tun haben soll, wie 
wir im Jahr 2020 in Sachsen-Anhalt parteinahe 
Stiftungen und kommunalpolitische Organisatio-
nen fördern. Was dagegen für die Förderung der 
politischen Aktivität im Land herausragende Be-
deutung hat, wovon aber in der Richtlinie nicht die 
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Rede ist, das sind die Themen Heimat, Tradition 
und Leitkultur. 

 

Die Richtlinie sieht von a) Demokratie, Verfas-
sung, Grundrechte bis zu e) Jugend-, Sozial- und 
Bildungspolitik fünf verschiedene Themenberei-
che für die Förderung vor. An diesen Themenbe-
reichen, an ihrer Formulierung und an ihren einge-
schriebenen Wertungen ist nichts auszusetzen. 
Sie bedürfen eben nur der Ergänzung durch einen 
weiteren, sechsten Themenkreis: Heimat, Tradi-
tion und Leitkultur. 

 

Die drei Begriffe „Heimat“, „Tradition“ und „Leitkul-
tur“ bezeichnen und umreißen nämlich das, was 
die Grundlage unseres gesamten Gemeinwesens 
und jeder politischen Arbeit bildet: Die Tradition, 
das Herkommen, das von früheren Generationen 
an uns Überlieferte an Bräuchen, Einstellungen, 
Verhaltensweisen, Werten und Tugenden, die Ge-
samtheit unserer Kultur, geht den Postulaten der 
Verfassung voran und trägt die Postulate unserer 
Verfassung, die ohne dieses Substrat gar nicht 
verwirklicht werden könnten. 

 

Der Verfassungsrichter Ernst-Wolfgang Böcken-
förde hat diesem Zusammenhang im sogenann-
ten Böckenförde-Diktum gültigen Ausdruck verlie-
hen. Ich zitiere: 

 

„Der freiheitliche, säkularisierte Staat lebt 
von Voraussetzungen, die er selbst nicht 
garantieren kann. Das ist das große Wag-
nis, das er, um der Freiheit willen, einge-
gangen ist. Als freiheitlicher Staat kann er 
einerseits nur bestehen, wenn sich die 
Freiheit, die er seinen Bürgern gewährt, von 
innen her, aus der moralischen Substanz 
des Einzelnen und der Homogenität der 
Gesellschaft, reguliert.“ 

 

Leider ist Böckenförde im Jahr 1996 aus dem 
Dienst ausgeschieden. Wir bräuchten heute mehr 
denn je Verfassungsrichter, die, anstatt von Hete-
rogenität zu faseln, um die Bedeutung der Homo-
genität für unser Gemeinwesen wissen und ihr in 
der Rechtsprechung Geltung verschaffen.  

 

Ebendiese moralische Substanz und die Homo-
genität der Gesellschaft, von der Böckenförde 
spricht, also der geteilte Bestand gemeinsamer 
und damit verbindender und also identitätsstiften-
der Kultur wird auch treffend als Leitkultur be-
zeichnet.  

 

Sie sehen, Heimat, Tradition und Leitkultur ver-
dienen es wirklich, in einer Richtlinie zur Förde-
rung von politischen Stiftungen festgeschrieben 
zu werden. 

 

Schließlich wollen wir - das ist die dritte Änderung, 
die wir vorschlagen -, dass nicht mehr die Landes-
zentrale für politische Bildung, sondern ein Refe-
rat des Ministeriums für Bildung über die Förder-

anträge entscheidet. Die Landeszentrale für politi-
sche Bildung ist so stark in bundesweit agierende 
linkslastige Netzwerke eingebunden, dass sie die 
politische Neutralität vermissen lässt, die notwen-
dig wäre, um sachgerecht über Förderanträge zu 
entscheiden. 

 

Die bisherigen Aktivitäten der Landeszentrale für 
politische Bildung lassen darauf schließen, dass 
die Verantwortlichen ein gestörtes Verhältnis zu 
Tradition, Heimat und deutscher Leitkultur und da-
mit den Grundwerten unseres Staates haben, was 
sie für die Entscheidung über Förderanträge poli-
tischer Art disqualifiziert. Hierüber sollte ein neu-
traler Ministerialbeamter entscheiden. 

 

Das sind unsere drei Änderungsvorschläge. Wir 
wollen also, kurz gesagt, wieder mehr Patriotis-
mus wagen. Dem kann sich nur verschließen, wer 
so sehr vom linken Denken eingenommen ist, 
dass er die Diskreditierung des Patriotismus in 
ebendiesem Denken nicht mehr als wirklichkeits-
fernes und gefährliches Dogma zu durchschauen 
vermag, sondern diesem Dogma vollständig und 
blind verfallen ist. Was ist denn Kommunalpolitik 
und was ist Parteipolitik noch, wenn ihr der Patrio-
tismus fehlt? 

 

Zu was sie verkümmert, das können wir am Trei-
ben der antideutschen Parteien sehen. Das kön-
nen wir an den Missständen auf allen Gebieten im 
ganzen Land besichtigen. Eine Politik ohne Pa-
triotismus führt geradewegs in den Untergang.  

 

Ich appelliere deshalb zumindest an die CDU-
Fraktion. Keine der vorgeschlagenen Änderungen 
ist extrem, keine überspannt den Bogen. Es sind 
Akzentsetzungen, die eine Partei, die Volkspartei 
sein will, nicht ablehnen kann. Erklären Sie den 
Erhalt und Schutz von Heimat, Tradition und 
deutscher Leitkultur zu einem Ziel der politischen 
Förderung, einem neben anderen. Wagen auch 
Sie mehr Patriotismus und stimmen Sie unserem 
Antrag zu. - Vielen Dank. 

 

(Beifall) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Wir steigen jetzt in die Dreiminutendebatte ein. 
Für die Landesregierung spricht, nachdem der 
Tisch desinfiziert worden ist, der Kollege Bil-
dungsminister Herr Tullner. 

 
 

Marco Tullner (Minister für Bildung): 

 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Der Veröffentlichung der Richtlinie über die Ge-
währung von Zuschüssen zur Förderung politi-
scher Bildung an parteinahe Stiftungen und Bil-
dungswerke sowie kommunalpolitische Organisa-
tionen ging ein umfangreicher Abstimmungspro-
zess innerhalb der Landesregierung und mit dem 
Landesrechnungshof voraus.  
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Die im vorliegenden Antrag vorgeschlagenen Än-
derungen der Richtlinie sind aus der Sicht der 
Landesregierung nicht zielführend, plausibel und 
umsetzbar. So erachten Sie im Hinblick auf die 
politische Arbeit parteinaher Stiftungen und kom-
munalpolitischer Organisationen eine Ausrichtung 
an der Erklärung der Menschenrechte der Verein-
ten Nationen für entbehrlich und erbitten eine 
Streichung der betreffenden Textzeile. Wir konn-
ten den Ausführungen ja gerade lauschen. 

 

Aber warum sollte die Landesregierung dies tun? 
- Zwar ist die allgemeine Erklärung als solche 
völkerrechtlich nicht verbindlich, sie umfasst aller-
dings mit ihren 30 Artikeln die grundlegenden 
Rechte, die jedem Menschen zustehen sollten.  

 

In Artikel 1 heißt es, alle Menschen sind frei und 
gleich an Würde und Rechten geboren. Artikel 2 
besagt unter anderem, dass jeder Mensch An-
spruch auf die in dieser Erklärung verkündeten 
Rechte und Freiheiten ohne irgendeinen Unter-
schied etwa nach Sprache, Religion, politischer 
oder sonstiger Überzeugung, nationaler oder so-
zialer Herkunft, Vermögen, Geburt oder sonsti-
gem Stand hat.  

 

Ich frage Sie: Was spricht dagegen, seine politi-
sche Bildungsarbeit auch an diesen Werten aus-
zurichten? - Ganz im Gegenteil ist die Landesre-
gierung der Auffassung, dass neben den Zielen 
und Wertvorstellungen des Grundgesetzes und 
der Landesverfassung auch die Grundrechte aus 
der Erklärung der Vereinten Nationen Richtschnur 
der diesbezüglichen politischen Bildungsarbeit in 
unserem Land sein sollen. 

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Des Weiteren 
schlägt die AfD-Fraktion bei den aufgeführten 
Themenbereichen im Hinblick auf eine Förderung 
eine Ergänzung um den Punkt Heimat, Tradition 
und deutscher Leitkultur vor. Die bisher unter 
Punkt 2 der Richtlinie aufgeführten Themenfelder 
sind von der Definition her klar, verständlich und 
abgrenzbar. Der Begriff der deutschen Leitkultur 
ist dagegen bislang nicht klar definiert. 

 

In den vergangenen 20 Jahren gab es ohne Frage 
eine Reihe von Diskussionsanstößen verschiede-
ner Parteien zum Begriff der deutschen Leitkultur, 
die in der Öffentlichkeit sehr kontrovers aufge-
nommen wurden. Eine abschließende Verständi-
gung, was darunter einvernehmlich zu verstehen 
ist und ob es einer solchen überhaupt bedarf, gab 
es aber nicht.  

 

Ebenso verhält es sich mit den Begriffen „Heimat“ 
und „Tradition“. Auch hier ergeben sich große 
Interpretationsspielräume. Aus diesem Grund wird 
eine solche Ergänzung der Themenbereiche ab-
gelehnt. 

 

Abschließend möchten Sie als Bewilligungsbe-
hörde ein Referat im Ministerium für Bildung an-

statt der Landeszentrale für politische Bildung ein-
setzen. Auch dem kann nicht gefolgt werden. 
Einerseits sind die entsprechenden Zuschusstitel 
im Haushaltsplan dem Kapitel 07 04, der Landes-
zentrale für politische Bildung, zugeordnet. Ande-
rerseits ist in der gemeinsamen Geschäftsord-
nung der Ministerien im Land Sachsen-Anhalt aus 
gutem Grund geregelt, dass nur vorbereitende, 
gesetzgeberische und allgemein lenkende Aufga-
ben sowie zentrale Aufgaben der Aufsicht, Er-
folgskontrolle und Planung der Wahrnehmung 
durch die Ministerien unterliegen. Vollzugsaufga-
ben und die Bearbeitung von Einzelfällen sind den 
nachgeordneten Behörden vorbehalten. 

 

Abschließend sage ich ganz klar, dass die Lan-
desregierung die im Begründungsteil des Antrags 
aufgeführte Einschätzung, die Landeszentrale für 
politische Bildung lasse die für die Bearbeitung 
der Anträge notwendige politische Neutralität ver-
missen, ausdrücklich nicht teilt und dass sie sich 
davon distanziert. 

 

Meine Damen und Herren! Vor dem dargestellten 
Hintergrund empfiehlt die Landesregierung, den 
Antrag abzulehnen. - Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit. 

 

(Zustimmung) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Damit sind wir am Ende dieses Redebeitrages an-
gelangt. Dazu gibt es eine Wortmeldung von 
Herrn Kirchner. - Herr Kirchner, Sie haben das 
Wort. 

 
 

Oliver Kirchner (AfD): 

 

Es ist im Grunde genommen eine Frage. - Sehr 
geehrter Herr Minister Tullner, ich habe die Frage, 
ob Sie den Direktor der Landeszentrale für politi-
sche Bildung als charakterlich und politisch emp-
fehlenswert halten, solche Förderungen vorzuneh-
men, wenn es doch derjenige ist, der hier im 
Landtag eine Eingangsrede zu den Opfern an der 
innerdeutschen Grenze vor politisch Verfolgten 
gehalten hat und der gleichzeitig zu einem ande-
ren Podium Anetta Kahane, eine Stasimitarbeite-
rin, eingeladen hat. Sind das die Leute in der Poli-
tik, die wir dazu nehmen sollten, um solche Ent-
scheidungen zu treffen? Das würde ich von Ihnen 
gern mal wissen. 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Sie haben das Wort. 

 
 

Marco Tullner (Minister für Bildung): 

 

Der Kollege R. ist ein engagierter Mitarbeiter und, 
ich glaube, er arbeitet für die Landeszentrale ge-
meinsam mit dem Kuratorium - die Kuratoriums-
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vorsitzende sitzt mir gerade gegenüber - gut zu-
sammen. Ich habe daran nichts auszusetzen. 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Wir sind am Ende dieses Debattenbeitrags ange-
langt. Dann kommen wir zur Debatte der Fraktio-
nen. Die SPD-Fraktion hat auf einen Redebeitrag 
verzichtet. Nach der Desinfizierung des Tisches 
wird für die Fraktion DIE LINKE die Abg. Frau 
Quade sprechen. - Sie haben das Wort. 

 
 

Henriette Quade (DIE LINKE): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine Damen und 
Herren! Es ist also wieder mal so weit: Es soll 
über Leitkultur debattiert werden. Was die Leitkul-
tur oder präziser die deutsche Leitkultur eigentlich 
sein soll, das kann der vorliegende abstruse An-
trag natürlich nicht klären. 

 

Geht man davon aus, dass die Antragsteller für 
sich in Anspruch nehmen, diese ominöse Leitkul-
tur zu leben, kann man sich ja anschauen, was 
das bedeuten könnte. Dann stellen sich gleich 
mehrere Fragen. Trachtenjanker? Pullunder? In 
die Jahre gekommener Rockerrebell? - Welche 
kulturelle Referenz soll‘s denn sein? 

 

(Zustimmung - Zurufe) 

 

Sollen sich Abgeordnete ein Beispiel an Herrn 
Lehmann nehmen, der Geflüchtete mit sexuali-
sierter Sprache rassistisch beleidigte, oder sollen 
sie Fraktionskollegen angreifen, wie es ihm vorge-
worfen wurde? Würde das Sommerfest des Land-
tages stattfinden, sollten Bedrängen und Angriffe 
auf Abgeordnete zukünftig Standard werden? 
Sollen alle hipp, trendy und urban sein, wie die 
Identitäre Bewegung versucht sich zu geben, oder 
doch eher völkische Siedler auf der eigenen 
Scholle? Ich kürze das ab:   D i e   Leitkultur gibt 
es nicht, meine Damen und Herren. 

 

(Zustimmung - Zurufe) 

 

Denn schon die Tatsache, dass nicht mal diejeni-
gen, die sie fordern, in der Lage wären, konsistent 
zu beantworten, was sie eigentlich sein soll, zeigt 
das ja. Gibt die deutsche Leitkultur nun der Fa-
schist Björn Höcke vor oder ist es die Orientierung 
an den Spießern und Nazis aus der zweiten 
Reihe? 

 

(Zurufe) 

 

Und, meine Damen und Herren, schon gar nicht 
ist diese herbeigewünschte Leitkultur, wie es die 
Antragstellerin in Verdrehung der Rechtslage be-
hauptet, Voraussetzung für Demokratie und Ver-
fassung. Im Gegenteil: Die Verfassungen der 
Bundesrepublik und des Landes Sachsen-Anhalt 
gehen davon aus und schützen, dass in der Ge-
sellschaft und innerhalb des Rahmens der Ver-
fassung und der Gesetze Unterschiedlichkeit, 

Vielfalt und Differenz möglich sind, gelebt und ge-
fördert werden. 

 

(Beifall) 

 

Anders als in einem totalitären Staat leitet nicht 
eine Gruppe mit einer von ihr einfach festgelegten 
Kultur alle anderen, sondern alle gestalten diese 
Gesellschaft mit ihren Unterschieden. Das kann 
bedeuten, im Ort im Musikverein aktiv zu sein. 
Das kann bedeuten, den „Christopher Street Day“ 
zu organisieren. 

 

Dabei sind der Verfassung Über- und Unterord-
nung von kultureller Praxis fremd. Sie schützt 
nötigenfalls die Minderheit vor der Mehrheit. Denn 
die Verfassung geht von einer Gesellschaft unter-
schiedlicher Menschen, nicht von einer homoge-
nen Gemeinschaft aus. Das ist der Unterschied 
zwischen Demokraten und Faschisten. - Herz-
lichen Dank. 

 

(Beifall) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Auch die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat 
auf einen Redebeitrag verzichtet. Nach dem 
Tischdesinfizieren spricht die Abg. Frau Gorr für 
die CDU-Fraktion bzw. - das kann sie aber selbst 
noch mal sagen - für die gesamte Koalition; so 
steht es hier. - Frau Gorr, Sie haben das Wort. 

 
 

Angela Gorr (CDU): 

 

Herr Vizepräsident! Sehr geehrte Damen und 
Herren Abgeordnete! Die Zielrichtung des Antrags 
der AfD-Fraktion versteckt sich unter dem Mäntel-
chen eines Änderungswunsches zur Richtlinie 
über die Gewährung von Zuschüssen zur Förde-
rung politischer Bildungsarbeit an parteinahe Stif-
tungen und Bildungswerke sowie kommunalpoliti-
sche Organisationen. 

 

Diese Richtlinie ist im Zuge ihrer Erarbeitung in-
tensiv diskutiert und abgewogen worden. Ihre 
Förderungsgrundlage bildet neben dem Grundge-
setz der Bundesrepublik Deutschland und der 
Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt auch die 
Allgemeine Erklärung der Menschenrechte der 
Vereinten Nationen, welche Sie in Punkt 1 Ihres 
Antrags streichen wollen. 

 

Werte Kollegin und Kollegen der AfD! Dieses An-
sinnen verwundert mich natürlich überhaupt nicht; 
denn eine allgemeine Erklärung der Völkerrechte 
ist natürlich wesentlich weiter gefasst als 
„deutsch“. 

 

Ich habe in diesem Hohen Hause schon einmal 
bei Ihnen nachfragen müssen, für wen aus Ihrer 
Sicht Artikel 1 Satz 1 des Grundgesetzes gilt. Bitte 
nehmen Sie zur Kenntnis, dass sich die Koalition 
auch und gerade zu den Grundrechten aus der 
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Erklärung der Vereinten Nationen bekennt und wir 
daher Punkt 1 ablehnen. 

 

Punkt 2 erkenne ich als Ihre eigentliche Zielrich-
tung; denn Ihr Antragstitel fordert ausdrücklich die 
Förderung deutscher Leitkultur, etwas verschämt 
an die dritte Stelle gesetzt bei der Ergänzung um 
Punkt f) nach „Heimat“ und „Tradition“. 

 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Für die 
CDU-Fraktion haben Heimat und Tradition einen 
hohen Stellenwert in ihrem politischen Handeln. 
Allein an den im Landtag diskutierten Themen 
kann man ablesen, dass das für den Großteil aller 
Politikerinnen und Politiker in unserem Parlament 
über die Parteien hinweg zutrifft. Wir wollen damit 
die Verantwortung für unsere jeweiligen recht 
unterschiedlichen Regionen übernehmen und 
deren Anliegen im Parlament vertreten. 

 

Sie allerdings - das möchte ich aus meiner Erfah-
rung mit Ihnen, verehrte AfD, annehmen - wollen 
damit diejenigen ausgrenzen, die für Sie nicht 
deutsch sind. Die Diskussion um den Begriff „Leit-
kultur“ hat der Minister bereits angesprochen. Die 
AfD fördert jedenfalls keine neutrale einvernehm-
liche Begriffsbestimmung. Punkt 2 ist daher eben-
so abzulehnen. 

 

Die Zielrichtung von Punkt 3 Ihres Antrags wird in 
der Begründung deutlich. Einmal wieder geht es 
um die von Ihnen gern betriebene negative, aus 
meiner Sicht geradezu diffamierende Darstellung 
der Landeszentrale für politische Bildung. Als 
Kuratoriumsvorsitzende weise ich Ihre Unterstel-
lungen zurück und würde Sie bitten, wieder mal 
bei uns im Kuratorium aufzutauchen. 

 

Hohes Haus! Die Koalitionsfraktionen lehnen die-
sen Antrag nachdrücklich ab. 

 

(Beifall) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Jetzt wird erstmal der Tisch desinfiziert. Danach 
spricht der fraktionslose Abg. Herr Poggenburg. - 
Herr Poggenburg, Sie haben das Wort. 

 
 

André Poggenburg (fraktionslos): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Abgeordne-
te! Wir haben heute schon heftig diskutiert und 
gestritten. Deswegen möchte ich in aller Unaufge-
regtheit auf den Antrag der AfD-Fraktion zu spre-
chen kommen. Mir geht es vor allem um Punkt 2 
und Punkt 3. 

 

In Punkt 2 wird gefordert, Heimat, Tradition und 
deutsche Leitkultur als Gegenstand der Förderung 
direkt aufzunehmen. Dazu muss ich sagen: In 
einer Zeit, in der wir ein Heimatministerium haben, 
ist es doch nur recht und billig, 

 

(Zuruf: Genau!) 

diese Dinge, die hier gefordert werden, auch bei 
der politischen Bildung zu implizieren. Was ist 
daran abzulehnen? Das ist mir unbegreiflich. Es 
soll ja nichts weiter gestrichen werden, es soll 
etwas ergänzt werden. Manchmal kann ich mir 
schon vorstellen, dass eine Deutschphobie bei 
einigen dafür sorgt, dass Ihnen solche Wörter in 
den Ohren wehtun. 

 

Wichtiger aber noch ist Punkt 3. Dabei geht es 
darum, dass die Bewilligungsbehörde eine andere 
sein soll und die Landeszentrale für politische 
Bildung eben nicht eingebunden sein soll. 

 

Ich selbst war auch aus dem Parlament von der 
AfD-Fraktion in die Landeszentrale für politische 
Bildung entsandt, habe die Sitzungen des Kurato-
riums besucht und weiß auch, dass dort sehr 
engagiert gearbeitet wird. Das will ich auch gleich 
festhalten. Das war auch sehr interessant, sehr 
spannend. 

 

Aber ich weiß auch noch, dass ich in einer der 
ersten Sitzungen, die wir dort hatten, nach der 
Durchsicht der Unterlagen moniert hatte, dass es 
mir so vorkomme, als ob bei der Thematisierung 
von rechts und links nicht wirklich neutral gehan-
delt werde. Daraufhin wurde mir damals von dem 
Direktor zugesagt, dass man in Zukunft ein biss-
chen mehr Obacht geben werde, dass sich das 
ausgleiche. Es ist aber nicht passiert. 

 

(Zuruf) 

 

Es ist nicht passiert. Leider! 

 

Später haben wir Erkenntnisse erlangt, auch in 
der Linksextremismus-Enquete, dass eben auch 
die Landeszentrale für politische Bildung involviert 
ist in Veranstaltungen, in Projekte, beispielsweise 
in die Bildungswochen in Halle, mit denen eben-
falls mehrere hoch linksextremistische Organisa-
tionen verflochten waren. 

 

Das heißt - da muss ich Ihnen widersprechen, 
werter Herr Bildungsminister -, hier ist eine Schief-
lage festzustellen. Die Landeszentrale für politi-
sche Bildung ist in dem Moment nicht demokra-
tisch neutral aufgestellt. Das kann man in der Zu-
kunft verbessern. Aber im Moment ist es so. 

 

Im Moment ist sie aus diesem Grund nicht die 
geeignete Institution, um die politische Bildung 
wirklich voranzutreiben, weil sie einseitig ausge-
legt ist und sein wird. Das kann man gern ändern. 
Solange es nicht geändert wird, ist es nicht die 
richtige Bewilligungsbehörde. Deshalb kann ich 
nur raten, fordern und animieren, dem Antrag der 
AfD-Fraktion zuzustimmen. - Danke. 

 

(Zuruf: Genau!) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Es gibt keine Fragen. Dann warten wir jetzt noch, 
dass der Tisch desinfiziert wird. Dann kommen wir 
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zum letzten Redebeitrag in dieser Debatte. - Herr 
Tillschneider, Sie haben das Wort. 

 
 

Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD): 

 

Die Redebeiträge glichen ja einander. Keiner hat 
verstanden, worin sich jetzt die Allgemeine Erklä-
rung der Menschenrechte vom Grundgesetz 
unterscheidet oder wo sie darüber hinausgeht, so-
dass die Streichung vielleicht unbegründet wäre 
oder man sie vielleicht drin lassen sollte. Das 
Grundgesetz hat alles schon rezipiert, was dort 
steht, also brauchen wir sie nicht. Das Grundge-
setz und die Landesverfassung reichen; das war 
mein Petitum. 

 

Dann zu dem wesentlichen Punkt „deutsche Leit-
kultur“. Der Minister meint, der Begriff sei umstrit-
ten, nicht klar definiert. Das gilt auch für die ande-
ren Begriffe, die dort stehen. Demokratie, bitte 
schön - jeder spricht davon, jeder stellt sich etwas 
anderes darunter vor. Mit der deutschen Leitkultur 
ist es vielleicht so ähnlich. Der Umstand, dass sie 
nicht so in drei Zeilen auf eine bündige Definition 
gebracht werden kann, heißt nicht, dass es sie 
nicht gibt. Es gibt die deutsche Leitkultur. 

 

Wenn wir in Mücheln zum Beispiel ein Projekt 
durchführen zur Erinnerung an den Kinderbuchau-
tor Adolf Holz, der dort geboren ist, dann ist das 
deutsche Leitkultur. Wenn mein Kollege Johannes 
Schmidt eine Youtube-Videoserie „Steinzeugen“ 
macht, in der er historische Denkmale in Sach-
sen-Anhalt aufsucht, dann ist das gelebte deut-
sche Leitkultur. Wenn an Schulen, an Gymnasien 
- das kommt selten genug vor - zum Beispiel der 
„Faust I“ gelesen wird, dann ist das deutsche 
Leitkultur. 

 

Also sagen Sie mir nicht, dass es die deutsche 
Leitkultur nicht gibt. Ich kann Ihnen genau sagen, 
was deutsche Leitkultur ist und was nicht deut-
sche Leitkultur ist. Und die deutsche Leitkultur ist 
wichtig. Denn die vorangehende Debatte über 
dieses Preppernetzwerk hat gezeigt, wie wichtig 
das ist, was wir hier fordern. 

 

Denn es ist doch Zeichen der Verlotterung der 
politischen Kultur in diesem Hohen Hause, dass 
die linken Parteien nichts Besseres zu tun haben, 
als diesen Einzelfall eines fragwürdigen Netz-
werks auszunutzen und schamlos zu missbrau-
chen, um gegen die demokratische Rechte vorzu-
gehen. Das ist schäbig und das ist ein Zeichen 
von mangelndem Patriotismus. Das zeigt, wohin 
mangelnder Patriotismus führt. 

 

(Beifall) 

 

Noch mal zu dem Beitrag von Frau Gorr. - Frau 
Gorr, wirklich, mit Verlaub: Sie sind ein bemitlei-
denswertes Opfer des linken Ungeistes. Ich rufe 
Ihnen das Böckenförde-Diktum noch einmal in Er-
innerung. 

Böckenförde wurde übrigens von der CDU als 
Verfassungsrichter benannt und ist 1996 leider 
ausgeschieden. Er formulierte: Jede Verfassung, 
jede politische Ordnung ist darauf angewiesen, 
dass die Kultur, die sie hervorgebracht hat, sie 
weiterhin unterfüttert und trägt. Wenn dieser kultu-
relle Unterbau, wenn dieses Substrat wegbricht, 
dann bricht auch die Verfassungsordnung zusam-
men. 

 

Das heißt, wenn wir nicht darauf achten, dass 
deutsche Leitkultur, Heimat und Tradition gepflegt 
werden, dann setzen wir die Axt an die Wurzeln 
unserer Gesellschaft. Und dann werden Verhält-
nisse, wie wir sie jetzt in den USA erleben, das 
Resultat sein: Auflösungen, Mord, Totschlag, 
Bürgerkrieg. 

 

Deshalb gilt wirklich: Wehret den Anfängen! Denn 
wenn es dazu kommt, dann sind daran nicht ir-
gendwelche Preppernetzwerke schuld, sondern 
daran sind dann verantwortungslose Politiker 
schuld, die nicht zur rechten Zeit mehr Patriotis-
mus gewagt haben. - Vielen Dank. 

 

(Beifall) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Tillschneider, es gibt eine Frage von Frau 
Gorr. 

 

(Zuruf: Das hätte jetzt keiner erwartet!) 

 

Offensichtlich wollen Sie die auch beantworten. 
Dann kann Frau Gorr sie stellen. 

 
 

Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD): 

 

Ja, klar. Ich beantworte hier alles. 

 

(Heiterkeit) 

 
 

Angela Gorr (CDU): 

 

Herr Tillschneider, ich will Sie noch einmal fragen: 
Sie haben in Ihrem ersten Redebeitrag formuliert, 
man hätte den Punkt 2 eigentlich gar nicht fordern 
müssen. Habe ich Sie da richtig verstanden? 

 
 

Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD): 

 

Ja. 

 
 

Angela Gorr (CDU): 

 

Gut. Dann gebe ich Ihnen jetzt die Antwort: Ge-
nau. 

 

(Zustimmung) 

 
 

Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD): 

 

Wissen Sie, dann können Sie doch auch zustim-
men. 

 

(Zuruf) 
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- Nein, nein. Wie ich eben ausgeführt habe, haben 
das Verhalten der linken Parteien und auch Ihr 
Verhalten gezeigt, dass ein Bekenntnis zu deut-
scher Leitkultur heute wichtiger ist denn je. - Gibt 
es noch was? 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Warten Sie mal. 

 

(Angela Gorr, CDU: Jetzt eine Zwischen-
intervention?) 

 

- Nein, so geht es nicht, Frau Gorr. Tut mir leid. 
Wir befinden uns in der Dreiminutendebatte. Ich 
würde es jetzt dabei belassen. 

 

(Angela Gorr, CDU: Schade!) 

 

- Wenn Sie beide das schade finden, dann kön-
nen Sie das ja bilateral klären. - Dann sind wir am 
Ende der Debatte angelangt. Ich habe keinen 
Überweisungsantrag gehört. 

 

(Zuruf) 

 

- Doch? - Herr Fraktionsvorsitzender. 

 
 

Oliver Kirchner (AfD): 

 

Ich möchte noch einen Vorschlag machen: Wir 
wollen die drei Punkte unseres Antrages gern ein-
zeln abgestimmt haben. 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Sie wollen die drei Punkte einzeln abgestimmt ha-
ben. Okay, das können wir gerne machen. Dann 
kommen wir jetzt zum Abstimmungsverfahren. 

 

Wir haben alle den Antrag der AfD-Fraktion vor-
liegen. Das Problem besteht jetzt darin, dass er 
auch einen Eingangstext hat, und danach kom-
men drei Punkte. Wenn einer dieser drei Punkte 
eine Mehrheit kriegen würde, würde er zusammen 
mit der Überschrift und dem Eingangstext be-
schlossen werden. Anders macht es keinen Sinn. 

 

Dann lasse ich jetzt abstimmen. Wer dem Punkt 1 
in der Drs. 7/6071 zustimmt, den bitte ich um das 
Kartenzeichen. - Das ist die AfD-Fraktion. Wer ist 
dagegen? - Das sind die Koalitionsfraktionen und 
die Fraktion DIE LINKE. 

 

(Zuruf: Enthaltungen!) 

 

Wir kommen zum Punkt 2. Wer stimmt diesem 
zu? - Das ist die AfD-Fraktion. Wer stimmt da-
gegen? - Das sind die Koalition und DIE LINKE. 

 

(Zuruf: Enthaltungen!) 

 

Wir kommen nun zum Punkt 3. Wer stimmt dem 
zu? - Die AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? - 
Die Koalition und DIE LINKE. Damit sind alle 
Punkte abgelehnt worden. 

 

Dann lasse ich jetzt noch eine Gesamtabstim-
mung über den Antrag durchführen, damit wir 

ganz sauber sind. - Nein, das können wir nicht 
machen; stimmt. Damit ist der Antrag abgelehnt 
worden und wir haben das Ende des Tagesord-
nungspunktes 15 erreicht. 

 
 

Wir kommen jetzt zum 

 
 
 

Tagesordnungspunkt 16 

 

Erste Beratung 

 

Konjunkturprogramm zur Überwindung der 
Coronakrise 

 

Antrag Fraktion AfD - Drs. 7/6072 

 
 
 

Einbringer ist der Abg. Herr Farle. Herr Farle, Sie 
haben das Wort. 

 
 

Robert Farle (AfD): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Der Wirtschaftsabschwung 
hat sich schon lange vor der Coronakrise ange-
bahnt. Die deutsche Industrie befand sich bereits 
im Jahr 2019 in der Rezession. Der unverhältnis-
mäßige Lockdown war letztlich nur der Beschleu-
niger der jetzigen Verwerfungen, wenn auch ein 
sehr teurer. 

 

Pro Woche kostete der Lockdown Deutschland 
schätzungsweise 20 bis 30 Milliarden €. Jeder 
kennt die Horrorzahlen aus der Wirtschaft. Des-
wegen erspare ich es mir, diese an dieser Stelle 
anzuführen. 

 

Die Krise wird jetzt immer stärker zum Vorschein 
kommen. Klar ist auch, dass etwas dagegen ge-
tan werden muss. Werfen wir einen Blick auf die 
bisherigen Hilfsprogramme. 

 

Auf der EU-Ebene gibt es das Pandemic Emer-
gency Purchasing Programme, kurz PEPP ge-
nannt. Dahinter verbergen sich 1,35 Billionen € für 
die monetäre Staatsfinanzierung der südlichen 
EU-Pleitestaaten. Für die, die nicht wissen, wer 
das ist: Das sind Italien, Spanien und Griechen-
land. 

 

(Zuruf) 

 

Des Weiteren gibt es Liquiditätshilfen über den 
ESM und die Europäische Investitionsbank in 
Höhe von insgesamt 400 Milliarden €. Für wen? - 
Für die südlichen EU-Pleitestaaten. 

 

Das EU-Kurzarbeiterprogramm SURE beinhaltet 
100 Milliarden € zur Finanzierung der Kurzarbei-
terprogramme der südlichen EU-Pleitestaaten. 

 

Das neueste Konstrukt ist der EU-Wiederaufbau-
fonds mit einem angedachten Volumen von 
750 Milliarden €. Davon gehen 500 Milliarden € 
als Zuschüsse an wen? - An die südlichen EU-
Pleitestaaten. Sie sollen verschenkt werden, und 
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das unabhängig vom Wirtschaftseinbruch durch 
Corona. 

 

Dieses falsch etikettierte Umverteilungsprogramm 
auf Kosten Deutschlands wird unser Land insge-
samt mindestens 135 Milliarden € kosten. 

 

Überschlägt man sämtliche Programme der EU, 
kommt man auf einen Betrag von 3 Billionen €. 
Auf Bundesebene betrug das Volumen aus Wirt-
schaftsstabilisierungsfonds und Schutzschirmen 
zusammen 700 Milliarden €. 

 

Die Kenia-Koalition hat in ihren Coronasoforthilfen 
die Gelder des Bundes auf sinnvolle Art und 
Weise ergänzt. Das möchte ich positiv hervorhe-
ben. Im Übrigen hebe ich auch hervor, dass Herr 
Richter die ganze Zeit zum Beispiel dem Parla-
ment die Ehre erweist, an der Sitzung teilzuneh-
men. 

 

Nun soll ein Konjunkturprogramm mit einem Vo-
lumen von 167 Milliarden € folgen, mit dem die 
Bundesregierung die Wirtschaft wieder ankurbeln 
und aus der Rezession führen will. Am Mittwoch 
der vergangenen Woche stellte die Bundesregie-
rung das aus 57 Einzelmaßnahmen bestehende 
Eckpunktepapier vor. Ende Juni soll der Bundes-
rat dem nachverhandelten Programm zustimmen. 

 

Hier setzt unser Antrag an. Die Landesregierung 
möge sich dafür einsetzen, dass das Konjunktur-
programm um eine Finanzierungskomponente zur 
Aufstellung landeseigener Konjunkturprogramme 
ergänzt wird. 

 

Wenn ich jetzt die Frage stelle, woher das Geld 
kommen soll, dann sage ich ganz einfach: Die 
Bundesregierung muss sich mal entscheiden, ob 
sie das ganze Geld ins Ausland lenken will oder 
ob sie sich darum kümmert, dass dorthin 10 % 
oder 20 % weniger gehen und das Geld für unse-
re Bundesländer in Deutschland, für die Kommu-
nen und für die Landkreise bereitgestellt wird, da-
mit wir hier endlich mal eine vernünftige Politik 
machen, die mit Geld untersetzt ist, und nicht 
immer am Armutsbrot nagen 

 

(Beifall) 

 

in diesem Bundesland, das seit vielen Jahren 
ständig Schlusslicht ist. 

 

Warum es am Geld also nicht scheitern kann, 
habe ich deutlich gesagt. Wir geben für alle ande-
ren etwas aus, nur bei uns im Land stimmt die 
Richtung nicht. 

 

Nun möchte ich auf das Eckpunktepapier einge-
hen, das letzte Woche vorgelegt wurde, und dar-
legen, weshalb ein ergänzendes Konjunkturpro-
gramm für Sachsen-Anhalt ebenso erforderlich ist, 
wie es die ergänzenden Coronasoforthilfen waren.  

 

Das Konjunkturprogramm der Bundesregierung 
besteht aus zwei Paketen. Die Maßnahmen des 

Konjunktur- und Krisenbewältigungspakets 
schließen im Wesentlichen lediglich die Lücken 
der bisherigen Hilfspakete oder sie haben wenig 
bis nichts mit Corona zu tun, beispielsweise die 
nachhaltige Bewirtschaftung der Wälder. 

 

Ich wäre schon froh, wenn unsere Umweltministe-
rin sich einmal darum kümmern würde, dass un-
sere Wälder nicht vergammeln, nicht verbrennen 
und dass das Nötige getan wird, um unsere Wald-
wirtschaft in Ordnung zu bringen. 

 

(Beifall) 

 

Andere Maßnahmen hingegen wie der Kinderbo-
nus, der Ausbau von Ganztagsschulen oder der 
Entlastungsbeitrag für Alleinerziehende, sind ein-
fach aus dem Wahlprogramm der SPD abge-
schrieben worden. Wahrscheinlich war man in 
den zwei Tagen nicht in der Lage, etwas Besse-
res zu liefern. 

 

Bei Lichte besehen, sind viele der Maßnahmen 
lediglich kreditfinanzierte Bargeschenke im Jahr 
vor der Bundestagswahl, die in einem Konjunktur-
programm überhaupt nichts zu suchen haben. 

 

Die Mehrwertsteuersenkung geht zwar in die rich-
tige Richtung. Aber Leute, was soll das denn, die 
Mehrwertsteuer für ein halbes Jahr und dann 
auch noch um diese wenigen Prozentpunkte zu 
senken? 

 

Das bringt den Menschen nichts, und den Unter-
nehmen beschert es sehr viele Kosten durch die 
Umstellung, so auch den Steuerbehörden, denen, 
die die Formulare machen oder die EDV-Pro-
gramme ändern müssen. Das verpufft vollständig. 
Da kann ich nur sagen: Wer sich das ausgedacht 
hat, der hat null Ahnung, wie das Wirtschaftsleben 
real funktioniert. 

 

(Beifall) 

 

Mir haben übrigens meine Mitarbeiter in der 
Steuerkanzlei auch gleich gesagt: Wie soll das 
denn alles wieder gehen? Das kostet Millionen, 
Millionen, Millionen. 

 

Die Mehrwertsteuersenkung wäre also richtig, 
wenn sie auf Dauer durchgeführt werden würde, 
aber nicht mit einer Befristung auf sechs Monate 
und einer anschließenden Umstellung. 

 

Was im Eckpunktepapier als Stärkung der Kom-
munen bezeichnet wird, ist eine reine Mogel-
packung. Denn die erhöhte Übernahme bei Teilen 
der Sozialausgaben fängt nur ansatzweise die 
Mehrbelastungen auf, die der Bund den Kommu-
nen in den letzten Jahren vor allem durch die 
Massenzuwanderung aufgeladen hat und ständig 
weiter auflädt. Dieser Prozess ist ja nicht zu Ende; 
das wissen wir. 

 

Der Ausgleich der kommunalen Gewerbesteuer-
mindereinnahmen ist richtig und notwendig. Doch 
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mir erschließt sich auf sachlicher Ebene nicht, 
weshalb die Hälfte der Kompensationszahlungen 
von den Ländern getragen werden soll. Wie soll 
denn das gehen? Wir gehen doch selber am Bet-
telstab. 

 

Sachsen-Anhalt ist hochverschuldet und verfügt 
nach vier Jahren Kenia-Koalition über keine Re-
serven mehr. Unabhängig von Corona gibt es ab 
dem Jahr 2022 ein strukturelles Defizit von jähr-
lich ca. 1 Milliarde €. Was sollen wir da noch ab-
geben, um irgendwelche Steuermindereinnahmen 
auszugleichen? 

 

Das Zukunftspaket bezeichnet das zweite große 
Maßnahmenbündel des Konjunkturprogramms 
und kommt mit einem hohen Anspruch daher. Das 
soll uns sozusagen aus der Krise herausreißen. 
Leider passt der Name nicht zum Inhalt; denn die 
Maßnahmen setzen fast durchgängig auf planwirt-
schaftliche Eingriffe, die in der Vergangenheit be-
reits ausnahmslos krachend gescheitert sind. 

 

„Die Bundesregierung 

 

- das ist ein Zitat -  

 

„wird kurzfristig die Nationale Wasserstoff-
strategie vorlegen.“ 

 

Deren Ziel soll es sein, Deutschland bei moderns-
ter Wasserstofftechnik zum Ausrüster der Welt zu 
machen. Das ist ein sehr sinnvoller Ansatz. Aber 
in dem Zusammenhang, wie er in diesem Pro-
gramm enthalten ist, ist es dann wiederum nur 
Unsinn. 

 

Dass man Wasserstoff als langfristigen Energie-
träger braucht, zum Beispiel für Pkw, für Brenn-
stoffzellentechnik, dass man die Tankstellen um-
rüsten muss - all das ist nicht gewollt und ist vom 
Umweltministerium verhindert worden. Für die 
Pkw gibt es gar nichts. 

 

Stattdessen will man weiter auf die Solar- und 
Windenergie setzen. Die will man dann auch noch 
in Marokko und anderen Ländern in Afrika produ-
zieren und von dort den Wasserstoff kaufen, da-
mit er hier eingesetzt wird. Diese Art von Wasser-
stoffstrategie ist meines Erachtens völlig zum 
Scheitern verurteilt. 

 

Meine Damen und Herren! Ich mache an der Stel-
le einen Break; denn ich habe nur noch 22 Sekun-
den Redezeit. Ich möchte in der Zeit abschließen 
und werde in meinem zweiten Beitrag am Ende 
damit fortsetzen, dass die AfD die einzige Partei 
in diesem Parlament und in diesem Land ist, die 
eine weiterführende langfristige Strategie hat, die 
die Wasserstofftechnologie mit der Kernenergie 
verbindet und damit eine Zukunftslösung für viele, 
viele Jahre in diesem Land darstellt. - Vielen 
Dank, meine Damen und Herren, für Ihre Auf-
merksamkeit. 

 

(Zustimmung) 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Gut. Ich sehe keine Fragen zu diesem Beitrag. 
Deswegen steigen wir in die Dreiminutendebatte 
ein. Für die Landesregierung spricht Minister Herr 
Richter. - Herr Richter, Sie haben das Wort. 

 
 

Michael Richter (Minister der Finanzen): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Ich habe im Gegensatz zu Herrn 
Farle eine etwas andere Auffassung zu dem Kon-
junkturpaket. Ich halte es für gut. Ich sehe darin 
eine Chance für das Land Sachsen-Anhalt und 
diese haben wir auch zu nutzen. Ich halte es für 
völlig unrealistisch, dass wir in den nächsten Wo-
chen und Monaten mit dem Bund darüber verhan-
deln können, dass den Ländern weiteres Geld zur 
Verfügung gestellt wird, um ein eigenes Konjunk-
turprogramm zu entwickeln.  

 

Wir sollten die Chance nutzen und dieses Kon-
junkturpaket nehmen. Wir sollten versuchen, es 
im Rahmen der Voraussetzungen unseres Landes 
optimal einzusetzen, um sowohl dem einzelnen 
Bürger wie auch der Wirtschaft zu helfen und sie 
voranzubringen.  

 

Lassen Sie mich zu diesem Konjunktur- und Kri-
senbewältigungspaket und dem Zukunftspaket 
einige Ausführungen machen. Von der Gesamt-
summe in Höhe von 130 Milliarden € haben 
10 Milliarden € die Länder zu tragen und 120 Mil-
liarden € der Bund. Es dient dazu, der Wirtschaft 
Hilfen zu geben, damit Überbrückungen stattfin-
den, aber gleichzeitig soll es der Wirtschaft auch 
Anreize geben, damit die Konjunktur wieder zum 
Laufen kommt und in Zukunftstechnologien Geld 
investiert wird, um unser Land zukunftsweisend 
voranzubringen. Darüber hinaus bietet das Kon-
junkturpaket Hilfestellungen für die Kommunen, 
die wir gern annehmen.  

 

Was nicht Gegenstand ist - ich habe das vorhin im 
Finanzausschuss deutlich gemacht, wo wir die 
Beträge schon einmal im Einzelnen durchgegan-
gen sind, was hier sicherlich den Rahmen spren-
gen würde -, ist das Thema „Altschuldenhilfe für 
die Kommunen“. Dazu sage ich, dass das Land, 
in dem Fall die Landesregierung, sich Gedanken 
machen wird, wie wir in den nächsten Wochen 
und Monaten eine Hilfestellung geben können, um 
tatsächlich zu einer Entschuldung der Kommunen 
im Rahmen der Voraussetzungen zu kommen. 

 

Das Konjunkturpaket ist sehr anspruchsvoll, auch 
von der Zeitschiene her. Es wird eine Sondersit-
zung des Bundesrates am 29. Juni 2020 geben - 
das ist heute bestätigt worden -, um die steuerli-
chen Maßnahmen - Sie haben das vorhin ange-
sprochen -, die Mehrwertsteuerabsenkung von 
19 % auf 16 % bzw. bei einem ermäßigten 
Steuersatz von 7 % auf 5 %, zum 1. Juli 2020 um-
zusetzen. Es wird sicherlich noch eine Reihe von 
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praktischen Problemen geben. Aber auch diese 
werden wir lösen.  

 

Für das größere Paket, das zum 1. Oktober 2020 
kommen soll, wird das Gesetzgebungsverfahren 
im Juli begonnen und soll im September zusam-
men mit einer Grundgesetzänderung abgeschlos-
sen werden. Dabei geht es um das Thema des 
Ausgleichs der Gewerbesteuermindereinnahmen, 
die sich für uns ungefähr auf 160 bis 190 Mil-
lionen € belaufen. Das heißt, das Land selbst ist 
mit 81 Millionen € bzw. bis zu 95 Millionen € da-
bei.  

 

Für uns ist sehr, sehr wichtig, dass die Erstattung 
der Kosten der Unterkunft durch den Bund von 
50 % auf 75 % erhöht werden soll. Für Sie als 
Hausnummer: Wenn man das ganze Jahr sieht, 
sind das 100 Millionen €. Wenn das zum 
1. Oktober 2020 in Kraft treten wird, heißt das, 
das sind noch 25 Millionen €. Da wir aus dem 
Sonderpaket 70 Millionen € vorgesehen haben, 
die wir in den Landkreisen und den kreisfreien 
Städten belassen wollen, kommen insgesamt 
noch einmal 25 Millionen € oben drauf, um Hilfe-
stellungen zu geben.  

 

Insgesamt, sage ich, ist das rundherum ein Paket, 
das sich sehen lassen kann, welches nicht mehr 
mit der Gießkanne das Geld verteilt, sondern wirk-
lich zielgerichtet ist. Wir werden das nutzen und 
werden die Voraussetzungen schaffen, damit wir 
im Land sicherstellen, dass wir Kofinanzierungen, 
wenn sie notwendig sind, stemmen.  

 

Es ist sicherlich auch diesbezüglich noch eine 
ganze Menge zu klären. Für Sie zur Vorgehens-
weise: In der Staatskanzlei wird es eine Koordi-
nierungsgruppe geben, weil die Fachministerien 
noch im Einzelnen mit dem Bundesministerium zu 
verhandeln haben. Das Ganze muss zusammen-
geführt und natürlich finanziell untersetzt werden. 
Das sind im Augenblick die Voraussetzungen, die 
zu erfüllen sind. Ich denke mir, wir sind gut dabei, 
das Angebot des Bundes anzunehmen. 

 

Im Übrigen, Herr Farle, noch einen Hinweis zum 
Thema EU. Sie haben „die Finanzierung Ihres 
Konjunkturpakets für das Land“ gesagt. Die Ver-
handlungen über die 750 Millionen € sind noch 
offen. Ob es letztlich bei einem Zuschuss in Höhe 
von 500 Millionen € bleibt bzw. bei einem Darle-
hen über 250 Millionen €, ist noch nicht geklärt. Im 
Übrigen wird auch die Bundesrepublik Deutsch-
land davon mit rund 30 Millionen € profitieren. 

 

(Zuruf) 

 

Ich denke, wir sind in der Pflicht, allen anderen 
Ländern zu helfen, weil auch wir wiederum davon 
profitieren. Insoweit sage ich Ihnen: Das ist si-
cherlich ein richtiger und notwendiger Schritt. 
Aber, was Sie deutlich gemacht haben, was zu-
treffend ist: Das Geld ist endlich, sowohl auf der 

Bundesseite als auch auf der Landesseite. Wir 
müssen sehr wohl sehen, dass wir das Geld ziel-
gerichtet einsetzen. Denn es gibt auch noch ein 
Leben nach dem Jahr 2021. Das heißt für uns, 
dass wir sehr wohl sehen müssen, wie wir uns 
strukturell so aufstellen, dass auch danach noch 
Länderfinanzhaushalte, insbesondere in Sachsen-
Anhalt, zustande kommen können. 

 

(Beifall) 

 

Schönen Dank für die Aufmerksamkeit. 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Ich sehe eine Frage von Herrn Gürth, die kann er 
jetzt stellen. 

 
 

Detlef Gürth (CDU): 

 

Herr Minister, Bund und Länder unternehmen 
enorme Anstrengungen mit Konjunkturpaketen 
und einer Reihe von Hilfsmaßnahmen, um die 
Folgen der Coronakrise auch wirtschaftlich abzu-
federn.  

 

Zu einem Thema habe ich eine Frage. Sie betrifft 
die Mehrwertsteuerabsenkung, die schon ab Juli 
in Kraft treten soll und nur für eine Dauer von 
sechs Monaten geplant ist. Bei der letzten Mehr-
wertsteueränderung gab es einen Vorlauf von un-
gefähr anderthalb Jahren. Ich frage jetzt, ob es 
schon dazu Erkenntnisse gibt, ob diese eigentlich 
ganz geile Idee praktisch durchführbar ist.  

 

Sie müssen in einem Unternehmen bis zu mehre-
re Hundert Konten umstellen, wenn Sie das Da-
tev-System nehmen. Damit sind enorme Kosten 
für die Software, die Buchungsänderungen, die 
Vorverträge, Werkverträge, Lieferverträge etc. 
verbunden. Halten Sie das für leistbar? Gibt es 
dazu zwischen Bund und Ländern schon darüber 
Gespräche, wie man damit umgehen soll? 

 
 

Michael Richter (Minister der Finanzen): 

 

Das ist sicherlich eine große Herausforderung, 
Herr Gürth. Ich halte es für leistbar. Es wird si-
cherlich auch mit Pauschalierungen gehen. Es ist 
heute, glaube ich, ein Schreiben des Bundeswirt-
schaftsministers herausgegangen zur Anpassung 
bzw. zur Aussetzung der Preisangabenverord-
nung. Stichwort: Es geht darum, dass nicht an je-
der Ware der Preis so ausgewiesen ist, dass auch 
die Umsatzsteuer entsprechend nachvollziehbar 
ist, sondern dass man zulässt, dass an der Kasse 
eine entsprechende Pauschale umgesetzt wird. 
Man ist vonseiten des Bundesfinanzministeriums 
mit den steuerberatenden Berufen und auch mit 
uns in sehr intensiv Kontakt. Wir haben in der 
nächsten Woche die Finanzministerkonferenz, auf 
der alle diese Themen erörtert werden. 

 

Das wird sicherlich zu Anfang noch etwas ruckeln. 
Aber ich denke, wir bekommen das hin. Wenn die 
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Umsatzsteuervoranmeldungen für Juli am 10. Au-
gust kommen bzw. im vereinfachten Verfahren am 
10. September fällig werden, muss man auch von-
seiten der Finanzämter mit Augenmaß an die 
Sache herangehen und damit umgehen. Ich halte 
das für machbar. Es ist sicherlich eine Herausfor-
derung, aber auch eine Chance für uns und die 
Wirtschaft, zu einer entsprechenden Ankurbelung 
zu kommen.  

 

(Zustimmung) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Damit sind wir am Ende des Debattenbeitrags an-
belangt. Wir steigen jetzt in die Dreiminutendebat-
te ein. Für die SPD-Fraktion spricht der Abg. Herr 
Hövelmann. - Herr Hövelmann, Sie haben das 
Wort. 

 
 

Holger Hövelmann (SPD): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen! Zunächst ganz herzlichen Dank, 
Herr Minister, für Ihre inhaltliche Darstellung, die 
ich im Wesentlichen teilen kann. An dieser Stelle 
hätte ich gern über einen Alternativantrag der 
Koalitionen diskutiert, diesen eingebracht und be-
gründet. 

 

(Zustimmung) 

 

Ich will sagen, wir waren uns in allen Punkten 
inhaltlich einig. Dennoch haben ganz offensicht-
lich die Finanzpolitiker der CDU-Fraktion ein 
Stopp gesetzt. 

 

(Zuruf) 

 

Das ist umso weniger erfreulich, als dass der 
Minister nicht nur jetzt eben, sondern auch in der 
Finanzausschusssitzung heute Mittag deutlich ge-
macht hat, dass eine Kofinanzierung seitens des 
Landes Sachsen-Anhalt für das Bundesprogramm 
geplant ist. 

 

(Zustimmung) 

 

Aber es ist, wie es ist. Deshalb will ich mich inhalt-
lich auf ein Thema konzentrieren. Ein Thema, das 
im Konjunkturprogramm enthalten ist, aber auch 
wiederum nicht. Es geht um die Förderung des 
Absatzes von Automobilen. Mich schmerzt - das 
will ich ganz deutlich sagen -, dass es Kritik daran 
gibt, dass im Konjunkturprogramm eine allgemei-
ne Automobilabsatzförderung nicht enthalten ist.  

 

Dass diese Kritik von der Automobilindustrie 
selbst kommt, das überrascht mich nicht wirklich. 
Da hat man, glaube ich, auch nichts anderes er-
wartet. Auch im Vorfeld ist deutlich gemacht wor-
den, was erwartet wird. Was mich schmerzt - das 
will ich ausdrücklich hier sagen -, ist die Kritik, die 
von der IG Metall kommt. Das schmerzt mich 
deshalb, weil ich sie für nicht gerechtfertigt halte.  

Ich halte sie aus zwei Gründen nicht für gerecht-
fertigt:  

 

Erstens. Die Automobilindustrie braucht kein 
Steuergeld. Warum nicht? 

 

(Zustimmung) 

 

Im Jahr 2019 haben die vier großen deutschen 
Automobilhersteller 25,9 Milliarden € Gewinn nach 
Steuern gemacht - nach Steuern. Volkswagen 
14 Milliarden €, BMW 5 Milliarden €, Daimler 
2,4 Milliarden €, Audi 4,5 Milliarden €. Es wäre 
doch ein Leichtes für die Industrie, wenigstens 
einen Teil davon zu nehmen, um das, was auf 
Halde steht, zu verbilligen und damit den Absatz 
zu fördern. 

 

Warum soll das der Steuerzahler tun? Der hat 
gerade ganz andere Dinge vor der Brust und 
muss ganz andere Leistungen schultern. Deshalb 
ist der richtige Adressat dieser Kritik nicht der 
Staat, sondern die Konzernleitungen der Automo-
bilhersteller.  

 

Ich will auch aus einem anderen Grund sagen, 
dass es richtig ist, so gehandelt zu haben; denn 
wir brauchen Impulse für die Konjunktur insge-
samt. Da sind die Dinge, die wir vor der Brust ha-
ben, viel interessanter und viel wichtiger: Über-
gangszahlungen, Kurzarbeitergeld, Investitionen. 
Das, was 130 Millionen € umfasst, ist angespro-
chen worden. Da ist nichts übrig für überflüssige 
Leistungen an eine Industrie, die ihre Hausaufga-
ben machen soll.  

 

Ich beantrage daher die Überweisung des Antrags 

 

(Zuruf) 

 

in den Wirtschaftsausschuss und zur Mitberatung 
in den Finanzausschuss. 

 

(Zuruf) 

 

Vielen Dank. 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Ich sehe trotz bewertender Äußerungen keine 
Wortmeldungen. Damit sind wir am Ende des 
Redebeitrags angelangt. Wir kommen nun zum 
Redebeitrag des Abg. Höppner für die Fraktion 
DIE LINKE. - Herr Höppner, Sie haben das Wort. 

 
 

Andreas Höppner (DIE LINKE): 

 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
muss ehrlich sagen, als ich den Antrag gelesen 
habe: Ich habe ihn wirklich mehrfach nachgelesen 
und konnte leider keine Inhalte feststellen. 

 

Ich dachte, wir bekommen zumindest in der Rede 
von Herrn Farle ein ordentliches Konjunkturpro-
gramm für Sachsen-Anhalt dargelegt und vorge-
stellt, mit dem es ordentliche Impulse gibt, in dem 
es Hinweise darauf gibt, was man machen könnte 
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und wie man es machen könnte und ähnliche 
Dinge. Aber leider ist das nicht der Fall. Darin war 
nichts;  

 

(Zuruf) 

 

das muss ganz klar sagen. Darin war nichts. Ich 
habe auch sonst nichts gesehen. Ich dachte, es 
gibt noch irgendeine Nachreichung zu dem An-
trag. Aber diese gab es nicht.  

 

(Zustimmung) 

 

Vielleicht noch einmal, weil wir gerade über das 
Konjunkturpaket der Bundesregierung sprechen 
oder das, was jetzt vorgestellt wurde: Das wird in 
Berlin demnächst diskutiert. Der Finanzminister 
hat gesagt, das geht zuerst in den Bundestag und 
dann weiter. Ihre Truppenteile sitzen doch im 
Bundestag. Bringen Sie doch einmal Vorschläge 
ein!  

 

(Zuruf) 

 

Dort können Sie doch direkten Einfluss auf diese 
Initiativen nehmen, können selbst Vorschläge 
machen, können Ideen einbringen usw. usf. Aber 
es passiert nichts. Es passiert gar nichts. 

 

(Zuruf) 

 

Nichts passiert! 

 

(Zustimmung) 

 

Tun Sie es dort und stellen Sie nicht andere vor-
weg! Meinetwegen hätten Sie auch eine Zucht-
prämie für eierlegende Wollmilchsäue vorschla-
gen können. Darüber hätten wir wenigstens reden 
können. Das wäre hier ein Inhalt gewesen. Aber 
das haben Sie nicht getan und das war auch in 
der Rede nicht nachvollziehbar. 

 

(Zuruf) 

 

Scheinbar waren Sie auch bei den letzten Parla-
mentssitzungen und Ausschusssitzungen irgend-
wie nicht richtig anwesend, als wir unsere Initiati-
ven für Sachsen-Anhalt vorgestellt haben und 
darüber gesprochen haben: zu sozialpolitischen 
Forderungen und Maßnahmen, zum Grundein-
kommen für Soloselbstständige und Kleinunter-
nehmer, aber auch Gesetzesinitiativen zur Ände-
rung bzw. Anpassung des Haushalts, Initiativen 
zur Unterstützung der Kommunen und auch zur 
Unterstützung der Kulturschaffenden mit einem 
Grundeinkommen, was in Teilen übernommen 
wurde.  

 

Auch dem Redebeitrag meines werten Kollegen 
Hendrik Lange in der letzten Sitzung konnten Sie 
wahrscheinlich nicht folgen, der darüber sprach: 
Chancen ergreifen, regional denken und ökolo-
gisch umsteuern. Darin waren viele Beispiele, wie 
man das weiter fördern kann, wie man die Kon-
junktur beleben kann usw. 

Um vielleicht noch einmal einen inhaltlichen Punkt 
zu setzen: Ein Vorschlag wäre es zum Beispiel 
auch gewesen, den Mindestlohn zu erhöhen, die 
Tarifbindung zu stärken usw. All diese Dinge hätte 
man umsetzen können. Das führt nämlich zu er-
höhter Binnennachfrage und damit auch zur Kon-
junkturbelebung. Auch das konnte ich nicht wahr-
nehmen und ist nicht passiert. 

 

Mehr Geld für Forschung und Entwicklung ist 
auch ein Thema.  

 

Natürlich ist es auch nicht in Ordnung - das muss 
ich noch sagen -, dass man zum Beispiel die Luft-
hansa unterstützt, dort also Geld hineingibt - 
9 Milliarden € -, und gleichzeitig betreibt diese 
Firma letztlich einen massiven Abbau von Perso-
nal. Das kann es nicht sein. Das ist natürlich eine 
verfehlte Konjunkturpolitik. Das ist der falsche 
Weg. 

 

(Beifall) 

 

Ja, solche und andere Diskussionsgrundlagen, 
Problemstellungen, Vorschläge und Initiativen 
kann ich in dem vorliegenden Antrag leider nicht 
erkennen. Deshalb lehnen wir ihn wegen konkre-
ter und tiefgreifender Inhaltslosigkeit ab. - Ich 
danke Ihnen. 

 

(Beifall) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Höppner, möchten Sie eine Frage von Herrn 
Schmidt beantworten? 

 
 

Andreas Höppner (DIE LINKE): 

 

Na denn! 

 
 

Jan Wenzel Schmidt (AfD): 

 

Sehr geehrter Herr Höppner, mich würde jetzt ein-
mal interessieren - Sie sagten, Sie würden gerne 
den Mindestlohn anheben -, auf welchen Betrag 
Sie den Mindestlohn pro Stunde anheben möch-
ten und wie Sie das gegenüber den Unterneh-
mern vermitteln wollen, die ohnehin schon unter 
den Coronapandemie-Verordnungen leiden, jetzt 
eine Rezession erleben werden und nun nach 
Ihren Vorstellungen noch höhere Personalkosten 
auferlegt bekommen sollen. 

 
 

Andreas Höppner (DIE LINKE): 

 

Ich könnte die Frage genau andersherum stellen 
bzw. Ihnen unterstellen, dass Sie sogar die Löhne 
senken wollen, damit es den Unternehmen besser 
geht. Das ist natürlich Quark. 

 

Ich kann Ihnen aber einen Betrag zum Mindest-
lohn nennen und der läuft bei mindestens 12 € 
ein. Am besten sollten es sogar mehr als 12 € 
sein, damit das auch rentenwirksam wird usw. 



 Landtag von Sachsen-Anhalt - Stenografischer Bericht 7/103 - 12.06.2020 

 

102 

Das können Unternehmer tragen. Natürlich muss 
man darüber reden, in welchen Zeiträumen das 
passiert usw., aber unsere Forderung lautet 12 € 
Mindestlohn - das wäre möglich - und auch mehr 
Tarifbindung. Das will ich auch noch einmal klar 
sagen. Wir erleben es in den Bereichen.  

 

Das haben wir übrigens bei Einführung des Min-
destlohns erlebt: dass die Binnennachfrage stark 
wurde und dass die Unternehmen, die Sie gerade 
genannt haben, davon profitiert haben, weil sie 
nämlich automatisch mehr Aufträge bekommen - 
der Dachdecker, der Taxifahrer oder der Gastro-
nom -, weil die Leute mehr Geld in der Tasche ha-
ben. Das geben sie natürlich auch aus, weil sie da 
mehr Sicherheit haben. 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Okay. - Sie wollen noch eine Nachfrage stellen? - 
Na, dann aber kurz. 

 
 

Jan Wenzel Schmidt (AfD): 

 

Eine ganz kurze Bemerkung vorweg: Wir wollen 
natürlich nicht den Mindestlohn absenken.  

 

Aber mich würde jetzt interessieren: Wie wollen 
Sie das denn gegenfinanzieren? Wenn die Unter-
nehmen höhere Kosten haben, legen die das über 
den Preis um. Das heißt, die Bevölkerung kann 
sich dadurch nicht mehr leisten. Es wird vielleicht 
sogar weniger Aufträge geben. Also, wo wollen 
Sie überhaupt hin, auch mit Ihren 12 € und mehr? 
Sie müssen da doch einmal eine feste Summe 
haben. 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Sie können antworten, wenn Sie wollen. 

 
 

Andreas Höppner (DIE LINKE): 

 

Ich habe es gerade erwähnt: Die Geschichte des 
Mindestlohns seit seiner Einführung ist dafür be-
zeichnend, wie erfolgreich das war, für Beschäf-
tigte und für Unternehmen - für Unternehmen! Da-
nach ging es aufwärts. Die Spirale nach unten 
wurde endlich durchbrochen und es ging nach 
oben. Die Mindestlohneinführung und die Erhö-
hung, die es auch gab, führten natürlich auch zu 
höheren Tarifen, gerade in den unteren Berei-
chen, und gerade bei uns in Sachsen-Anhalt, in 
dem Niedriglohnland, wo jeder Dritte damals weit 
unter Mindestlohn gearbeitet hat.  

 

(Zuruf) 

 

- Das ist Quark. 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Stopp mal. Wir sind in einer Dreiminutendebatte. 
Da gibt es pro Fraktion - eine alte Regel von mir - 
eine Frage. Ich habe noch eine Nachfrage zuge-

lassen. Wir machen jetzt kein Zwiegespräch und 
deswegen beenden wir jetzt diesen Debattenbei-
trag. - Als Nächster kommt für die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN der Abg. Herr Meister an 
die Reihe. Herr Meister, Sie haben das Wort. 

 
 

Olaf Meister (GRÜNE): 

 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Der Fokus der Bewältigung der Coronapandemie 
verschiebt sich aktuell. Angesichts der guten me-
dizinischen Ergebnisse und der dadurch ermög-
lichten Lockerungen stehen nun weniger die Fra-
gen der medizinischen Bewältigung - gut, Magde-
burg heute sieben geschlossene Einrichtungen; 
wir sehen also, so ganz sicher sind wir noch nicht 
- und der wirtschaftlichen Folgen im Vordergrund, 
sondern die Frage: Wie kommen wir jetzt sozial 
und wirtschaftlich aus dieser Krise wieder heraus? 
Wir brauchen tatsächlich staatliche Maßnahmen, 
die den dramatischen wirtschaftlichen Einbrüchen 
begegnen und die dafür sorgen, dass die sozialen 
Probleme gelöst werden.  

 

Wenn wir nun aber - letztlich natürlich auf Kosten 
zukünftiger Legislaturperioden und Generationen - 
riesige Summen bewegen, dann müssen wir die 
Situation so nutzen, dass wir nicht nur ein teures, 
kurz wärmendes Strohfeuer entfachen, sondern 
dass wir damit zugleich an der Lösung der Pro-
bleme unserer Gesellschaft und der bestehenden 
Defizite arbeiten, seien es die dringend nötige 
Digitalisierung samt der dazugehörigen Infrastruk-
tur, der Einsatz gegen den Klimawandel, die 
Maßnahmen zur Umsetzung der Energie-, Ver-
kehrs- und Agrarwende. Das alles sind Dinge, die 
wir lösen müssen, wenn wir ganz schlicht unsere 
Zukunft sichern wollen, wenn wir den nächsten 
Generationen, und zwar weltweit, Lebensqualität 
ermöglichen wollen. 

 

Wenn wir Geld nicht in die Fortsetzung überkom-
mener Verhältnisse, sondern in die Lösung unse-
rer drängenden Probleme, also nachhaltig, inves-
tieren, kann es uns tatsächlich gelingen, diese 
Krise als Chance zu nutzen und stärker aus ihr 
hervorzugehen, als wir hineingegangen sind. Das 
muss unser Ziel sein. 

 

Der Antrag der AfD-Fraktion ist da letztlich nichts-
sagend. Außer der Forderung, dass es Geld vom 
Bund geben mag, ist darin nichts enthalten. Auch 
die Rede von Herrn Farle hat mich jetzt nicht wirk-
lich weitergebracht, was das genaue Ziel ist. Es 
ist, glaube ich, weiterhin so - gut, Sie haben an-
gekündigt, dass Sie noch etwas sagen werden, 
genau -, dass Sie gedanklich noch ein bisschen in 
den 50er- oder 60er-Jahren stehen geblieben sind 
und auf alles schimpfen, was an neuen Entwick-
lungen kommt. Das ist immer eine Grundtendenz.  

 

Aber eines ist ganz konstant in der Welt, wenn 
man sich die Geschichte ansieht, und das ist die 
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Veränderung. Tatsächlich muss man, gerade 
wenn man sich mit wirtschaftlichen Fragen aus-
einandersetzt, schauen, wohin die Veränderung 
geht, und muss da vorn dran sein. Das ist tatsäch-
lich unsere Aufgabe in der Wirtschaftspolitik. Das 
betrifft gerade den Ressourcenverbrauch, dass 
wir also mit den Ressourcen, die wir verbrauchen, 
auch hinkommen, dass wir nur das verbrauchen, 
was wir haben. Das ist unsere Aufgabe. 

 

Die Bundesregierung hat ein Konjunkturprogramm 
angekündigt, das in mehrerer Hinsicht überra-
schend war. Ich war fest davon ausgegangen, 
dass man dort der Versuchung der Abwrackprä-
mie, die recht unsinnig wäre, nicht widerstehen 
könne. Das konnte man dann aber. Das hat uns 
tatsächlich überrascht. 

 

Es gibt in dem Programm des Bundes tatsächlich 
auch diverse Anknüpfungspunkte, die den Weg in 
die von mir genannte Richtung aufzeigen und er-
möglichen. Die Mehrwertsteuersenkung hingegen 
habe ich aktuell nicht verstanden. Die ist teuer, 
ineffizient und arbeitet nach dem üblichen Gieß-
kannenprinzip. 

 

Lassen Sie uns den von mir aufgezeigten Weg 
gehen. Eigentlich sollte hier jetzt ein Alternativan-
trag stehen und ein bisschen das aufzeigen, in 
welche Richtung die Koalition gehen kann. Das 
hat tatsächlich nicht geklappt. Insofern empfehlen 
wir die Überweisung in den Wirtschafts- sowie in 
den Finanzausschuss. - Danke schön. 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Gut. Ich sehe keine Wortmeldungen. Deswegen 
können wir zum nächsten Redebeitrag überge-
hen. Von der CDU-Fraktion spricht der Abg. Herr 
Thomas. - Herr Thomas, Sie haben das Wort. 

 
 

Ulrich Thomas (CDU): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine Damen und 
Herren! Ich glaube, es ist noch nicht bei allen an-
gekommen, dass wir die schwerste Krise seit Be-
stehen der Bundesrepublik Deutschland haben. 
Ich glaube, vielen Menschen ist noch nicht be-
wusst, was noch auf uns zukommen wird. Ich 
kann mich an Diskussionen vor 20 Jahren erin-
nern, als es um die Demografie in Sachsen-Anhalt 
ging. Da hat man uns prophezeit, wir werden mal 
die älteste Region Europas sein, mit allen Folgen, 
die damit verbunden sind. Heute ist es so weit, 
und wir erschrecken uns immer wieder, wie wir 
weiter ausdünnen und wie schwer es ist, unsere 
Infrastruktur aufrechtzuerhalten. 

 

Nachdem wir die Gesundheitskrise - Gott sei 
Dank - gemeistert haben, geht es jetzt darum, erst 
einmal den Schaden aufzunehmen, der entstan-
den ist. Ich bin der Landesregierung außerordent-
lich dankbar, dass es zügig möglich war, Soforthil-

fen auf den Weg zu bringen und dass wir mehr als 
40 000 Anträge bewilligen konnten, damit das 
Leben für viele Unternehmer - bis hin zu den 
Kleinstunternehmen - überhaupt weitergehen 
konnte. Ich möchte uns ein bisschen davor war-
nen, jetzt in ein Kleinklein zu verfallen und diese 
Debatte schon mit Ideologien zu befrachten, die 
zu diesem Zeitpunkt überhaupt nicht gefragt und 
auch nicht hilfreich sind. Es geht nach wie vor 
darum, den Überlebenskampf der Unternehmen 
zu unterstützen und den Unternehmen weiter 
dabei zu helfen, dass sie am Markt bleiben.  

 

Und das erwarten die Unternehmen auch von 
uns; denn wenn die Wirtschaftskrise wirklich 
kommt, dann ist eine Finanzkrise absehbar, und 
dann reden wir im nächsten Jahr um diese Zeit 
über die Kommunalfinanzen, weil die Gewerbe-
steuern wegbrechen, was wir ja jetzt schon hier 
und da wahrnehmen müssen. 

 

Ich werbe auch ausdrücklich dafür, dass wir die 
Folgen dieser Krise wirklich so abschätzen, wie 
sie stattfindet. Es gibt auch Branchen, die bisher 
sehr gut durch diese Krise gekommen sind, zum 
Beispiel die Baubranche. Auch viele Handwerks-
betriebe, die nicht schließen mussten, kommen 
durchaus gut durch diese Krise. Und die, die nun 
wieder arbeiten dürfen - die Friseure oder der Ein-
zelhandel -, ja, die laufen langsam an. Aber wir 
dürfen nicht vergessen, unter welchen Bedingun-
gen die arbeiten müssen: mit Hygieneauflagen, 
mit nur der Hälfte der Plätze, die bewirtschaftet 
werden können, nach wie vor mit Einnahmever-
lusten. Das sind Folgen, die wir betrachten und 
auch entsprechend abmildern müssen. 

 

Deswegen ist alles richtig, was dort hilft. Ich be-
grüße ausdrücklich eine Steuersenkung. Es ist 
immer gut für die CDU, wenn wir Steuern senken 
können. Darüber, wie man es administriert, kann 
man reden. Aber die Stoßrichtung ist fertig. 

 

Und ich will noch eines sagen: Wir hatten gestern 
im Zusammenhang mit der Regierungserklärung 
eine Diskussion zum Thema „Der Weg Sachsen-
Anhalts aus der Krise“. Ich bin unserem Minister-
präsidenten außerordentlich dankbar für die kla-
ren Worte. Auch wir selbst haben doch erlebt - 
auch durch unseren Ausschussvorsitzenden Lars-
Jörn Zimmer -, dass es auch möglich war, sich in 
Krisenzeiten zu informieren und gemeinsam 
schon Sachen zu besprechen, und zwar mit Vi-
deokonferenzen, die wir im Wirtschaftsausschuss 
regelmäßig durchgeführt haben, sodass alle zu-
mindest informiert waren und ihre dringendsten 
Fragen stellen konnten.  

 

Deswegen ist es richtig, dass dieser Antrag - dies-
bezüglich schließe ich mich meinen Vorrednern 
an - inhaltlich nicht viel sagt. Wie sollte er das 
auch? Es sind ja alles erst einmal nur Gedanken, 
dass man eine Geldsumme zur Verfügung stellt 
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und sagt: Das haben wir vor. Aber wichtig ist doch 
der Impuls, der von diesem Antrag ausgeht, dass 
man nämlich sagt, er regt zu einer weiteren Dis-
kussion im Wirtschaftsausschuss an. Und genau 
die wollen wir doch auch führen. Dieses Thema 
der Auswirkungen der Coronakrise auf die hiesige 
Wirtschaft und die Frage, wie wir am besten hel-
fen können, ist doch ein Dauer-Tagesordnungs-
punkt im Wirtschaftsausschuss, und das wird er 
auch bleiben. Das muss er auch bleiben, weil die 
Leute es einfach von uns erwarten. 

 

(Beifall) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Thomas, das kann er auch bleiben, aber Ihre 
Redezeit ist um. 

 
 

Ulrich Thomas (CDU): 

 

Das habe ich mir gedacht, Herr Präsident. 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Das kann man sogar sehen. 

 
 

Ulrich Thomas (CDU): 

 

Ja, jetzt sehe ich es auch, wo Sie mich darauf auf-
merksam machen. - Ich würde vielleicht noch 
einen Satz sagen, wenn Sie es mir erlauben? 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Einen kurzen.  

 
 

Ulrich Thomas (CDU): 

 

Vielen Dank. Das wird ein ganz kurzer. - Es gibt 
auch Hilfen, die kosten kein Geld. Das nennt man 
Bürokratieabbau, das nennt man Abbau von Kon-
trollpflichten, das nennt man auch Abbau von 
Nachweispflichten. Ich glaube, wenn wir die 
Unternehmen an dieser Stelle entlasten, dann 
werden sie auch die Kosten für die Hygieneaufla-
gen besser meistern, als wenn wir sie nach wie 
vor mit irgendwelchen Kontrollen von Behörden 
belasten. - Vielen Dank. 

 

(Beifall) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Na ja, Herr Thomas, das war jetzt kein ganz kur-
zer Satz mehr. - Gut. Wir sind am Ende Ihres Re-
debeitrags angelangt. Ich habe zumindest keine 
Wortmeldung gesehen. - Demzufolge können wir 
jetzt zum nächsten Beitrag übergehen, und das ist 
der von Herrn Farle. - Halt, Herr Farle, noch ein-
mal der letzte Satz von mir: nachdem der Tisch 
desinfiziert worden ist.  

 

(Robert Farle, AfD: Ich brauche das gar 
nicht. - Zurufe - Heiterkeit) 

So, Herr Farle, dann haben Sie jetzt die Chance. 
Bitte sehr. 

 
 

Robert Farle (AfD): 

 

Sie hatten natürlich das Problem, dass ich den 
zweiten Teil noch nicht vorgetragen habe. Das tue 
ich jetzt. 

 

Das Zukunftspaket bezeichnet das zweite große 
Maßnahmenbündel des Konjunkturprogramms 
und kommt mit einem hohen Anspruch daher, der 
aber nicht eingehalten wird. Dort ist richtig formu-
liert, dass die Wasserstoffwirtschaft als Kernele-
ment vorangebracht werden soll. Dabei ist hervor-
zuheben, dass unseres Erachtens eine sinnvolle 
Wasserstoffwirtschaft aber nur möglich ist, wenn 
eine sehr preiswerte Erzeugung dieses Wasser-
stoffs möglich ist.  

 

Das heißt, ich plädiere ausdrücklich dafür, für die 
Zukunft das Thema der Kernenergie wieder auf-
zugreifen und einen Dual-Fluid-Reaktor in Sach-
sen-Anhalt in einen Probelauf zu nehmen, weil wir 
dort Energie so preiswert erzeugen können, dass 
diese ausreicht, um große Mengen an Wasser-
stoff zu produzieren. Das ist die in die Zukunft 
reichende Idee.  

 

Wenn man die Kernenergie mit den traditionellen 
Reaktoren aus Sicherheitsgründen abschalten will 
und wenn man aus der Kohle aussteigen will, 
dann muss man etwas dagegensetzen. Über-
gangsweise kann man hier mit Gas arbeiten. 

 

Was ich an dem Programm, das jetzt vorliegt, 
sehr zu kritisieren habe, ist dieses: Es klammert 
die ganze Geschichte mit den Pkw aus. Das sind 
aus ideologischen Gründen eingebaute Fehler. Es 
wird besonders der Absatz der Autos mit Elektro-
antrieb auf Batteriebasis subventioniert. Wir alle 
wissen, dass das eine Sackgasse für die Zukunft 
ist, weil das nicht funktionieren wird. In diesem 
Bereich ist Wasserstoff schon heute die richtige 
Alternative, selbst dann, wenn er durch Strom aus 
Windenergie und Fotovoltaik erzeugt wird. Im 
Lkw- und Schiffsbereich ist dies sehr sinnvoll. Wir 
haben auch gute Bedingungen dafür, die Wasser-
stoffwirtschaft auszubauen. 

 

Ich komme auf drei Kernpunkte zu sprechen, die 
ich für die Ankurbelung der Wirtschaft fordere: 

 

Erstens. Beseitigung unseres Investitionsstaus. 
Bei Straßen und Brücken haben wir einen Bedarf 
von 460 Millionen € in unserem Bundesland. 

 

Zweitens. Stärkung des ländlichen Raumes, In-
vestitionen in Breitbandausbau, Kitas, Bildungs-
einrichtungen, Naherholungsgebiete, Tourismus, 
Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen. 

 

Drittens. Aufbau eines tragfähigen Geschäftsmo-
dells; denn ob sich die Wasserstofferzeugung in 
Sachsen-Anhalt durchsetzen wird, wird davon ab-
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hängig sein, ob wir Energie preiswert genug er-
zeugen können, die die Grundlage für eine wett-
bewerbsfähige, insgesamt funktionierende Wirt-
schaft ist. 

 

Machen Sie sich bitte eines klar: Wir werden die 
Wohlstandsverluste nur aufholen und in unserem 
Land irgendwann wieder an die Spitze in der In-
dustrie kommen können, wenn die Energiepro-
duktion in unserem Land so preiswert wird, dass 
wir Wasserstoff in allen Bereichen konkurrenzfä-
hig produzieren und als neuen Energieträger ein-
setzen können. - Vielen Dank. 

 

(Beifall) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Damit sind wir am Ende der Debatte angelangt. 

 

Ich habe gehört, dass es einen Antrag auf Über-
weisung in den Wirtschaftsausschuss gibt. Einen 
Antrag darüber hinaus wüsste ich jetzt nicht. 

 

(Zuruf: Finanzen!) 

 

- Und Finanzen? Okay. Also: Wirtschaftsaus-
schuss und Ausschuss für Finanzen. Dann ist der 
Ausschuss für Finanzen aus der Logik der Sache 
heraus mitberatend. Wer dem seine Zustimmung 
gibt, den bitte ich jetzt um sein Kartenzeichen. - 
Das sind die AfD-Fraktion und die Koalitionsfrak-
tionen. Wer ist dagegen? - Die Fraktion DIE 
LINKE. Gibt es Stimmenthaltungen? - Die gibt es 
nicht. Demzufolge gibt es eine mehrheitlich be-
schlossene Überweisung in den Wirtschaftsaus-
schuss und zur Mitberatung in den Finanzaus-
schuss. Damit haben wir den Tagesordnungs-
punkt 16 beendet. 

 

Noch ein ganz kleiner Hinweis: Herr Farle, das 
Problem ist, dass die Anlage einer solchen Debat-
te so ist, dass man die Argumente in der Begrün-
dung einführt. Der Debattenbeitrag ist dazu ge-
dacht, dass Sie auf die anderen Redner reagie-
ren. Insofern macht es dies dann für die anderen 
wieder schwer, auf den eigentlichen Inhalt zu 
reagieren. Das ist nur ein ganz nett gemeinter 
Hinweis, überhaupt keine Ermahnung. 

 

 

Wir kommen jetzt zum 

 

 

 

Tagesordnungspunkt 18 

 

Erste Beratung 

 

Verlässliche Vorgaben für Alten- und Pflege-
einrichtungen - Rechtssicherheit für alle Betei-
ligten gewährleisten 

 

Antrag Fraktion DIE LINKE - Drs. 7/6119 

 

Alternativantrag Fraktion CDU, SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN - Drs. 7/6156 

Einbringerin ist die Abg. Frau Zoschke. - Sie hat 
jetzt auch das Wort. 

 
 

Dagmar Zoschke (DIE LINKE): 

 

Danke schön, Herr Präsident. - Werte Kolleginnen 
und Kollegen! Die Pandemie hat für alle Men-
schen eine Unmenge an Einschränkungen, Ver-
zichten und neuen Herausforderungen gebracht, 
deren Auswirkungen heute noch nicht zu über-
blicken sind und die wir alle noch lange verspüren 
werden. Nur sehr langsam kehren wir zur Norma-
lität zurück. Und die Gefahr einer zweiten An-
steckungswelle ist allgegenwärtig. 

 

Die wohl drastischsten Einschränkungen haben 
die Bewohnerinnen und Bewohner von Pflegeein-
richtungen hinnehmen müssen, wohlgemerkt: zu 
ihrem Schutz. Sie durften von einem Tag auf den 
anderen keine Besuche mehr empfangen, die Ein-
richtung nicht mehr verlassen und waren auch im 
Umgang in der Einrichtung auf wenige Kontakte 
mit dem Pflegepersonal beschränkt. Die Bewoh-
nerinnen und Bewohner fühlten sich in ihren 
schönen Einrichtungen eingesperrt und vom Le-
ben abgeschnitten. Viele waren plötzlich allein 
und einsam. Dies wünscht man keinem Men-
schen. 

 

In einem Schreiben eines betroffenen Ehepaares 
ist von einer entwürdigenden Situation und haft-
ähnlichen Bedingungen die Rede. Das ist sicher-
lich eine Sache von Gefühlen, aber dennoch er-
schreckend. Viele der Bewohnerinnen und Be-
wohner leiden unter diesen Umständen. Aber 
auch für die Angehörigen und Freunde war diese 
Zeit keine leichte Zeit. 

 

Wie oft haben wir uns hier über die Personalsitua-
tion in der Pflege gestritten. Sie war vor Corona, 
sie ist während Corona und sie wird auch in ab-
sehbarer Zeit nicht rosig sein. Mit großer Wahr-
scheinlichkeit hat gerade diese bestehende Per-
sonalsituation zur Verschärfung der eh schon 
schwierigen Lage beigetragen und die bestehen-
den Lebensbedingungen in den Einrichtungen mit 
erschwert. 

 

An dieser Stelle möchte sich meine Fraktion er-
neut und auf das Herzlichste bei allen Pflegekräf-
ten in den stationären Einrichtungen und bei den 
Pflegediensten, aber auch bei allen pflegenden 
Angehörigen für ihren unermüdlichen Einsatz bis 
zum heutigen Tag bedanken. 

 

(Beifall) 

 

Wir wünschen ihnen allen weiterhin viel Gesund-
heit, Kraft und auch den erforderlichen Optimis-
mus, diese und zukünftige Anforderungen zu 
meistern. 

 

Ja, die alten und älteren Menschen bilden eine 
Risikogruppe. Die getroffenen Maßnahmen sollten 
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sie ganz besonders schützen. Genau dies macht 
alles Agieren besonders kompliziert. 

 

Deutlich wurde auch, dass sich nicht alle gleicher-
maßen an die Auflagen gehalten haben. Die Fol-
gen dieses Nichteinhaltens werden ausgeblendet 
und führen wieder zu drastischen Maßnahmen, 
unter denen auch diejenigen leiden, die sich 
daran gehalten haben. 

 

Darüber hinaus ist es unter anderem nicht erklär-
bar, dass die Bewohnerinnen und Bewohner so 
eingeschränkt leben, dass Pflegepersonal nach 
jedem Dienst das Haus verlässt, mit zig anderen 
Menschen in Kontakt gerät und am nächsten Tag 
ohne Test wieder an die Arbeit geht. Auch des-
halb jetzt unser Antrag. 

 

Schätzungsweise leben bundesweit 885 000 
Menschen in insgesamt 11 488 Alten- und Pflege-
heimen. Schon diese Zahl macht deutlich, dass es 
sich hier nicht um einen kleinen Kreis Betroffener 
dreht. Dennoch macht sich das Gefühl breit, dass 
diese Gruppe von Menschen bei den vielen Über-
legungen der Rückkehr zur Normalität keinerlei 
Beachtung findet. Das ärgert uns gewaltig. 

 

Wir halten es für selbstverständlich, dass es dann, 
wenn die Gesellschaft beginnt, mit kleinen, vor-
sichtigen oder aber auch mit größeren Schritten in 
den gewohnten Alltag zurückzufinden, auch Maß-
nahmen geben muss, die in den Alten- und Pfle-
geeinrichtungen gleichermaßen zu Lockerungen 
und Vereinfachungen der bestehenden Prozesse 
führen. 

 

Es war nicht überhörbar, dass sich die Träger von 
Einrichtungen und alle Pflegedienstleitungen hier 
ganz deutlich bundeseinheitliche Standards ge-
wünscht hätten. Die Ankündigung der Bundes-
kanzlerin und der Regierungschefinnen 
und -chefs der Länder Anfang Mai haben da auch 
anderes vermuten lassen. Gegenwärtig führen die 
von Bundesland zu Bundesland unterschiedlichen 
Maßnahmenpakete mehr zu Verunsicherung denn 
zu mehr Sicherheit. Dies bringt Träger sowie Ein-
richtungsleiterinnen und Einrichtungsleiter in 
Zwangslagen und führt nicht immer zu klugen und 
mutigen Entscheidungen. 

 

Auch nach unserer Sechsten Verordnung über 
Maßnahmen zur Eindämmung der Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 in 
Sachsen-Anhalt vom 26. Mai 2020 sind die Be-
suchsmöglichkeiten für Bewohnerinnen und Be-
wohner sowie Patientinnen und Patienten auf eine 
Person am Tag für eine Stunde eingeschränkt. 
Entscheidungen soll jeder Träger, jede Einrich-
tung entsprechend der konkreten Infektionslage 
vor Ort treffen. Darüber hinaus sind auch hier 
Maßnahmenpakete für die erforderliche Hygiene 
notwendig, die personelle und materielle Res-
sourcen erfordern und die Einrichtungen an deut-
liche Grenzen stoßen lassen. 

Ich will an dieser Stelle einmal unsere Gesund-
heitsministerin als eine der wenigen, wenn nicht 
sogar als einzige Gesundheitsministerin in der 
Bundesrepublik Deutschland ausdrücklich lobend 
erwähnen, die öffentlich beklagt hat, dass die 
Risikogruppe Senioren zu oft vergessen wird und 
dass sie trotz Pflegebedürftigkeit auch das Recht 
auf Selbstbestimmung und Freiheit hat. 
 

(Beifall) 

 

Es soll Einrichtungen und Träger geben, die aus 
Angst vor möglichen strafrechtlichen Konsequen-
zen im Falle eines möglichen Infektionsgesche-
hens den Ausgang der Bewohnerinnen und Be-
wohner auf den eigenen Außenbereich be-
schränkt bzw. in Gänze unterbunden und bei Zu-
widerhandlungen mit der Fortsetzung von Qua-
rantänemaßnahmen gedroht haben. Ich will gleich 
sagen: Dies ist sicherlich eine drastische Ausnah-
me, aber bei den bestehenden Ängsten und Un-
sicherheiten tatsächlich existent. Dies ist mitnich-
ten unsere Erfindung, sondern eine Feststellung 
der Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-
organisationen. 
 

Dies bringt uns zu unserer ersten Forderung in 
dem Antrag. Von der Politik werden klare, eindeu-
tige Vorgaben erwartet, auch und besonders, 
wenn man bedenkt, dass im jüngsten Konjunktur-
paket der Bundesregierung die Pflegekräfte, 
deren schlechte Bezahlung ein wesentlicher 
Grund für die schlechte Personalausstattung in 
vielen Heimen ist, überhaupt nichts abbekommen. 
Auch das ist ein Skandal. 

 

Wir wollen eine allgemein verbindliche Anordnung 
für alle Alten- und Pflegeeinrichtungen über das 
Verlassen und die Rückkehr in die Einrichtung 
und über die erforderlichen Hygienemaßnahmen 
für diesen Fall. Ziel müssen Glaubwürdigkeit und 
Machbarkeit der Maßnahmen sein, um so zu 
mehr Verständnis bei den zu Pflegenden, ihren 
Angehörigen und dem Personal zu gelangen. 

 

Ebenso klare und verständliche Regelungen müs-
sen die Gestaltung der persönlichen Kontakte der 
Bewohnerinnen und Bewohner zur Familie und zu 
Freunden beinhalten. Wir sind uns sicherlich darin 
einig, dass für viele alte und ältere Menschen der 
regelmäßige Kontakt zu Familie, Freunden oder 
anderen Bezugspunkten auch einen therapeuti-
schen Hintergrund besitzt. Angehörige sind Be-
standteil des Pflegesettings. Sie helfen und unter-
stützen bei der Nahrungs- und Getränkeaufnahme 
und bei der regelmäßigen Medikamenteneinnah-
me. Sie lesen vor und gehen mit ihren Angehöri-
gen spazieren. Sie helfen, Erinnerungen und das 
Interesse am aktuellen Geschehen wachzuhalten. 
Sie helfen mit ihrem Tun, auch die gegenwärtige 
Situation zu erklären, und können damit das Ver-
ständnis für die zu bewältigenden Maßnahmen er-
höhen. Damit entlasten sie wiederum die Pflege-
kräfte deutlich. 
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Darüber hinaus gelingt es auch mit ihrer Hilfe, die 
Herausforderungen an die aktuelle gesundheit-
liche Prävention und die Gesundheitsfürsorge für 
die nähere und weitere Zukunft gemeinsam mit 
ihren zu Pflegenden zu ermitteln und zu gestalten. 
Das reicht von der Bewegungstherapie bis zum 
Zahnarztbesuch. 

 

Unsere Aufgabe als Politik ist weiterhin, die Rah-
menbedingungen so zu gestalten, dass die Träger 
der Einrichtungen und die Pflegedienstleitungen 
ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den statio-
nären Einrichtungen selbst, aber auch bei den 
Pflegediensten mit der erforderlichen Schutzklei-
dung ausstatten. 

 

Ein bisher zu wenig beachteter Aspekt ist die 
dringend notwendige Testung der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der Einrichtungen und bei den 
Pflegediensten. Hier stehen wir offenbar noch 
ganz am Anfang. 

 

Auch wir können kein Personal backen. Dennoch 
müssen wir gemeinsam mit allen Akteuren nach 
Möglichkeiten der personellen Unterstützung, be-
sonders für den stationären Bereich, suchen. 
Auch das ist unserer Meinung nach noch ein Be-
reich mit ganz viel Luft nach oben. 

 

Nicht zuletzt erwarten wir unter anderem vom 
Ministerium für Arbeit, Soziales und Integration 
des Landes die Erarbeitung einer Handlungsemp-
fehlung für die Akteure im häuslichen Kranken- 
und Altenpflegebereich. Neben der notwendigen 
hygienischen Standardausstattung mit Desinfek-
tionsmitteln und Schutzkleidung und deren zu-
sätzlicher Finanzierung müssen auch Fragen der 
Notbetreuung für Pflegende geklärt werden, um 
die pflegerische Versorgung auch bei einem Aus-
fall der Pflegepersonen sicherzustellen. 

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-
organisationen fordert überdies ein frei verfügba-
res Budget für pflegende Angehörige, um flexibel 
Unterstützung organisieren zu können. 

 

Für besonders wichtig erachten wir ein Beratungs- 
und Betreuungsangebot für pflegende Angehöri-
ge, das entsprechend der aktuellen Lage an sie-
ben Tagen in der Woche erreichbar ist. 

 

Nun noch ganz kurz zu dem Alternativantrag, 
werte Koalitionsfraktionen. Ich habe manchmal 
den Eindruck, Sie besitzen einen Dauerbezugs-
schein für Weichspüler. Das Problem ist zwar er-
kannt. Sie gucken, was Sie bisher getan haben, 
loben sich dafür und machen so weiter. Das wird 
auf Dauer und ganz speziell hier nicht helfen. 

 

(Beifall) 

 

Selbstverständlich ist der Katalog der Möglichkei-
ten nach oben offen. 

 

Wir bitten um Zustimmung zu unserem Antrag. 

 

(Beifall) 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Offensichtlich gibt es eine Frage, Frau Zoschke, 
von Herrn Steppuhn. Etwas anderes geht jetzt gar 
nicht. Also muss es schon eine Frage sein. 

 

 

Andreas Steppuhn (SPD): 

 

Ich wollte an dieser Stelle nur sagen, dass sich 
die Fraktionen darauf verständigt haben, die De-
batte zu diesem wichtigen Thema zunächst im 
Ausschuss zu führen, sodass der Änderungsan-
trag heute noch gar nicht zur Debatte steht. Des-
halb beantrage ich jetzt die Überweisung in den 
Ausschuss für Arbeit, Soziales und Integration. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Okay. Das ist nun noch einmal ein anderes Ver-
fahren. 

 

Ich wollte Ihnen nur sagen: Ein Änderungsantrag 
kann schon deswegen nicht zur Debatte stehen, 
weil keiner vorgelegt worden ist. Es ist ein Alter-
nativantrag vorgelegt worden. Aber wir wollen 
heute nicht kleinlich sein. 

 

Demzufolge findet - anders als es ursprünglich im 
Ältestenrat vereinbart worden ist - zu dem Tages-
ordnungspunkt keine Debatte statt. Ich frage aber 
trotzdem: Gibt es jemanden, der jetzt dazu reden 
will? - Nein, das ist nicht so.  

 

Insofern können wir gleich zu dem Begehren auf 
Überweisung in den Ausschuss kommen. Das be-
trifft sowohl den Ursprungsantrag als auch den 
Alternativantrag. Wenn ich das richtig mitbekom-
men habe, sollen die Anträge in den Sozialaus-
schuss überwiesen werden. - Offensichtlich ist 
das richtig. Wer für diese Überweisung ist, den 
bitte ich jetzt um sein Kartenzeichen. - Das ist 
nach einigem Zögern offensichtlich das gesamte 
Haus. Ich frage trotzdem auch nach Gegenstim-
men. - Sehe ich nicht. Gibt es Stimmenthaltun-
gen? - Sehe ich auch nicht. Demzufolge ist die 
Überweisung des Antrages und des Alternativan-
trages in den Sozialausschuss einstimmig be-
schlossen worden. 

 

Wir werden für die letzten beiden Tagesordnungs-
punkte hier vorn noch einen Wechsel vornehmen. 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Ich rufe auf den  

 
 
 

Tagesordnungspunkt 19 

 

Erste Beratung 

 

Eltern und Einrichtungen im eingeschränkten 
Kita-Regelbetrieb entlasten 

 

Antrag Fraktion DIE LINKE - Drs. 7/6120 
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Wie ich jetzt erfahren habe, ist bei dem Tages-
ordnungspunkt 18 ebenso verfahren worden, wie 
wir auch jetzt verfahren wollen. Wir werden die 
Einbringung des Antrages durch die Fraktion DIE 
LINKE hören. Dazu wird Frau Hohmann spre-
chen. Eine Debatte wird es nicht geben. Es wird 
nur über die Überweisung des Antrages in einen 
Ausschuss abgestimmt. - Frau Hohmann, damit 
haben Sie das Wort. 

 
 

Monika Hohmann (DIE LINKE): 

 

Recht vielen Dank, Herr Präsident. - Sehr geehrte 
Damen und Herren! Seit dem 2. Juni 2020 gilt der 
eingeschränkte Regelbetrieb in den Kindertages-
einrichtungen des Landes Sachsen-Anhalt. Die-
sen Umstand begrüßen wir als Fraktion sehr. 
Denn nach vielen Wochen der Schließung und 
der Notbetreuung können Kinder jetzt wieder in 
ihre Einrichtungen gehen, wieder mit ihren Freun-
den spielen und endlich wieder bei ihren Erziehe-
rinnen sein. Eltern können wieder weitestgehend 
ihrer Arbeit nachgehen und Erzieherinnen haben 
endlich wieder ihre Kinder im Haus. Man könnte 
meinen, dass nun alles gut ist und alle Beteiligten 
glücklich über den Zustand sind. Das, meine 
Damen und Herren, ist leider nicht der Fall. 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! Schauen wir 
uns einmal an, was die eingeschränkte Regelbe-
treuung bedeutet, auf die sich der gemeinsame 
Beschluss der Jugend- und Familienministerkon-
ferenz und der Bundesministerin für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend vom 28. April 2020 
bezieht. In der dritten Phase, dem eingeschränk-
ten Regelbetrieb, geht es unter anderem um Fol-
gendes - ich zitiere -: 

 

„Bei weiterer Entspannung der infektions-
hygienischen Lage wird der Rechtsan-
spruch auf Betreuung gemäß § 24 SGB VIII 
nicht länger durch das Infektionsschutzge-
setz eingeschränkt. In diesem Fall haben 
somit alle Eltern einen Anspruch auf die Be-
treuung ihrer Kinder in einer Kindertages-
einrichtung bzw. einer Kindertagespflege.“ 

 

Daraus ergeben sich für mich zwei Fragen. Ers-
tens. Wie gehen wir in Sachsen-Anhalt nun mit 
dem Rechtsanspruch aus dem KiFöG um? Zwei-
tens. Warum beruft sich die Landesregierung in 
ihrem Erlass vom 26. Mai 2020 auf das Infektions-
schutzgesetz, wo doch die Jugend- und Fami-
lienministerkonferenz Folgendes festlegte - ich 
zitiere erneut -: 

 

„Die Einschränkungen in der Kindertages-
betreuung erfolgen in den ersten beiden 
Phasen auf Grundlage des Infektions-
schutzgesetzes. Erst ab der dritten Phase 
wird der Rechtsanspruch auf Betreuung ge-
mäß § 24 SGB VIII nicht länger durch das 
Infektionsschutzgesetz eingeschränkt.“ 

Sehr geehrte Damen und Herren! Welche Folgen 
hat der eingeschränkte Regelbetrieb nun vor Ort? 
Die meisten von Ihnen waren sicherlich schon in 
der einen oder anderen Kita und haben sich um-
gehört, wie es dort läuft. Aufgrund der getroffenen 
Maßnahmen, auch gemäß dem Hygieneplan, sind 
in den Einrichtungen stringente Vorgaben zu erfül-
len. So halten sich alle Kinder wieder in ihren je-
weiligen Gruppen auf, nutzen ihnen fest zugeord-
nete Gruppen- und Schlafräume und werden von 
ihnen bekannten pädagogischen Fach- und Hilfs-
kräften betreut. 

 

Das, meine Damen und Herren, stellt die Träger 
der Einrichtungen natürlich vor große Herausfor-
derungen; denn der eingeschränkte Regelbetrieb 
ist mit einem erheblichen Personalaufwand ver-
bunden. Dies führt in großen Teilen dazu, dass 
die Öffnungszeiten erheblich reduziert worden 
sind und Kinder die Kita nur eingeschränkt be-
suchen können. Es gibt Einrichtungen in unserem 
Land, die für alle Kinder nur eine Betreuung für 
drei Stunden am Tag anbieten. 

 

Problematisch dabei ist, dass Eltern durch die 
Reduzierung der Öffnungszeiten ihren Betreu-
ungsvertrag nicht in vollem Umfang in Anspruch 
nehmen können und sie sich darüber hinaus Ge-
danken machen müssen, wie sie für die restliche 
Zeit des Tages ein weiteres Betreuungsangebot 
organisiert bekommen. Trotzdem müssen sie den 
vollen Elternbeitrag zahlen. Das, meine Damen 
und Herren, ist für uns nicht hinnehmbar und steht 
in keinem Zusammenhang mit der Familien-
freundlichkeit im Land. 

 

(Zustimmung) 

 

Gestern hatten wir die Chance, hierzu eine ge-
setzliche Klärung herbeizuführen. Leider fand sich 
dafür keine Mehrheit im Hohen Haus. So bleibt 
nur ein bürokratischer Flickenteppich, den Eltern 
und Kommunen kaum nachvollziehen können. Ich 
erinnere nur daran, dass die Einrichtungen am 
16. März schließen mussten, die Eltern aber wei-
terhin ihre Beiträge zahlten. 

 

Das Hohe Haus hat daraufhin im April die Ent-
scheidung getroffen, allen Eltern die Elternbeiträ-
ge zu erlassen, egal ob deren Kinder in der Ein-
richtung betreut wurden oder nicht. Wir fanden 
das gut; es fand unsere Zustimmung. Im Mai wur-
den aber nur noch die Elternbeiträge für diejeni-
gen Kinder übernommen, die nicht in die Kita 
gehen konnten. Was aber passiert jetzt im Juni? 

 

Wir fordern die Landesregierung auf, gemeinsam 
mit den Kommunen nach Lösungen zu suchen, 
wie in den Fällen zu verfahren ist, in denen ab 
dem 2. Juni 2020 im Rahmen des eingeschränk-
ten Regelbetriebes von Kindertageseinrichtungen 
die Kostenbeiträge zwar in voller Höhe von den 
Eltern erhoben werden, die vertraglich vereinbarte 
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Betreuungszeit in den Einrichtungen jedoch nicht 
gewährleistet werden kann. 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! In Nr. 2 unseres 
Antrages gehen wir auf die Umsetzung der Hygi-
enevorschriften des Landesjugendamtes vom 
26. Mai 2020 ein. Es ist richtig, dass für jede Ein-
richtung ein solcher Hygieneplan vorliegen muss. 
Wir halten das für sinnvoll. Aber für die Träger 
entsteht hierdurch natürlich eine sehr hohe Mehr-
belastung. Diese Mehrbelastung wird in keiner 
Weise irgendwie finanziell ausgeglichen. Schon 
allein in Anbetracht der Auflagen zu den Reini-
gungsmaßnahmen lassen sich unsere Forderun-
gen bekräftigen. 

 

Ich möchte exemplarisch nur zwei Punkte aus 
dem sechsseitigen Maßnahmenplan erwähnen. 
Die Erzieherinnen sollen zum Beispiel täglich 
mehrfach die Handkontaktflächen, Tische, Tür-
klinken, Fenstergriffe, Lichtschalter, Telefone, 
Spielgeräte, Tastaturen usw., entsprechend der 
Festlegung im Hygieneplan reinigen. Auch die 
Fußböden im Krippenbereich sind mehrmals täg-
lich entsprechend der Festlegung im Hygieneplan 
zu reinigen. 

 

Dem Vernehmen nach - das wurde uns so mitge-
teilt - gab es sogar Träger, die bauliche Verände-
rungen in ihren Einrichtungen vorgenommen 
haben, indem sie sämtliche Teppiche und Ausle-
geware entfernt und Bodenbeläge verlegt haben, 
die sich besser reinigen lassen. Auch das sind 
natürlich erhöhte Aufwendungen, die mit Mehr-
kosten verbunden verbunden sind. Diese Beispie-
le lassen sich fortsetzen. 

 

Der Maßnahmenplan umfasst sechs Seiten. In-
soweit stellen wir fest, dass die Einrichtungen 
sehr umfangreiche Tätigkeiten vornehmen lassen 
müssen. Oftmals geschieht das durch die Erzie-
herinnen und Erzieher, die das neben ihrer eigent-
lichen Aufgabe, der Betreuung der Kinder, zusätz-
lich leisten müssen. Die angespannte Personalsi-
tuation im eingeschränkten Regelbetrieb wird da-
durch noch zusätzlich erschwert. Den Einrichtun-
gen muss daher der notwendige Aufwand erstat-
tet werden, auch dann, wenn sie eine erhöhte An-
zahl von Diensten vornehmen lassen müssen 
oder gegebenenfalls Reinigungsdienste damit be-
auftragen müssen. 

 

Sie sehen, meine Damen und Herren, das Thema 
ist sehr brisant. Es wird uns noch über mehrere 
Wochen und Monate hinaus begleiten. Deshalb, 
denke ich, wären wir gut beraten, im Ausschuss 
zu schauen, welche Möglichkeiten wir finden, um 
Träger, Eltern und natürlich Erzieherinnen von 
diesen zusätzlichen Belastungen zu entlasten. 
Deshalb bitte ich um die Zustimmung zu unserem 
Antrag. - Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksam-
keit. 

 

(Beifall) 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Einen Moment bitte, Frau Hohmann. - Habe ich 
das richtig verstanden: Sie bitten um Überweisung 
des Antrages in den Ausschuss für Arbeit, Sozia-
les und Integration? 

 

(Monika Hohmann, DIE LINKE: Ja, in den 
Sozialausschuss!) 

 

- Gut, alles klar. - Soll der Antrag auch in den 
Finanzausschuss überwiesen werden? 

 

(Zuruf: Finanzen auch? - Monika Hohmann, 
DIE LINKE: Ja, doch, machen wir! - Weitere 
Zurufe) 

 

- Gut, dann machen wir das so. 

 

Es ist vereinbart worden, zu diesem Tagesord-
nungspunkt keine Debatte zu führen. Deshalb 
stimmen wir jetzt ab. Wer für die Überweisung des 
Antrages in der Drs. 7/6120 in den Ausschuss für 
Arbeit, Soziales und Integration sowie in den Aus-
schuss für Finanzen stimmt, den bitte ich um das 
Kartenzeichen. - Das ist das komplette Haus. Gibt 
es Gegenstimmen? - Sehe ich nicht. Gibt es 
Stimmenthaltungen? - Sehe ich auch nicht. Damit 
ist der Antrag in die genannten Ausschüsse über-
wiesen worden und der Tagesordnungspunkt 19 
ist erledigt. 

 
 

Wir kommen zu dem letzten Tagesordnungspunkt 
für heute. Ich rufe auf 

 
 
 

Tagesordnungspunkt 20 

 

Erste Beratung 

 

Gastronomiebetriebe und Marktgewerbetrei-
bende unterstützen - Sondernutzungsgebüh-
ren erstatten 

 

Antrag Fraktion DIE LINKE - Drs. 7/6123 

 
 
 

Einbringerin ist die Abg. Frau Buchheim. Sie ha-
ben sofort das Wort. 

 
 

Christina Buchheim (DIE LINKE): 

 

Vielen Dank. - Sehr geehrter Herr Präsident! 
Werte Kolleginnen und Kollegen! Der Einzelhan-
del und die Gastronomie sind von der Coronakrise 
besonders hart betroffen. Neben den hohen Um-
satzverlusten sind sie in der Situation, ihr Ge-
schäftsmodell zu überdenken, Kreativität zu ent-
wickeln und zum Teil neue Wege einzuschlagen. 
Zwar gibt es den Onlinehandel und den Liefer- 
und Abholservice. Allerdings sollte das für viele 
nur eine Übergangslösung für die Zeit des Shut-
downs sein. 

 

Insbesondere für unsere Städte ist es wichtig, 
dass das Geschäftsleben in den Einkaufsstraßen 
wieder läuft. Wenn Gastronomie und Einzelhandel 
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für immer ihre Türen schließen müssen, dann 
wäre dies ein erheblicher Schaden für die Ent-
wicklung unserer Städte. 

 

(Beifall) 

 

Es gibt zwar staatliche Hilfen; diese allein reichen 
aber nicht aus. Es sind weitere Wege und Lösun-
gen gefragt, wie man die Gewerbetreibenden vor 
Ort in Zeiten einer Pandemie unterstützen kann. 
Darauf, werte Kolleginnen und Kollegen, zielt der 
vorliegende Antrag ab. 

 

Die meisten Betriebe in der Gastronomie haben 
die Grenzen der wirtschaftlichen Belastbarkeit 
längst erreicht und stehen nahe am Abgrund. In 
Speisegaststätten und Schankwirtschaften sind 
größere Menschenansammlungen mit räumlicher 
Enge nach der Sechsten Eindämmungsverord-
nung ausgeschlossen. Dem soll durch das Erfor-
dernis von Tischen in entsprechenden Abständen 
Rechnung getragen werden. 

 

Jeder weiß mittlerweile, was die Einhaltung dieser 
Vorschriften in der Praxis bedeutet. Insbesondere 
für die kleinen gastronomischen Betriebe geht da-
mit eine existenzielle Gefährdung einher. Die 
Praxis zeigt, dass die Kundschaft angesichts der 
bestehenden Beschränkungen, der existierenden 
Ängste und der finanziellen Einbußen ausbleibt. 

 

Auch Ladengeschäfte haben die Abstands- und 
Hygieneregeln sowie die Zugangsbegrenzung ge-
mäß der sechsten Eindämmungsverordnung ein-
zuhalten. Das Tragen einer textilen Barriere ist für 
Kunden verpflichtend und schreckt viele vom Ein-
kauf in Geschäften ab. 

 

(Unruhe) 

 

Für die Gewerbetreibenden aller Bereiche bedeu-
ten die derzeitigen Auflagen den Einsatz von 
mehr Personal und höhere Kosten. 

 

Bereits jetzt ist zu resümieren: Der erhoffte An-
sturm und Umsatz nach der Wiedereröffnung der 
Geschäfte blieb im Handel und in der Gastrono-
mie aus. Mittlerweile fragen sich Gastronomen, ob 
es sich unter den vorherrschenden Umständen 
überhaupt noch lohnt zu öffnen. Die Gastronomie 
berichtet nach der Wiedereröffnung von Umsatz-
rückgängen in Höhe von etwa 60 %. Diese sind 
begründet in dem zurückhaltenden Konsumver-
halten der Menschen, dem eingeschränkten Gas-
tro-Erlebnis und der minimierten Platzanzahl auf-
grund der Auflagen. Viele Gäste und Kunden be-
vorzugen aus Unsicherheit einen Platz im Freien. 

 

Dieser wiederum ist, sofern möglich, mit erheb-
lichen Kosten für den Gastronomen verbunden. 
Für Tische und Stühle im Außenbereich zahlt man 
beispielsweise in Halle je Quadratmeter 4 € im 
Monat, in Magdeburg zwischen 70 Cent und 
1,47 € und in Köthen 1 €. 

Warenauslagen im Außenbereich kosten in Halle 
zwischen 6,25 € und 10 € je Quadratmeter im 
Monat, in Magdeburg zwischen 1,68 € und 3,54 € 
und in Köthen 16 €. 

 

Nun mag man auf den ersten Blick sagen, das sei 
doch nicht viel Geld. Letztlich summiert sich das 
für die Gewerbetreibenden. Bei schlechtem Wet-
ter hat man das Nachsehen. 

 

Bereits seit Jahren klagen die Gewerbetreibenden 
über diese zusätzliche Kostenlast. In der jetzigen 
Zeit muss man überlegen, ob die zusätzlichen 
Kosten überhaupt zu decken sind. 

 

(Zustimmung) 

 

Handel und Gastronomie sorgen sich daher be-
rechtigterweise um ihre Existenz. Für große Loka-
le und Geschäfte lohnt sich der Betrieb mit weni-
gen Gästen bzw. wenig Kundschaft nicht. Es ist 
betriebswirtschaftlich nicht darstellbar. 

 

Allerdings hat man auch eine Verpflichtung 
gegenüber dem Personal und der Stammkund-
schaft. Gerade in der Gastronomie zeichnet sich 
seit Jahren ein Personalproblem ab. Man kann 
sich auch denken, dass diese Bereiche nicht über 
eine erforderliche Kapitaldecke verfügen, um die 
Krise zu meistern. Dann ist es letztendlich eine 
Frage der Zeit, wie lange die Gewerbetreibenden 
durchhalten. 

 

Wir wissen doch alle: Nicht nur die vielen kleinen 
Läden kämpfen ums Überleben, sondern auch un-
sere Kommunen im Land kämpfen bereits seit 
Jahren mit einem Ladensterben und einem Ver-
waisen der Städte. 

 

Die Krise schafft Tatsachen, wenn die Kommunen 
nicht zusätzlich mit ihren Möglichkeiten unterstüt-
zen. Daher ist in verschiedenen Kommunen die 
Überlegung herangereift, auf die Sondernut-
zungsgebühren in der Innenstadt für dieses Ka-
lenderjahr und sogar darüber hinaus zu verzich-
ten. 

 

(Zustimmung) 

 

Ich kenne Beispiele in Weißenfels, Gardelegen, 
Halberstadt, Stendal, Hettstedt und auch in Halle, 
wo über das Thema diskutiert wird. Einzelhändler 
sowie Betreiber von Gaststätten und Restaurants 
sollen nach unseren Vorstellungen für die Aufstel-
lung von Tischen, Stühlen Verkaufsständen und 
Werbeträgern im Außenbereich nicht mehr bezah-
len. 

 

Mit diesem Gebührenverzicht soll ein Signal der 
Wertschätzung und der Solidarität als eine der 
wenigen Möglichkeiten der Kommune gegenüber 
den dort tätigen Händlern und Gastronomen ge-
setzt werden. 

 

Mit dieser Regelung kann den Gastronomiebe-
trieben durch Flächenerweiterung ermöglicht wer-
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den, alle bisher vorhandenen Tische und Stühle 
mit dem notwendigen Abstand weiter zu bewirt-
schaften, die Läden können Kleinwarenauslagen 
im Außenbereich nutzen. 

 

Es ist zwar nur ein kleiner Beitrag zur Existenz-
sicherung der Betriebe, wir halten es aber für ein 
wichtiges Signal in diesen schwierigen Zeiten. 
Denn die Außengastronomie und die im öffent-
lichen Raum platzierten Warenangebote machen 
in den Sommermonaten einen erheblichen Anteil 
des Umsatzes bei den Restaurants und Geschäf-
ten aus. 

 

Und selbstverständlich muss eine Sondernutzung 
nach wie vor genehmigt werden. Rettungs- und 
Laufwege sind nach wie vor freizuhalten. 

 

Letztlich kommt dieses Vorhaben allen Bürgerin-
nen und Bürgern zugute, wenn unsere Kommu-
nen weiterhin durch ein vielseitiges Angebot klei-
ner Läden und gastronomischer Einrichtungen 
lebendig bleiben und auch der Wochenmarkt wie-
der ein lebendiger Ort wird. 

 

(Zustimmung) 

 

Wenn diese Maßnahme unseren Gewerbetreiben-
den hilft, schneller wieder auf die Beine zu kom-
men und gar die Krise zu bewältigen, schlägt sich 
das schließlich auch in der Gewerbesteuer nieder. 
Die damit erleichterte Möglichkeit der Nutzung 
von Außenbereichen ist auch ein Signal an die 
Kundschaft, im Freiluftbereich in sicherer Atmo-
sphäre die Angebote der Gewerbetreibenden in 
Anspruch zu nehmen. 

 

Der Verzicht auf die Sondernutzungsgebühren ist 
von den kommunalen Vertretungen zu beschlie-
ßen. Nun mag der Beschluss in den reichen Kom-
munen relativ unkompliziert sein, doch auch diese 
Kommunen stehen aufgrund sinkender Wirt-
schaftskraft und sinkender Einnahmen sowie stei-
gender Ausgaben unter Druck. 

 

Denn auch viele kommunalen Einrichtungen 
waren oder sind noch geschlossen, wodurch Ein-
nahmen wegfallen, während Kosten weiter anfal-
len und zusätzliche Kosten entstehen. Die Ein-
nahmen aus dem kommunalen Anteil an der Ein-
kommensteuer werden durch Kurzarbeit und Ar-
beitslosigkeit zurückgehen. Gewerbesteuerzah-
lungen wurden in den Kommunen bereits gestun-
det bzw. angepasst. 

 

Mithin stehen viele Kommunen selbst vor einem 
finanziellen Kollaps. Führt man sich das vor 
Augen, dann könnte in Sachsen-Anhalt ein weite-
rer Flickenteppich dahin gehend entstehen, dass 
nur finanzstarke Kommunen Sondernutzungsge-
bühren erlassen und viele andere Kommunen 
hierauf nicht verzichten können. 

 

Daher zielt unser Antrag darauf ab, mit Unterstüt-
zung des Landes eine landesweite einheitliche 

Lösung und Entlastung für Gastronomie, Markt-
treibende und Einzelhandel zu finden. Über einen 
unbürokratischen Weg zwischen Kommune und 
Finanzministerium soll dann die Erstattung des 
Gebührenausfalls erfolgen. 

 

Und ja, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 
seit der letzten Woche existiert ein 130 Milliar-
den € umfassendes Konjunkturprogramm, in des-
sen Mittelpunkt die Ankurbelung des privaten 
Konsums steht. Zudem sollen auch den Kommu-
nen einige Milliarden aus dem Paket zufließen. 

 

Kernstück des beschlossenen Papiers ist die vo-
rübergehende Senkung der Mehrwertsteuer. Zur 
Sicherung der Existenz von kleinen und mittel-
ständischen Unternehmen soll für einen corona-
bedingten Umsatzausfall ein Programm für Über-
brückungshilfen aufgelegt werden. Hiervon sollen 
gerade die besonders hart betroffenen Branchen 
in der Gastronomie profitieren. 

 

Die Überbrückungshilfe soll für die Monate Juni 
bis August gewährt werden und für Unternehmen 
gelten, deren Umsätze coronabedingt im April und 
Mai 2020 um mindestens 60 % gegenüber April 
und Mai 2019 rückgängig gewesen sind und 
deren Umsatzrückgänge in den Monaten Juni bis 
August 2020 um mindestens 50 % fortdauern. 

 

Erstattet werden sollen Anteile der fixen Betriebs-
kosten. Selbst Minister Willingmann hat in seiner 
Pressemitteilung vom 4. Juni kritisiert, dass die 
Überbrückungshilfen für kleine und mittlere Unter-
nehmen viel zu kurz gegriffen seien. Viele Bran-
chen werden auch danach mit erheblichen Um-
satzeinbußen zu kämpfen haben. Mit der Be-
schränkung auf fixe Betriebskosten wird der 
Unternehmerlohn nicht berücksichtigt. 

 

Vor diesem Hintergrund ist und bleibt der vorlie-
gende Antrag weiterhin ein wichtiges Signal an 
diese Gruppe von Betroffenen. Daher bitte ich um 
Zustimmung zu unserem Antrag. 

 

(Beifall) 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Ich sehe keine Fragen. Dann danke ich Frau 
Buchheim für die Einbringung des Antrages. Für 
die Landesregierung spricht jetzt der Minister 
Prof. Dr. Willingmann. - Herr Minister, Sie haben 
das Wort. 

 

 

Prof. Dr. Armin Willingmann (Minister für Wirt-
schaft, Wissenschaft und Digitalisierung): 

 

Vielen Dank, Herr Vizepräsident. - Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren Abgeordneten! Um 
18:30 Uhr spreche ich nun zum letzten TOP, der 
sich mit einem Querschnittsthema befasst; denn 
Ihr Antrag umfasst mehrere Aspekte. 

 

Wir haben in der Landesregierung die Zuordnung 
zum Bereich Wirtschaft vorgenommen, weil er 
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sich im Wesentlichen mit Wirtschaftsfragen be-
schäftigt. Er verdient aber genauso gut die Be-
trachtung aus kommunalrechtlicher Sicht durch 
den Innenminister und durch den Finanzminister, 
wenn es um die fiskalische Seite geht. Ich nähere 
mich dem Thema als Wirtschaftsminister. Dann 
gibt es noch weitere Diskussionen. 

 

Frau Abgeordnete, Sie haben das Thema völlig 
richtig eingegrenzt. Gerade die Gastronomie ist in 
besonderer Weise von den Coronaeindämmungs-
maßnahmen betroffen gewesen. 

 

Am 25. März, also mit der Zweiten Eindämmungs-
verordnung, wurden Gaststätten in Sachsen-An-
halt geschlossen. Wir hatten vorher eine ein-
wöchige Übergangszeit, in der wir modellhaft ver-
sucht hatten, mit etwas reduzierten oder mit be-
stimmten Auflagen den Betrieb weiter zu ermög-
lichen: Aber es war von der Entscheidung her 
völlig richtig und angesichts der pandemischen 
Situation klug, vollständig zu schließen und dann 
die weitere Entwicklung zunächst einmal unter ge-
sundheitspolitischen Aspekten zu betrachten. 

 

Dadurch sind Unternehmen in ihrer Existenz be-
droht. Das ist gar keine Frage. Deshalb war es 
wichtig, dass es ein Soforthilfeprogramm gibt. Es 
war gut, dass der Bund dabei in finanzieller Hin-
sicht die Hauptlast getragen hat. Aber es ist er-
wähnenswert, dass das Land einen erheblichen 
Beitrag hinzugelegt hat. 

 

Selbstverständlich, in diesem Bereich der Gastro-
nomie und des Tourismus, in dem in Sachsen-An-
halt ca.  25 000 sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigte tätig sind, ist es entscheidend, dass wir 
den Unternehmen unter die Arme greifen. Das ha-
ben wir getan, das ist geschehen, nämlich im 
Rahmen des Soforthilfeprogramms und der be-
rühmten Soforthilfen, über die wir inzwischen 
284 Millionen € ausgezahlt haben. 

 

Die Gastronomie war dabei übrigens mit 4 800 
Anträgen und ca. 41 Millionen € der am zweit-
stärksten nachgefragte Bereich an Unterstüt-
zungsleistungen. Circa 41 Millionen € sind etwa 
13 % der insgesamt ausgereichten Mittel - eine 
ziemlich gewaltige Leistung. 

 

Meine Damen und Herren! Die Überbrückungshil-
fen, die der Bund jetzt in Aussicht gestellt hat und 
über die zu reden sich sicherlich lohnt - der Fi-
nanzminister war vorhin so freundlich, im Rahmen 
des Konjunkturpakets etwas dazu zu sagen -, 
bieten für drei Monate noch einmal eine Perspek-
tive, aber eben nur für drei Monate. 

 

Wir wissen, dass wir im Bereich der Gastronomie 
die besondere Situation haben, dass wir keine 
Nachholeffekte erwarten dürfen. Für Monate, in 
denen die Unternehmen geschlossen waren, kann 
man nicht nachher ein paar Betten mehr, ein paar 
Schnitzel mehr verkaufen; das haut nicht hin. 

Deshalb müssen wir an dieser Stelle in allererster 
Linie darauf achten, dass die Unternehmen auch 
weiterhin im Programm bleiben, wenn es um die 
Frage geht, eine Überbrückungsunterstützung zu 
erhalten. 

 

Es fehlt in diesem Programm der Unternehmer-
lohn. Man kann über den Begriff streiten; ich habe 
ihn übernommen. Er kommt übrigens von den 
Kammern. Er fehlt in diesem Programm. Es ist be-
dauerlich, dass es der Bund nicht macht. Wir wol-
len mal schauen, was wir diesbezüglich landes-
seitig hinbekommen oder ob man etwas hat, das 
besondere Fälle abpuffert. 

 

Der Kollege Robra hat mit seinem Programm 
„Kultur ans Netz“ so etwas Ähnliches im Finanz-
ausschuss platzieren können. Dazu gratuliere ich 
herzlich. 

 

(Heiterkeit und Zustimmung) 

 

Wie sieht es aber in der Gastronomie tatsächlich 
aus? Wir haben bei den Öffnungen darauf geach-
tet, dass dann, wenn in Sachsen-Anhalt geöffnet 
wird, halbwegs rentable Modelle gefahren wer-
den. Ich erwähne das deshalb, weil wir gern die-
sen länderübergreifenden Vergleich anstellen. 

 

Es ist ganz hübsch zu schauen, wie das eigentlich 
im befreundeten Niedersachsen aussah. Nieder-
sachsen hatte sehr viel strengere Regelungen für 
die Gastronomie, für die Hotellerie, als man, zu-
gegebenermaßen ein paar Tage vor uns, die 
Unternehmen aufgemacht hat. Inzwischen hat 
man übrigens die sachsen-anhaltischen Regeln 
übernommen. Man kann von uns lernen - eine 
hübsche Erfahrung. 

 

Im Moment wissen wir, dass im Bereich der Gas-
tronomie etwa folgende Umsatzrückgänge festzu-
stellen waren: Im Monat März 50 % weniger, im 
Monat April 90 % weniger, im Monat Mai - man 
merkt, es geht langsam wieder aufwärts - nur, 
aber immerhin, 75 % weniger Umsatz. Diese wirt-
schaftlichen Folgen müssen ausgeglichen wer-
den. 

 

Eine Maßnahme dabei kann die Entlastung von 
Sondernutzungsgebühren sein. Meine Erfahrung 
ist, dass die Unternehmen das als einen Aspekt 
von Hilfe verstehen und so verstehe ich auch 
Ihren Antrag, als einen Aspekt. Den will ich gar 
nicht klein und gering schätzen, aber es ist eben 
tatsächlich nur ein Aspekt. 

 

Und, was wir alle wissen, es sind bereits Kommu-
nen dazu übergegangen oder diskutieren darüber, 
ob sie diesen Erlass tatsächlich vornehmen wol-
len. Dazu sind sie in der Lage. Es ist ihnen kom-
munalverfassungsrechtlich auch gestattet. Anord-
nen können wir es nicht. Das ist gar keine Frage. 

 

(Zuruf) 

 

Das würde in die Verfassung hineingreifen. 

http://www.arl-net.de/content/behoerden-und-institutionen-deutschland-und-europa#Sachsen-Anhalt
http://www.arl-net.de/content/behoerden-und-institutionen-deutschland-und-europa#Sachsen-Anhalt
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Über die Erstattung müssen wir in den Ausschüs-
sen reden, und zwar in den dafür zuständigen 
Ausschüssen. Denn man kann natürlich sagen, 
die Kommunen hätten inzwischen Ausgleichsleis-
tungen erhalten - der Finanzminister war an die-
ser Stelle ganz vorbildlich unterwegs - und das ist 
möglicherweise damit auch abgegolten. 

 

Die Entscheidung, ob und inwieweit man auch in 
Zukunft weitere Leistungen erbringt, das sollte 
den Beratungen in den zuständigen Ausschüssen 
vorbehalten sein. Der Ausschuss für Inneres bie-
tet sich dafür an, der Ausschuss für Finanzen und 
selbstverständlich auch der Ausschuss für Wirt-
schaft, Wissenschaft und Digitalisierung. - Vielen 
Dank. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Minister, es gibt zwei Abgeordnete, die Fra-
gen haben. Als Erste spricht Frau Brakebusch. 

 
 

Gabriele Brakebusch (CDU): 

 

Sehr geehrter Minister, ich habe tatsächlich ver-
folgt, was Sie gesagt haben. Ich finde es ganz toll, 
dass die Gastronomen unterstützt worden sind, 
also dass sie im Prinzip Anträge stellen durften. 

 

Jetzt habe ich eine Verständnisfrage. Kann ein 
Gastronom für alle Mitarbeiter Unterstützung an-
fordern, also auch für seine Ehefrau oder für seine 
Kinder, wenn sie einen Arbeitsvertrag haben? 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Minister, Sie haben das Wort. 

 
 

Prof. Dr. Armin Willingmann (Minister für Wirt-
schaft, Wissenschaft und Digitalisierung): 

 

Frau Präsidentin, ich bitte an der Stelle um Nach-
sicht, dass auch ein Minister, der sich sehr mit 
dieser Thematik beschäftigt, nicht der oberste 
Sachbearbeiter in dieser Frage ist. Ich gehe im 
Moment davon aus, dass tatsächlich mit einem 
Beschäftigungsverhältnis ausgestattete Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter auch unter die Förderkri-
terien fallen. Aber ich kann es Ihnen nicht verbind-
lich sagen. Deshalb darf ich die Frage hoffentlich 
mitnehmen und wir beantworten Sie Ihnen am 
Montag. 

 
 

Gabriele Brakebusch (CDU): 

 

Vielen Dank. Ich kann das auch belegen. Ein 
Gastwirt ist zu mir gekommen und hat gesagt, 
sein Sohn habe auch Familie und er bekomme für 
ihn keine Unterstützung. Sagen Sie mir bitte Be-
scheid. 

 
 

Prof. Dr. Armin Willingmann (Minister für Wirt-
schaft, Wissenschaft und Digitalisierung): 

 

Das muss man vielleicht im Einzelnen anschauen. 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Gallert, jetzt haben Sie die Möglichkeit, eine 
Frage zu stellen. 

 
 

Wulf Gallert (DIE LINKE): 

 

Ich habe eine ganze Reihe von Fragen, aber in 
einer Dreiminutendebatte geht das wahrscheinlich 
nicht so richtig. 

 

Ich finde es erstens ganz toll, dass Sie Ihrem 
Kollegen Robra gratulieren und dass Sie zweitens 
davon ausgehen, dass Sie in der Landesregie-
rung immer noch über den Bereich des Grundein-
kommens, was Sie Unternehmerlohn nennen, dis-
kutieren. Mich interessiert Ihre Prognose zu der 
Ergebnisorientiertheit und dem Abschluss dieser 
Debatte. 

 

Außerdem will ich kurz auf etwas hinweisen. Na-
türlich können wir die Kommunen nicht zwingen, 
die Gebühren zu erlassen, aber wir können sie mit 
Geld zwingen. Das geht schon, nämlich indem wir 
ihnen sagen: Wenn ihr den Gastronomen das 
Geld erlasst, dann bekommt ihr es vom Land er-
setzt. 

 

Dann, Herr Willingmann, möchte ich einmal die 
Kommune sehen, die sich vor ihre Gastronomen, 
die es nun wirklich schwer genug haben, stellt und 
sagt: Wir sind zu faul, diese Gebühren für euch 
auszusetzen und uns das Geld vom Land zu 
holen. - Das glaube ich ganz ausdrücklich nicht. 
Wenn wir den Kommunen diese Chance geben, 
dann werden sie sie auch nutzen. Ich glaube, das 
wäre gut angelegtes Geld. 

 

(Zustimmung) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Minister, Sie haben noch einmal das Wort. 

 
 

Prof. Dr. Armin Willingmann (Minister für Wirt-
schaft, Wissenschaft und Digitalisierung): 

 

Herr Gallert, über diesen Punkt kann man durch-
aus diskutieren. Ich will mich doch gar nicht da-
gegen verwahren. Ich muss an dieser Stelle nur 
um Respekt bitten. Das ist ein Thema, das vor 
allen Dingen in den Innen- und in den Finanzaus-
schuss gehört. Ich habe versucht, den wirt-
schaftspolitischen Aspekt zu bringen. 

 

Deshalb noch zu Ihrer kritischen Frage zum 
Unternehmerlohn. Gestern hat das Bundeskabi-
nett bzw. haben Bundeswirtschaftsminister Alt-
maier und Bundesfinanzminister Scholz die enge-
ren Bedingungen der Überbrückungshilfe verbind-
lich mitgeteilt. Das heißt, wir wissen jetzt seit etwa 
24 Stunden, wie das genau aussehen wird. Offi-
ziell übersandt wurde, glaube ich, noch nichts, 
weil man sich das für eine eigene Medienarbeit 
vorbehalten will. 
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Ich will damit sagen: Wir haben die ganze Zeit die 
Politik verfolgt, als Land additive Programme an-
zubieten. Wir wollen keine Bundesförderung subs-
tituieren, sondern wir wollen dort ergänzen, wo 
der Bund nicht einspringt, wo er nichts macht. 

 

Wir wissen jetzt endgültig, dass er beim Unterneh-
merlohn nicht handeln will. Wir wussten lange Zeit 
nicht, ob er vielleicht einzelne Leistungen für an-
rechenbar erklärt, die man nicht dem Unterneh-
merlohn zuordnet, die aber bislang auch ausge-
schlossen sind, beispielsweise bei Soloselbststän-
digen die persönliche Krankenversicherung oder 
Ähnliches. Das wäre durchaus entlastend. Auch in 
diesem Punkt ist der Bund bislang nicht mitge-
gangen. Das ist ärgerlich. 

 

Meine Vorstellung - diese Diskussion dürfen wir 
durchaus in der Landesregierung führen - ist Fol-
gende: Es gibt einen Bereich, der nicht grund-
sicherungsfähig ist und der bei der Soforthilfe, 
also bei der Unterstützung, die für Soloselbst-
ständige gewährt wird, auch durchfällt, weil die 
Betreffenden auf der einen Seite zu wenig Posi-
tionen bei der Soforthilfe geltend machen können 
und auf der anderen Seite bei der Grundsicherung 
aufgrund unterschiedlicher Tatbestände nicht be-
rücksichtigt werden können. 

 

Es sind zwei Tatbestände, die uns sofort ins Auge 
springen. Der eine ist die Bedarfsgemeinschaft 
und der zweite ist das Vorhandensein eines Spar-
vermögen von mehr als 60 000 €. 

 

Wir wissen, dass dieses Sparvermögen bei vielen 
Selbstständigen eine unerlässliche Rücklage für 
die Alterssicherung ist. Wird es im Zusammen-
hang mit der Coronakrise herangezogen und 
schließt die Grundsicherung aus, so sollte man an 
dieser Stelle wenigstens über ein Modell der 
Überbrückungs- oder wenigstens der Soforthilfe 
im Land diskutieren. 

 

Wir legen dazu ein Modell vor. Ich glaube, das ist 
auch finanzierbar. Es wird gewisse Parallelen zum 
Robra’schen Modell aufweisen, also zu dem Mo-
dell, das es für Kulturschaffende geben soll. Ich 
glaube, dass wir uns das leisten können. 

 

Aber, wie gesagt, diese Diskussion ist noch nicht 
abgeschlossen. Wir werden sie hier noch weiter 
führen. Sie muss dann aber alsbald beendet wer-
den. Da haben Sie schon recht. 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Ich sehe keine weiteren Fragen. Dann danke ich 
dem Herrn Minister für die Stellungnahme der 
Landesregierung. In der Debatte sind drei Minuten 
Redezeit je Fraktion vorgesehen. Für die CDU-
Fraktion spricht der Abg. Herr Zimmer. - Herr 
Zimmer, Sie haben das Wort. 

Lars-Jörn Zimmer (CDU): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Kolle-
gin Buchheim, es ist durchaus löblich, dass Sie 
diesen Antrag eingebracht haben. Ich kann vieles 
von dem, was Sie gesagt haben, mittragen und 
freue mich auch auf eine spätere Befassung. 

 

Ich will aber nicht verhehlen, dass der Antrag an 
sich ein Stückchen weiße Salbe ist. Denn er hilft 
den genannten Branchen kaum. Er greift einfach 
zu kurz. 

 

Ich verstehe Ihren Antrag. Ich verstehe ihn aber 
auch als Aufruf an die Kommunen, auf diese Son-
dernutzungsgebühren zu verzichten. Damit wür-
den die Kommunen einen solidarischen Beitrag 
leisten, Gastronomie und Handel vor Ort zu unter-
stützen. 

 

Wir müssen aufpassen, dass wir Maßnahmen fi-
nanzieren, die grundsätzlich und nachhaltig zur 
Liquiditätsverbesserung der Unternehmen beitra-
gen. Die Coronapandemie stellt den gesamten 
Tourismus, also Gaststätten, Reisebüros, Busun-
ternehmen, das Beherbergungsgewerbe und tou-
rismusnahe Dienstleistungen vor enorme Heraus-
forderungen. Es ist eigentlich fast die einzige 
Branche, die vollständig zum Erliegen gekommen 
ist. 

 

Auch jetzt, nachdem es wieder losgehen kann, ist 
die Lage problematisch. Die Unsicherheit der Un-
ternehmen und der Gäste ist groß. Trotz der Er-
leichterungen in der Pandemiebekämpfung blei-
ben viele Kunden und Gäste aus verschiedenen 
Gründen aus. 

 

Das ist bitter; denn Sachsen-Anhalt hat seine 
touristische Entwicklung bisher jährlich verbes-
sern können. Wenn wir die aktuellen Zahlen der 
Statistik vom April nehmen, haben wir ein Minus 
von 90 % bei den Ankünften und den Übernach-
tungen zu verzeichnen. 

 

Es ist also ein herber Rückschlag für die vielen 
Unternehmen, vor allem für Kleinstunternehmen 
und Familienunternehmen, die sich häufig in 
strukturschwachen Regionen unseres Landes 
eine Existenz aufgebaut haben. Ich habe an an-
derer Stelle schon deutlich gemacht, dass vielen 
von ihnen das Wasser sprichwörtlich bis zum Hals 
steht. 

 

Ich darf an dieser Stelle der Bundesregierung, 
aber vor allem auch unserer Landesregierung 
danken, dass sie umfangreiche Nothilfeprogram-
me aufgelegt haben. Die Bundesregierung wird 
ein weiteres starten - wir haben es gehört -, das 
Hilfen bis zum Jahresende vorsieht. Das soll dann 
auch den von mir genannten Unternehmen be-
sonders zugutekommen. 
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Dennoch habe ich die Bitte an unsere Landesre-
gierung, dass sie prüft, wie sie dem Tourismus in 
all seinen Facetten zusätzlich unter die Arme grei-
fen kann. Denn ich glaube nicht, dass wir schnell 
wieder zu einer Normalität in der gesamten Bran-
che kommen werden. 

 

Mir hat vor wenigen Tagen ein Gastronom gesagt: 
Ich brauche zwei Jahre harter Arbeit, um meinen 
Gastronomiebetrieb wieder in die Position zu füh-
ren, in der er vor Corona war; ich habe noch einen 
Pachtvertrag von vier Jahren und ich frage mich 
jetzt wirklich, ob es sinnvoll ist, überhaupt wieder 
aufzumachen. - Wir müssen dann sagen: Selbst-
verständlich ist es sinnvoll, wieder aufzumachen. 

 

Die Redezeit ist abgelaufen. Hier blinkt es schon 
in roter Farbe. - Lassen Sie uns in den Ausschüs-
sen, meine Damen und Herren, weiter darüber 
debattieren und diskutieren, was die richtigen 
Maßnahmen sind, also über Steuererleichterun-
gen - ich nenne nur das Stichwort Wochen-
arbeitszeit -, über Entbürokratisierung sowie über 
Statistik- und Dokumentationsvorschriften, die ab-
gebaut werden müssen. 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Zimmer, kommen Sie bitte zum Ende. 

 

 

Lars-Jörn Zimmer (CDU): 

 

All diese Dinge müssten dann ein fester Bestand-
teil zukünftiger Hilfspakete sein. 

 

Ich bitte um eine Überweisung des Antrags in den 
Ausschuss für Wirtschaft, Wissenschaft und Digi-
talisierung zur federführenden Beratung und zur 
Mitberatung in die Ausschüsse für Finanzen, für 
Inneres und Sport sowie für Landesentwicklung 
und Verkehr. - Herzlichen Dank. 

 

(Zustimmung) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Einen Moment, Herr Zimmer, Herr Gallert hat sich 
zu Wort gemeldet. Er hat eine Frage. - Herr Gal-
lert, Sie dürften Ihre Frage stellen. 

 
 

Wulf Gallert (DIE LINKE): 

 

Damit können Sie zumindest auf diese eine Frage 
noch einmal eingehen. Mir geht es um Folgendes: 
Sie sagen, das ist zu kurz gesprungen und bringt 
jetzt nicht viel. Das habe ich Ihrem Beitrag ent-
nommen. 

 

Ich möchte Ihnen ganz klar sagen, dass der Prä-
sident der DEHOGA das völlig anders sieht. Er 
begrüßt diesen Antrag ausdrücklich und findet ihn 
sehr zielführend, um die Dinge wieder in den Griff 
zu bekommen. 

 

Sie haben an die Kommunen appelliert, sie sollten 
das machen, obwohl Sie vorher gesagt haben, es 

springt eigentlich zu kurz. Das haben Sie so ge-
sagt. Aber das Problem besteht doch darin, dass 
ein hoher Anteil der Kommunen bei uns im Land 
in Konsolidierung ist. Die können das nicht ma-
chen. 

 

Das bedeutet, dass eine reiche Kommune den 
Gastronomen diese Anschubfinanzierung geben 
kann und andere Kommunen, die in der Konsoli-
dierung sind, diese Chance nicht haben. Das ist 
das Problem, vor dem wir stehen. 

 

Das Problem möchten wir beheben und möchten 
es allen Kommunen ermöglichen. Deswegen, 
glaube ich, ist es weder zu kurz gesprungen noch 
dürfen wir es uns leisten, das lange liegen zu 
lassen; denn ansonsten ergibt es keinen Sinn 
mehr, es zu machen. 

 

(Zustimmung) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Zimmer, Sie können antworten. 

 
 

Lars-Jörn Zimmer (CDU): 

 

Dann antworte ich mit den Worten meines Frak-
tionsvorsitzenden: Wir reden im Ausschuss darü-
ber. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Für die AfD-Fraktion spricht jetzt der Abg. Herr 
Raue. Herr Raue, Sie haben das Wort. 

 
 

Alexander Raue (AfD): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Damen und 
Herren! Der Titel des Antrages lautet „Gastrono-
miebetriebe und Marktgewerbetreibende unter-
stützen - Sondernutzungsgebühren abschaffen“ - 
dazu zwei Beispiele aus der Stadt Halle im Sinne 
der Antragsüberschrift. 

 

Erstens hieß es: Der Stadtrat beschließt, für den 
Zeitraum vom 1. März 2020 bis zum 30. Oktober 
2020 von Gaststätten keine Sondernutzungsge-
bühren für die Nutzung öffentlicher Flächen zu er-
heben. Bereits gezahlte Gebühren werden den 
Betreibern erstattet. - Dieser Antrag ist am Mitt-
woch in Halle von der Stadtratsfraktion DIE LINKE 
abgelehnt worden. 

 

Zweitens hieß es: Sämtlichen Einzelhändlern und 
Gastronomen wird das Aufstellen eines soge-
nannten Kundenstoppers oder eines ähnlichen 
Werbemittels kostenfrei und genehmigungsfrei bis 
zum 31. Dezember 2020 ohne Antragstellung ge-
stattet. - Dieser Antrag konnte infolge eines Boy-
kotts der Stadtratsfraktion DIE LINKE am 29. April 
2020 nicht als dringlich im Stadtrat behandelt wer-
den und wurde am Mittwoch ebenfalls von der 
Stadtratsfraktion DIE LINKE in der Stadt Halle ab-
gelehnt. 
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Laut dem vorliegenden Antrag sollen aber für ge-
nau solche Vorhaben Finanzmittel für die Kommu-
nen bereitgestellt werden. 

 

(Zuruf) 
 

- Genau. - Die Entscheidung über die Verwen-
dung dieser Mittel fällt damit in die Zuständigkeit 
der Städte und Gemeinden. Es stellt sich die Fra-
ge, warum Sie vor Ort in den Städten, wo Sie 
direkt zuständig sind, Frau Buchheim, wiederholt 
solche Anträge, die die Entlastung von Einzel-
händlern und Gastronomen zum Inhalt haben, 
boykottieren. 

 

Was nützt also hier im Landtag medienwirksam 
eingefordertes Geld, wenn Sie in den Städten 
nicht bereit sind, dieses als Entlastung an die 
schwer betroffenen Unternehmen weiterzugeben? 

 

Ich finde es bemerkenswert, dass der LINKEN 
ideologische Überlegungen wichtiger sind als der 
Wille, Entlastungen aktiv und kurzfristig zu be-
schließen. Offensichtlich sind Ihnen die Schwierig-
keiten unserer Kleinunternehmen doch nicht so 
wichtig. 

 

Üblicherweise sehen Sie Unternehmen nur als 
eine Steuerquelle, die es anzuzapfen gilt. Hier im 
Landtag ist allerdings zu erwarten, dass die Koali-
tionsfraktionen Ihren Antrag ablehnen und am 
Ende gar kein Geld bewilligt wird. 

 

Als AfD ist es uns aber wichtig, unseren Händlern 
und Gastronomen den Neustart so einfach wie 
möglich zu machen. Hierbei ist der Verzicht auf 
die Erhebung kommunaler Sondernutzungsge-
bühren für öffentliche Straßen und Plätze von der 
Gastronomie und dem Einzelhandel bis zum 
31. Dezember dieses Jahres ein Baustein, den wir 
unbürokratisch umsetzen wollen. 

 

Auch die kleinen Unternehmen wären für jede 
Hilfe dankbar. Denn seit der Verkündung der Ers-
ten Eindämmungsverordnung am 17. März 2020 
endete für viele Ladengeschäfte, Gastronomen 
und Markthändler die Möglichkeit, ihren Gewerbe-
betrieb regulär weiterzuführen. 

 

Die daraus resultierenden wirtschaftlichen Folgen 
für unsere Handelsunternehmen und unsere Gas-
tronomiebetriebe sind beispiellos. Daher muss 
auch die Neustarthilfe auf allen Ebenen umfas-
send sein. Die AfD-Fraktion wird diesen Antrag 
unterstützen. - Vielen Dank. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Ich sehe keine Fragen. Dann danke ich Herrn 
Raue für den Redebeitrag. Für die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN spricht jetzt der Abg. 
Herr Meister. - Herr Meister, Sie haben das Wort. 

 
 

Olaf Meister (GRÜNE): 

 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ja, der Antrag ist gut gemeint. Ich selbst gehöre 

mit anderen Kollegen zu den Initiatoren eines 
entsprechenden kommunalen Antrags in der Stadt 
Magdeburg, der demnächst beschlossen werden 
wird, so denn die Mehrheit des Stadtrates folgt. - 
Aber ich bin optimistisch. In der Praxis wird der 
heutige Antrag in seiner Kleinteiligkeit der Situa-
tion aber nicht gerecht. 

 

Schauen wir einmal kurz auf die harte Realität. In 
Magdeburg kostet ein Quadratmeter Sondernut-
zungsfläche für den Gastrobereich 1,47 € im 
Monat. Wenn also jemand einen Betrieb mit 
100 m² Fläche hat, dann hat er eine Ersparnis von 
147 € im Monat. 

 

Das ist natürlich wirklich willkommen. Dass das 
aber weit weg davon ist, irgendwie etwas Großes 
zu bewegen, muss einem klar sein. Insofern muss 
man wissen, dass man mit dem Antrag sehr klein-
teilig unterwegs ist. 

 

Ich finde, wir sollten andere Diskussionen führen, 
beispielsweise darüber, wie wir anstatt der einsti-
gen Soforthilfe diese Überbrückungsförderung, 
die der Bund beschlossen hat, realisieren. Sind 
diese 60 %, mit denen wir an den Umsatz an-
docken, das richtige Kriterium, oder sind vielleicht 
50 % oder ein anderer Wert sinnvoll? Wie gehen 
wir mit dem Unternehmerlohn um? Das sind 
Dinge, mit denen wir im Gastrobereich tatsächlich 
etwas machen können.  

 

Der andere Bereich, in dem die Hilfe andockt, sind 
die Kommunen selbst. Dabei sind bei Weitem 
nicht nur die Sondernutzungsgebühren zu be-
trachten. Magdeburg nimmt pro Jahr etwa 
360 000 € an Sondernutzungsgebühren ein, die 
jetzt zum Teil nicht eingehen werden. Ein Teil der 
Gebühren wird zwar eingehen, aber ein Teil wird 
nicht eingehen. Die coronabedingten Kosten und 
Mindereinnahmen dürften sich auf ein Vielfaches, 
auf einen Betrag im mehrstelligen Millionenbe-
reich, belaufen.  

 

Man könnte natürlich jeden einzelnen Aspekt des 
kommunalen Lebens, wie Zoo, Museum, Parkge-
bühren, Gewächshäuser, Ordnungsamt, ÖPNV, 
Mietausfälle bei kommunalen Wohnungsunterneh-
men usw. herausnehmen, eine komplizierte Er-
mittlung des konkreten Ausfalls vornehmen und 
dann eine Erstattung durch das Land einfordern. 
Das ist in dieser Form wenig sinnvoll.  

 

Wenn wir bei 218 Kommunen schauen, welche 
Ausfälle sich bei den Sondernutzungsgebühren 
ergeben, das auf die Monate herunterbrechen und 
entsprechende Erstattungen vornehmen, dann ist 
das mit der Forderung „unbürokratisch“ nicht in 
Einklang zu bringen. 

 

Das Ziel, diese Krise solidarisch zu tragen, erfor-
dert es selbstverständlich auch, die Kommunen in 
der Krise so auszustatten, dass sie ihre Aufgaben 
erfüllen können und die kommunale Selbstverwal-
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tung mit Leben erfüllen können. Insofern sind wir 
uns, das glaube ich, inhaltlich fraktionsübergrei-
fend ganz nah.  

 

Für ausreichende Liquidität hat die Landesregie-
rung ganz akut gesorgt. Nun brauchen wir einen 
umfassenden Plan zur finanziellen Sicherung der 
Kommunen. Der Bund hat Hilfen angekündigt. 
Auch wir als Land müssen eingreifen. Kenia wird 
handeln. Im Finanzausschuss war das heute be-
reits ein Thema, wenn auch erst in Ansätzen. 

 

Ich habe gehofft, dass wir heute per Alternativan-
trag dieses kommunale Ziel der Koalition tatsäch-
lich schon festzurren können; dazu kam es nicht. 
Da Ihr Antrag in seiner Zielrichtung, nämlich Hilfen 
für die Kommunen und für die Gastrobetriebe zu 
geben, auf dem richtigen Gleis steht, ist eine Ab-
lehnung, so meine ich, nicht sinnvoll, sondern 
eine Überweisung ist angezeigt. Dann muss man 
darüber diskutieren, was man machen kann. - 
Danke. 

 

(Zustimmung) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Ich sehe keine Fragen. Dann danke ich Herrn 
Meister für den Redebeitrag. Für die SPD spricht 
jetzt der Abg. Herr Erben, wenn ich das richtig 
sehe. - Herr Erben, Sie haben das Wort. 

 
 

Rüdiger Erben (SPD):  

 

Vielen Dank, Herr Vizepräsident. - Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren Kollegen! Zunächst will 
auch ich mich lobend dem Antrag nähern; denn er 
greift, so glaube ich, ein ganz wichtiges Thema 
auf, das gerade den Gastronomen in unserem 
Land unter den Nägeln brennt.  

 

Aber ich will mich dem Thema vor allem unter den 
Dimensionen der Kommunalfinanzen insgesamt 
nähern. Das hat der Kollege Olaf Meister eben 
auch schon getan. Ich fürchte, wenn wir das auf 
die Sondernutzungsgebühren beschränken, dann 
ist die Verwaltung der Erstattung teurer als das, 
was wir auskehren.  

 

Es gibt ja eine große Stadt in diesem Lande, die 
an anderer Stelle nachgewiesen hat, dass sie 
mehr für die Verwaltung ihrer Straßenausbaubei-
träge ausgibt, als sie eingenommen hat. Das ist 
die Stadt Halle. Das ist über mehrere Jahre so ge-
wesen. Ich fürchte, ein solcher Effekt würde sich 
im Fall des Wegfalls der Sondernutzungsgebüh-
ren für Gastrobetriebe ebenfalls ergeben.  

 

Deswegen halte ich es für wichtig, dass wir das 
Thema Kommunalfinanzen nach Corona in ande-
ren Maßstäben lösen. Wir reden bei den Erstat-
tungen des Ausfalls der Gewerbesteuer in diesem 
Jahr von über 160 Millionen € bis 190 Millionen €. 
Wir reden bei der Erhöhung des Anteils zu den 
Kosten der Unterkunft von 100 Millionen €. Wir 

reden aufgrund des Ausfalls von Fahrgelderlösen 
über Regionalisierungsmittel in Höhe von 118 Mil-
lionen €.  

 

Ich persönlich würde mir wünschen, dass wir bei 
dieser Gelegenheit auch pauschaliert die ausfal-
lenden Sondernutzungsgebühren für die Gastro-
nomie mit „verquetschen“, um das einmal so zu 
bezeichnen. Ich vermute, es werden ein paar 
100 000 € sein; viel mehr wird es vermutlich nicht 
sein. Ich freue mich auch, dass gegenwärtig so 
viele Kommunen schon quasi in Vorleistung 
gehen. Also in meiner Heimatstadt Weißenfels hat 
dies der Stadtrat gestern einstimmig getan. An 
vielen anderen Stellen findet das auch statt.  

 

Deswegen beantrage ich die Überweisung des 
Antrages in eine Reihe von Ausschüssen, und 
zwar zur federführenden Beratung an den Wirt-
schaftsausschuss und zur Mitberatung an den 
LEV, an den Finanzausschuss und an den Aus-
schuss für Inneres und Sport. - Herzlichen Dank. 

 

(Zustimmung) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Fragen sehe ich keine. Dann danke ich Herrn 
Erben für den Redebeitrag. - Für die Fraktion DIE 
LINKE hat jetzt noch einmal Frau Buchheim das 
Wort. Frau Buchheim, bitte. 

 
 

Christina Buchheim (DIE LINKE):  

 

Vielen Dank. - Ich freue mich natürlich, dass wir 
mit diesem Antrag eine umfassende Diskussion 
angestoßen haben, dass heute das Signal erfolgt, 
dass man den Unternehmerlohn, wie wir ihn nen-
nen, erstatten möchte und dass man dazu ein 
Programm im Land auflegen will. Das ist natürlich 
positiv hervorzuheben. Daher freuen wir uns na-
türlich auf die Ausschussberatung.  

 

Man muss bei dem Ganzen auch im Blick haben, 
dass nicht alle Gaststätten die Möglichkeit haben, 
eine Außengastronomie zu betreiben. Gerade für 
sie ist es auch wichtig, dass sie weitere Hilfen er-
halten; ihnen wäre nämlich mit diesem Antrag 
nicht geholfen. 

 

Ich freue mich auch über den Hinweis von Herrn 
Erben, der gleich eine Lösung präsentiert hat, 
dass man den Kommunen nämlich die entgange-
nen Einnahmen aus Sondernutzungsgebühren 
über Pauschalen ausgleicht, um den Verwal-
tungsaufwand möglichst gering zu halten; denn es 
gibt viele andere Verfahren, bei denen die Kom-
munen ihre Kosten belegen müssen und hierfür 
Personal einsetzen müssen. Wir wissen auch alle, 
dass ein Personaldefizit in den Kommunalverwal-
tungen besteht.  

 

Überdies wurde angesprochen, dass gerade 
Kommunen, die sich in der Haushaltskonsolidie-
rung befinden, auf Einnahmen nicht verzichten 
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können. Gerade deswegen wollen wir, dass für 
alle einheitlich die Möglichkeit besteht, von dieser 
Maßnahme Gebrauch zu machen. Ich habe auch 
keine Bedenken, dass das nicht relativ zeitnah 
umgesetzt wird, wenn man das Signal aussendet, 
dass eine Erstattung erfolgen wird. Viele von uns 
sind kommunalpolitisch aktiv und jeder ist froh, 
wenn er einen solchen Antrag in seinem Rat prä-
sentieren kann.  

 

Insofern brauche ich weiter nicht viel zu sagen 
und freue mich auf die Ausschussberatung. 

 

(Beifall) 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Ich sie auch hierzu keine Fragen. Dann danke ich 
Frau Buchheim für den letzten Beitrag. 

 

Wir kommen nun zur Abstimmung. Es ist der Vor-
schlag unterbreitet worden, den Antrag zur feder-
führenden Beratung an den Ausschuss für Wirt-

schaft, Wissenschaft und Digitalisierung und zur 
Mitberatung an die Ausschüsse für Inneres und 
Sport, für Finanzen sowie für Landesentwicklung 
und Verkehr zu überweisen. Wer dafür stimmt, 
den bitte ich um das Kartenzeichen. - Das sind 
alle Fraktionen. Wer stimmt dagegen? - Gegen-
stimmen sehe ich nicht. Stimmenthaltungen? - Ich 
sehe auch keine Stimmenthaltungen. Damit ist die 
Überweisung des Antrages erfolgt. Der Tagesord-
nungspunkt 20 ist erledigt.  

 
 
 

Schlussbemerkungen 

 
 
 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
sind damit am Ende der 49. Sitzungsperiode des 
Landtages angelangt. Ich berufe den Landtag zu 
seiner 50. Sitzungsperiode für den 8., 9. und 
10. Juli 2020 ein. Ich wünsche allen ein gutes 
Wochenende. - Vielen Dank. 

 

Schluss der Sitzung: 18:58 Uhr.  
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